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§1 Einfihrung

Die Steuerpflicht beginnt fiir die Einkommens- und die Vermdgenssteuer mit der
Geburt und endet mit dem Tod.! Ausgehend von der aktuellen Lebenserwartung in
der Schweiz von gut 86 Jahren fiir Frauen® wird die geschuldete Einkommens- und
Vermogenssteuer bei einer Durchschnittsfrau rund 68-mal im Leben festgestellt.?
Dafiir zustindig sind die kantonalen Steuerverwaltungen.*

Aus der Perspektive der Steuerpflichtigen gestaltet sich der Ablauf zur Festsetzung
der Steuerschuld wie folgt: Zu Beginn des Jahres erhalten Steuerpflichtige eine
Aufforderung der Steuerverwaltung, ihre Steuererklérung einzureichen. Daraufhin
fiillen sie diese elektronisch oder auf Papier aus und reichen sie ein. Anschliessend
wird die Steuererkldrung gepriift und eine Veranlagungsverfiigung erlassen. Mit
diesem Entscheid setzt die Steuerverwaltung den geschuldeten Steuerbetrag ver-
bindlich fest.®

Aber was passiert zwischen dem Einreichen der Steuererkldrung und dem Erlass
der Veranlagungsverfiigung? Allgemein gefasst wendet die Steuerverwaltung das
Steuerrecht an, das aus zahlreichen Bestimmungen in der Bundesverfassung, den
kantonalen Verfassungen, Steuergesetzen und Steuerverordnungen besteht.® Die
Lebensrealitit wird fiir die Rechtsanwendung abstrahiert und als Sachverhalt fest-
gestellt.” Dieser umfasst beispielsweise Informationen {iber das Einkommen® einer
Person, abziehbare Ausgaben® sowie die personlichen Verhiltnisse.!® So gibt die
steuerpflichtige Person ihren Lohn an, belegt Ausgaben fiir den Arbeitsweg und
kreuzt an, ob sie verheiratet ist oder ob sie minderjahrige Kinder hat. Am Ende

! Statt vieler vgl. ReicH, Steuerrecht, § 11 Rz. 6, 8.

2 Abrufbar unter bfs.admin.ch > Statistiken > Bevdlkerung > Geburten und Todesfélle
> Lebenserwartung, abrufbar auch unter perma.cc/DA9H-44PZ.

Einkommen und Vermégen werden bei minderjéhrigen Kindern den Inhabern der el-
terlichen Sorge zugerechnet (Art. 9 Abs. 2 DBG; Art. 3 Abs. 3 StHG).

4 Vgl § 4 Ziff. 2.1.

5 Vgl. zum Ablauf der Steuerveranlagung § 4 Ziff. 2.2.
¢ Statt vieler ReicH, Steuerrecht, § 3.

Vgl. CaveLrl, Steuerrechtliche Argumentation, 1.

8 Vgl Art. 16 DBG.

? Vgl Art. 33 DBG.

10 Vgl. Art. 35 DBG.
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I. Teil: Einleitung

entscheidet die Steuerverwaltung iiber die Hohe der Steuerschuld und setzt den
geschuldeten Steuerbetrag fest.

So einfach dieser Prozess der Rechtsanwendung auf den ersten Blick erscheint,
so vielschichtig ist er in der praktischen Umsetzung: Fiir jeden einzelnen Fall
muss der Sachverhalt festgestellt und die steuerrechtlichen Bestimmungen dazu
miissen interpretiert werden. Diese Interpretation ist notwendig, damit die rechts-
anwendende Person beurteilen kann, ob die Rechtsnorm auf den Sachverhalt an-
wendbar ist."!' Abhédngig von der Formulierung der Bestimmung besteht ein grosse-
rer oder ein kleinerer Entscheidungsspielraum.!? Eine rein rationale Entscheidung
aufgrund der Rechtsnormen ist jedenfalls nicht moglich,'® vielmehr bedarf es einer
Wertung.' In der Rechtswissenschaft wird von einem «Wertungsspielraum»'s oder
einem «Beurteilungsspielraumy»'® gesprochen. Dieser Wertungsspielraum und die
damit zusammenhéngenden Wertungen sind Gegenstand der vorliegenden theore-
tischen und empirischen Untersuchung. Wie diese Arbeit zeigen wird, bleibt un-
klar, wie dieser Entscheidungsspielraum im Einzelfall auszufiillen ist.!” Demnach
fehlt ein normatives Konzept fiir Wertungen in der Rechtsanwendung.

1 Vgl § 7.

12 Vgl. zum Begriff des Entscheidungsspielraums Fn. 16.

13 Siehe auch ScHLUEP, Recht und Intuition, 253.

4 Vgl. zu Wertungen im Recht statt vieler HILGENDORF, Werte, 227; ENGiscH, Einfithrung,
190 f.; Hinni, Gefiihl, 62. Vgl. eingehend zum Verhéltnis von Wahrheit, Objektivitét
und Wertungen Baape, Wahrheit und Recht, 568—581.

15 KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 57; HAnNI, Gefiihl, 135.

16 LARENZ/CANARIS, Methodenlehre, 114. Im Folgenden wird dieser Spielraum als «Ent-
scheidungsspielraumy bezeichnet. Verdeutlicht werden soll damit, dass die Ausfiillung
dieses Spielraums nicht einzig aufgrund von Werten erfolgt. Vgl. dazu gleich im Fol-
genden § 2. Zur Verwendung des Begriffs «Beurteilungsspielraum» im Zusammen-
hang mit offenen Normen vgl. § 6 Ziff. 2.

17 Siehe dazu insb. § 7. An dieser Stelle ist anzumerken, dass die Notwendigkeit eines
Handlungs- und Entscheidungsspielraums der Verwaltung in dieser Arbeit nicht infra-
ge gestellt werden soll. Vgl. dazu MaynTz, Verwaltung, 66 f.; SCHINDLER, Verwaltungs-
ermessen, Rz. 300-310.
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§2 Wertungsentscheidungen
in der Rechtsanwendung

In der deutschsprachigen Rechtswissenschaft wird der konkrete Vorgang, in dem
die rechtsanwendende Person diese Wertung vornimmt, meist mit einer Ent-
scheidung beschrieben, die auf dem «Rechtsgefiihl»'®, der «Rechtsintuition»'?,
dem «Judiz»® oder dem «Vorverstidndnis»?' basiert.”> Da sich die Begriffe weder
decken noch eine allgemeine Definition existiert, bietet sich eine Differenzie-
rung zwischen Konzepten des Rechtsgefiihls und des Vorverstandnisses an.?* Das
Rechtsgefiihl wird als «spontane Stellungnahme in einem juristischen Konflikt»?*
beschrieben. Auf einer allgemeinen Ebene dient es laut einer Auffassung dazu,
Werte festzustellen.”® Andere Ansitze gehen davon aus, dass es unabhéngig davon
entsteht.”® Dem gegeniiber stehen Theorien des Vorverstindnisses. Das Vorver-
standnis wird erlernt, also durch Erzichung, Ausbildung und Berufs- und Lebens-
erfahrung erlangt.” Obschon somit theoretische Ansitze zum inneren Vorgang
bei Wertungen im Einzelfall existieren, fehlt es an einem Analyserahmen, der die
Untersuchung subjektiver Wertungen in der Rechtsanwendung von aussen ermog-
licht.

Dieser Herausforderung lisst sich auf zwei Ebenen begegnen. Aus normativer
Perspektive stellt sich die Frage, welche Regeln fiir die Interpretation von Rechts-
normen vorliegen und welche Faktoren die Entscheidung beeinflussen sollen und
diirfen. Im Hinblick auf die Rechtsanwendung geht es darum, zu untersuchen,

18 So bspw. RUMELIN, Rechtsgefiihl, 12; Hinni, Gefiihl, 124 f.,, 131, m.w. H.; BIHLER,
Rechtsgefiihl, XVIII. Ausfiihrlich und m.w. H. zur Behandlung des Rechtsgefiihls in
der Rechtstheorie BiHLER, Rechtsgefiihl, 1-18.

19 So bspw. ScHLUEP, Recht und Intuition, 251.

20 So bspw. KRaAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 378.

2L So bspw. Esser, Vorverstindnis, 10, 136-141.

22 Ahnlich bei ScHLUEP, Recht und Intuition, 251 f.

3 Eine dhnliche Unterscheidung nehmen auch JaN ChristorH BubLiTzZ und NORBERT
Pauro vor. Sie verwenden dafiir jedoch die Begriffe «Intuition» und «Rechtsgefiihl»
(BuBLitz/PauLo, Empirische Ethik, 59).

2¢  BIHLER, Rechtsgefiihl, 59.

2 HANNI, Gefiihl, 125.

% BIHLER, Rechtsgefiihl, 101.

27 So bei Esser, Vorverstindnis, 10. Vgl. KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre,
376-383.

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

I. Teil: Einleitung

welche Argumente bei der Interpretation von Rechtssétzen und in der Anwendung
des Rechts im Allgemeinen zulissig sind.?® Dies ermdglicht eine Uberpriifung der
Entscheidungen auf ihre dussere Vereinbarkeit mit den rechtlichen Grundlagen.

Aus deskriptiver Perspektive stellt sich die Frage, wie die Interpretation erfolgt
und welche Faktoren tatséchlich in die Entscheidung hineinspielen. Die Ent-
scheidungsfindung in den Gerichten und der Verwaltung ist bisher nur unzureichend
erforscht.” Dies liegt auch am Untersuchungsgegenstand: Wahrend Gerichtsver-
handlungen &ffentlich sind, finden Urteilsberatungen hinter verschlossenen Tiiren
statt.*® Bei Verwaltungsentscheidungen besteht sogar oft keine direkte Offentlich-
keit.3! Zumeist tritt nur die Verwaltungsspitze nach aussen auf.? Hinzu kommt,
dass bei Gerichts- und Verwaltungsentscheidungen die Entscheidungsfindung «zu
einem guten Teil im Kopf» stattfindet.** Sie lasst sich somit nicht von aussen be-
obachten. Zu den entscheidungsrelevanten Faktoren, die von aussen nicht sichtbar
sind, zdhlen Vorurteile und Vorverstédndnisse,** Erfahrungen, aktueller Gemiits-
zustand sowie personliche Wertungen und Konsequenzen der Entscheidung.®® Die
deskriptive Perspektive ermdglicht es also, auch ausserrechtliche Faktoren zu be-
riicksichtigen, die eine Entscheidung beeinflussen.

Vor diesem Hintergrund untersucht diese Arbeit die normativen Grundlagen
fiir die Rechtsanwendung der Steuerverwaltung, stellt diese einem deskriptiven
Theorieansatz fiir verwaltungsrechtliche Entscheidungen gegeniiber und schafft
damit einen Analyserahmen fiir den Einfluss ausserrechtlicher Faktoren auf die
Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung.

2 Vgl. zur Bedeutung der juristischen Argumentation in der Rechtsanwendung CAVELTI,

Steuerrechtliche Argumentation, 1-6.

BaEer, Rechtssoziologie (4. Aufl.), § 8 Rz. 2. Vgl. zur auf eine Randbemerkung be-

schrinkten Erwdhnung von Verwaltungsentscheidungen in der aktuellen Auflage

BaER, Rechtssoziologie, § 8 Rz. 10.

30 BAaER, Rechtssoziologie (4. Aufl.), § 8 Rz. 2.

31 BAER, Rechtssoziologie (4. Aufl.), § 8 Rz. 2. Vgl. zum Grundsatz der Partei6ffentlich-
keit TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 77.

32 BAER, Rechtssoziologie (4. Aufl.), § 8 Rz. 2.

3 So anschaulich MorrLok, Geleitwort, 11.
34

29

BaER, Rechtssoziologie, § 8 Rz. 31.
BaER, Rechtssoziologie, § 8 Rz. 31, m. w. H.

35
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§ 3 Aufbau derArbeit

Im ersten Teil mit dem Titel «Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht» werden
in dieser Arbeit die normativen Vorgaben fiir die Rechtsanwendung der Steuer-
verwaltung aus rechtsdogmatischer Perspektive untersucht. Dieses Kapitel dient
als Ausgangs- und Referenzpunkt fiir die weiteren Ausfithrungen. Dariiber hin-
aus wird aufgezeigt, in welchen Féllen die rechtlichen Grundlagen der Steuer-
verwaltung einen Entscheidungsspielraum einrdumen. Zunichst werden dafiir die
rechtlichen Rahmenbedingungen des Verwaltungshandelns dargestellt.’* Dazu
gehoren die Grundsdtze des Verwaltungshandelns in der Bundesverfassung,
die materielle Vorgaben fiir Verwaltungsentscheidungen machen.’” Weiter zihlt
dazu das Verfahren zur Festsetzung der Steuerschuld.®® Ein besonderes Augen-
merk liegt beim Verfahren auf der Zusammenarbeit der Steuerverwaltung mit
den Steuerpflichtigen bei der Feststellung des Sachverhalts sowie der rechtlichen
Qualifikation dieses Sachverhalts. Ausserdem werden die wichtigsten Handlungs-
formen aufgezdhlt und erldutert, die der Steuerverwaltung zur Verfligung stehen.*
Diese haben einen unterschiedlichen Bezug zur Entscheidungsfindung und zur
Ausfiillung des Entscheidungsspielraums. Neben dem rechtlichen Rahmen wird
der Umgang des Verwaltungsrechts mit offenen Normen aufgezeigt.*’ Offene Nor-
men bieten der Verwaltung naturgemiss einen weiteren Entscheidungsspielraum
und unterscheiden sich in verschiedener Hinsicht.

Im zweiten Teil mit dem Titel «Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven
auf die Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung» werden erstens die normati-
ven Regeln der juristischen Methodenlehre fiir die Rechtsanwendung dargestellt.*!
Diese widerspiegeln einen Konsens iiber den Umgang mit Rechtsnormen oder fiir
das Vorgehen, wenn keine Rechtsnormen vorhanden sind, die auf den Sachverhalt
zutreffen. Der Fokus der Ausfithrungen zur juristischen Methodenlehre liegt auf
der Frage, inwieweit sie den Entscheidungsspielraum in der Rechtsanwendung
einschrinkt und wo dieser bestehen bleibt. Dieser normativen Perspektive wird in
einem ndchsten Schritt eine deskriptive, sozialwissenschaftliche Perspektive auf

% Vgl § 4.
T Vgl § 4 Ziff. 1.
¥ Vgl § 4 Ziff. 2.

¥ Vgl §5.
0 Vgl § 6.
a4 Vel §7.
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I. Teil: Einleitung

die Verwaltung und ihre Entscheidungen entgegengestellt.? Im Zentrum dieser
Ausfithrungen stehen das Verhiltnis von Politik und Verwaltung sowie die Suche
nach einer Theorie, mit der sich Entscheidungen der Verwaltung, insbesondere die
Ausfiillung des Entscheidungsspielraums und Wertungen, darstellen lassen.

Im dritten Teil mit dem Titel «Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen
der Steuerverwaltung» werden die Wertungsspielrdume der Steuerverwaltung in
einem ersten Schritt anhand NikLas Lunmanns funktional-struktureller System-
theorie®® sowie seines Ansatzes fiir eine Verwaltungstheorie* erfasst.** Dieser
Theorieansatz ermoglicht es, die Faktoren, welche Entscheidungen der Steuer-
verwaltung beeinflussen, den wichtigsten Umweltsystemen der Steuerverwaltung
zuzuordnen, also den Steuerpflichtigen, der Politik und dem Personal. In einem
zweiten Schritt wird der Fokus auf die Praxis der Steuerverwaltung gerichtet. Dies
gelingt in einer empirischen Untersuchung auf Basis von Interviews mit Steuer-
kommissdrinnen*.*’ Dabei wird {iberpriift, ob LuHMANNS Ansatz zu einer plau-
siblen Anndherung an die Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung fiihrt.
Weiter bietet die empirische Untersuchung die Moglichkeit, den Entscheidungs-
findungsprozess der Steuerverwaltung explorativ zu untersuchen, also Aspekte zu
identifizieren, die durch die Theorie nicht erfasst werden.

Die Kapitel enthalten jeweils mehrere «Zwischenergebnisse» und eine «Zu-
sammenfassung und Schlussfolgerung». Die «Zwischenergebnisse» fassen den
Inhalt eines Unterkapitels zusammen. Das Unterkapitel «Zusammenfassung und
Schlussfolgerungen» dient dazu, die wesentlichen Punkte des gesamten Kapitels
zu rekapitulieren und deren Relevanz fiir die weitere Untersuchung sowie Er-
kenntnisse in Bezug auf den Forschungsgegenstand zu verdeutlichen.

2 Vel §8.

4 Dazu eingehend § 9 Ziff. 1.1.

4 Dazu eingehend § 9 Ziff. 1.2.

$ Vgl §9.

4 Hier und im Folgenden werden abwechselnd das ménnliche und das weibliche Ge-
schlecht verwendet, wobei damit jeweils alle Geschlechter erfasst werden sollen.

7 Vgl § 10.
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§ 4 Rechtliche Rahmenbedingungen

Die Steuerverwaltung® hat bei der Anwendung des Steuerrechts eine zentrale
Rolle. Sie steht an «vorderster Front» im Kontakt mit den Steuerpflichtigen und
fallt den ersten und in vielen Féllen einzigen Entscheid zur Festsetzung der Steuer-
schuld.® Dabei ist die Steuerverwaltung an zahlreiche Bestimmungen auf Verfas-
sungs- und Gesetzesstufe gebunden.*® Sie ist durch diese Rechtsnormen in ihrem
Handeln einerseits geleitet, andererseits eingeschrénkt. Diese Leitlinien und Ein-
schrinkungen betreffen materielle Aspekte, beispielsweise dass eine Bundesein-
kommenssteuer erhoben werden darf"' und dass zum Einkommen alle einmaligen
und wiederkehrenden Einkiinfte zéhlen.>? Dariiber hinaus geben sie grundsétzlich
vor, wie die Steuerverwaltung ihr Handeln ausrichten soll, in welchem Verhélt-
nis die Steuerverwaltung zu den Steuerpflichtigen steht und welche Pflichten ihr
bei der Festsetzung der Steuerschuld zukommen. Damit schaffen die Verfassungs-
und Gesetzesbestimmungen die Rahmenbedingungen fiir die Rechtsanwendung
und die Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung.

1. Verfassungsrechtliche Anforderungen
an die Rechtsanwendung

In einem ersten Schritt ist auf die Anforderungen einzugehen, welche die Bundes-
verfassung an das Handeln der Steuerverwaltung stellt. Dafiir ist zunéchst die Stel-
lung der Steuerverwaltung innerhalb der Verwaltung zu klédren. Die verschiedenen
Steuerverwaltungen sind Verwaltungstriger der zentralen Verwaltung der Kanto-
ne und des Bundes. Die Festsetzung der Steuerschuld und der Steuerbezug sind

4 Hier und im Folgenden wird die «Steuerverwaltung» aus Praktikabilititsgriinden im

Singular genannt. Gemeint sind damit alle Schweizer Behorden, die an der Veran-
lagung der Einkommenssteuern von Bund und Kantonen beteiligt sind. Das Zusam-
menfassen der verschiedenen Steuerverwaltungen ist darauf zuriickzufiihren, dass in
dieser Untersuchung jene Umsténde im Zentrum stehen, die fiir alle gleichermassen
vorliegen.

4 Vgl. zur begrenzten Kompensationsfunktion des Rechtsmittelverfahrens in Bezug auf

die Verfahrensrechte ScHINDLER, «Formelle Natury, 183—186.

0 Siehe dazu im Folgenden § 4 Ziff. 1.

St Art. 128 BV.

52 Art. 16 Abs. 1 BV.

11
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

Teil der Eingriffsverwaltung.’® Grundsitzlich gilt, dass das Steuerrecht als Teil
des Verwaltungsrechts zum 6ffentlichen Recht gehort.* Obwohl teilweise dar-
auf hingewiesen wird, dass das materielle Steuerrecht in Bezug auf Gegenstand,
Aufgabenstellung und Methode ein eigenstindiges Rechtsgebiet ist,”® gelten fiir
das Verwaltungshandeln im Steuerrecht dieselben Grundsitze wie im restlichen
Verwaltungsrecht.® Diese Grundsitze fiir das Verwaltungshandeln und fiir die
Rechtsanwendung®’ sind hauptséchlich in der Bundesverfassung®® vorgegeben.
Dariiber hinaus hat die Steuerverwaltung bei der Rechtsanwendung die Grund-
rechte zu beachten.”

1.1 Legalitatsprinzip

Ein leitender Rechtsgrundsatz der Verwaltung ist das Legalitétsprinzip,® wonach
sich das Verwaltungshandeln auf eine rechtliche Grundlage zu stiitzen hat. Das
Legalititsprinzip ist in Art. 5 Abs. 1 BV allgemein und in Art. 127 Abs. 1 BV
spezifisch fiir das Steuerrecht festgehalten. Es richtet sich an die rechtssetzenden
und rechtsanwendenden Behorden.®!

53 Vgl. zu den Grundlagen etwa HAFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 33 f.,

1593-1601.
5% BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 21.
55 So BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 21; REicH, Steuerrecht, § 1 Rz. 8.
% REIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 83.
57 Vgl. zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Rechtsanwendung in Bezug
auf die Gerichte HANNI, Prédjudizienrezeption, 210-219.
Neben der Bundesverfassung kennen auch kantonale Verfassungen Grundsétze fiir das
Verwaltungshandeln (bspw. Art. 2 KV-ZH). In Bezug auf die Steuererhebungsprinzi-
pien gehen die kantonalen Verfassungen nicht iiber die Schutzwirkung jener Prinzipien
hinaus, die in der Bundesverfassung festgehalten sind (ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 121,
m. H. auf BGE 116 Ia 321 E. 3a und b).
Dazu bspw. ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 83; BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 33-39. Vgl.
zur Bedeutung der Grundrechte in Bezug auf die Ausiibung des Verwaltungsermessens
ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 404—406.
80 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 385 f.; Scumprer, SGK BV, Art. 5
Rz. 27; DuBgy, CR Cst., Art. 5 Rz. 34, m.w. H. Vgl. Epiney, BSK BV, Art. 5 Rz. 35.
1 ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 27; DuBey, CR Cst., Art. 5 Rz. 34, m. w. H. Vgl. EPINEY,
BSK BV, Art. 5 Rz. 33; TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 387 f.

58

59

12
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§ 4 Rechtliche Rahmenbedingungen

a. Zulassige rechtliche Grundlagen

Als rechtliche Grundlage fiir das Handeln und Entscheiden der Verwaltung zéh-
len grundsitzlich Rechtsnormen aller Stufen, also nationales und internationales
Recht sowie Normen der Verfassung, der Gesetze und der Verordnungen.® Ge-
wohnheitsrecht, ungeschriebene Rechtsgrundsétze und sogenanntes Richterrecht
konnen unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls als Rechtsgrundlagen heran-
gezogen werden.®* Allgemeine Rechtsgrundsétze dienen vor allem der «Konkreti-
sierung offener Regelungen».®

Gemass dem Legalitétsprinzip muss die Verwaltung ihr Handeln aber nicht nur auf
eine rechtliche, sondern auch auf eine geniligende gesetzliche Grundlage stiitzen.
Dazu gehort: Die Erfordernisse des Rechtssatzes sowie der geniigenden Norm-
stufe und Normdichte miissen erfiillt sein.® Der Rechtssatz muss also generell-
abstrakt sein, iiber eine geniigende demokratische Legitimation verfiigen und
ausreichend bestimmt formuliert sein.®® Grundsétzlich sollen die Normstufe und
die Normdichte nicht maximiert,” sondern optimiert werden.®® Tatbestand und
Rechtsfolge miissen auf Gesetzesstufe also so dicht umschrieben sein, dass die
rechtsanwendende Behorde «auf jeden Einzelfall und die sich stindig &ndernden
Umsténde angemessen reagieren und die richtigen Entscheidungen treffen kanny.®
Unter bestimmten Umsténden ist es bei der Rechtsanwendung ausserdem zuléssig,
vom Legalitétsprinzip abzuweichen.” Zu denken ist an die Gleichbehandlung im
Unrecht, den Rechtsmissbrauch und den Vertrauensschutz.”!

¢ Botschaft BV, 132. Siehe ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 21 f.; EpiNey, BSK BY, 36;
DuBey, CR Cst., Art. 5 Rz. 32-34. m. w. H. und Ausfiithrungen.

% ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 27; DuBgy, CR Cst., Art. 5 Rz. 34, m.w. H.

¢ ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 27.

% Ausfiihrlich dazu ScuinpLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 34; DuBty, CR Cst., Art. 5 Rz. 38.
Frither war in diesem Zusammenhang vom «Vorbehalt des Gesetzes» und vom «Vor-
rang des Gesetzes» die Rede (dazu Epney, BSK BV, Rz. 40-58; ReicH, Steuerrecht,
§ 4 Rz. 86; DuBEy, CR Cst., Art. 5 Rz. 38-51).

6 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 387; ScuinpLer, SGK BV, Art. 5
Rz. 35,37, 42.

67 MooR/FLUCKIGER/MARTENET, Droit administratif, 683; ScHINDLER, Verwaltungsermes-
sen, Rz. 394. Vgl. ScunpLer, SGK BV, Art. 5 Rz. 32.

Sog. Optimierungsgebot. MOOR/FLUCKIGER/MARTENET, Droit administratif, 683;
ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 394. Vgl. ScHinDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 32.

% ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 32.

7 Dusty, CR Cst., Art. 5 Rz. 72.

' Duskty, CR Cst., Art. 5 Rz. 72.

68
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

b. Qualifiziertes Legalitatsprinzip im Abgaberecht

Das Legalitdtsprinzip wird in Art. 127 Abs. 1 BV sowie in Art. 164 Abs. 1 Bst. d
BV fiir das Abgaberecht konkretisiert.” In diesen Bestimmungen sind jene As-
pekte der Steuern explizit aufgezéhlt, die in einem formellen Gesetz verankert
sein miissen.”? Wiahrend Art. 164 Abs. 1 Bst. d BV nur fiir Bundesabgaben gilt,
erstreckt sich das Legalitatsprinzip gemiss Art. 127 Abs. 1 BV auf alle Gemein-
wesen.”* Im Gegensatz zum Legalitétsprinzip nach Art. 5 Abs. 1 BV handelt es
sich beim Legalitétsprinzip nach Art. 127 Abs. 1 BV um ein selbststindiges ver-
fassungsmaissiges Recht.”” Die Verletzung des Legalititsprinzips kann demnach
direkt gestiitzt auf Art. 127 Abs. 1 BV geltend gemacht werden.”

Das Legalitdtsprinzip im Abgaberecht ist strenger ausgestaltet als das allgemeine
Legalititsprinzip.”’ Vorgesehen ist, dass die Abgaben in einem Gesetz im formel-
len Sinne verankert sein miissen.”® Dariiber hinaus miissen der Kreis der Abgabe-
pflichtigen, das Steuerobjekt, die Bemessungsgrundlagen sowie die Ausnahmen
von der Steuer im Gesetz festgehalten sein.”” Dazu gehort auch der Steuer-
tarif.* Grundsitzlich gilt, dass die «wesentlichen Wertungen» im Gesetz selbst
vorgenommen werden sollen.®! Was dies konkret bedeutet, hiangt im Einzelfall
von der Komplexitét der erforderlichen Entscheidung, der Moglichkeit, den Tat-

72

Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung gilt das Legalitdtsprinzip nach Art. 127

Abs. 1 BV fiir alle Abgaben, auch wenn explizit nur «Steuern» aufgefiihrt sind

(BGE 1431220 E. 5.3; 136 1 143 E. 3.1). Vgl. HoNGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 5.

3 Dem Wortlaut folgend sind dies «namentlich der Kreis der Steuerpflichtigen, der Ge-
genstand der Steuer und deren Bemessungy» (Art. 127 Abs. 1 BV).

% BGE 1351130 E. 7.2. ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 87; OBERrsoN, Droit fiscal, § 3 Rz. 2.

> BGE 148 II 121 E. 5.1. TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 433, 1650;
GIRARDIN, CR Cst., Art. 127 Rz. 1; ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 887; OBERsON, Droit
fiscal, § 3 Rz. 2.

% BGE 1401176 E.5.2; 136 1142 E. 3.1.

7 So spricht das Bundesgericht teilweise von einem «strengen Legalitétsprinzip», bspw.

in BGer 2C_402/2019 vom 29. Januar 2020, E. 4.5; BGE 142 II 182 E. 2.2.1. Sieche

HonGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 12. Zu den Grenzen des Legalititsprinzips im Steuer-

recht auch BAUMBERGER, Legalititsprinzip, 905-914.

8 ReIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 88; HoNGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 12.

7 Art. 127 Abs. 2 BV. Vgl. dazu HonGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 12.

80 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1654; GirarpiN, CR Cst., Art. 127
Rz. 285.

81 LocHer, Legalitétsprinzip, 6, m. H. auf BGE 109 Ia 282 ff. Vgl. HonGLER, SGK BY,

Art. 127 Rz. 12.
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bestand abstrakt zu formulieren, und vom Bediirfnis nach Sachgerechtigkeit ab.®
Grundsatzlich sollte jedoch die Hohe der Steuerschuld auf der Basis des Gesetzes
etwa bestimmt werden kénnen.*

c. Rolle des Legalitéatsprinzips fiir die Steuerverwaltung

Die genannten rechtlichen Grundlagen sind also massgeblich fiir das Handeln der
Steuerverwaltung. Je nach Regelungsstufe wird das Handeln auf Verfassungs-
ebene vom Volk sowie auf Gesetzes- und Verordnungsebene vom Parlament, von
der Regierung oder von der Verwaltungsspitze®* angeleitet. Die Steuergesetze,
das heisst das DBG, das StHG und die kantonalen Steuergesetze, sind die grund-
legenden Rechtssitze fiir die Erhebung von Steuern. Diese werden teilweise
durch Rechtsverordnungen konkretisiert.> Obwohl die Anforderungen an Norm-
stufe und Normdichte im Steuerrecht streng sind,*® erweisen sich die Schweizer
Steuergesetze als relativ offen oder «generisch»®” formuliert.® Dies bedeutet,
dass die Entscheidungen der Steuerverwaltung strikt vorgegeben sein miissten;
tatsdchlich kommt ihr aufgrund der Formulierung der Steuergesetze jedoch ein
erheblicher Entscheidungsspielraum zu. In Bezug auf Normdichte und Norm-
stufe stehen die offenen Normen im Steuerrecht somit in einem Spannungsfeld
zum Legalitétsprinzip.

Dariiber hinaus spielt im interkantonalen Steuerrecht das sogenannte liicken-
fiillende Richterrecht® eine bedeutende Rolle. Das Bundesgericht hat in Bezug
auf das interkantonale Steuerrecht ein dichtes Regelsystem gestiitzt auf das Ver-
bot der interkantonalen Doppelbesteuerung nach Art. 127 Abs. 3 BV entwickelt.”
Dieses ist fiir die Kantone bzw. die kantonalen Steuerverwaltungen verbindlich
und unmittelbar anwendbar.’!

8 LocHer, Legalititsprinzip, 6, m.H. auf BGE 109 Ia 282 ff. Vgl. HonGLER, SGK BY,
Art. 127 Rz. 12.

8 BGE 136 V 24 E. 4.3. Vgl. REicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 90.

8 Vgl. dazu ausfiihrlich § 5 Ziff. 1 f.

8 Vgl. BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 25.

8 Vgl § 4 Ziff. 1.1 Bst. b.

87 So HoNGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 14.

8 Vgl. ausfiihrlich zu offenen Normen im Steuerrecht § 6 Ziff. 4.

8 Dabei handelt es sich um Regeln, die mangels gesetzlicher Regelung durch das Bun-

desgericht ausgearbeitet wurden. Vgl. zur Liickenfiillung § 7 Ziff. 2.3.
MAusLi-ALLENSPACH, Rechtsquellen, Rz. 4.
MAusLI-ALLENSPACH, Rechtsquellen, Rz. 7-14a, insb. 8, 13.

90

91
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

1.2 Offentliches Interesse und Verhiltnisméassigkeit

Neben dem Legalitatsprinzip hat sich die Verwaltung am Grundsatz des dffent-
lichen Interesses und am Verhiltnismissigkeitsprinzip zu orientieren. Gemaéss
Art. 5 Abs. 2 BV muss ihr Handeln stets im 6ffentlichen Interesse liegen und ver-
hiltnismissig sein.

a. Definition des 6ffentlichen Interesses

Das offentliche Interesse ist als «Gemeinwohl» oder «Allgemeininteresse» zu ver-
stehen.”? Dariiber hinaus bleibt der Begriff unbestimmt,” ldsst sich jedoch negativ
abgrenzen von privatem Eigennutz und «partikulare[n] Interessen einzelner Be-
volkerungsgruppen».® Zum 6ffentlichen Interesse zédhlen herkommlicherweise der
Schutz von Polizeigiitern, also die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit, die 6ffent-
liche Gesundheit, die 6ffentliche Ruhe, Treu und Glauben im Geschéftsverkehr®
sowie teilweise die Offentliche Sittlichkeit.”® Heute zdhlen auch die restlichen
Staatsaufgaben dazu, welche den Aufgabennormen der Bundesverfassung und den
«zugehdrigen Sachgesetzen» oder seltener den Verordnungen entnommen werden
konnen.”” Rein fiskalische Interessen zdhlen ebenfalls zum offentlichen Interesse,’®
jedoch konnen sie Grundrechtseingriffe nur eingeschrénkt rechtfertigen.”

9 ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 48.

% ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 49; EpiNney, BSK BV, Art. 5 Rz. 63.

% ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 48. Siehe DuBtey, CR Cst., Art. 5 Rz. 73.

% BGE 142149 E. 8.1. TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 439; SCHINDLER,
SGK BV, Art. 5 Rz. 49. Vgl. Dusky, CR Cst., Art. 5 Rz. 83.

% TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 439.

7 BGE 142 149 E. 8.1. TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 440 f. Siche
auch ScuNpLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 50 f.; DuBey, CR Cst., Art. 5 Rz. 79. Zu den Auf-
gabennormen gehort beispielsweise abgeleitet aus Art. 75 Abs. 1 BV die Verhinderung
von Zersiedelung und Bodenverschleiss (TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht,
Rz. 441).

% TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 444; ScumwprLer, SGK BV, Art. 5
Rz. 49; DuBty, CR Cst., Art. 5 Rz. 83.

% BGE 138 1378 E. 8.6.1. Siche bspw. auch BGE 134 1293 E. 5.2.2.; HAFELIN/MULLER/
UnLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 483 f.
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b. Definition der Verhaltnisméassigkeit

Das Verhéltnisméssigkeitsprinzip hiangt eng mit dem Grundsatz des 6ffentlichen
Interesses zusammen. Es besagt, dass der Staat verhéltnisméssig vorgehen muss,
wenn er 6ffentliche Interessen verwirklicht. Die Verhéltnisméssigkeit betrifft das an-
gemessene Verhaltnis zwischen Zweck und Mittel.!® Zudem diirfen private Interes-
sen'™ oder andere 6ffentliche Interessen'®? nicht verdrédngt werden. Dariiber hinaus
hat der Verhaltnismassigkeitsgrundsatz eine missigende Wirkung auf das Legalitéts-
prinzip.'”® Wahrend Letzteres eine moglichst strikte Bindung an generell-abstrakte
Rechtsnormen vorsieht, verlangt Ersterer, dass die Umstidnde des Einzelfalls beriick-
sichtigt werden und nicht zu viel verallgemeinert oder pauschalisiert wird.!** Dies
hat zur Folge, dass es zwischen dem Verhiltnisméssigkeitsprinzip und dem Legali-
tdtsprinzip zu Spannungen oder Widerspriichen kommen kann.!% Im Steuerrecht tre-
ten diese Spannungen vor allem im Verhéltnis von Legalitétsprinzip und Leistungs-
fahigkeitsprinzip auf.'® Gleichzeitig kommt dem Prinzip des 6ffentlichen Interesses
und der Verhéltnisméssigkeit eine Hilfsfunktion in Bezug auf das Legalitétsprinzip
zu: Es kann zur verfassungskonformen Auslegung hinzugezogen werden.!”” Dies
gilt insbesondere bei der teleologischen und der historischen Auslegung.'® Bei offe-
nen Normen ergénzen die beiden Prinzipien wiederum das Legalititsprinzip, indem
sie Vorgaben fiir die Ausiibung des Beurteilungsspielraums machen oder die Liicken
fiillen.'” Eine besondere Rolle spielen der Grundsatz des 6ffentlichen Interesses und
das Verhiltnismissigkeitsprinzip, um die Zuléssigkeit von Grundrechtseingriffen
abzuwigen.'° Diese miissen liber eine geniigende gesetzliche Grundlage verfligen
und durch ein 6ffentliches Interesse oder den Schutz von Grundrechten Dritter ge-
rechtfertigt und verhéltnisméssig sein.!!!

100 ScamnpLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 54; Dustey, CR Cst., Art. 5 Rz. 91.
100 ScumnpLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 54; DuBtey, CR Cst., Art. 5 Rz. 91.
122 Dusty, CR Cst., Art. 5 Rz. 91.

103 ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 55.

104

Rutschg, Verhdltnismissigkeitsprinzip, Rz. 18. Vgl. ScawprLer, SGK BV, Art. 5

Rz. 55.

105 ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 55; DuBtey, CR Cst., Rz. 92.

1% Dazu ausfiihrlich § 4 Ziff. 1.3 Bst. b.

17 Dusky, CR Cst., Art. 5 Rz. 89. Vgl. dazu § 7 Ziff. 2.2 Bst. a. Ziff. (4).

1% Dusky, CR Cst., Art. 5 Rz. 89. Vgl. zu diesen Auslegungsmethoden § 7 Ziff. 2.2 Bst. a.
Ziff. (2) f.

1 Dusey, CR Cst., Art. 5 Rz. 90; Dusgy, CR Cst., Art. 5 Rz. 97.

10 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 447.

" Art. 36 Abs. 1-3 BV.
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c. Bedeutung der Grundséatze des 6ffentlichen Interesses und
der Verhaltnismassigkeit fiir die Steuerverwaltung

Die Grundsitze des offentlichen Interesses und der Verhdltnisméssigkeit geben
dem Handeln der Steuerverwaltung eine klare Richtung vor: Erstens soll es keinen
Partikularinteressen dienen und zweitens muss die Eingriffsintensitdt den konkre-
ten Verhéltnissen anpasst werden."'? Zudem kommt den genannten Grundsitzen
besonders dann viel Gewicht zu, wenn die gesetzlichen Grundlagen unbestimmt
sind. Dies gilt etwa bei der Auslegung oder der Liickenfiillung.!”® Dariiber hin-
aus kann der Grundsatz der Verhéltnisméssigkeit im Veranlagungsverfahren be-
deutend sein, beispielsweise bei den Mitwirkungspflichten der Steuerpflichtigen.
So diirfen fiir die Sachverhaltsfeststellung keine irrelevanten Tatsachen ermittelt
werden und es sind jeweils die mildesten Mittel zu wéhlen.!*

1.3  Gleichbehandlungsgebot und Besteuerungsprinzipien

Der dritte leitende Grundsatz des Verwaltungshandelns ist das Gleichbehandlungs-
gebot, das sich aus Art. 8 Abs. 1 BV ergibt und verschiedene Grundsitze ent-
hilt. Die Gleichheit vor dem Gesetz gilt als zentraler Pfeiler des Rechtsstaats.''’
Im Steuerrecht spielt das Gleichbehandlungsgebot in zweierlei Hinsicht eine
bedeutende Rolle: zum einen als eigenstédndiges Grundrecht, zum anderen als
Grundlage fiir die Besteuerungsprinzipien aus Art. 127 Abs. 2 BV.!16

12 Vgl. dazu § 4 Ziff. 1.2.

13 Vegl. dazu § 7 Ziff. 2.2 f.

14 ReIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 93. So auch ZweIFEL/BEUsCH/HUNZIKER/SEILER, Steuerver-
fahrensrecht, § 5 Rz. 10.

15 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 503.

116 REeIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 38 f. In jiingster Zeit wurde vermehrt iiber die Niitzlichkeit

der Besteuerungsgrundsitze und des Leistungsfahigkeitsprinzips diskutiert. Unter
anderem wurde dafiir plédiert, diese Grundsétze — und insbesondere das Leistungsfa-
higkeitsprinzip — aufzugeben und auch fiir die Ausgestaltung und Erhebung der Steu-
ern primdr auf das Rechtsgleichheitsgebot abzustellen. Siehe HonGLER, SGK BV,
20-29, m.w. H.
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a. Gleichbehandlungsgebot in der Rechtsanwendung

Auf der Ebene der Rechtsanwendung besagt das Gebot der Gleichbehandlung,
dass «alle einschldgigen generell-abstrakten Normen anzuwenden sind und dass
[...] diese Bestimmungen auf alle gleich gelagerten Félle auch in gleicher Weise
zur Anwendung kommen».!"” Die Frage der Gleichbehandlung in der Rechts-
anwendung betrifft vor allem Fille, in denen das Gesetz offene Normen vor-
sieht''® und die Rechtsanwendung von der gleichen Behorde ausgeht.!'” Bei der
Anwendung des Steuerrechts ist zudem hervorzuheben, dass eine unterschiedliche
Verwaltungspraxis bei gleichlautenden Bestimmungen in anderen Kantonen nicht
gegen das Gleichbehandlungsgebot verstosst.'?

b. Besteuerungsgrundsatze

Die Steuerverwaltung hat weiter die Besteuerungsgrundsitze zu beachten. Diese
konkretisieren das Gleichbehandlungsgebot speziell fiir die Steuern. Sie sind in
Art. 127 Abs. 2 BV festgehalten und werden teilweise auch als «Steuergerechtig-
keitsprinzipien»'?! bezeichnet. Sie konkretisieren nicht nur das Rechtsgleichheits-
gebot,'?? sondern auch das Willkiirverbot.!'?* Ferner sind die Besteuerungsgrund-
sitze eng mit der Eigentumsgarantie verkniipft.'** Die Bundesverfassung nennt
in Art. 127 Abs. 2 BV explizit die folgenden drei Prinzipien: Grundsatz der All-
gemeinheit, Grundsatz der Gleichmaéssigkeit und Grundsatz der Besteuerung nach
der wirtschaftlichen Leistungsfihigkeit.!?

Der Grundsatz der Allgemeinheit betrifft die subjektive Seite der Besteuerung.'?
Er besagt, dass keine Personen oder Personengruppen durch eine Steuer rechtlich

7 REIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 42.
118 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 513; ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 42.

19 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 514; ReicH, Steuerrecht, § 4

Rz. 43 m.H. auf BGE 121 149 E. 3¢; 1151a 81 E. 3c.
120 REIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 43.
12l So HoNGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 18.

12 REIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 119; GirarDIN, CR Cst., Art. 127 Rz. 34; OBERsON, Droit
fiscal, § 3 Rz. 18.

123 REIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 119.
124 Reich, Steuerrecht, § 4 Rz. 119.
125 Art. 127 Abs. 2 BV.

126 REeicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 127.
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oder faktisch privilegiert oder diskriminiert werden diirfen.!?” Der Grundsatz der
Gleichmaéssigkeit der Besteuerung betrifft die objektive Seite der Besteuerung,
also das Steuerobjekt.'”® Demnach muss die Steuerlast gleichméssig auf alle
Steuersubjekte verteilt werden. Der bedeutendste der Besteuerungsgrundsitze
ist das Leistungsfahigkeitsprinzip,'?* wonach jede Person «entsprechend der ihr
zur Verfiigung stehenden Mittel an die Finanzaufwendungen des Staates bei-
tragen»'* muss.

Grundsitzlich haben alle drei Gewalten — Legislative, Judikative und Exekutive —
die Besteuerungsgrundsétze zu beachten."’! In erster Linie richten sie sich aller-
dings an den Gesetzgeber.'*? Dies ldsst sich vermutlich darauf zuriickfiihren, dass
das Parlament die wesentlichen Entscheidungen zur Ausgestaltung einer Steuer
treffen muss.'** Bei der Rechtsanwendung haben die Besteuerungsgrundsitze im
Rahmen der verfassungskonformen Auslegung eine tragende Rolle.'** Besonders
bei unbestimmten Rechtsbegriffen oder anderen konkretisierungsbediirftigen
Gesetzesbestimmungen sind sie als «verfassungsrechtliche Wertvorstellungen» in
den Entscheidungsprozess einzubeziehen.!*

c. Anwendung des Steuerrechts zwischen Legalitatsprinzip
und Besteuerungsgrundsatzen

Die Anwendung des Steuerrechts wird durch die genannten Grundsitze zugleich
geleitet und beschrinkt. In bestimmten Fragen konnen sie sich jedoch wider-
sprechen. So kommt es bei der Anwendung des Steuerrechts regelméssig zu
Konflikten zwischen den Besteuerungsgrundsédtzen und dem Legalitdtsprinzip.
Ein solcher Konflikt entsteht beispielsweise, wenn die rechtlichen Grundlagen

127" REIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 129-134, m.w. H.; GirarDIN, CR Cst., Art. 127 Rz. 40. Mit
Beispielen von rechtlichen und faktischen Verstdssen gegen den Allgemeinheitsgrund-
satz CAVELTI/CaJacoB, Allgemeinheit der Besteuerung, 295-311.
BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 192; OBErsoN, Droit fiscal, § 3 Rz. 23.

12 HoNGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 39; ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 139; GirarpIN, CR
Cst., Art. 127 Rz. 45.

130 BGE 133 1 206 E. 7.1. Siehe ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 139; GirarbiN, CR Cst.,
Art. 127 Rz. 46.

31 GmrARDIN, CR Cst., Art. 127 Rz. 5.

132 REicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 125; GirarDIN, CR Cst., Art. 127 Rz. 36.

133 Vgl. zum strengen Legalitétsprinzip im Steuerrecht § 4 Ziff. 1.1 Bst. b. f.
134 RErcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 12; GirarpIN, CR Cst., Art. 127 Rz. 37.

135 REicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 125.

128
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Sachverhalt A erfassen und Sachverhalt B nicht — obschon beide Sachverhalte
vergleichbar sind. Zu denken ist an Félle der indirekten Teilliquidation, bevor
diese gesetzlich geregelt war."*¢ Solche Konflikte lassen sich grundsétzlich bei
der Auslegung 16sen:!*” Bei mehreren Auslegungsmoglichkeiten wird jene ge-
wihlt, die den Besteuerungsgrundsétzen am ehesten gerecht wird. Im Steuerrecht
haben sich in diesem Zusammenhang ausserdem die rechtsdogmatischen Figuren
der wirtschaftlichen Betrachtungsweise und der Steuerumgehung herausgebildet.
Grundsatzlich geht es in beiden Fillen darum, dass nicht die zivilrechtliche Aus-
gestaltung eines Sachverhalts, sondern der tatsdchliche wirtschaftliche Vorgang
als massgeblich erachtet wird."*® Beide tragen somit dazu bei, das Gleichheits-
gebot zu verwirklichen.'*

Weitere Schwierigkeiten bei der praktischen Umsetzung des Gleichheitsgebots
und der Besteuerungsgrundsitze ergeben sich aufgrund der Eigenart des Steuer-
rechts als Massenverwaltung.'® Die grosse Anzahl der zu behandelnden Fille
fiihrt dazu, dass bei der Anwendung des Steuerrechts gewisse «Schematisierun-
gen und Pauschalierungen»'*! vorgenommen werden miissen. Erkennbar ist dies

142 oder bei den Pauschal-

beispielsweise bei den stets gleich hohen Sozialabziigen
betridgen beim Berufskostenabzug.'* Diese notwendige Schematisierung und Pau-
schalierung fiihrt einerseits dazu, dass sich die Steuerveranlagung einfacher und
schneller durchfiihren 14sst, mithin praktikabler wird.'** Andererseits werden da-
durch Unterschiede bei den Steuerpflichtigen nicht beriicksichtigt. Nach bundes-
gerichtlicher Rechtsprechung sind solche Ungleichbehandlungen jedoch zuléssig,

solange «die gesetzliche Regelung nicht in genereller Weise zu einer wesentlich

136 Ausfiihrlich dazu bspw. Reici/HeLBING/Duss, Komm. DBG, Art. 20a Rz. 9-11.

137 Ausfiihrlich zur «Herstellung praktischer Konkordanz» bspw. EHRENZELLER, SGK BV,
Verfassungsinterpretation Rz. 117 f., m. w. H.

138 Differenzierter zur wirtschaftlichen Betrachtungsweise § 7 Ziff. 2.2 Bst. a. Ziff. (2).
Differenzierter zur Steuerumgehung § 7 Ziff. 2.5.

139 Zur wirtschaftlichen Betrachtungsweise vgl. bspw. Kiert, Gleichheitssatz, 40;
MarteotTl, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 225 f. Zur Steuerumgehung vgl. bspw.
BLUMENSTEIN, Beziehungen, 226a; BockLi, Steuerumgehung, 292.

140 Vgl. ZwerreL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, 14.
141 BGE 13311305 E. 5.1.

142 Dazu bspw. BGE 133 11 305 E. 5.1.

43 Vgl. dazu Anhang der Berufskostenverordnung.

144 Siehe BGer 2C _77/2013 vom 6. Mai 2013, E. 4.1.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

stairkeren Belastung oder systematischen Benachteiligung bestimmter Gruppen
von Steuerpflichtigen fiihrty.!4

1.4 Willkiirverbot

Das Willkiirverbot nach Art. 9 BV ist die vierte Verfassungsbestimmung, die fiir
das Verwaltungshandeln grundlegend ist. Es gilt fiir die Rechtsetzung sowie die
Rechtsanwendung!'* und wird auch «Gerechtigkeitsgebot» genannt.'’ Im Ver-
gleich mit dem Legalitétsprinzip werden mit dem Willkiirverbot auch fiir den Inhalt
staatlichen Handelns Grenzen abgesteckt.'*® Unter Willkiir versteht man «grobe
und offenkundige Unrichtigkeit staatlichen Handelns, [...] Entscheiden nach Lust
und Laune jenseits aller rechtlichen Massstibe».'* Ein Akt muss somit «in ein-
deutiger Weise gegen Recht und Gerechtigkeit»'® verstossen, um als willkiirlich
zu gelten. Damit ermdglicht es das Willkiirverbot, Gerechtigkeitsgedanken in die
Rechtsanwendung einzubeziehen.'!

Dem Grunde nach geht es beim Willkiirverbot also darum, dass in einem demo-
kratischen Rechtsstaat keine Entscheidungen gefillt werden sollen, bei denen sich
eine Begriindung als unhaltbar erweist.'”> Keine Verletzung des Willkiirverbots
liegt allerdings vor, wenn zwar eine unhaltbare Begriindung vorliegt, aber ande-
re sachliche Griinde fiir eine bestimmte Entscheidung sprechen.'>* Dariiber hin-
aus muss der Entscheid fiir eine Person praktische Konsequenzen haben, um als
willkiirlich zu gelten.!**

145 BGer 2C_77/2013 vom 6. Mai 2013, E. 4.1, mit Hinweis auf BGE 133 1 305 E. 5.1.

14 Dusey, CR Cst., Art. 9 Rz. 17 f., m.w. H.; EcL, SGK BV, Art. 9 Rz. 4, insb. m. w. H.
zur Entstehungsgeschichte.

47 REicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 52.

148 HArFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 171; EcgLi, SGK BV,
Art. 9 Rz. 13, m.w.H.

TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 523.
TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 523.

151 EgLi, SGK BV, Art. 9 Rz. 6, m.w. H.

1532 Dusey, CR Cst., Art. 9 Rz. 19, m.w.H.; EcLi, SGK BV, Art. 9 Rz. 6, m. w. H.
153 Dusey, CR Cst., Art. 9 Rz. 20, m.w. H.; EcLi, SGK BV, Art. 9 Rz. 9, m. w. H.
154 DuBey, CR Cst., Art. 9 Rz. 20, m.w. H.

149

150
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§ 4 Rechtliche Rahmenbedingungen

1.5 Grundsatz von Treu und Glauben

Spiegelbildlich zum Willkiirverbot steht der Grundsatz von Treu und Glauben.
Dieser ist in Art. 5 Abs. 3 BV als allgemeiner Rechtsgrundsatz und in Art. 9 BV
als Grundrecht festgehalten.

a. Rechtsgrundsatz und Grundrecht

Der Grundsatz von Treu und Glauben besagt, dass alle Personen ihren Rechten und
Pflichten «in redlicher Weise» nachkommen miissen.' Gemaéss Art. 5 Abs. 3 BV
richtet er sich nicht nur an den Staat, sondern auch an Private. Entsprechend han-
delt es sich um ein «die ganze Rechtsordnung tiberdachende[s] Prinzip»,'*® das fiir
den Kontakt von Behorden untereinander'’” sowie fiir Private im Kontakt mit dem
Staat bzw. den Behorden und im privaten Rechtsverkehr gilt.!s®

Im Gegensatz zu Art. 5 Abs. 3 BV handelt es sich beim Grundsatz von Treu und
Glauben nach Art. 9 BV um ein selbststéindiges verfassungsmassiges Recht, das
ausschliesslich den Staat bindet.! Folglich handelt es sich um eine «Spezial-
norm» fiir staatliches Handeln nach Treu und Glauben im Rechtsverkehr mit
Privaten.'®® Es gilt fuir alle staatlichen Organe und alles staatliche Handeln."®' Fiir
das Verwaltungshandeln sind drei Teilbereiche bedeutend: der Grundsatz des Ver-
trauensschutzes, das Verbot des widerspriichlichen Verhaltens sowie das Verbot
des Rechtsmissbrauchs. !¢

155 ScumNpLER/Tscaumi, SGK BV, Art. 5 Rz. 63.

156 ScumpLER/Tscuumi, SGK BV, Art. 5 Rz. 63. Siehe GAcHTER, Rechtsmissbrauch, 125,
439.

157 ScHINDLER/TscHuMi, SGK BV, Art. 5 Rz. 65.

1538 Konkretisiert wird es fiir den Kontakt zwischen Privaten durch Art. 2 ZGB. Dazu
ScumnpLER/Tscaumi, SGK BV, Art. 5 Rz. 64-66; DuBgy, CR Cst., Art. 5 Rz. 122-136.

1599 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 502; KrabporLrer, SGK BV, Art. 9
Rz. 80, m.w. H.

10 ScHINDLER/TscHuMI, SGK BV, Art. 5 Rz. 64.

16t BGE 141 V 530 E. 6.2; DuBty, CR Cst., Art. 9 Rz. 76.

162 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 477; ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 95.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

b. Vertrauensschutz

Der Grundsatz des Vertrauensschutzes ist im Verhéltnis zwischen Staat und Biir-
ger die zentrale Auspriagung des Grundsatzes von Treu und Glauben.'®* Der Ver-
trauensschutz soll sicherstellen, dass der Glauben der Biirger an die Verldsslichkeit
des Staates geschiitzt wird.'®* Inhaltlich sieht er somit vor, dass man sich «auf
behordliche Handlungen, welche berechtigterweise bestimmte verhaltenswirk-
same Erwartungen wecken, auch dann verlassen [kann], wenn diese Handlungen
unrichtig waren oder gar nicht hétten getétigt werden diirfen».'> Der Grundsatz
kommt somit etwa bei unrichtigen Auskiinften und Zusicherungen einer Be-
horde,'% bei Praxisinderungen oder bei der Anderung von Rechtssitzen zur An-
wendung.'¢’

Bei der Anwendung des Steuerrechts ist der Vertrauensschutz fiir Steuervor-
bescheide («Rulings») von Bedeutung.'®® In diesen Fillen holen Steuerpflichtige
im Vorfeld eine Zusicherung der Steuerverwaltung ein, um die steuerlichen Fol-
gen einer Sachverhaltsgestaltung abzuschitzen.'®® Die Zusicherung als Steuer-
vorbescheid richtet sich auf eine bestimmte rechtliche Qualifikation eines Sach-
verhalts.'”” Der Schutz des Vertrauens ist ferner von Bedeutung, wenn eine
steuerpflichtige Person aufgrund einer behordlichen Auskunft darauf verzichtet,
ein Rechtsmittel zu ergreifen,'”! oder wenn Rechts- oder Praxisédnderungen vor-
genommen werden.!”?

163 Vgl. KrapoLFER, SGK BV, Art. 9 Rz. 63; Dusty, CR Cst., Art. 9 Rz. 77.

164 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 478; Dustey, CR Cst., Art. 9 Rz. 77.

165 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 478. Siehe DuBey, CR Cst., Art. 9

Rz. 77.

Vgl. zu den einzelnen Voraussetzungen bspw. HAFELINMULLER/UHLMANN, Verwal-

tungsrecht, Rz. 667-699.

TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 478. Kritisch zur Geltung von Treu

und Glauben bei Rechtsdanderungen DuBtey, CR Cst., Art. 9 Rz. 79, 100 f.

18 Vgl. § 5 Ziff. 4. Ausfiihrlich zu den Steuervorbescheiden bspw. SCHREIBER/JAUN/
Kosierskl, Steuerruling, 307-314. Vgl. ausfiihrlich zur Bedeutung des Vertrauens-
schutzes im Steuerrecht HINNY, Vertrauensschutz, 514-517.

166

167

169 ScHrEIBER/JAUN/KOBIERSKI, Steuerruling, 309; Hinny, Vertrauensschutz, 516 f.

ScHREIBER/JAUN/KOBIERSKI, Steuerruling, 307 f.; HinNy, Vertrauensschutz, 516.
71 REeIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 102, m.H. auf BGer 2C_20/2011 vom 2. Juli 2011.
172 So REicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 103.

170
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§ 4 Rechtliche Rahmenbedingungen

c. Verbot des widerspriichlichen Verhaltens

Ausgehend vom Grundsatz von Treu und Glauben darf sich eine Behorde nicht
widerspriichlich verhalten.'” Private sind hingegen grundsétzlich dazu befugt,
ihre Meinung zu dndern.'” Bei Privaten ist daher nur mit grosser Zuriickhaltung
von einem widerspriichlichen Verhalten auszugehen, das einen Rechtsschutz
ausschliesst.!”” Im Verhéltnis zwischen den Steuerpflichtigen und der Steuerver-
waltung bindet das Verbot des widerspriichlichen Verhaltens also auch die Steuer-
pflichtigen, die zu einem gewissen Grad an ihre Angaben im Veranlagungsver-
fahren gebunden sind.!”® In erster Linie betrifft es jedoch Behorden und hilt fiir
diese den Grundsatz fest, dass ihr Handeln insgesamt kohédrent sein muss.'”’

d. Rechtsmissbrauchsverbot

Der dritte Teilbereich des Grundsatzes von Treu und Glauben ist das Rechtsmiss-
brauchsverbot.'” Bei der Anwendung des Steuerrechts bindet das Verbot sowohl
Steuerpflichtige als auch Steuerbehdrden. Als rechtsmissbrauchlich bezeichnet
das Bundesgericht beispielsweise nach wie vor die Steuerumgehung.!” Bei den
Steuerbehorden kann sich das Verbot des Rechtsmissbrauchs in verschiedenen
Formen zeigen. So darf die Steuerverwaltung beispielsweise denselben Sach-
verhalt nicht einmal nach der rechtlichen Ausgestaltung und einmal nach der
wirtschaftlichen Betrachtungsweise beurteilen.'®® Teilweise wird das Verbot des
Rechtsmissbrauchs durch Behorden unter das Gebot von Treu und Glauben nach
Art. 9 BV subsumiert.'®!

173 DuBey, CR Cst., Art. 9 Rz. 97.

174 ScumpLER/Tscaumi, SGK BV, Art. 5 Rz. 66; GACHTER, Rechtsmissbrauch, 185.
175 ScuinpLER/Tscuumi, SGK BV, Art. 5 Rz. 66; GACHTER, Rechtsmissbrauch, 185.
176 REIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 96.

177 KraDOLFER, SGK BV, Art. 9 Rz. 131; ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 96 f.

178 In der Lehre ist umstritten, ob das Rechtsmissbrauchsverbot auf dem Gebot von Treu

und Glauben beruht. Dazu GAcHTER, Rechtsmissbrauch, 439-444. Fiir das Steuerrecht
MarteotTl, Durchgriff, 141-165.

17 Siehe bspw. BGer 2C_334/2020 vom 25. November 2020, E. 6.1. Vgl. § 7 Ziff. 2.5.
180 GAcHTER, Rechtsmissbrauch, 210; ReicH, Steuerrecht, § 4 Rz. 98.
181 Dusgy, CR Cst., Art. 9 Rz. 93 f.,, m.w. H.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

e. Spannungsfelder zwischen dem Grundsatz von Treu und
Glauben und dem Legalitatsprinzip

Auf der Basis der Ausfiihrungen zum Grundsatz von Treu und Glauben und zu sei-
nen Teilgehalten ist erkennbar, dass zwischen dem Grundsatz von Treu und Glau-
ben und dem Legalitétsprinzip oder der Rechtsgleichheit Widerspriiche auftreten
konnen.'®2 Wird jemand in seinem Vertrauen in die Zusicherung einer staatlichen
Stelle geschiitzt, so kann es sein, dass diese Person eine andere Behandlung erfahrt
als die im Gesetz vorgesehene. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn die Steuer-
verwaltung trotz einer rechtlich unzutreffenden Aussage an eine Zusicherung in
einem Steuervorbescheid gebunden ist.'® Hier stellt sich die Frage, ob in diesem
Punkt dem Vertrauensschutz oder dem Legalitatsprinzip und der Rechtsgleichheit
der Vorzug zu geben ist.'®* Bei solchen Widerspriichen ist in Ubereinstimmung mit
den allgemeinen Regeln zur Koordination von Verfassungsgrundsétzen ein «scho-
nender Ausgleich» zu finden.'® Im Verhéltnis zu Art. 190 BV geht der Grundsatz
von Treu und Glauben nach konstanter bundesgerichtlicher Rechtsprechung vor
allem beim Vertrauensschutz dem Massgeblichkeitsgebot vor.!%

1.6  Zwischenergebnis

Vorstehend wurden die allgemeinen Grundsétze des Verwaltungshandelns dar-
gelegt. Dazu zdhlen das Legalititsprinzip,'®” der Grundsatz des 6ffentlichen Inte-
resses,'®® das Verhiltnismassigkeitsprinzip'® sowie das Gleichheitsgebot und die
Besteuerungsgrundsitze,'*® das Gebot von Treu und Glauben'' und das Willkiir-

182 KRADOLFER, SGK BV, Art. 9 Rz. 69.

18 Vgl. zur Abwégung zwischen Vertrauensschutz und Legalitétsprinzip SCHREIBER/JAUN/
Kosierski, Steuerruling, 312 f.

184 KRADOLFER, SGK BV, Art. 9 Rz. 69, m.w. H. Vgl. ScHREIBER/JAUN/KOBIERSKI, Steuerru-

ling, 312 f.

GACHTER, Rechtsmissbrauch, allgemein 162-165, zum Legalititsprinzip 162 f.;

KrapoLrer, SGK BV, Art. 9 Rz. 69.

186 KRADOLFER, SGK BV, Art. 9 Rz. 72, m. H. auf die bundesgerichtliche Rechtsprechung.

87 Vgl. § 4 Ziff. 1.1.

188 Vgl. § 4 Ziff. 1.2 Bst. a.

18 Vgl. § 4 Ziff. 1.2 Bst. b.

0 Vel. § 4 Ziff. 1.3.

Y1 Vel. § 4 Ziff. 1.4.

185
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verbot.!'? Die Rechtsanwendung und die Entscheidungsfindung der Steuerver-
waltung werden von allen Grundsétzen beeinflusst. Diese Einfliisse lassen sich
unterteilen in solche, welche die Entscheidungen inhaltlich beeinflussen, und sol-
che, welche die Entscheidung in formeller Hinsicht beeinflussen. Inhaltliche Vor-
gaben fiir Entscheidungen machen der Grundsatz des 6ffentlichen Interesses, das
Verhiltnisméssigkeitsprinzip, das Gleichheitsgebot bzw. die Besteuerungsgrund-
sdtze sowie das Willkiirverbot. Demgegeniiber bestimmt das Gebot von Treu und
Glauben das Verhiltnis zwischen Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen. Das
Legalitétsprinzip bindet die Verwaltung schliesslich an die rechtlichen Grund-
lagen, trifft jedoch keine Aussage iiber die inhaltliche Zuldssigkeit der Grundlagen.
Zusammengefasst wird das Handeln der Steuerverwaltung sowohl in materieller
als auch in formeller Hinsicht eingeschrénkt und gelenkt. Diese Schranken und
Vorgaben bleiben aufgrund der offenen Formulierung der Verfassungsgrundsétze
jedoch breit gefasst und unbestimmt. In bestimmten Konstellationen kann es zu-
dem zu Widerspriichen zwischen den Grundsitzen kommen und eine Abwigung
wird erforderlich.'” Fiir die konkrete Entscheidung ebenso wie flir notwendige
Wertungen lassen sich daraus nur in wenigen Fillen eindeutige Anweisungen ent-
nehmen.

2. Verfahrensrechtlicher Rahmen der Festsetzung
der Steuerschuld

In einem néchsten Schritt sind die gesetzlichen Grundlagen zu betrachten, die den
Entscheidungsprozess der Steuerverwaltung vorgeben. Angesprochen sind damit
die Vorschriften tiber das Verfahren. Das Verfahrensrecht soll sicherstellen, dass
die Verfassungsgrundsétze im Entscheidungsprozess gewahrt bleiben.!** Um diese
Aufgabe erfiillen zu konnen, strukturiert es den Entscheidungsprozess mit dem
Ziel, die rechtlich relevanten Informationen zu beschaffen und gleichzeitig die
«rechtlich als legitim anerkannten Interessen», aber auch die gegensétzlichen In-
teressen moglichst umfassend zu wahren.!*

92 Vgl § 4 Ziff. 1.5.
193 Vgl. § 4 Ziff. 1.2 Bst. c., § 4 Ziff. 1.3 Bst. c., § 4 Ziff. 1.5 Bst. e.

19 HorrMANN-RIEM, Verwaltungsverfahren, 23. Vgl. eingehend zur Funktion des Verwal-
tungsverfahrens bspw. LANGENBACH, Anhorungseffekt, 10-15.

195 HorrMmANN-RIEM, Verwaltungsverfahren, 23.
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21  Zustandigkeit und Aufsicht

Um das Verfahren zur Festsetzung der Steuerschuld nachzuvollziehen, ist zunéchst
aufzuzeigen, wie die Einkommenssteuer erhoben wird. Zu kléren ist insbesondere,
wer dafiir zusténdig ist und wer die Aufsicht dartiber hat. Die Zusténdigkeit fiir die
Veranlagung der direkten Bundessteuern'*® sowie der direkten kantonalen Steu-
ern liegt bei den Kantonen. Dem Bund kommen demgegeniiber bei der direkten
Bundessteuer die Kompetenzen zur Instruktion sowie zur Aufsicht zu.!*” Dies er-
gibt sich aus dem Prinzip des sogenannten Vollzugsfoderalismus.!*® Demzufolge
wird Bundesrecht grundsétzlich von den Kantonen umgesetzt.'*

Die Aufsicht des Bundes iiber die Steuererhebung wird vom Eidgendssischen Fi-
nanzdepartement (EFD) ausgeiibt.? Innerhalb des EFD erhilt die Eidgendssische
Steuerverwaltung (ESTV) zentrale Aufgaben. Sie sorgt fiir eine «einheitliche An-
wendung» des DBG. Ausserdem erldsst sie «Vorschriften fiir die richtige und ein-
heitliche Veranlagung und den Bezug der direkten Bundessteuer».?”! Das EFD und
die ESTV haben entsprechende Rechtsverordnungen erlassen.?”> Anzunehmen ist
aber, dass damit in erster Linie Verwaltungsverordnungen gemeint sind.?** So hat
die ESTV zahlreiche Verwaltungsverordnungen mit grosser Bedeutung fiir die
Veranlagung erlassen.?

Bei der Frage, wie die Kantone die Steuererhebung organisieren, sind sie weitest-
gehend frei.?® Dies gilt fiir die Erhebung der direkten Bundessteuer?®
direkten kantonalen Steuern.”” In den meisten Kantonen iibernehmen die Ge-

und die

19 Art. 128 Abs. 4 BV, Art. 2 DBG.
197 Art. 103 DBG. REicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 17.

198 REIcH, Steuerrecht, § 26 Rz. 17. Ausfiihrlich dazu Beuscn/BrRUNNER, Komm. DBG,
Art. 103 Rz. 1-6.

199 Art. 46 Abs. 1 BV. Dazu etwa EcL1, SGK BV, Art. 46 Rz. 14 f.

200 Art. 102 Abs. 1 DBG.

200 Art. 102 Abs. 2 DBG.

22 Fiir eine Ubersicht iiber die Rechtsverordnungen von Bundesbehérden in Bezug auf
das DBG vgl. BEuscH/BrRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 8.

203 BruscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 24.

204 BruscH/Brunner, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 25. Vgl. ausfiihrlich § 5 Ziff. 2.

205 Reicw, Steuerrecht, § 26 Rz. 8.

206 Siehe Art. 104 DBG.

207 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 9.
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meinden Aufgaben im Rahmen der Steuererhebung.?”® Diesbeziiglich macht der
Bund den Kantonen ebenfalls keine Vorgaben.?”

2.2 AblaufderVeranlagung

Unabhingig von der innerkantonalen Zustdndigkeit folgt die Steuerveranlagung
stets dem gleichen Ablauf. Dieser wird im Folgenden summarisch dargestellt.
Unter dem Begriff «Steuerveranlagungy» wird die «Feststellung der individuell-
konkreten Steuerschuld des einzelnen Steuerpflichtigen» verstanden.?!? Diese
Steuerschuld wird im sogenannten Veranlagungsverfahren ermittelt.”!! Die di-
rekten Steuern von Bund und Kantonen werden in einem ordentlichen bzw. «ge-
mischten» Veranlagungsverfahren?'? ermittelt.”'® Das heisst, sie werden zu einem
Teil von den Steuerpflichtigen selbst und zu einem Teil amtlich von der Steuerver-
waltung durchgefiihrt.?'* Entsprechend ldsst sich das Veranlagungsverfahren in das
Steuererkldrungsverfahren und das Veranlagungsverfahren i.e. S. unterteilen.?'®

a. Information durch Steuerpflichtige
im Steuererkldrungsverfahren

Das Steuererklarungsverfahren wird eingeleitet, indem die Steuerpflichtigen 6f-
fentlich dazu aufgefordert werden, eine Steuererklérung einzureichen, bzw. indem
sie die amtlichen Steuererklarungsformulare personlich zugesendet bekommen.?'¢
Im Anschluss haben sie das Steuererklarungsformular auszufiillen.?'” Dabei miis-
sen sie der Steuerverwaltung auf eine formalisierte Weise Informationen zustellen,
die fiir die Festsetzung der Steuerschuld relevant sind. Zu diesen Informationen ge-

208 So bspw. im Kanton ZH. Siehe § 106 Abs. 1 StG-ZH.

209 ReIcH, Steuerrecht, § 26 Rz. 10.

210 ZweIrEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 3 Rz. 1.
ZwrIFeL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 3 Rz. 1; REeicH, Steuer-

recht, § 26 Rz. 5. Im Kanton Ziirich beispielsweise heisst das Verfahren «Einschét-
zungsverfahreny (siehe bspw. § 141 Abs. 1 StG-ZH).

212 So ZwerFEL/BEUuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 3 Rz. 5.
213

211

BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 563-565.

214 BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 566—578.

215 So bei REICH, Steuerrecht, § 26 Rz. 48—58. Ahnlich auch bei ZwEIFEL/BEUsCH/HUNZIKER/
SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 14 Rz. 4.

216 Art. 124 Abs. 1 DBG. REicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 34.

217 Art. 124 Abs. 1 DBG. REicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 48.
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horen Angaben zum Einkommen und damit zusammenhéngende Ausgaben sowie
Angaben zu den personlichen Verhéltnissen.?'® Das Ziel dieser Formalisierung der
Informationsbereitstellung ist, jene Fragen zu beantworten, die fiir die Festsetzung
der Steuerschuld wesentlich sind.?" Die Steuerpflichtigen sind entsprechend ver-
pflichtet, die Steuererklarung wahrheitsgeméss auszufiillen und einzureichen.??
Sie tibernehmen so eine erste Aufbereitung der Lebensrealitdt und schaffen die
Grundlagen, damit die Steuerverwaltung den Sachverhalt feststellen kann.

b. Sachverhaltsfeststellung durch die Steuerverwaltung
im Veranlagungsverfahreni.e.S.

Den rechtserheblichen Sachverhalt stellt die Steuerverwaltung im Veranlagungs-
verfahren i.e.S. fest”?! Die Grundlage bieten die Informationen der Steuer-
pflichtigen aus der Steuererklarung.”?* Zusitzlich stehen der Steuerverwaltung
weitere Untersuchungsmittel zur Verfligung:*** So kann sie bei Unklarheiten eine
miindliche oder schriftliche Auskunft bei den Steuerpflichtigen oder Dritten ein-
fordern.?”* Nicht zur Auskunft gegeniiber der Steuerverwaltung verpflichtet sind
allerdings Banken.?”® Die Steuerverwaltung wendet das Recht von Amtes wegen
an und beachtet die verfassungsmissigen Verfahrensgarantien.??

Lasst sich der Sachverhalt nicht mit den verfiigbaren Untersuchungsmitteln fest-
stellen, fiihrt dies zu einem sogenannten Untersuchungsnotstand.??’ Dieser hat zur
Folge, dass die Untersuchungspflicht der Steuerbehorde erlischt und sie eine Ver-

218 Vgl. bspw. Art. 16, 26, 35 DBG.
29 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 48.

220 BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 567-570.

21 So bei ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 48—58. Ahnlich auch ZweireL/BEuscH/HUNZIKER/
SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 14 Rz. 4. Vgl. zum Grundsatz der freien Beweiswiir-
digung ImsTEPF, Beweiswiirdigung, 343-347.

222 REIcH spricht hier vom «Wissen des Steuerpflichtigen» (REicH, Steuerrecht, § 26

Rz. 33). Ahnlich auch BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 570.

223 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 52.

24 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 52.

25 Vgl. zum steuerlichen Bankkundengeheimnis bspw. MarTteoTTi, Bankkundengeheim-

nis, 188—-191.

26 ZweirEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 15, § 6; ReicH, Steu-

errecht, § 26 Rz. 23.

REIcH, Steuerrecht, § 26 Rz. 54; ZwrireL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrens-

recht, § 15 Rz. 11 f.

227

30

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

§ 4 Rechtliche Rahmenbedingungen

anlagung basierend auf dem «wahrscheinlichsten Sachverhalt»??® durchfiihrt.??
In diesem Fall spricht man von einer «Veranlagung nach pflichtgemissem Er-
messen».”** Bei der Ermessensveranlagung haben die Steuerbehdrden «pflicht-
gemass» vorzugehen: Sie haben «alle verfiigbaren Anhaltspunkte zur Feststellung
der Steuerfaktoren zu beriicksichtigen».”! Steuerpflichtige, die ihren Mit-
wirkungspflichten nicht nachgekommen sind, sollen jedoch nicht bevorteilt wer-
den,?? wie das Bundesgericht festhilt: «Die Verletzung von Verfahrenspflichten
soll sich nicht lohnen.»**

c. Abschluss des Verfahrens durch die Veranlagungsverfiigung

Abgeschlossen wird das Veranlagungsverfahren mit dem Veranlagungsentscheid.
Dieser erfolgt in einer Verfiigung, der sogenannten Veranlagungsverfiigung.?*
Somit entscheidet schliesslich die Steuerverwaltung bzw. die zusténdige Steuer-
kommissérin in einem einseitigen Hoheitsakt, der verbindlich und erzwingbar
ist.?> Obschon die Steuerpflichtigen in den vorangehenden Verfahrensabschnitten
die Pflicht haben, bei der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken, liegt die
Entscheidungskompetenz letztlich bei der Steuerverwaltung. Sie kann auch einen
Entscheid fillen, der von den Angaben der Steuerpflichtigen abweicht. Der Ent-
scheid muss also nicht dem von den Steuerpflichtigen geltend gemachten Sach-
verhalt bzw. der rechtlichen Qualifikation des Sachverhalts entsprechen. Aus-
gehend vom Anspruch auf rechtliches Gehor®*¢ muss die Steuerverwaltung dies
allerdings begriinden und dem Steuerpflichtigen mitteilen.”*” Gegen eine Ver-

28 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 54.

229 ZweIFeL, Sachverhaltsermittlung, 115-119, insb. 119. Vgl. ReicH, Steuerrecht, § 26
Rz. 54.

230 Art. 130 Abs. 2 DBG, Art. 46 Abs. 3 StHG. Ausfiihrlich ZweirEL/BEUuSCH/HUNZIKER/
SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 19 Rz. 10-20.

B RercH, Steuerrecht, § 26 Rz. 56.

22 REIcH, Steuerrecht, § 26 Rz. 56.

23 BGer 2C_2/2013 vom 9. Juli 2013, E. 3.2. Siehe ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 56.

24 Art. 130 Abs. 1 DBG. Siehe ZweIFEL/BEUscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht,

§ 20 Rz. 21.

Vgl. zur Veranlagungsverfiigung bspw. BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 576 f.

26 Art. 29 Abs. 2 BV. ZweIrEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 20

Rz. 24; REIcH, Steuerrecht, § 26 Rz. 57. Vgl. TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungs-

recht, Rz. 650.

ZWwrIFEL/BEUscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 20 Rz. 24; ReicH, Steuer-

recht, § 26 Rz. 57. Vgl. TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 650.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

anlagungsverfiigung betreffend die kantonale oder die direkte Bundessteuer kann
der Steuerpflichtige innerhalb von 30 Tagen Einsprache bei der Veranlagungs-
behorde erheben. Dieser Entscheid lésst sich anschliessend bei mindestens einer
unabhingigen Beschwerdeinstanz und beim Bundesgericht anfechten.?*®

2.3 Verfahrensmaximen

Der dargelegte Ablauf der Steuerveranlagung — von der Aufforderung zur Ein-
reichung der Steuererkldrung bis zum Abschluss durch die Veranlagungsver-
figung — macht deutlich, dass die Veranlagung aus einem Zusammenspiel von
Steuerpflichtigen und Steuerverwaltung entsteht. Dies widerspiegelt sich auch in
den Verfahrensmaximen des Veranlagungsverfahrens. Die Verfahrensmaximen
ermoglichen es, die grundlegende Funktion des Verfahrens, die Rechte und
Pflichten sowie die Verantwortlichkeit’® der Steuerverwaltung und der Steuer-
pflichtigen besser zu verstehen.?*® Gepragt wird das Verfahren einerseits durch die
Offizialmaxime,**' andererseits durch den Untersuchungsgrundsatz>** und den Ko-
operationsgrundsatz.’* Auf diese Verfahrensmaximen und deren Bedeutung fiir
das Verhiltnis zwischen Steuerpflichtigen und Steuerverwaltung ist im Folgenden
einzugehen.

a. Offizialmaxime

Zunéchst gilt im ordentlichen Veranlagungsverfahren die Offizialmaxime.*** Diese
sicht vor, dass die Steuerverwaltung das Verfahren von Amtes wegen eroffnet
und abschliesst sowie den Verfahrensgegenstand festlegt.* Konkret eroffnet die

28 Art. 140 Abs. 1, 145 DBG; Art. 48 Abs. 1, Art. 50 Abs. 1 StHG.
2% Einige sprechen von der «Aufgabenverteilung zwischen den Verfahrensbeteiligten —
den Parteien und der verfiigenden und entscheidenden Behdrde — und deren Stellung
im Verfahren, wie etwa in Bezug auf den Beginn, den Gang und die Beendigung
des Verfahrens, die Bestimmung des Verfahrensgegenstands oder die Beschaffung
des Tatsachenmaterials» (ZweIFEL/BEUSCH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht,
§ 5Rz. 1).

Siche ZwerFEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 1.

# Vgl § 4 Ziff. 2.3 Bst. a.

22 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. b.

M Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. c.

244 ZweirEL/BeuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 2.

ZweIFeL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 3.
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Steuerverwaltung das Verfahren durch die Aufforderung, eine Steuererklédrung
einzureichen.?*® Sie legt damit auch den Verfahrensgegenstand fest, beispiels-
weise indem sie die Einkommenssteuer veranlagt.”” Das Verfahren schliesst sie
mit einer Veranlagungsverfiigung ab.**® Eine Ausnahme von der Offizialmaxime
liegt lediglich bei der Steuerbefreiung und beim Steuererlass vor.>* Beides miis-
sen die Steuerpflichtigen bei der Steuerverwaltung beantragen.*°

b. Untersuchungsgrundsatz

Die Offizialmaxime beschreibt, wer fiir die Einleitung und den Abschluss des
Veranlagungsverfahrens zustindig ist.>! Der Untersuchungsgrundsatz und der
Kooperationsgrundsatz betreffen hingegen die Verantwortlichkeiten bei der Fest-
stellung des Sachverhalts.?®> Der Untersuchungsgrundsatz richtet sich an die
Steuerverwaltung; der Kooperationsgrundsatz betrifft die Steuerpflichtigen.

Fiir die Ermittlung des Sachverhalts gilt im ordentlichen Veranlagungsverfahren
der Untersuchungsgrundsatz.?>
sachen von Amtes wegen erheben, die fiir die Steuerfestsetzung relevant sind.?*
Dabei lasst sich auch von einer «doppelten Pflicht» zur aktiven Sachverhalts-
ermittlung sprechen: Die Steuerverwaltung muss erstens, soweit notig, die rechts-
erheblichen Tatsachen beschaffen.?® Zweitens hat sie die Pflicht, die materielle
Wahrheit festzustellen.?%

Die Steuerverwaltung muss demnach jene Tat-

246 Art. 124 Abs. 2 DBG. ZwerrEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5
Rz. 3; ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 23.

247 ZweIrEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 3; ReicH, Steuer-
recht, § 26 Rz. 23.

248 ZwrIFEL/BEUsCH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 3; REicH, Steuer-
recht, § 26 Rz. 23.

249 Art. 167 Abs. 1 DBG, Art. 56 Bst. g, h DBG. ZweIFEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steu-
erverfahrensrecht, § 5 Rz. 3.

230 ZwrerEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 3. Siehe Art. 167¢
DBG.

31 Vgl. ZweireL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 2.

22 ZweIrFEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 7.

23 ZwrIrEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 7.

24 Art. 123 Abs. 1, Art. 130 Abs. 1 DBG; Art. 46 Abs. 1 StHG. Siehe ZWEIFEL/BEUscH/
HuNzIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 7.

255 ZweIFEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 7.

236 ZweIrEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 7.
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Die Feststellung der materiellen Wahrheit ist fiir die Steuerverwaltung jedoch mit
erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Dies hat verschiedene Ursachen: Zu-
néchst liegt es in der Natur der Ausgestaltung der direkten Steuern, dass oft vor-
nehmlich die Steuerpflichtigen tiber die Tatsachen Bescheid wissen, die fiir die
Feststellung der Steuer erheblich sind.>’ Entsprechend besteht ein Informations-
gefille zwischen Steuerbehorden und Steuerpflichtigen.®® Weiter geht die
Untersuchungspflicht der Steuerverwaltung grundsétzlich nur so weit wie ihre
Untersuchungsrechte.?®® Reichen die Untersuchungsmittel nicht, um den Sach-
verhalt festzustellen, fiithrt dies zu einem Untersuchungsnotstand.?®® Die Unter-
suchungsmittel im Veranlagungsverfahren sind abschliessend aufgez&hlt**' und
beschrénkt.?> Dariiber hinaus sind die Steuerbeh6rden im Rahmen der zulédssigen
Untersuchungsmittel auf die Mitwirkung der Steuerpflichtigen angewiesen.?®* Der
Untersuchungserfolg hiangt demnach bis zu einem gewissen Grad davon ab, wie
willig die Steuerpflichtigen sind, dabei mitzuwirken.2¢*

Abgesehen davonistes den Steuerbehdrden aufgrund der Anzahl der Veranlagungen
nicht moglich, in jedem Fall umfassende Untersuchungen vorzunehmen.?®® Die
Veranlagungsbehdrde muss darauf vertrauen, dass «die Steuerpflichtigen ihre Mit-
wirkungspflicht korrekt wahrnehmen und den wahren Sachverhalt deklariereny.?%
Die Steuerpflichtigen geniessen somit einen «Vertrauensvorschussy.?¢’

c. Kooperationsgrundsatz

Aufgrund des Informationsgefilles zwischen Steuerpflichtigen und Steuer-
verwaltung sowie der hohen Fallzahl*® gilt im Veranlagungsverfahren der Ko-

27 ZweIrEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 9; ReicH, Steuer-

recht, § 26 Rz. 25.
28 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 25.
2% Reic, Steuerrecht, § 26 Rz. 27.

20 Vgl. zum Untersuchungsnotstand im Veranlagungsverfahren ZweiFEL/BEUSCH/
Hunziker/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 11-13.

261 REicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 30.

202 Art. 123 Abs. 2 DBG.

263 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 30.

264 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 30, m.w. H.
265 REicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 29.

266 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 29.

267 ReicH, Steuerrecht, § 26 Rz. 29, m.w. H.
28 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. b.
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operationsgrundsatz.”® Dieser richtet sich an die Steuerpflichtigen. Das Gesetz
sieht vor, dass die Steuerverwaltung und die Steuerpflichtigen im Veranlagungs-
verfahren zusammenarbeiten.””® Die Steuerpflichtigen miissen demnach alles
daran setzen, «um eine vollstandige und richtige Veranlagung zu erméglicheny.””!
Die Mitwirkungspflichten sind entsprechend umfassend. > Ausdruck dieser Mit-
wirkungspflichten sind die gesetzlichen Mitwirkungspflichten und -rechte der
Steuerpflichtigen.?”? Die Mitwirkungspflicht der Steuerpflichtigen und der Unter-
suchungsgrundsatz widersprechen sich nicht, wenn sie die Steuerverwaltung zur
wahrheitsgeméssen Feststellung des Sachverhalts verpflichten und die Steuer-
pflichtigen dazu verpflichten, die notwendigen Informationen dafiir zu liefern.
Vielmehr kommt durch die beiden Grundsitze zum Ausdruck, dass der Gesetz-
geber Steuerpflichtige und Steuerbehdrden als Team versteht und ihnen die ge-
meinsame Aufgabe auferlegt, die relevanten Tatsachen zusammenzutragen.*™

2.4 Zwischenergebnis

Der Ablauf der Steuerveranlagung sowie das Verhiltnis von Steuerverwaltung
und Steuerpflichtigen sind in vielfdltiger Weise strukturiert. Die Steuerverwaltung
eroffnet das Verfahren und schliesst es mit der Veranlagungsverfiigung ab.?”” In
den Schritten dazwischen stellt die Steuerverwaltung den Sachverhalt mithilfe der
Steuerpflichtigen fest. Zundchst miissen dafiir die Steuerpflichtigen im Steuer-
erklarungsverfahren die relevanten Informationen zusammentragen. Es fillt auf,
dass in einem ersten Schritt die Steuerpflichtigen der Steuerverwaltung die Infor-

29 Vgl. ZweiFEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 9, 11.

20 «Die Veranlagungsbehorden stellen zusammen mit dem Steuerpflichtigen die fiir eine
vollstdndige und richtige Besteuerung massgebenden tatséchlichen und rechtlichen
Verhiltnisse fest» (Art. 123 Abs. 1 DBG).

1 Art. 126 Abs. 1 DBG; Art. 42 Abs. 1 StHG.

272 ZweirEL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 9 f.; ReicH, Steuer-
recht, § 26 Rz. 26.

273 ZweIFEL/BEUscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 10; REeicH, Steuer-
recht, § 26 Rz. 26.

274 ZwerrerL/BEuscH/HUNZIKER/SEILER, Steuerverfahrensrecht, § 5 Rz. 11. Vgl. dazu auch
den Verhaltenskodex fiir die Steuerrechtspraxis, der von der ESTV, der Schweizeri-
schen Steuerkonferenz (SSK) und EXPERT-suisse in Zusammenarbeit mit dem IFF-
HSG entwickelt wurde («Verhaltenskodex Steuern 2021y, abrufbar unter perma.cc/
AQM7-59]Q).

75 Vgl. § 4 Ziff. 2.2.

76 Vgl. § 4 Ziff. 2.2 Bst. a.
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mationen nicht nur zur Verfiigung stellen, sondern durch die Einordnung bereits
aufbereiten. In einem zweiten Schritt stellt die Steuerverwaltung den rechtlich rele-
vanten Sachverhalt auf Basis der Informationen der Steuerpflichtigen fest, wendet
die steuerrechtlichen Bestimmungen darauf an®’” und stellt die Steuerschuld in der
Veranlagungsverfiigung fest.?”® Der Steuerverwaltung stehen Untersuchungsmittel
zur Verfiigung, um den Sachverhalt festzustellen. Diese sind jedoch beschrankt.””
Aufgrund dieser Tatsache und des Umstands, dass die Steuerpflichtigen von Natur
aus besser tiber jene Tatsachen informiert sind, die fiir die Steuerveranlagung re-
levant sind, besteht zwischen den Steuerpflichtigen und der Steuerverwaltung ein
Informationsgefille.®® Die Steuerpflichtigen sind daher dazu verpflichtet, bei der
Steuerveranlagung mitzuwirken.?®! Nicht zuletzt ist die Steuerverwaltung auf-
grund des Charakters der Steuerveranlagung als Teil der Massenverwaltung auf
die Mitwirkung der Steuerpflichtigen angewiesen.?2

3. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

Im vierten Kapitel wurde der rechtliche Rahmen fiir die Rechtsanwendung und die
Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung dargestellt. Dieser setzt sich mass-
geblich aus Verfassungsgrundsétzen sowie dem Steuerverfahrensrecht zusammen.
Dabei zeigte sich, dass die Verfassungsgrundsétze in materieller Hinsicht Vor-
gaben fiir die Rechtsanwendung machen, wihrend das Verfahrensrecht den Ablauf
sowie die Verantwortlichkeiten festlegt.

Die Verfassungsgrundsétze geben neben der Bindung an die rechtlichen Grund-
lagen in materieller Hinsicht die grundsétzliche Stossrichtung vor, in die Ent-
scheidungen gehen sollen. Massgeblich sind hierbei das Legalitétsprinzip, die
Grundsétze des 6ffentlichen Interesses und der Verhéltnismissigkeit, das Gleich-
behandlungsgebot und die Besteuerungsgrundsitze sowie das Willkiirverbot und
der Grundsatz von Treu und Glauben.”* Im Gegensatz zu den Verfassungsgrund-
sdtzen gibt das Verfahrensrecht den Rechtsrahmen in formeller Hinsicht vor.

77 Vgl. § 4 Ziff. 2.2 Bst. b.
78 Vgl. § 4 Ziff. 2.2 Bst. c.
7 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. b.
B0 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. b.
B Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. c.
82 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. b.
% Vel § 4 Ziff. 1.
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Das Veranlagungsverfahren ist hierbei durch den Untersuchungsgrundsatz und
den Kooperationsgrundsatz gepriagt. Im Zusammenspiel von Verfassungsgrund-
sdtzen und Verfahrensrecht zeigt sich, dass vor allem dem Grundsatz von Treu
und Glauben bei der Steuerveranlagung ein wichtiger Stellenwert zukommt, denn
sie basiert grundsétzlich auf dem Vertrauen, dass die Steuerpflichtigen korrekte
Angaben machen. Weiter verfiigt die Steuerverwaltung nur iiber eingeschrankte
Untersuchungsmittel 28

Der Rechtsrahmen fiir die Rechtsanwendung und die Entscheidungsfindung der
Steuerverwaltung ist entsprechend in materieller und formeller Hinsicht vor-
gegeben. Besonders die materiellen Vorgaben bleiben jedoch trotz der Ver-
fassungsgrundsitze unbestimmt. Damit kdnnen Letztere zwar hinzugezogen wer-
den, um die Steuergesetze anzuwenden, den Entscheidungsspielraum vermdgen
sie indes nur beschrdnkt einzugrenzen. Fiir die Wertungen der Steuerverwaltung
lassen sich demnach aus den Verfassungsgrundsédtzen nur bedingt normative
Vorgaben ableiten. Beim verfahrensrechtlichen Rahmen ist die notwendige Zu-
sammenarbeit zwischen Steuerpflichtigen und Steuerverwaltung hervorzuheben,
wodurch die Steuerpflichtigen zu einem gewissen Grad in die Rechtsanwendung
miteinbezogen sind.

Vgl § 4 Ziff. 2.
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§ 5 Handlungsformen der Steuerverwaltung

Anschliessend an die Darstellung des verfassungsrechtlichen?

fahrensrechtlichen Rahmens?® i

und des ver-
ist in einem weiteren Schritt der Blick auf die zent-
ralen Handlungsformen der Steuerverwaltung zu lenken. Unter Handlungsformen
sind grundsitzlich die verschiedenen Formen des Tatigwerdens der Steuerver-
waltung zu verstehen. Sie lassen sich anhand ihres Erfolgs, ihrer Rechtsgrundlage,
ihres Adressatenkreises oder ihres Handlungsmodus unterscheiden.?®’

Bei der Rechtsanwendung und der Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung
sind die Rechtsverordnung,®® die Verwaltungsverordnung,”® die Verfiigung®®
sowie der Realakt in Form einer Zusicherung®! besonders relevant:?*?> Mit Rechts-
und Verwaltungsverordnungen konkretisiert die Steuerverwaltung in generell-
abstrakter Weise die bestehenden Steuergesetze.?®* Damit sind die Verordnungen
ein Schritt auf dem Weg vom generell-abstrakten Gesetz zur individuell-konkreten
Entscheidung.?** Der Erlass von Verordnungen setzt ausserdem Wertungen vor-
aus. Basierend auf generell-abstrakten Rechtsgrundlagen erldsst eine Steuer-
kommissérin sodann eine Veranlagungsverfiigung, welche die Steuerschuld im
individuell-konkreten Fall festlegt.*® Der Weg vom generell-abstrakten Gesetz
hin zur individuell-konkreten Entscheidung wird mit diesem Schritt vollendet.

%5 Vgl. § 4 Ziff. 1.

#6 Vgl. § 4 Ziff. 2.

27 TSCHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 632.

#8 Vgl. § 5 Ziff. 1.

% Vgl. § 5 Ziff. 2.

¥ Vgl. § 5 Ziff. 3.

¥ Vel § 5 Ziff. 4.

22 Nicht weiter eingegangen wird auf den verwaltungsrechtlichen Vertrag. Dieser ist fur

den Bereich der Steuern aufgrund des Legalitétsprinzips nicht mehr von Bedeutung.

Dies war frither anders, als Verwaltungsvertrdge in Form von Steuerabkommen, also

«Vertrage[n] liber Bestand, Umfang und Art der Erfiillung der Steuerpflicht», eine be-

deutende Rolle spielten. Heute sind Steuerabkommen verboten. Nach wie vor werden

jedoch teilweise bei der Sachverhaltsermittlung vertragsdhnliche Einigungen einge-

setzt. Ob es sich dabei um verwaltungsrechtliche Vertrage handelt, ist umstritten. Zum

Ganzen ReicH, Steuerrecht, § 3 Rz. 54 f.

23 Vgl. BEuscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 3.

¥+ Vgl. zu diesem Vorgang der Konkretisierung RHiNnow, Rechtsetzung und Methodik,
233 f.

25 Vgl § 5 Ziff. 3.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

Zusitzlich spielen in der Praxis Zusicherungen der Steuerverwaltung in Form von
Steuervorbescheiden eine bedeutende Rolle. Bei diesen Zusicherungen handelt es
sich um Realakte, nicht um Rechtsakte.”® Gleichwohl spielen Steuervorbescheide
bei der Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung eine bedeutende Rolle. Zum
einen konnen unter gewissen Umstidnden aufgrund des Vertrauensschutzes An-
spriiche entstehen.?”” Zum anderen wird in Steuervorbescheiden bereits eine recht-
liche Qualifikation eines Sachverhalts vorgenommen. Das Vorgehen entspricht
mithin jenem bei einer Verfiigung, mit dem Unterschied, dass es sich nicht um
einen Rechtsakt handelt.”®

1. Gesetzeskonkretisierung durch
Rechtsverordnungen

Im Sinne eines einheitlichen Vollzugs der Steuergesetze werden diese teilweise
durch Rechtsverordnungen konkretisiert.””” Rechtsverordnungen sind Rechts-
sitze im formellen Sinne.*® Sie richten sich an die Allgemeinheit und raumen den
Einzelnen Rechte ein oder auferlegen ihnen Pflichten.’”! Erlassen werden sie in
erster Linie von der Verwaltungsspitze.?*> Bei der direkten Bundessteuer sind dies
der Bundesrat, das EFD sowie die ESTV.3® Auf der Ebene der kantonalen Steuern
erlasst meist der Regierungsrat eines Kantons die Rechtsverordnungen.’*

Bei Rechtsverordnungen ist zwischen gesetzesvertretenden und vollziehenden
Verordnungen zu differenzieren.’® Diese unterscheiden sich anhand ihrer gesetz-
lichen Grundlage, die den Inhalt der Verordnung konkret oder nur in allgemeiner

2% HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 1408.

¥7 Vgl. § 5 Ziff. 4.

28 Vgl. zur Abgrenzung des Steuervorbescheids von einer Verfiigung SCHREIBER/JAUN/
Kosierski, Steuerruling, 315 f.

2% BruscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 3.

390 REIcH, Steuerrecht, § 3 Rz. 33.

301 BeuscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 7. ReicH, Steuerrecht, § 3 Rz. 33.

302 BeuscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 8.

303 Fiir eine Ubersicht iiber die Rechtsverordnungen von Bundesbehérden in Bezug auf

das DBG vgl. BEuscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 8.

304 So bspw. im Kanton Basel-Stadt bei der Verordnung zum Gesetz iiber die direkten
Steuern vom 14. November 2000 (SG 640.110).
305 HAreLIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 93; ReicH, Steuerrecht, § 3 Rz. 33.
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§ 5 Handlungsformen der Steuerverwaltung

Weise vorgibt.’* Bei gesetzesvertretenden Verordnungen liegt eine Delegation
der Rechtsetzungskompetenz durch ein Gesetz vor.” Demgegeniiber beschriankt
sich eine vollziehende Verordnung auf die Ausfithrung von im «Gesetz bereits
begriindeten Verpflichtungen und Berechtigungen».*® Ein Spezialfall der Rechts-
verordnung ist die selbststdndige Verordnung, die direkt auf die Bundesverfassung
gestiitzt erlassen wird.3%

Im Steuerrecht spielen Rechtsverordnungen vor allem als Vollzugsverordnungen
eine Rolle.’’® Damit werden Gesetzesbestimmungen konkretisiert und eine ge-
niigend bestimmte Grundlage fiir die Rechtsanwendung wird geschaffen.’!! Zu
beachten ist dabei das strenge Legalitdtsprinzip im Steuerrecht, wonach Steuer-
objekt, Steuersubjekt und die Steuerbemessung in einem Gesetz im formellen
Sinne festgelegt sein miissen.'?

2. Gesetzeskonkretisierung durch
Verwaltungsverordnungen

Gesetze im Steuerrecht werden sodann durch Verwaltungsverordnungen konkreti-
siert. Im Gegensatz zu Rechtsverordnungen handelt es sich dabei nicht um Rechts-
sitze im formellen Sinne.’'* Sie binden grundsétzlich nur die Verwaltung selbst.>'*
Bei Verwaltungsverordnungen handelt es sich somit um «verallgemeinerte Dienst-

3% HArFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 93. Zur Vollziehungsverordnung

vgl. BGE 136 129 E. 3.3; 1301 140 E. 5.1.

307 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 96.

308 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 99.

399 HArFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 106.

310 Fiir eine Ubersicht iiber die Rechtsverordnungen von Bundesbehorden in Bezug auf

das DBG vgl. BEuscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 8.

31 Dazu bspw. BEuscH/BRUNNER, Komm. DBG, Art. 102 Rz. 2, 8. Vgl. aber die Verord-
nung iiber die Mindestbesteuerung grosser Unternehmensgruppen vom 22. Dezember
2023 (SR 642.161). Ausfiihrlich dazu Caverti/Cajacos, BSK BV, Art. 197 Ziff. 15
Rz. 2-11.

312 Vgl. § 4 Ziff. 1.1 Bst. b. f.

313 Dazu bspw. ScHINDLER, SGK BV, Rz. 26, mit zahlreichen Hinweisen.

314 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1118.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

befehle».’® Damit stellt eine vorgesetzte Verwaltungsbehorde fiir eine unterstellte
Behorde oder Person Regeln auf.?!¢

Im Steuerrecht werden Verwaltungsverordnungen oft als «Merkblatty, «Kreis-
schreiben» oder «Wegleitung» bezeichnet.’'” Ahnlich wie Rechtsverordnungen
sind sie generell-abstrakt formuliert, betreffen also «eine unbestimmte Vielzahl
von Lebenssachverhalten» und richten «sich an eine unbestimmte Vielzahl von
Adressaten».’'® Neben der Regelung von organisatorischen Aspekten konnen
Verwaltungsverordnungen dazu dienen, eine «einheitliche Handhabung des Ver-
waltungsermessens sicherzustellen».’!® Hierbei ist auch von «vollzugslenkenden
Verwaltungsverordnungen» die Rede.??

Verwaltungsverordnungen sind grundsétzlich nur innerhalb der Verwaltung ver-
bindlich.??! Behorden der Verwaltungsjustiz miissen sie also nicht beachten.’?
Dennoch sind Verwaltungsverordnungen alles andere als rechtlich unbedeutend:
Eine Beschwerdeinstanz weicht bei der Priifung der Angemessenheit einer Ent-
scheidung nicht «ohne Not» von den Regeln der Verwaltungsverordnung ab.’*
Verwaltungsverordnungen haben also durchaus einen indirekten Einfluss auf die
Rechtsstellung der Biirgerinnen.’**

Grundsitzlich miissen Verwaltungsverordnungen nicht publiziert werden.’? Sie
konnen jedoch in den meisten Fillen auf der Website der jeweiligen Behorde ein-
gesehen werden.’?® Aus rechtsstaatlicher Perspektive ist eine Publikation, je nach
Wichtigkeit eine amtliche Publikation oder eine Publikation im Internet, sogar

315 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1114,

316 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1114; Beusch, Kreisschreiben, 614.
317 BGE 1281167 E. 4.3. Vgl. TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1114.
318 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1114.

319 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1116.

320 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1116.

321 BGE 150 11 40 E. 6.6.2. Vgl. auch ScumpLer, SGK BV, Art. 5 Rz. 26; TSCHANNEN/
MuLLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1118 f.

322 TSCHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1119. Das Bundesgericht betrachtet
Verwaltungsverordnungen als «Meinungséusserung» der Verwaltung in Bezug auf die
Auslegung einer Rechtsnorm (BGE 123 11 16 E. 7, vgl. auch BGE 150 11 40 E. 6.6.2).

323 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1119.

324 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1119.

325 ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 45; TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht,
Rz. 1117.

326 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1117.
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§ 5 Handlungsformen der Steuerverwaltung

geboten, sofern eine Aussenwirkung besteht, die viele Personen betrifft.?’ Ge-
stiitzt auf das Offentlichkeitsprinzip sollten Verwaltungsverordnungen zumindest

eingesehen werden kénnen.??®

Im Steuerrecht sind Verwaltungsverordnungen neben Rechtsverordnungen ein
zentraler Bestandteil der Konkretisierung der Steuergesetze.’” Dies liegt daran,
dass die Steuerveranlagung als Teil der Massenverwaltung darauf angewiesen ist,
die Verwaltungspraxis zu vereinfachen und zu rationalisieren.**® Verwaltungsver-
ordnungen tragen zur Konsistenz und Voraussehbarkeit der Verwaltungspraxis bei
und erleichtern die Kontrolle.?*! Inhaltlich betreffen Verwaltungsverordnungen
etwa die Auslegung von Rechtsnormen.** Beispielsweise konkretisiert die ESTV
im Kreisschreiben Nr. 43 den Begriff «Unterstiitzung aus 6ffentlichen und priva-
ten Mitteln» nach Art. 24 Bst. d DBG.?** Von herausragender Bedeutung sind die
Kreisschreiben der ESTV im Bereich der Einkommenssteuer. Die ESTV erldsst
diese Verwaltungsverordnungen in ihrer vollzugslenkenden Funktion in Bezug
auf die direkte Bundessteuer.** Tatséchlich strahlen die Kreisschreiben aufgrund
der weitgehenden Harmonisierung der direkten Bundessteuer und der kantonalen
Steuern auf die kantonalen Einkommenssteuern aus.**

3. Individuell-konkrete Entscheidung als
Veranlagungsverfiigung

Im Gegensatz zu Rechts- und Verwaltungsverordnungen handelt es sich bei der Ver-
fiigung um einen individuell-konkreten Rechtsakt. Eine Verfiigung wird allgemein
definiert als «Anordnung einer Behorde, mit der im Einzelfall ein Rechtsverhélt-
nis geregelt wird, in einseitiger und verbindlicher Weise, gestiitzt auf 6ffentliches

327 ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 45.

38 ScHINDLER, SGK BV, Art. 5 Rz. 45, m.w. H.

32 Dazu bspw. BeuscH, Kreisschreiben, 613 f.

30 BruscH, Kreisschreiben, 614.

31 Bgusch, Kreisschreiben, 614.

32 BguscHh, Kreisschreiben, 614.

333 Ausfiihrlich zu diesem Beispiel § 6 Ziff. 4.2.

34 Vgl § 4 Ziff. 2.1.

335 Vgl. bspw. BGer 2C_758/2020 vom 29. Juli 2021, E. 12; 2C_375/2015 vom 1. Dezem-
ber 2015, E. 3.3.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

Recht».** Sie dient im Wesentlichen dazu, die generell-abstrakten Regeln auf den
Einzelfall anzuwenden.’*’ Dariiber hinaus bildet sie die erforderliche Grundlage
fiir den verwaltungsrechtlichen Rechtsschutz.*** Verfiigungen dienen ausserdem
dazu, die Entscheidungsfindung der Verwaltung rechtlich zu systematisieren und
zu rationalisieren.’* Damit kénnen die Betroffenen und Dritte die Entscheidung
der Verwaltung nachvollziehen.3*

Fiir die Steuerpflichtigen spielt die Veranlagungsverfiigung eine zentrale Rolle, da
die Steuerverwaltung mit dieser Verfiigung den individuell geschuldeten Steuer-
betrag verbindlich feststellt.>*! Damit schliesst sie das Veranlagungsverfahren
ab.*? Die Verfiigung hat jedoch nicht nur Bedeutung fiir den individuellen Fall:
Verfiigt die Verwaltung mehrmals nacheinander auf die gleiche Weise, so erwéchst
daraus eine Verwaltungspraxis.’*

4. Steuervorbescheid als Realakt

Vom Verwaltungshandeln mit Rechtsakten ist das Handeln der Verwaltung durch
Realakte abzugrenzen. Hierbei handelt es sich um «Verwaltungsmassnahmen,
die unmittelbar nur einen Taterfolg herbeifiihren sollen».’* Weiter lassen sich
verschiedene Typen von Realakten unterscheiden, beispielsweise schlichtes
Verwaltungshandeln, Vollstreckungshandlungen, unmittelbarer Vollzug, Aus-
kiinfte und Zusicherungen, Warnungen und Empfehlungen sowie informelle Ab-
sprachen.’*

336 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 639.

337 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 644.

338 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 645, 651.
339 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 650.

30 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 650.

341 REIcH, Steuerrecht, § 3 Rz. 52.

32 Vgl. zur Veranlagungsverfiigung bspw. BLUMENSTEIN/LOCHER, System, 576 f.
3 REIcH, Steuerrecht, § 3 Rz. 53.

3 TSCHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1061.

35 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 1070-1075. Eine andere Untertei-
lung findet sich bspw. bei HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 1409—
1424.
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§ 5 Handlungsformen der Steuerverwaltung

Im Steuerrecht sind Zusicherungen in Steuervorbescheiden («Steuerrulings») von
Bedeutung.3*¢ Sie sollen die fehlende Voraussehbarkeit der Anwendung recht-
licher Bestimmungen durch eine vorgingige Konkretisierung abmildern.**’” Bei
diesen Steuervorbescheiden sichert die Steuerverwaltung den Steuerpflichtigen
eine bestimmte rechtliche Behandlung eines kiinftigen Sachverhalts bzw. eine be-
stimmte Wiirdigung des Sachverhalts zu.**® Steuervorbescheide sind nicht im Ge-
setz vorgesehen.** Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts handelt es sich
dabei um einen «Anwendungsfall des allgemeinen Vertrauensschutz[es]»,**® das
heisst: Bei falschen Auskiinften der Steuerverwaltung konnen basierend auf dem
Vertrauensschutz nach Art. 9 BV3%! Anspriiche entstehen.?>

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

Wie aufgezeigt stehen der Steuerverwaltung verschiedene Handlungsformen zur
Verfligung. Fiir diese Arbeit zentral sind die Konkretisierung der Steuergesetze
mithilfe von Rechts-3% und Verwaltungsverordnungen®* sowie die Festsetzung der
Steuerschuld im individuell-konkreten Fall mit einer Veranlagungsverfiigung>.
Zusétzlich werden in der Steuerpraxis regelméssig Steuervorbescheide als Real-
akte angewandt.*¢ Gemeinsam ist diesen Handlungsformen, dass sie einen Schritt
auf dem Weg von generell-abstrakten Gesetzen hin zu einem individuell-konkre-

36 Vegl. auch REicH, Steuerrecht, Rz. 56; SCHREIBER/JAUN/KOBIERSKI, Steuerruling, 307.

37 ScHREIBER/JAUN/KOBIERSKI, Steuerruling, 296 f. Als weiterer Zweck werden teilweise
Effizienzgewinne genannt, die entstehen, weil die Steuerbehdrden bei Anfragen fiir
Steuerbescheide detailliertere Informationen iiber einen bestimmten Vorgang erhalten
als im Veranlagungsverfahren (so HinNy, Vertrauensschutz, 516).

38 REIcH, Steuerrecht, Rz. 56.

3 Vgl. BGE 141 1161 E. 3.2. Siehe auch OesTerRHELT, Steuerrulings, 432. Im Gegensatz
dazu enthélt bspw. die Gsterreichische Bundesabgabenordnung (BAO) in § 118 eine
explizite Grundlage fiir sogenannte Auskunftsbescheide. Ausfiihrlicher dazu bspw.
KorLER/LANG/RuUST/ScHUCH/SPIES/STARINGER, Steuerrecht, Rz. 325.

3% BGE 1411161 E. 3.1. Vgl. HAFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 734.

31 Vel. § 4 Ziff. 1.5 Bst. b.

352 TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht; ReicH, Steuerrecht, § 3 Rz. 58. Zu den

Voraussetzungen bspw. ReicH, Steuerrecht, Rz. 100.

33 Vgl § 5 Ziff. 1.

3% Vel. § 5 Ziff. 2.

335 Vgl. § 5 Ziff. 3.

36 Vgl. § 5 Ziff. 4.
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ten Entscheid darstellen. Rechts- und Verwaltungsverordnungen konkretisieren
die Steuergesetze in einem bestimmten Umfang, bleiben jedoch generell-abstrakt.
Die Veranlagungsverfligung ist schliesslich der letzte Schritt in der Konkretisie-
rung der Steuergesetze im Hinblick auf den Einzelfall. Den Steuervorbescheiden
kommt hierbei ebenfalls eine konkretisierende Rolle zu. Sie mildern die fehlende
Voraussehbarkeit der Anwendung von rechtlichen Bestimmungen durch eine vor-
géngige Konkretisierung ab.

Die Wertungen der Steuerverwaltung erfolgen stufenweise: In einem ersten Schritt
werden die Gesetze durch Rechts- und Verwaltungsverordnungen konkretisiert. In
einem zweiten Schritt wird eine Anwendung durch die Veranlagungsverfiigung
vorgenommen. Vor dem Hintergrund dieser Schlussfolgerungen stellt sich die
Frage, ob eine ndhere Umschreibung des Entscheidungsspielraums moglich ist.

46

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

§ 6 Erweiterter Entscheidungsspielraum durch
Verwaltungsermessen

Die vorangehenden Kapitel haben gezeigt, inwiefern Verfassungsgrundsitze das
Verwaltungshandeln vorgeben,*”” wie das Verfahrensrecht das Verwaltungshandeln
in formeller Hinsicht leitet**® und welche Handlungsformen der Steuerverwaltung
zur Verfiigung stehen.** Der konkrete Rahmen flir die Anwendung des Steuer-
rechts ergibt sich jedoch in erster Linie aus dem materiellen Steuerrecht, das in den
Steuergesetzen normiert ist.’® Entsprechend stellt sich die Frage, inwieweit das
materielle Steuerrecht den Entscheidungsspielraum der Verwaltung einschrankt.
Die Beantwortung dieser Frage steht und fallt mit der jeweiligen Rechtsnorm:
Hat sie einen eng gefassten Wortlaut, so ist der Entscheidungsspielraum kleiner,
ist sie weiter formuliert, so ist der Entscheidungsspielraum grosser. Im zweiten
Fall tibertragt die rechtsetzende Behorde einen Teil der Entscheidungskompetenz
an die rechtsanwendende Behorde. Dies fiihrt zu einem grosseren Entscheidungs-
spielraum. Ausgehend von diesem Befund wird folgend der Frage nachgegangen,
welche Bedeutung offenen Normen bei der Anwendung des Steuerrechts zukommt
und welche Anforderungen zu erfiillen sind, um den Entscheidungsspielraum aus-
zufiillen.

1. Offene Normen im Verwaltungsrecht

Weit gefasste Normen werden im Schweizer Verwaltungsrecht als «offene Nor-
men» bezeichnet,**! da sie der rechtsanwendenden Behorde einen erweiterten
Entscheidungsspielraum bieten.>*? Dieser erweiterte Entscheidungsspielraum be-
trifft zum einen die Rechtsanwendung allgemein, also die Anwendung des Rechts
durch Gerichte und Verwaltung.*®® Zum anderen kann der Entscheidungsspielraum

37 Vgl. § 4 Ziff. 1.
38 Vel. § 4 Ziff. 2.
3% Vgl. § 5.

360 Art. 190 BV. Vgl. zur Massgeblichkeit von Bundesgesetzen fiir alle rechtsanwenden-

den Behorden statt vieler Looser, SGK BV, Rz. 15-16.

1 Fiir das Verwaltungsrecht HAFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 391;
Frel, Verwaltungsermessen, 422.

Vgl. HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 391.
33 Vgl § 6 Ziff. 2.1.

362
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

einen nicht iiberpriifbaren Teil von Verwaltungsentscheidungen gegeniiber den
Gerichten darstellen.’** Der Entscheidungsspielraum der Verwaltung kann sich
auf die Definition des Tatbestands oder der Rechtsfolge beziehen — oder auf beide
Elemente.*%

Die offenen Normen in der Schweizer Rechtsordnung lassen sich wie folgt er-
kléren: Erstens ist es sprachlich kaum mdoglich, alle aktuellen und zukiinftigen
Gegebenheiten abschliessend zu regeln.’®® Im Steuerrecht ist beispielsweise der
Begriff des Einkommens breit und unbestimmt gehalten. Dies ermdglicht eine um-
fassende Beriicksichtigung infrage kommender Vermogenszufliisse.’®” Zweitens
ist eine politische Einigung in bestimmten Fillen nur bis zu einem bestimmten
Grad moglich.’® Was {iber diesen Punkt hinaus geht, wird offengelassen.’® Die
rechtsanwendende Behorde muss anschliessend entscheiden.” Drittens existieren
Bereiche, in denen die Gesetzgebung bestimmte Punkte bewusst nicht konkret
regelt.’”! In diesen Fillen wird der Verwaltung gezielt ein Entscheidungsspielraum
zugestanden.’? Dies liegt daran, dass die Verwaltung in bestimmten Féllen — sei es
aufgrund ihrer Sachkenntnisse oder aufgrund des néheren Bezugs zum Einzelfall
— in der Lage ist, eine sachgerechtere Regelung bzw. Entscheidung zu treffen.’”
Der Verwaltung kommt in diesen Fillen eine eigene Gestaltungskompetenz®™ und
damit ein Entscheidungsspielraum zu.

In bestimmten Féllen ermoglichen es offene Normen somit, die «konkreten Um-
stinde des Einzelfalles» sachgemadss zu beriicksichtigen und mehr Flexibilitét bei
der Entscheidung zu bieten.’”> Ausserdem kann technisches und wissenschaft-

364 Vel. § 6 Ziff. 2.2.

365 WALDMANN/WIEDERKEHR, Verwaltungsrecht, Kap. 4 Rz. 30. Vgl. HAFELIN/MULLER/

UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 391.

366 HArFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 391; ScHINDLER, Verwaltungser-

messen, Rz. 303.
367 Vgl. dazu bspw. REicH/WEIDMANN, Komm. DBG, Art. 16 Rz. 13-17d.

368 SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 303.

369 ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 303.

370 ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 303.

371 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, 49; ScHINDLER, Verwaltungsermessen,
Rz. 303, m.w. H.; GriseL RaPIN, La 1égalité, 48 f.

HArELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, 49; ScHINDLER, Verwaltungsermessen,
Rz. 303, m.w. H.; GriseL RaPIN, La 1égalité, 48 f.

373 SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 303.
37 SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 303.
HArELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 391.
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§ 6 Erweiterter Entscheidungsspielraum durch Verwaltungsermessen

liches Spezialwissen besser einbezogen werden.?”® Nicht zuletzt bieten offene Nor-
men die Moglichkeit, dass politische oder betriebswirtschaftliche Erwdgungen in
eine Entscheidung miteinfliessen.’”” Auf einer allgemeinen Ebene tragen sie somit
zu mehr Einzelfallgerechtigkeit bzw. sachlicher Richtigkeit von Entscheidungen
bei.’”

Gleichzeitig setzen offene Normen voraus, dass die rechtsanwendenden Behorden
eigene Wertungen vornehmen miissen.’”” Die Abgrenzung von offenen Normen
und echten Liicken**® kann daher schwierig sein.’®' Gemeinsam ist offenen Nor-
men und echten Liicken jedenfalls, dass sich die Rechtsanwendung nicht aus-
schliesslich auf die bestehenden Rechtsnormen stiitzen kann, sondern eigene Wer-
tungen vornehmen muss.**?

2. Unterscheidung von unbestimmten
Rechtsbegriffen und Ermessensnormen

Ausgehend vom weiten Begriff der offenen Normen unterscheidet ein Teil der
Lehre® und auch die Rechtsprechung®** im Verwaltungsrecht zwischen Er-
messensnormen und unbestimmten Rechtsbegriffen. Dieser Dualismus basiert auf
den folgenden zwei Differenzierungen: Zunichst wird unterschieden, ob es sich

376 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 391.

377 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 391.

378 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 392.

37 Vgl. Rurners/FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 299.

3% Zu den Liicken vgl. § 7 Ziff. 2.3.

381 Einige Autoren weisen darauf hin, dass die Unterscheidung ohnehin nur theoretisch
von Bedeutung ist. Siche Rumow, Rechtsetzung und Methodik, 49-51. Offene Rechts-
normen werden teilweise auch als «Liicken intra legem» oder als «Delegationsliicken»
bezeichnet (LocHER, Rechtsfindung, 39, 84 mit weiteren Ausfithrungen und Hinwei-
sen; RuiNnow, Rechtsetzung und Methodik, 52 f.).

382 RHINow, Rechtsetzung und Methodik, 49.

33 S0 u. a. MoOR/FLUCKIGER/MARTENET, Droit administratif, 737—739; TSCHANNEN/MULLER/
KEerN, Verwaltungsrecht, Rz. 606; KaRLEN, Verwaltungsrecht, 124 f.; GriSEL RapiN, La
légalité, 50. Vgl. fiir eine Ubersicht TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 510; HAFELIN/
MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 393.

3% Siehe BGE 112 1B 13 E. 4; BVGE 2015/2 E. 4.3. Siehe jiingst bspw. BVGer C-239/2022
vom 12. Mirz 2025, E. 3.2. Unklar bspw. bei BGer 2C 283/2024 vom 15. Januar
2025, E. 4.3.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

um einen Entscheidungsspielraum in Bezug auf die Rechtsfolge oder den Tat-
bestand handelt.’® Beim Einkommensbegriff des Steuerrechts handelt es sich bei-
spielsweise um einen Entscheidungsspielraum in Bezug auf den Tatbestand. Liegt
dieser vor, so ist die Rechtsfolge, also die Steuerbarkeit, vorgegeben. Weiter wird
unterschieden, ob sich das Verwaltungshandeln fiir eine gerichtliche Kontrolle
eignet oder nicht.3* Um festzustellen, ob es sich um eine Ermessensnorm oder um
einen unbestimmten Rechtsbegriff handelt, muss die Norm ausgelegt werden.*®’
Die Schwierigkeit liegt darin, dass die Auslegung nicht ohne Weiteres zu einem
klaren Resultat fiihrt.*®® In der Praxis kann dies dazu fiihren, dass Gerichten die
Kompetenz zukommt, die «Kompetenzgrenze zwischen Verwaltung und Justiz»
zu ziehen.*

21 Unbestimmte Rechtsbegriffe

Unbestimmte Rechtsbegriffe’®® zeichnen sich dadurch aus, dass sich der Ent-
scheidungsspielraum auf den Tatbestand bezieht.*' Der Gesetzgeber {iberldsst
die inhaltliche Bestimmung der unbestimmten Rechtsbegriffe der Praxis und der
Wissenschaft.?*? Damit delegiert der Gesetzgeber seine Normsetzungsbefugnisse
auf die Ebene der Rechtsanwendung.’®® Der «bestehende Wertungsbereich» wird
folglich vergrossert.* Unbestimmte Rechtsbegriffe rdumen Praxis und Wissen-

385 HArELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 424 f. Vgl. Jocuum, Grundfragen,

124.

38 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 426.

387 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 407; TANQUEREL, Droit administra-

tif, Rz. 506; Fre1, Verwaltungsermessen, 424.

3% SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 310.

3% SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 310.

3% Teilweise wird daflir der Begriff «unbestimmter Gesetzesbegriffy genutzt, bspw. in

BGE 127 11 184 E. 5.a.aa.

KaRLEN, Verwaltungsrecht, 125. Zu den unbestimmten Rechtsbegriffen zdhlen nach
dem hier vertretenen Versténdnis auch Generalklauseln sowie normative Begriffe.

32 RuTtHERS/FISCHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 835 f.

393 RUTHERS/FISCHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 835. Vgl. KRAMER/ARNET, Juristische Me-
thodenlehre, 81 f.

KARLEN, Verwaltungsrecht, 125.
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§ 6 Erweiterter Entscheidungsspielraum durch Verwaltungsermessen

schaft somit einen erheblichen Entscheidungsspielraum ein und erméglichen dar-
iiber hinaus, sich wandelnde Wertvorstellungen zu berticksichtigen.*

Bei unbestimmten Rechtsbegriffen sind die Gerichte dazu befugt, die korrekte
juristische Auslegung und die Anwendung des Auslegungsergebnisses zu iiber-
priifen.**® Fraglich ist jedoch, ob der Verwaltung auch bei der Konkretisierung von
unbestimmten Rechtsbegriffen ein Entscheidungsspielraum zukommt, der nicht
gerichtlich tiberpriift werden darf. Diesbeziiglich verfolgt das Bundesgericht keine
eindeutige Linie.*’ Es hat jedoch wiederholt betont: Wenn die Auslegung ergibt,
dass die Gesetzgebung der zustdndigen Behorden einen Entscheidungsspielraum
einrdumen wollte, haben Gerichte dies zu berticksichtigen.*® Dabei sind die Ge-
richte insbesondere bei «ausserrechtlichen» Fragen, die beispielsweise spezielle
fachliche oder ortliche Kenntnisse erfordern, zuriickhaltend.** Dieser nur der Ver-
waltung zustehende Entscheidungsspielraum wird auch als «Beurteilungsspiel-
raumy» bezeichnet.*?

2.2 Ermessen

Im Gegensatz zu unbestimmten Rechtsbegriffen definieren sich Ermessensnormen
dadurch, dass sie der Verwaltung einen Entscheidungsspielraum bezogen auf die
Rechtsfolge einrdumen.*’! Sofern der Tatbestand gegeben ist, kann die Verwaltung
also zwischen mehreren Handlungsmoglichkeiten wihlen.*? Entsprechend wird

395 RUTHERS/FISCHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 185. Vgl. KRAMER/ARNET, Juristische Me-
thodenlehre, 83 f. Teilweise ist auch die Rede von der Méglichkeit, ausserrechtliche
Massstdbe anzuwenden (KARLEN, Verwaltungsrecht, 125).

3%  BGE 127 11 184 E. 5.a.aa; BGer 2C_192/2019 vom 11. Mérz 2020, E. 5.1. KARLEN,
Verwaltungsrecht, 125; TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 508. Vgl. Frei, Verwal-
tungsermessen, 424.

37 SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 213, m.H. auf die bundesgerichtliche Recht-
sprechung.

¥ BGE 135 1I 384 E. 2.2.2; 132 I1 257 E. 3.2, m.w.H.; 127 1I 184 E. 5.a.aa. Vgl.
TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 508.

3 So HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 419, m.H. auf die Rechtspre-
chung; KARLEN, Verwaltungsrecht, 126. Vgl. GriSEL RariN, La légalité, 58.

400 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 419.

401 MooR/FLUCKIGER/MARTENET, Droit administratif, 739; Frei, Verwaltungsermessen,
422.

402 Vgl. Moor/FLUCKIGER/MARTENET, Droit administratif, 739; Frel, Verwaltungsermessen,
422,
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

in diesem Kontext der Begriff «Rechtsfolgeermessen» verwendet.*® Umstritten
ist, ob sich das Ermessen auch auf den Tatbestand beziehen kann oder ob es sich
hierbei stets um unbestimmte Rechtsbegriffe handelt.***

Kommt der Verwaltung bei der Anwendung einer Norm ein Ermessensspielraum
zu, so muss sie diesen mit «pflichtgeméssem Ermessen» ausfiillen.*® Zwei Arten
von Ermessensfehlern sind moglich: einfache oder qualifizierte Ermessensfehler.*%
Bei einfachen Ermessenfehlern handelt es sich schlicht um unangemessene Ent-
scheidungen, die jedoch nicht rechtswidrig sind.*” Qualifizierte Ermessensfehler
sind hingegen rechtswidrig.**® Bei der Beurteilung der Angemessenheit einer Ent-
scheidung handelt es sich um eine Wertungsfrage*® bzw. um eine Frage, die in der
«compétence politique» der Verwaltung liegt.*!

Kommt einer Verwaltungsstelle bei der Anwendung einer Norm ein Ermessen zu,
darf das Gericht die Anwendung des Ermessens in der Regel nur auf dessen Recht-
massigkeit priifen.*'' Die Angemessenheit eines Verwaltungsakts darf hingegen
grundsitzlich nur von der vorgesetzten Verwaltungsstelle gepriift werden.*!? Ob-
schon es sich bei Ermessensentscheiden nicht um Rechtsfragen handelt, miissen
sich die rechtsanwendenden Personen an die Verfassung halten.** Von besonderer
Bedeutung sind dafiir das Rechtsgleichheitsgebot, das Willkiirverbot und das Ver-
héltnismassigkeitsprinzip.*' Des Weiteren miissen die offentlichen Interessen ge-
wabhrt und der «Sinn und Zweck der gesetzlichen Ordnung» beachtet werden.*'s

403 KARLEN, Verwaltungsrecht, 126; Rumow, Rechtsetzung und Methodik, 58.

404 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 403—405, mit weiteren Ausfithrun-
gen und Hinweisen; Rumvow, Rechtsetzung und Methodik, 59, m. w. H.; Frel, Verwal-
tungsermessen, 423.

405 TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 512. Vgl. Frei, Verwaltungsermessen, 424 ff.

406 Frel, Verwaltungsermessen, 425 f.

407 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 431.

498 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 431-438, m. H. auf die Rechtspre-
chung des Bundesgerichts.

409 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 432.

410 TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 504.

1 GriseL RaPIN, La 1égalité, 58; Frei, Verwaltungsrecht, 132. Vgl. TANQUEREL, Droit
administratif, Rz. 504. Eine Ausnahme davon ist bspw. Art. 49 VwVG (GRISEL RAPIN,
La 1égalité, 58; TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 522).

412 TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 521; Fre1, Verwaltungsrecht, 134 f.

413 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 409.

414 HAFELIN'MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 409.

45 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 409.
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§ 6 Erweiterter Entscheidungsspielraum durch Verwaltungsermessen

3. Lehre vom einheitlichen Verwaltungsermessen

Angesichts der Unterscheidung von unbestimmten Rechtsbegriffen und Er-
messensnormen sprechen sich einige Autoren aus der Lehre dafiir aus, den ein-
heitlichen Begriff Verwaltungsermessen einzufiihren,*'¢ denn die Unterscheidung
sei teilweise sehr schwierig,*” unnétig komplex*!® und in der Praxis nicht rele-
vant.*"? Vielmehr handle es sich beim Beurteilungsspielraum im Rahmen der un-
bestimmten Rechtsbegriffe um ein Ermessen bezogen auf den Tatbestand.*® Im
Zentrum stehe die Frage, ob und inwieweit die Rechtsanwendung bei einem sol-
chen Entscheidungsspielraum durch ein Gericht {iberpriift werden konne. Nicht
relevant sei, ob es sich um einen Ermessensspielraum oder einen unbestimmten
Rechtsbegriff handle.**! Anstelle der Unterscheidung von Ermessensnormen und
unbestimmten Rechtsbegriffen werden die verschiedene Ermessensarten nach
ihrem Zweck unterteilt.**

4. Offene Normen im Steuerrecht

Das Steuerrecht umfasst zahlreiche offene und abstrakt formulierte Normen.*
Dies ist massgeblich auf die «Vielzahl der Gestaltungsmoglichkeiten» und die
«Komplexitdt des Regelungsbereichs» zuriickzufithren.*** Offene Formulierun-
gen rdumen fiir die Rechtsanwendung im Steuerrecht die notwendige Flexibilitét
ein, um die Vielzahl und die Wandelbarkeit von gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Sachverhalten zu erfassen.*”® Auf Basis der genannten Lehrmeinungen zur

46 Dazu gehoren u.a. ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 294; HAFELIN/MULLER/

UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 393; TANQUEREL, Droit administratif, 216 ff.
417 TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 509; Frei, Verwaltungsermessen, 137.

418 ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 294.

419 TANQUEREL, Droit administratif, Rz. 509; Frei, Verwaltungsermessen, 137. Vgl.
ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 294.

ScHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 294.

HAFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 426; TANQUEREL, Droit administra-
tif, Rz. 511.

Zu den verschiedenen Ermessensarten SCHINDLER, Verwaltungsermessen, Rz. 420, 423.
43 Reich, Steuerrecht, § 6 Rz. 1.

44 Reich, Steuerrecht, § 6 Rz. 1.
425

420

421

422

JocHum, Grundfragen, 68.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

Klassifikation offener Normen ist davon auszugehen, dass die Steuerrechtslehre
an der Unterscheidung von unbestimmten Rechtsbegriffen und Ermessensnormen
festhalt.*

41 Weitreichende Uberpriifung durch Gerichte

Insgesamt kommt der Unterscheidung von unbestimmten Rechtsbegriffen und Er-
messensnormen im Steuerrecht eine untergeordnete Bedeutung zu. Dies lédsst sich
darauf zuriickfiithren, dass offene Normen fast ausschliesslich im Sinne von un-
bestimmten Rechtsbegriffen vorkommen.*”” Beim Einkommensbegriff im DBG**
und im StHG** handelt es sich beispielsweise um eine Generalklausel.

Angesichts der zahlreichen unbestimmten Rechtsbegriffe stellt sich die Frage, ob
auch im Steuerrecht solche mit einem bestimmten Beurteilungsspielraum fiir die
Verwaltung existieren. Dies hitte zur Folge, dass die Gerichte die Konkretisie-
rung nur eingeschrénkt tiberpriifen konnen.**® Diese Frage wurde in der Literatur
bisher nur am Rande behandelt. Im Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer gibt
bereits der Wortlaut der Bestimmung zur Ermessensveranlagung Hinweise auf
einen Beurteilungsspielraum der Verwaltung.”*! So fiihrt die ESTV nach Art. 79
Abs. 1 MWSTG eine Einschitzung nach pflichtgeméissem Ermessen durch, wenn
«keine oder nur unvollstindige Aufzeichnungen» vorhanden sind oder «die aus-
gewiesenen Ergebnisse mit dem wirklichen Sachverhalt offensichtlich nicht»
iibereinstimmen. In diesen Fillen kommt der Steuerverwaltung ein Beurteilungs-
spielraum zu.**? Anzunehmen ist, dass dies auch fiir die Ermessensveranlagung
gemidss DBG und StHG gilt.*** Vergleichbar wird mit Bezug auf das deutsche
Steuerrecht darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen zur Stundung und zum

426 Darauf deutet hin, dass Bestimmungen weiterhin als «unbestimmter Rechtsbegriff»

bezeichnet werden. Vgl. bspw. BGE 146 11 97 E. 2.2.2; ReicH/BeuscH, Komm. StHG,
Art. 1 Rz. 30; BRULISAUER/STOCKER/ScHMID, Komm. StHG, Art. 24¢ Rz. 56.

47 ReicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 1. Fiir das deutsche Steuerrecht bspw. Jocrum, Grundfra-
gen, 68. Kritisch KocHer, Kontrolle, Rz. 1692.

428 Art. 16 Abs. 1 DBG. Dazu BGE 12511 113 E. 4.a. So auch u. a. ReicH, Steuerrecht, § 10
Rz. 7; OBERSON, Droit fiscal, § 7 Rz. 7. A.M. HOHN/WALDBURGER, Steuerrecht, § 14
Rz. 19.

49 So u.a. ReicH, Steuerrecht, § 10 Rz. 7; OBERSON, Droit fiscal, § 7 Rz. 8.
90 Vgl. § 6 Ziff. 2.1.

41 Sjehe KocHeRr, Kontrolle, Rz. 263 f.

42 KocHER, Kontrolle, Rz. 263 f.

43 Art. 130 Abs. 2 DBG; Art. 43 Abs. 3 StHG. Kocuer, Kontrolle, Rz. 263.
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§ 6 Erweiterter Entscheidungsspielraum durch Verwaltungsermessen

Erlass mit den Begriffen «erhebliche Harte» und «unbilligy unbestimmte Rechts-
begriffe mit einem Beurteilungsspielraum enthalten.*** Da es sich in diesen Fal-
len um Ermessensvorschriften handelt, ist umstritten, ob diese Begriffe als Teil
einer sogenannten Kopplungsvorschrift nicht bereits Teil des Ermessensbereichs
sind.**® Unabhéngig von der Zuordnung des Entscheidungsspielraums der Ver-
waltung kann die Entscheidung in diesen Bereichen nur eingeschriankt gerichtlich
iiberpriift werden.

Im Gegensatz zu unbestimmten Rechtsbegriffen kennt das Steuerrecht nur wenige
Bestimmungen, die der Steuerverwaltung einen Entscheidungsspielraum im Sinne
eines Rechtsfolgeermessens einrdumen.** Ein Beispiel ist der Steuererlass. Beim
Steuererlass «kann» die Steuerverwaltung den geschuldeten Steuerbetrag ganz
oder teilweise erlassen, «wenn fiir eine steuerpflichtige Person infolge einer Not-
lage die Zahlung der Steuer, eines Zinses oder einer Busse wegen einer Ubertretung
eine grosse Hirte» bedeutet.**” Das «kanny in der Gesetzesnorm deutet darauf hin,
dass der Steuerverwaltung ein Ermessensspielraum in Bezug auf die Rechtsfolge
zukommt.**® Die Rechtsnorm zum Steuererlass zeigt ausserdem, dass Ermessens-
normen unbestimmte Rechtsbegriffe enthalten konnen. Vorliegend trifft dies etwa
auf den Begriff «grosse Harte» zu.*** Ein weiteres Beispiel ist die Ermessensver-
anlagung. In diesem Fall enthilt bereits der Wortlaut der Bestimmung einen ex-
pliziten Hinweis auf den Ermessensspielraum, den die Steuerverwaltung hat.**
Kommt die steuerpflichtige Person ihren Verfahrenspflichten trotz Mahnungen
nicht nach oder lassen sich die Steuerfaktoren mangels zuverldssiger Unterlagen
nicht einwandfrei ermitteln, «so nimmt die Veranlagungsbehorde die Veranlagung
nach pflichtgeméssem Ermessen vor».*! Bei der Ermessensveranlagung ist die
Maoglichkeit einer verwaltungsinternen Einsprache auf Fille «offensichtlicher Un-
richtigkeit» beschrinkt.*? Die qualifizierte Begriindungspflicht bei Ermessensver-

44 Jocnum, Grundfragen, 125. Ebenso flir das Mehrwertsteuerrecht in der Schweiz
KocHer, Kontrolle, Rz. 263-265.

Jocnum, Grundfragen, 125, m. H. auf die deutsche Rechtsprechung. So fiir das Beispiel
bei der Mehrwertsteuer auch Kocuer, Kontrolle, Rz. 265.

86 Vgl. § 6 Ziff. 2.2.

7 Art. 167 DBG.

4% Brusca/Raas, Komm. DBG, Vor Art. 167-167a Rz. 13.
439

435

Vgl. zum unbestimmten Rechtsbegriff der «grossen Harte» beim Steuererlass bei der
Mehrwertsteuer bspw. BVGE 2015/50 E. 2.7.1.

40 Vel. § 4 Ziff. 2.2 Bst. b.
4“1 Art. 130 Abs. 2 DBG.
442 Art. 132 Abs. 3 DBG. Vgl. BGer 2C _404/2019 vom 29. Januar 2020, E. 2.3.
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anlagungen ist darauf zurlickzufiihren, dass die entscheidende Person gezwungen
ist, fiir die Veranlagung auf Vermutungen und Annahmen zuriickzugreifen.*
Deshalb weist die Ermessensveranlagung «naturgemaéss eine gewisse Unschérfe»
auf 444

Zusammengefasst ldsst sich sagen, dass die genannten Ermessensvorschriften
nicht ins materielle Steuerrecht fallen. Ermessen hat die Rechtsanwendung ein-
zig im Steuerverfahrens- bzw. Steuerbezugsrecht.*> Anzunehmen ist, dass dies
aus dem qualifizierten Legalitdtsprinzip im Steuerrecht resultiert. Gemass diesem
Prinzip muss die Hohe der Steuer bereits aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen
voraussehbar sein.*¢

4.2 Konkretisierung offener Normen durch Rechts-und
Verwaltungsverordnungen

Offene Normen werden im Steuerrecht oft durch Rechtsverordnungen oder durch
Verwaltungsverordnungen konkretisiert.*” Dies liegt unter anderem daran, dass
die Normen in zahlreichen Fillen anzuwenden sind und daher im Hinblick auf die
Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit einer Konkretisierung bediirfen.*®

Ein Beispiel fiir die Konkretisierung offener Normen mithilfe einer Verwaltungsver-
ordnung ist die Steuerfreiheit von «Unterstiitzungen aus ffentlichen und privaten
Mitteln».* Sowohl der Begriff der «Unterstlitzungen» als auch die «offentlichen
und privaten Mittel» erweisen sich als unbestimmt und damit konkretisierungsbe-
diirftig. Deshalb hat die ESTV fiir die direkte Bundessteuer ein Kreisschreiben*? pu-

4“3 BGer 2C_404/2019 vom 29. Januar 2020, E. 2.3.

4“4 BGer 2C_404/2019 vom 29. Januar 2020, E. 2.3.

45 So auch fiir das deutsche Steuerrecht JocHum, Grundfragen, 123 f. Fiir das Gsterreichi-

sche Steuerrecht StoLL, Ermessen im Steuerrecht, 172. Letzterer schreibt auch: «Aus

dem Postulat der Bestimmtheit des Abgabeanspruches heraus ist das Ermessen mit

dem materiellen Steuerrecht nur schwer vertréglich; dieses erfordert vielmehr eine ex-

akte Vorausbestimmung der Steuerschuld.»

46 Vegl. § 4 Ziff. 1.1 Bst. b.

W Vgl §5Ziff. 1 f.

48 Dazu LocHER, Rechtsfindung, 59.

449 Art. 24 Bst. d DBG; Art. 7 Abs. 4 Bst. f StHG.

40 Kreisschreiben Nr. 43 «Steuerliche Behandlung von Preisen, Ehrengaben, Auszeich-
nungen, Stipendien sowie Forderbeitrdgen im Kultur-, Sport- und Wissenschaftsbe-
reichy» vom 26. Februar 2018 (KS Nr. 43).
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§ 6 Erweiterter Entscheidungsspielraum durch Verwaltungsermessen

bliziert, das darlegt, in welchem Fall bestimmte Leistungen an die Steuerpflichtigen
steuerfrei sein sollen. In Anlehnung an die Rechtsprechung des Bundesgerichts
hat sie beispielsweise flir Stipendien und Forderbeitrdge Kriterien aufgestellt, die
kumulativ erfiillt sein miissen, damit sie als Unterstiitzungsleistungen gelten und
steuerfrei sind.*' Demnach muss die empfangende Person bediirftig sein und bei
der leistenden Institution eine Unterstiitzungsabsicht bestehen. Die Leistung muss
zudem unentgeltlich erfolgen.*? Hervorzuheben ist, dass das Kriterium der Unent-
geltlichkeit unbestimmt bleibt. Ob etwa eine Studie oder eine Forschungsarbeit eine
Gegenleistung darstellt, ist fallweise zu bestimmen.** Trotz der Konkretisierung
durch das Kreisschreiben besteht also nach wie vor ein Entscheidungsspielraum in
der Rechtsanwendung. Bei den kantonalen Einkommenssteuern ist ausserdem be-
merkenswert, dass die Kantone beispielsweise bei der Besteuerung von Stipendien
eine unterschiedliche Praxis verfolgen. So kann das gleiche Stipendium in einem
Kanton als Einkommen gelten, in einem anderen als steuerfreie Unterstiitzung.*>*

Ein weiteres Beispiel fiir die Konkretisierung offener Normen mit einer Rechtsver-
ordnung ist der Steuererlass bei der direkten Bundessteuer. Wie gezeigt kommt der
Steuerverwaltung beim Steuererlass ein Ermessensspielraum zu.** Mit der Steuer-
erlassverordnung®® konkretisiert das EFD diese offene Regelung. Es umschreibt
darin einerseits den unbestimmten Rechtsbegriff «Notlage».*” Andererseits prézi-
siert es, welche Faktoren die Erlassbehorde bei der Entscheidung miteinbeziehen
soll.*® Obschon somit die Entscheidungsgrundlagen naher umschrieben sind, bleibt

41 Die ESTV verweist explizit auf BGE 137 II 328 E. 4.3 und BGer 2C_78/2014 vom
26. Mai 2014, E. 3.1. Siehe KS Nr. 43, Ziff. 3.

42 Vgl. KS Nr. 43, Ziff. 3.

43 Vgl. KS Nr. 43, Ziff. 3.

44 Das Doc.Mobility@unibas-Stipendium der Universitidt Basel ist beispielsweise im
Kanton Schafthausen steuerbar (vgl. Dienstanleitung zum Schaffhauser Steuergesetz
«Steuerliche Behandlung von Preisen, Ehrengaben, Auszeichnungen, Stipendien so-
wie Forderbeitrdgen im Kultur-, Sport- und Wissenschaftsbereich» vom Februar 2023,
abrufbar unter perma.cc/3TCY-BDQZ) und im Kanton Graubiinden steuerfrei (vgl.
Praxisfestlegung Steuerverwaltung Graubiinden «Steuerliche Behandlung von Prei-
sen, Ehrengaben, Stipendien, Werkbeitrégen etc.», aktualisiert am 28. Oktober 2024,
abrufbar unter perma.cc/S5LU-D6QQ).

45 Vel § 6 Ziff. 4.1.

436 Verordnung des EFD {iber die Behandlung von Gesuchen um Erlass der direkten Bun-
dessteuer vom 12. Juni 2015 (Steuererlassverordnung, SR 642.121).

47 Art. 3 Steuererlassverordnung.

4% Art. 10 Steuererlassverordnung.
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II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht

ein erheblicher Entscheidungsspielraum bzw. ein Ermessen der kantonalen Steuer-
verwaltung bestehen.**

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

Bei der Anwendung des Steuerrechts spielen offene Normen eine bedeutende
Rolle und der Steuerverwaltung kommt in deren Rahmen ein erweiterter Ent-
scheidungsspielraum zu. Die offenen Normen werden von einem Teil der Lehre
in unbestimmte Rechtsbegriffe und Ermessensnormen unterteilt. Diese Unter-
scheidung basiert einerseits darauf, ob der Entscheidungsspielraum beim Tat-
bestand oder bei der Rechtsfolge liegt, andererseits darauf, ob eine gerichtliche
Uberpriifung der Ausfiillung des Entscheidungsspielraums mdglich ist.*® Ein an-
derer Teil der Lehre regt eine Vereinheitlichung des Ermessensbegriffs an und
schldgt eine neue Unterteilung vor.*¢!

Im Steuerrecht sind vor allem unbestimmte Rechtsbegriffe von Bedeutung. Er-
messensnormen sind hingegen selten. Im materiellen Steuerrecht fehlen sie ganz.
Sowohl bei unbestimmten Rechtsbegriffen als auch bei Ermessensnormen dienen
Rechts- oder Verwaltungsverordnungen dazu, offene Normen zu konkretisieren.*s
Ungeachtet dessen verbleibt den rechtsanwendenden Behorden im Allgemeinen
und der Steuerverwaltung im Speziellen ein Entscheidungsspielraum bei der
Rechtsanwendung und es muss eine Wertung vorgenommen werden.

Mit dem grosseren Entscheidungsspielraum bei offenen Normen im Verwaltungs-
recht allgemein, aber vor allem im Steuerrecht, wéchst zunéchst der Einfluss von
verfassungsmissig angelegten Grundsdtzen des Verwaltungshandelns.*® Diese
leiten das Verwaltungshandeln aber nur grob und schrinken es nur teilweise
ein. Daher ist in einem néchsten Schritt der Frage nachzugehen, wie sich Be-
stimmungen des Steuerrechts, offen formuliert oder nicht, materiell konkretisieren
lassen.

49 Vgl. EFD, Erlduterungen Steuererlassverordnung, 8.

0 Vgl § 6 Ziff. 2.
w1 Vgl. § 6 Ziff. 3.
Vgl § 6 Ziff. 4.
Vgl § 4 Ziff. 1.
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§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben

Eine zentrale Schwierigkeit bei der Anwendung des Rechts ist, dass generell-
abstrakte Rechtssitze auf eine konkrete Lebensrealitit bezogen werden miissen.*
Ausgehend von den dargestellten rechtlichen Grundlagen der Steuerverwaltung
stellt sich nun die Frage, nach welchen Regeln diese generell-abstrakten Rechts-
sdtze auf die Lebensrealitit anzuwenden sind. Grundsitzlich gilt, dass die Rechts-
anwendung im Allgemeinen, spezifisch jene durch die Verwaltung, jenen Grund-
sdtzen zu geniigen hat, die in der Verfassung festgelegt sind.**> Diese Grundsétze
stellen elementare Anforderungen an die rechtsanwendende Person.*® Um das
entsprechende Vorgehen zu systematisieren und zu vereinheitlichen, wurde die
juristische Methodenlehre entwickelt, weshalb sie hier als Methode der Rechts-
anwendung verstanden wird.*’ Die juristische Methodenlehre strukturiert zum
einen die Rechtsanwendung und gewdhrleistet deren Verfassungskonformitét.*6
Zum anderen ermoglicht sie die Kontrolle von Entscheidungen durch Gerichte,
das Parlament und die Offentlichkeit.*®®

Die allgemein anerkannten Regeln der juristischen Methodenlehre gelten fiir die
Anwendung des Verwaltungsrechts im Allgemeinen,*”° ebenso fiir das Steuer-
recht im Speziellen.’! Im Vergleich mit anderen Rechtsgebieten gilt es jedoch,
Besonderheiten zu beachten, die in der Natur verwaltungsrechtlicher Vorschriften
liegen.*? Dazu gehoren die Entscheidungsspielriume der Verwaltung, die durch
offene Normen entstehen.*’”> Im Vergleich mit gerichtlichen Verfahren ist im

464 Vgl. dazu CaveLrl, Steuerrechtliche Argumentation, Rz. 1 f.

s Vgl § 4 Ziff. 1.

466 Vgl. RuTHERS/FISCHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 704.

47 Vgl. KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 39 f.

468 Vgl. RuTHERS/FISCHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 649—654.

49 Vgl. RUTHERS/FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 649-654.

470 KARLEN, Verwaltungsrecht, 119. Vgl. zu spezifischen Besonderheiten der Methode im
offentlichen Recht GACHTER, Rechtsmissbrauch, 243-250.

411 Locuer, Kommentar DBG, Vorbemerkungen Rz. 175. Siehe BGE 143 11 685 E. 4.

472 KARLEN, Verwaltungsrecht, 119. Vgl. § 6.

43 Dieser Begriff wird vorliegend in Anlehnung an PETER KARLEN verwendet. Er weist
darauf hin, dass Entscheidungsspielrdume auch als «Verwaltungsermessen im weite-
ren Sinny bezeichnet werden (KARLEN, Verwaltungsrecht, 123—128, insb. 124). Der
Begrift umfasst in dieser Arbeit alle Bereiche, in denen die rechtlichen Grundlagen
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III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

Verwaltungsverfahren ausserdem die Feststellung des Sachverhalts von heraus-
gehobener Bedeutung. 47

Um aufzuzeigen, inwiefern die juristische Methodenlehre Wertungsspielraume
ermoglicht und zugleich einschrénkt, werden im Folgenden deren Grundlagen
dargelegt. Ausgehend vom logischen Aufbau der juristischen Argumentation wird
aufgezeigt, welcher Methodik die Rechtsanwendung zu folgen hat und inwiefern
Wertungen der rechtsanwendenden Person eine Rolle spielen. Auf der Grundlage
dieser Darstellung lasst sich sodann nachvollziehen, an welchen Stellen in norma-
tiver Hinsicht ein Entscheidungsspielraum besteht.

1. Struktur durch den Justizsyllogismus

Die Grundstruktur der Entscheidungsfindung bzw. der Argumentation in der Rechts-
anwendung ergibt sich aufgrund des Syllogismus, der aus der Logik stammt.*”
Gemeint ist damit eine einfache Argumentationsstruktur, bei der basierend auf
zwei Pramissen ein logischer Schluss gezogen wird.*”® Diese Argumentations-
struktur wird in der Rechtswissenschaft als Justizsyllogismus bezeichnet.*”” Er
setzt sich aus drei Teilen zusammen: Obersatz, Untersatz und Schlusssatz. Der
Obersatz ergibt sich aus einem Rechtssatz. Der Untersatz enthdlt die Zuordnung
des Sachverhalts zum Tatbestand. Im Schlusssatz wird der logische Schluss aus
der Subsumtion gezogen.*’”® Um dies anhand eines verkiirzten Beispiels zu il-
lustrieren, eignet sich der Obersatz aus einem Gesetzesartikel, vorliegend etwa
Art. 24 Bst. d DBG. Der Obersatz lautet in diesem Fall: «Steuerfrei sind: [...]
die Unterstiitzungen aus offentlichen oder privaten Mitteln.» Der Untersatz ist
entsprechend: «Bei einem Stipendium handelt es sich um eine Unterstiitzung aus
offentlichen oder privaten Mitteln.» Basierend auf diesem Ober- und Untersatz er-
gibt sich der Schluss: «Ein Stipendium ist steuerfrei.» Der Justizsyllogismus dient

mehrere Entscheidungsmdglichkeiten zulassen. Insbesondere erfasst er Beurteilungs-
und Ermessensspielrdume. Vgl. § 6.
474 Dazu fiir das Steuerrecht ZwEIFEL, Sachverhaltsermittlung, 4, 5-8.

475 Scunarp, Logik fir Juristen, 11.

476 Ausfiihrlicher dazu Scunarp, Logik fiir Juristen, 11.

477 Scunarp, Logik fiir Juristen, 11. Auch juristischer Syllogismus genannt. Vgl. HILGEN-
DORF/JOERDEN, Rechtsphilosophie, 241.

Zum Ganzen Scunapp, Logik fiir Juristen, 11; LARENZ/CANARIS, Methodenlehre, 92;

RuTHERS/FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 681-685.

478
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§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben

damit dem logischen Beweis einer Entscheidung. Die Logik hilft, einen Entscheid
auf seine Kohérenz zu analysieren und Fehlschliisse bei der Rechtsanwendung zu
verhindern.*”® Dariiber hinaus verleiht der Syllogismus der Argumentation bei der
Rechtsanwendung Struktur und damit Transparenz.**

Auf der Basis der Logik allein l4sst sich das Recht jedoch nicht anwenden, da zu-
néchst die Begriffe verstanden werden miissen, die in den Rechtssdtzen verwendet
werden.*! Oft sind diese aber vage oder mehrdeutig.*®> Um sie auf den Sachver-
halt anzuwenden, ist dieser ausserdem aufzubereiten und die rechtlich relevan-
ten Punkte miissen ausgew#hlt werden.*®* Nicht zuletzt sind einzelne Ausdriicke
immer im Kontext aller Rechtsnormen zu betrachten.®* Anhand des genannten
Beispiels lasst sich nachvollziehen, dass die Schwierigkeit in der inhaltlichen De-
finition der «Unterstiitzungen aus offentlichen oder privaten Mitteln» liegt. Als
Konsequenz liegt der Fokus der rechtsanwendenden Person weniger auf der Logik
als vielmehr auf der Zweckverwirklichung der Rechtsnorm.* Dies bedeutet, dass
sich die rechtsanwendende Person im Einzelfall vor allem mit der Bedeutung der
Norm fiir den konkreten Lebenssachverhalt auseinandersetzen muss. Diese Frage
nach der Zweckverwirklichung von Rechtsnormen ist Gegenstand der juristischen
Methodenlehre i. e. S.#6

47 Scunapp, Logik fir Juristen, 11.

480 HiLGeNDORF/JOERDEN, Rechtsphilosophie, 232. Vgl. auch Esser, Vorverstandnis, 64.

481 Schnapp, Logik fiir Juristen, 6; LARENZ/CaNARIS, Methodenlehre, 94 f.; RUTHERS/
FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 691; HiLGENDORF, Werturteilsproblematik, 249. Vgl.
bereits RUMELIN, Werturteile, 5. Vgl. ferner Boung, Verwaltungswissenschaft, 223 f.
Zur Rolle des «Vorverstindnisses» EsSEr, Vorverstandnis, 48—53.

42 Scunarp, Logik fiir Juristen, 6; LarENZ/CANARIS, Methodenlehre, 94 f.; RUTHERS/
FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 691; HiLGENDORF, Werturteilsproblematik, 249. Vgl.
bereits RUMELIN, Werturteile, 5.

483 Scunarp, Logik fur Juristen, 6; LaRENZ/CaNARis, Methodenlehre, 94; HILGENDORF/
JoErDEN, Rechtsphilosophie, 261.

484 Zum Ganzen Scunapp, Logik fiir Juristen, 6.

485 RUTHERS/FISCHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 682. Vgl. kritisch zur «Geringschitzung der
Logik» in der Juristerei LEGE, Realitét des Rechts, 419-421.

486 Vgl. Scunarp, Logik fiir Juristen, 6 f., 12.
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III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

2. Juristische Methodenlehrei.e.S.

Die juristische Methodenlehre i.e. S. ist die Lehre von den «Regeln, die der Inter-
pret (vor allem ein Gericht) bei der Ermittlung des Sinnes von Rechtsnormen zu
beachten hat».*” Der Gesetzeszweck muss ermittelt werden, um die «Offenheit
der Rechtsordnung fiir Wertungen» zu verringern.*®® Teilweise wird der juristi-
schen Methodenlehre auch eine «vermittelnde»*®® oder «dienende Funktion»*?°
zugeschrieben. Dies erfolgt aus der Erkenntnis, dass sie einen massgeblichen Bei-
trag dazu leistet, die Wertmassstébe der Gesamtrechtsordnung zu verwirklichen.*!
Davon abgesehen handelt es sich bei der juristischen Methodenlehre grundsétzlich
um eine rein formale Methode.*? Dies bedeutet: Sie enthélt keine «materialen
Kriterien der Gerechtigkeit».*

Abseits davon ist festzustellen, dass die juristische Methodenlehre ihre Grund-
lagen in der jeweiligen Rechtsordnung hat** und damit eine nationale Rechts-
disziplin ist.*> Aufgrund bestehender Gemeinsamkeiten, insbesondere von
Léndern mit einer Civil-Law-Rechtsordnung, lassen sich zahlreiche Parallelen
ausmachen.*® Gleichzeitig fallt auf, dass die Schweizer Methodenlehre stark von

47 KrRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 39. So auch Rumow, Rechtsetzung und

Methodik, 37.

488 HANNI, Gefiihl, 58. Vgl. ReicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 3.

49 HANNI, Gefiihl, 61.

40 RurtHERS/FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 991.

1 RutHeErs/FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 991; HAnNi, Gefiihl, 61. Vgl. zur Funktion

der Rechtsdogmatik insgesamt fiir Verwaltungsentscheidungen Kress, Juristische Me-

thode, 217 f.

RuTtHERS/FI1ScHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 993.

493 RourtHERS/FiscHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 993.

494 RuTHERS/FIsCcHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 704; LArRENZ/CANARIS, Methodenlehre, 67.
Bspw. im Legalitétsprinzip oder im Gleichheitsgebot. Vgl. KRAMER/ARNET, Juristische
Methodenlehre, 49 f.; RUTHERS/FISCHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 704—713; LARENZ/
Canaris, Methodenlehre, 68. Vgl. zur Verfassung als normativem Ausgangspunkt fiir
die Auslegung HANNI, Préjudizienrezeption, 20-22, m. w. H. Im Vergleich zum Privat-
recht hat das 6ffentliche Recht keine explizite Methodennorm, wie dies Art. 1 und 2
ZGB fiir das Privatrecht sind (vgl. aber KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre,
43).

45 KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 51.

496

492

KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 51.
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§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben

jener in Deutschland beeinflusst wird.*” Diese Beobachtung gilt auch fiir das
Steuerrecht.*”® Vor diesem Hintergrund ist es angebracht, die aus Deutschland
stammende Lehre soweit erforderlich im Einzelfall hinzuzuziehen.

21 Grundlegendes zur juristischen Methodenlehre

Die Regeln der juristischen Methodenlehre betreffen die Auslegung von Rechts-
normen, die Liickenfiillung und die Gesetzeskorrektur. Diese Dreiteilung ent-
spricht der traditionellen Methodenlehre.*® Bezeichnet werden diese drei Stufen
als Rechtsfindung secundum legem, praeter legem und contra legem.”® Diese
Unterscheidung basiert auf der Auffassung, dass bei der Auslegung keine selbst-
stindigen Wertungen der rechtsanwendenden Person notwendig sind. Im Gegen-
satz dazu miissen bei der Fiillung von Liicken Wertungen getroffen werden. Diese
Wertungen lassen sich aber aus dem Gesetz ableiten. Eine eigene Wertung ist dem-
zufolge nur bei der Gesetzeskorrektur notwendig.>!

Inwiefern sich Auslegung und Liickenfiillung tatsdchlich unterscheiden lassen, ist
seit Jahren umstritten.>*? Neuerer Auffassung zufolge ist die Grenze fliessend und
bereits bei der «einfachen» Auslegung ist eine Wertung der rechtsanwendenden
Person notwendig.’® Unbestritten ist hingegen, dass zwischen Auslegung und
Liickenfiillung einerseits und Gesetzeskorrektur andererseits ein qualitativ be-
deutender Unterschied vorliegt.’* Unabhingig von dieser theoretischen Einteilung
bleibt es schwierig, den Entscheidungsspielraum zu bestimmen, den die recht-

7 Vgl. bspw. in Bezug auf die juristische Methode im Verwaltungsrecht SCHINDLER, Ver-

waltungsermessen, 11.

4% Vgl. bspw. in Bezug auf die Steuerumgehung LocHER, Rechtsmissbrauchsiiberlegun-

gen, 678 f. Vgl. insb. § 7 Ziff. 2.5.

49 RumNow, Rechtsetzung und Methodik, 32-36; MarteotrTi, Durchgriff, 79, m.w.H.;
GACHTER, Rechtsmissbrauch, 353, m.w. H.

500 Siehe u.a. MarteoTTI, Durchgriff, 80-83; EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1
Rz. 147.

01 So LocHer, Rechtsfindung, 77, 84, m.w.H. Vgl. GAcHTER, Rechtsmissbrauch, 353.
Zur Kontroverse dariiber, ob die Grenze zwischen Rechtsfortbildung secundum und
praeter legem beim Wortlaut gezogen wird, siche EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, Art. 1
Rz. 147-150.

502 Ausfiihrlich und m. w. H. GAcHTER, Rechtsmissbrauch, 353. Vgl. auch § 7 Ziff. 2.3.

503 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 353. Fiir das Steuerrecht LocHERr, Rechtsfindung, 135 f.;
MartteoTTI, Durchgriff, 82 f.

504 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 353, m. w. H.; LocHEr, Rechtsfindung, 135 f.
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III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

lichen Grundlagen der entscheidenden Person ermoglichen. Wie gross dieser ist,
muss mithin {iber eine Auslegung der bestehenden Rechtssitze ermittelt werden.>%

2.2 Auslegung

Unabhingig von den Uneinigkeiten bei der Unterscheidung der einzelnen «Instru-
mente» der juristischen Methodenlehre muss zuerst eine Auslegung bestehender
Rechtsnormen erfolgen. Grundsétzlich bedarf jeder Rechtssatz einer Auslegung.>%
Dies liegt zunéchst an der Vagheit und Mehrdeutigkeit der Sprache.>” Weiter ist
es nicht moglich, die Bedeutung einer abstrakten Norm fiir alle moglichen An-
wendungsfille abzuschitzen.® Eine weitere Schwierigkeit resultiert daraus, dass
Rechtsnormen teilweise offen formuliert sind.>® Dies gilt insbesondere fiir das
Steuerrecht, das viele offene Rechtsnormen enthilt.’!°

a. Auslegungselemente

Hinsichtlich der konkreten Regeln der Auslegung sind sich Lehre und Recht-
sprechung einig, dass diese nach dem «pragmatischen Methodenpluralismusy
durchgefiihrt wird.’!! Dieser baut auf verschiedenen Auslegungselementen’'? auf,
die gleichwertig sind.>"* Zu den Auslegungselementen gehoren insbesondere die

05 Vgl. mit Bezug auf die Unterscheidung zwischen Recht und Ermessen SCHINDLER, Ver-

waltungsermessen, Rz. 309 f., m.w. H.
506 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 220; Schnapp, Logik fiir Juristen, 9; RUTHERS/FISCHER/
Birk, Rechtstheorie, Rz. 731. Vgl. Moor, Norme et texte, Rz. 21 f. Allenfalls a.A.
HArELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 175.
507 Rumow, Rechtsetzung und Methodik, 1; GACHTER, Rechtsmissbrauch, 220, m.w.H.;
MarteotTi, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 228 f.
HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 175. So auch REeicH, Steuerrecht,
§6Rz 1.
599 HArELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 175; ReicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 1.
519 ReicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 1. Vgl. zu den offenen Normen im Steuerrecht § 6 Ziff. 4.
S BGE 150 IV 213 E. 1.6.2. Statt vieler HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht,
Rz. 178; KaARLEN, Verwaltungsrecht, 121; ReicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 6.
Zu Recht wird darauf hingewiesen, dass der traditionelle Begriff der verschiedenen
Auslegungsmethoden unzutreffend sei. Vielmehr handle es sich um Argumente fiir
oder gegen ein Auslegungsresultat. Die Auslegungsmethode sei demnach ein diskur-
siver Prozess, bei dem sich «lediglich die Uberzeugungskraft der verschiedenen Aus-
legungselemente» dndere (ReicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 6).

513 BGE 1501V 213 E. 1.6.2. Vgl. HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 178.

508

512
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§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben

grammatikalische, die historische, die systematische und die teleologische Aus-
legung.’'* Mithilfe dieser verschiedenen Auslegungselemente soll es gelingen, den
«rechtsverbindlichen Sinn» eines Rechtssatzes herzuleiten,’’
richtige Entscheidung im normativen Gefiige, ausgerichtet auf ein befriedigendes
Ergebnis der ratio legis», zu féllen.>'® Im Folgenden wird dargestellt, wie die Aus-
legungselemente zusammenspielen, um eine «sachlich richtige Entscheidungy» zu
erreichen, wo die Regeln der juristischen Methodenlehre keine klare Entscheidung
vorgeben und wann die Rechtsanwendung Wertungen der rechtsanwendenden
Person voraussetzt.

also die «sachlich

(1) Grammatikalisches Auslegungselement

Ausgangspunkt des Auslegungsvorgangs ist stets die grammatikalische Aus-
legung.’'” Dies gilt auch bei einem scheinbar klaren Wortlaut.’'* Wie der Be-
zeichnung «grammatikalisches Auslegungselement» bereits zu entnehmen ist,
umschreibt es die Auslegung nach dem Wortlaut.’!® Dieser Schritt zielt darauf
ab, den Inhalt einer Norm direkt aus ihrem Wortlaut abzuleiten, und zwar durch
eine Interpretation. Dafiir ist auf die Erkenntnisse der Sprachwissenschaft zuriick-
zugreifen.’?® Stark vereinfacht ldsst sich festhalten: Bei Fachwortern gilt deren
fachspezifischer Sinn, bei allgemein gebréuchlichen Wortern deren Bedeutung
im allgemeinen Sprachgebrauch.’?' In der Schweiz sind die drei Sprachen Italie-
nisch, Franzosisch und Deutsch gleichwertig zu behandeln.’?? Deshalb kommt es
regelmaissig vor, dass der Wortlaut der Gesetze in diesen Sprachen nicht inhaltlich

14 HAFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 177; ReicH, Steuerrecht, § 6

Rz. 7-12. Vgl. § 7 Ziff. 2.2 Bst. a. Ziff. (1)—~(4).

515 MEEr-Havoz, BK ZGB 1962, Art. 1, Rz. 140, 144; LocHeRr, Rechtsfindung, S. 81 f.,
99 f.

16 BGE 13911 173 E. 2.1.

517 BGE 149 V 224 E. 6. KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 67. Eingehend zum
Wortsinn als Ausgangspunkt jedoch nicht als Grenze der Auslegung GACHTER, Rechts-
missbrauch, 255-266.

S18  Scunapp, Logik flir Juristen, 8.

S BGE 149 V224 E. 6.

520 Ausfiihrlich bspw. GAcHTER, Rechtsmissbrauch, 220-222, m. w. H.

321 KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 96-98; LarENz/CANARIS, Methodenlehre,
141-143; EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 741 f. Fiir eine nuancierte
Herangehensweise RUTHERS/F1scHER/BIRK, Rechtstheorie, Rz. 741 f.

522 LocHER, Rechtsfindung, 118. Vgl. etwa BGer 2C_248/2023 vom 20. September 2024,
E.43.1f

67

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

identisch ist.>* Dies hat zur Folge, dass die grammatikalische Auslegung an Be-
deutung bzw. an Klarheit verliert.*

(2) Teleologisches Auslegungselement

Neben der Auslegung nach dem Wortlaut kommt dem teleologischen Auslegungs-
element eine zentrale Rolle zu.”” Bei diesem Auslegungsschritt geht es um den
Zweck, welcher der Rechtsnorm zugrunde liegt, und die Frage, welche Aufgabe
durch die Rechtsnorm erfiillt werden soll.”? Besonders hervorzuheben ist fiir die
Auslegung im Steuerrecht die sogenannte wirtschaftliche Betrachtungsweise.
Diese gilt heutzutage als Teil der teleologischen Auslegung.’?’ Sie kommt im
Schweizer Steuerrecht immer dann zum Zug, wenn die Auslegung ergibt, dass die
Rechtsnorm ihrem Sinn nach nicht an die formal-rechtliche Ausgestaltung eines
Sachverhalts ankniipft, sondern an den wirtschaftlichen Vorgang.>® Die wirtschaft-
liche Betrachtungsweise konkretisiert damit die teleologische Auslegung, ergénzt
diese jedoch nicht.

(3) Historisches Auslegungselement

Ein weiterer Ansatz zur Ermittlung des Normsinns ist das historische Auslegungs-
element. Dieses richtet den Blick auf die Entstehungsgeschichte einer Rechtsnorm.
Ziel ist, den Willen des «historischen Gesetzgebers»** und damit den urspriinglich
angestrebten Normzweck zu ermitteln.*® Quellen fiir die historische Auslegung

53 Vgl. dazu bspw. BVGer A-1499/2023 vom 15. Mai 2024, E. 5.3.2.

524 LocHer, Rechtsfindung, 118, m.w. H.

525 ReEIcH, Steuerrecht, § 6 Rz. 7 f.; HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 179.

526 REICH, Steuerrecht, § 6 Rz. 11. Vgl. BGE 142 V 299 E. 5.1 f. Die teleologische Aus-

legung wird teilweise noch unterteilt in die subjektive und die objektive Auslegung.

Ausfiihrlich dazu KraMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 173 f.

LocHer, Rechtsfindung, 186; REicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 16; BockLi, Steuerumgehung,

310. Dasselbe gilt wohl auch fiir das Privatrecht NoBeL, Wirtschaftliche Betrachtungs-

weise, 467 f., m.w. H.

528 REICH, Steuerrecht, § 6 Rz. 14, m.w. H. Teilweise wird darauf hingewiesen, dass die
wirtschaftliche Betrachtungsweise neben der Anwendungsform als Auslegungsprin-
zip noch eine weitere Anwendungsform hat. Demnach kommt sie bei der Beurteilung
von Tatsachen zur Anwendung, indem fiir die Beurteilung nicht die dussere Erschei-
nungsform, sondern der wirtschaftliche Gehalt ausschlaggebend ist. Ausfiihrlich dazu
LocHer, Rechtsfindung, 183; MarteotTi, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 218 f.

52 KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 135; ReicH, Steuerrecht, § 6 Rz. 9.

330 KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 135.

527
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§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben

bieten beispielsweise die parlamentarischen Diskussionen oder die Botschaften
des Bundesrates.**' Diese «Materialien» dienen dazu, den Sinn einer Norm zu er-
mitteln, wobei sie fiir sich allein ausschlaggebend sind.**

(4) Systematisches Auslegungselement

Im Gegensatz zur historischen Auslegung geht es bei der systematischen Aus-
legung darum, eine Gesetzesnorm im Kontext der Rechtsordnung zu verstehen.
Dazu zihlen alle Rechtsnormen, auch die Bundesverfassung.’** Ein besonderer
Anwendungsfall der systematischen Auslegung ist die verfassungskonforme Aus-
legung.®** Dieser kommt ein zentraler Stellenwert zu, da die Verfassung in der
Normhierarchie an oberster Stelle steht und Widerspriiche innerhalb der Rechts-
ordnung moglichst aufgeldst werden miissen.*** Das Bundesgericht wendet die
verfassungskonforme Auslegung vor allem in zwei Féllen an: erstens wenn die
verschiedenen Auslegungselemente zu abweichenden Resultaten fithren und zwi-
schen diesen entschieden werden muss,>*¢ zweitens bei der Auslegung oder Kon-
kretisierung von unbestimmten Rechtsbegriffen.™®” In diesem Fall ist jenes Re-
sultat zu wihlen, das den Wertungen in der Verfassung am ehesten entspricht.>®

531 REICH, Steuerrecht, § 6 Rz. 9.

532 BGE 141 11 262 E. 4.2. Vgl. zum Begriff der Materialien KRAMER/ARNET, Juristische
Methodenlehre, 165 f.

33 HArELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 117; ReicH, Steuerrecht,
§ 6 Rz. 10. Illustrativ fiir die Anwendung der systematischen Auslegung im Steuer-
recht ist bspw. BGE 143 II 8. In diesem Fall entschied das Bundesgericht, dass Bussen
bei juristischen Personen nicht als geschéftsméssig begriindeter Aufwand zu qualifi-
zieren sind, da es dem Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung widersprechen wiirde,
wenn durch die steuerliche Abzugstéahigkeit die finanzielle Belastung durch eine straf-
rechtliche Busse abgemildert wiirde (insb. E. 7.3).

53 HAreLIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 117.

335 HAFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 117 f.

5% BGE 149 12 E. 3.2.1. Vgl. HAreLIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht,
Rz. 121 f.

537 BGE 140 IV 1 E. 3.2.3. Vgl. HAreLIN/HALLER/KELLER/ THURNHERR, Bundesstaatsrecht,
Rz. 122. Ein Beispiel im Steuerrecht ist BGE 140 II 248 E. 3.6.3, bei welchem das
Bundesgericht das Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfa-
higkeit fiir die Frage hinzugezogen hat, ob ein Verlust aus dem Vorjahr im Ausland
im néchsten Jahr satzbestimmend beriicksichtigt werden darf (Auslegung von Art. 6
Abs. 3 DBG).

5% BGE 149 1 2 E. 3.2.1. Vgl. HAFELINHALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht,
Rz. 122.
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Im Steuerrecht haben die rechtsanwendenden Personen bzw. Behorden bei der
Auslegung insbesondere die Besteuerungsgrundsitze,>* das Willkiirverbot, die
Wirtschaftsfreiheit und die Eigentumsgarantie zu beachten.>*

b. Grundsatz der Gleichwertigkeit der Auslegungselemente

Die vier Auslegungselemente schaffen eine Grundlage, um eine Norm aus ver-
schiedenen Perspektiven zu betrachten. Sie decken damit verschiedene Aspekte
des Normsinns ab. Die Anwendung dieser verschiedenen Auslegungselemente
kann entweder zu identischen oder zu unterschiedlichen Resultaten fiihren.
Gleichzeitig ist zu beachten, dass die Auslegungselemente nicht miteinander
konkurrieren, sondern im Sinne des Methodenpluralismus gleichwertig neben-
einanderstehen.>!

Fiihren die Auslegungselemente indes zu unterschiedlichen Resultaten, miissen
sie gegeneinander abgewogen werden. Wiahrend frither teilweise noch der Wort-
laut als Auslegungsgrenze fiir das Steuerrecht angesehen wurde,>*? besteht heute
weitgehend Einigkeit dariiber, dass auch im Steuerrecht der Sinn und Zweck einer
Norm die Auslegungsgrenze darstellt.* Ist der Wortlaut jedoch klar, so darf ge-
miss Bundesgericht nur davon abgewichen werden, «wenn triftige Griinde zur
Annahme bestehen, dass der scheinbar klare Wortlaut nicht dem «wahren Sinn»
der Norm entspricht».*** Darauf kann die Entstehungsgeschichte der Bestimmung,
ihr mit der teleologischen Auslegung ermittelter Sinn oder die Betrachtung der Be-
stimmung im Zusammenhang mit anderen Vorschriften hindeuten.* Zusammen-
fassend muss die rechtsanwendende Person entscheiden, welches Auslegungs-
ergebnis «das sachlich iiberzeugendste ist und welches zur gerechtesten Losung
fithrt»3¥¢ bzw. welches Auslegungsergebnis «fiir den konkreten Fall im Hinblick
auf ein verniinftiges und praktikables, d. h. ohne unverhéltnisméssig grossen Ver-

53 ReIcH, Steuerrecht, § 4 Rz. 125; MarteotTi, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 226.

340 MarteotTi, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 226.

41 BGE 150V 213 E. 1.6.2. Vgl. HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 178.

52 So bspw. BLUMENSTEIN, Beziehungen, 225a; BLUMENSTEIN, Auslegung, 179.

53 ReIcH, Steuerrecht, § 6 Rz. 1, 7 f.; LocHer, Rechtsfindung, 77 f., m. w. H. Fiir eine Ab-
weichung vom Wortlaut nur unter strengen Voraussetzungen MAtTEOTTI, Wirtschaft-
liche Betrachtungsweise, 235 f.

5% BGE 14011 129 E. 3.2. Siehe HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, 179.

% BGE 14011 129 E. 3.2.

46 HANNI, Gefiihl, 61.
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waltungsaufwand durchsetzbares Ergebnis am meisten Uberzeugungskraft»**?
hat.>

c. Wertungsbedarf bei der Auslegung

Im Rahmen der dargestellten Auslegungsschritte®® konnen Wertungsent-
scheidungen erforderlich werden. Dies gilt bereits fiir die Auslegung nach dem
Wortlaut, die verschiedene Interpretationsmoglichkeiten bieten kann.>*° Besonders
deutlich zeigt sich dies bei offenen Normen.**' Aber auch weniger offen formu-
lierte Bestimmungen bediirfen einer Interpretation durch die rechtsanwendende
Person und damit einer Wertung.>*

Sodann kann der Kontext einer Rechtsnorm im Rahmen der systematischen
Auslegung zu verschiedenen Resultaten fithren. Entsprechend sind bei der sys-
tematischen Auslegung im Einzelfall Wertungen der rechtsanwendenden Person
notwendig.’3 Insbesondere bei der verfassungskonformen Auslegung konnen
Verfassungsnormen und -grundsétze vorliegen, die einander widersprechen.>>* Im
Steuerrecht besteht beispielsweise oft ein Widerspruch zwischen dem Grundsatz
der Rechtssicherheit, der beispielsweise fiir die Auslegung nach dem Wortlaut
spricht, und dem Grundsatz der Besteuerung der wirtschaftlichen Leistungsfahig-
keit, der fiir eine sinngemaésse Auslegung spricht.**

Weiter bedarf es bei der historischen Auslegung einer Wertung.’*® Dies ist darauf
zuriickzufiihren, dass die Materialien als hauptsédchliche Informationsquelle zum
Willen des historischen Gesetzgebers oft «uneinheitlich und widerspriichlich»®*’

47 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 178, m.H. auf BGE 141 II 262.

348 HArFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 178.

% Vgl. § 7 Ziff. 2.2 Bst. a. f.

330 A M. mit Fokus auf Werturteile der Rechtswissenschaft HILGENDORF/JOERDEN, Rechts-
philosophie, 260.

5L vel. § 6.

52 Vegl. § 7 Ziff. 2.2 Bst. a. Ziff. (1).

53 Wohl a.M. mit Fokus auf Werturteile der Rechtswissenschaft HILGENDORF/JOERDEN,
Rechtsphilosophie, 260.

3% GACHTER, Rechtsmissbrauch, 248.

555 So bspw. MarteotTi, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 226, in Bezug auf die An-

wendbarkeit der wirtschaftlichen Betrachtungsweise.

3% Wohl a.M. mit Fokus auf Werturteile der Rechtswissenschaft HILGENDORF/JOERDEN,
Rechtsphilosophie, 260.
357 HANNI, Gefiihl, 59.
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III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

sind. Bei der Bewertung und Gewichtung der verschiedenen Quellen im Rahmen
der historischen Auslegung kann eine Wertung somit notwendig werden.>*® Ab-
gesehen davon ist zu beachten, dass aus diesen Quellen nicht notwendigerweise
die tatsdchlichen Intentionen der Personen zum Ausdruck kommen. Vielmehr
kann nur nachvollzogen werden, was aufgeschrieben oder anderweitig gedussert

wurde.>

Nicht zuletzt bedarf es bei der teleologischen Auslegung einer Wertung durch die
auslegende Person.’® Erstens ist der Zweck einer Norm nicht immer eindeutig er-
kennbar. Zweitens kann auch nicht immer eindeutig auf ein Auslegungsergebnis
geschlossen werden, wenn der Zweck bekannt ist.>!

Bezogen auf alle Auslegungselemente konnen diese zu unterschiedlichen Resul-
taten fithren. Dann hat die rechtsanwendende Person eine eigene Wertung vor-
zunehmen. Sie muss also dariiber entscheiden, welche Auslegungsvariante die
richtige ist.**> An diesem Beispiel und zusammenfassend zeigt sich, dass eigene
Wertungen der rechtsanwendenden Person bei allen Schritten der Auslegung eine
Rolle spielen. Je nach Bestimmung kann diese Rolle grosser oder kleiner aus-
fallen. Bei offenen Normen ist der Entscheidungsspielraum beispielsweise grosser
als bei eng formulierten Bestimmungen. Die Auslegung des Steuerrechts ist daher
eine wertende Tatigkeit.>¢3

2.3 Liuckenfullung

In den oben genannten Beispielen geht es um Situationen, in denen eine Norm exis-
tiert, die auf den Sachverhalt anwendbar ist. Was gilt jedoch, wenn die Auslegung
der bestehenden Rechtsnormen ergibt, dass eine solche Norm fehlt? Hierbei ist
wie folgt zu unterscheiden: Liegt eine «Liicke» im Sinne einer «planwidrigen Un-
vollstandigkeit» vor, so ist die rechtsanwendende Person dazu befugt, diese Liicke

58 HANNI, Gefiihl, 59.

5% Ausfiihrlich dazu MarteotTi, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 234.

560 HiLGENDORF/JOERDEN, Rechtsphilosophie, 261.

61 HANNI, Gefiihl, 59-61.

562 HAnNi, Gefiihl, 61; HiLGENDORF/JOERDEN, Rechtsphilosophie, 261. Ausfiihrlich zu den
Versuchen einer Rationalisierung des Methodenpluralismus ScHLuep, Recht und Intui-
tion, 230-248. Vgl. zum Wertungsbedarf im Rahmen der Auslegung in Bezug auf die
Rechtswissenschaft bspw. HILGENDORF, Werturteilsproblematik, 249.

RErcH, Steuerrecht, § 6 Rz. 2. Vgl. zum Wertungserfordernis bei der Verfassungsaus-
legung HAFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 64—68.

563

72

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben

zu schliessen.’* Von der Liicke im Sinne einer planwidrigen Unvollstindigkeit
ist erstens das «qualifizierte Schweigen» des Gesetzgebers abzugrenzen.’®® Ein
solches liegt vor, wenn ein Sachverhalt absichtlich nicht geregelt wurde. In die-
sem Fall darf die Liicke nicht durch die rechtsanwendenden Behorden geschlossen
werden.’® Zweitens liegt keine Liicke vor, wenn zwar eine anwendbare Norm
vorhanden ist, die Anwendung jedoch zu einem Resultat fithrt, das nach Ansicht
der rechtsanwendenden Person unpassend erscheint. Frither wurde fiir diesen
rechtspolitischen Mangel*®’ der Begriff der «unechten Liicke» verwendet.**® Nach
neuerer Auffassung liegt jedoch eine Liicke vor oder nicht.>®

Ein tiberwiegender Teil der Lehre vertritt heute die Ansicht, dass auch das Ver-
waltungsrecht®” sowie spezifisch das Steuerrecht®” Liicken haben kann. Auf-
grund des strengen Legalititsprinzips®* geht das Bundesgericht jedoch davon aus,
dass Steuerobjekte in den Steuergesetzen abschliessend geregelt sind und es un-
zuldssig ist, in der Anwendung des Rechts zusétzliche Tatbestéinde zu besteuern.>”
Es ist jedoch kein Grund erkennbar, weshalb bei Bereichen, die nicht in Art. 127
Abs. 2 BV genannt sind, beispielsweise beim Steuerverfahren, keine Liicken vor-

564 HArFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 213, m.w. H.

%65 HArELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 143.

% BGE 148 V 84 E. 7.1.2. HAreLIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht,
Rz. 109 f.; HAFELINMULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 202.

7 Vel. § 7 Ziff. 2.4.

38 Ausfithrlich dazu EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 358-366. Die
Unterscheidung hatte zum Zweck, festzulegen, wann eine Rechtsfortbildung zulds-
sig (bei einer echten Liicke) und wann sie unzuléssig ist (bei einer unechten Liicke)
(EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 358-366). Die herkémmliche Unter-
scheidung zwischen «echten Liicken» und «unechten Liicken» ist nach heute mehr-
heitlich vertretener Auffassung nicht mehr sinnvoll (EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK
ZGB, Art. 1 Rz. 358, 366; HAFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht,
Rz. 111; HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 213).

3¢ EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 366, sprechen von «Liicken» und
«Nichtliicken». Die Praxis des Bundesgerichts ist aktuell in Bezug auf die Verwen-
dung der echten und unechten Liicken oder der planwidrigen Unvollstindigkeit noch
nicht einheitlich (HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 219, m.w.H.;
EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 344).

570 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 201; TANQUEREL, Droit administra-
tif, Rz. 440. TscHANNEN/MULLER/KERN, Verwaltungsrecht, Rz. 577.

57 LocHEr, Rechtsfindung, 86, m. w. H.; MarTEOTTI, Steuergerechtigkeit, 103, m. w. H.

512 Vgl. § 4 Ziff. 1.1 Bst. b.

53 BGE 131 11562 E. 3.4 f. Vgl. LocHER, Rechtsfindung, 86; HAFELIN'MULLER/UHLMANN,
Verwaltungsrecht, Rz. 203.
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liegen konnen. Unabhéngig davon geht es um die Frage, wo die Grenze zwischen
Auslegung und Liickenfiillung gezogen wird. Dabei ist zu beachten, dass die
Grenze zwischen teleologischer Auslegung und Liickenfiillung fliessend und eine
Unterscheidung oft kaum moglich ist.>™

a. Feststellen einer Liicke

Eine Liicke liegt demnach vor, wenn das Gesetz «eine planwidrige Unvollstdndig-
keit» aufweist.’”> Von einer solchen Unvollstindigkeit ist unter folgenden Um-
stinden auszugehen: Nach dem Zweck des Gesetzes miisste eine Regelung fiir
den Sachverhalt gegeben sein. Tatsdchlich fehlt eine solche jedoch im Gesetz.
Dies gilt auch fiir den umgekehrten Fall, wenn eine nach dem Zweck des Gesetzes
gebotene Ausnahme nicht im Gesetz festgehalten ist.’® Keine Liicke im Sinne
einer planwidrigen Unvollstindigkeit liegt hingegen vor, wenn eine Regelung im
Gesetz vorliegt, das Resultat sich jedoch als unbefriedigend erweist. In anderen
Worten konnen Gesetze ergidnzt werden, wenn «die Gesetzesanwendung sonst zu
einem Resultat fiihren wiirde, das den dem Gesetz zugrunde liegenden Wertungen
widersprichty».>”’

b. Fillung einer Liicke

Wird eine Liicke festgestellt, ist sie in der Rechtsanwendung auszufiillen. Dabei
hat die rechtsanwendende Behorde modo legislatoris vorzugehen.>”® Die rechts-

574 EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 344, m.w.H.; HAFELIN'HALLER/
KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 138; HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwal-
tungsrecht, Rz. 205.

HAFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 111; HAFELIN/MULLER/

UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 213, m.w. H.

576 Zum Ganzen EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 344, m. H. auf BGE 135
IV 113 E. 2.42 und 117 11 494 E. 6a. Vgl. HAFELIN/HALLER/KELLER/ THURNHERR, Bun-
desstaatsrecht, Rz. 116; HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 213.

577 HArELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 111, m. H. auf BGE 143 1
187 E. 3.2

578 LocHER, Rechtsfindung, 87; Rumow, Rechtsetzung und Methodik, 33; KRAMER/ARNET,
Juristische Methodenlehre, 227-251. Im Privatrecht wird den methodischen Vorgaben
von Art. 1 ZGB folgend unterschieden zwischen Analogie, teleologischer Reduktion,
Gewohnheitsrecht und Gesetzesergdnzung modo legislatoris, die in dieser Reihenfol-
ge zum Zuge kommen sollen. Vgl. dazu EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1
Rz. 435-454.
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anwendende Person muss die Liicke also schliessen, indem sie generell-abstrakte
Gesichtspunkte hinzuzieht — so wie wenn sie rechtsetzend tatig wire.’”” Dabei
sind insbesondere die tatsdchlichen Gegebenheiten, die Gerechtigkeit sowie die
Rechtssicherheit beizuziehen.®® Im Gegensatz zur Gesetzgebung hat die rechts-
anwendende Behorde ausserdem darauf zu achten, dass sich die neu gefundene
Regel «in ein bestehendes Ganzes» einfligt.”®! Ergdnzend hierzu wird im Privat-
recht, den methodischen Vorgaben von Art. | ZGB folgend, unterschieden zwi-
schen Analogie, teleologischer Reduktion, Gewohnheitsrecht und Gesetzes-
erginzung modo legislatoris.*®** Diese Instrumente sollen in dieser Reihenfolge
zum Zuge kommen.>®

c. Wertungsbedarf bei der Liickenfiillung

Wie dargelegt™* sind bei der Liickenfiillung Wertungen der rechtsanwendenden
Person notwendig.’® Erstens ist eine Wertung notwendig bei der Feststellung, dass
eine Liicke vorliegt. ¢ Zweitens kommen Wertungen bei der Entscheidung zum
Einsatz, wie die Liicke ausgefiillt wird, oder bei der Errichtung eigener Rege-
lungen.’®” Das Vorgehen modo legislatoris gibt der Liickenfiillung zwar Anhalts-
punkte fiir den moglichen Regelungsinhalt, gleichwohl hat die rechtsanwendende
Person aus sich heraus eigene Regeln aufzustellen.

2.4 Gesetzeskorrektur

Die vorangehenden Kapitel haben gezeigt, wie Normen auszulegen sind und wie
die rechtsanwendenden Behorden vorzugehen haben, wenn keine anwendbare
Norm vorliegt. Fehlt eine anwendbare Norm und handelt es sich um eine «plan-
widrige Unvollstdndigkeit», so kann diese Liicke bei der Anwendung des Rechts

57 EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 438; LocHER, Rechtsfindung, 87.

58 RHuNow, Rechtsetzung und Methodik, 33.

81 Rumow, Rechtsetzung und Methodik, 33. Sieche EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB,
Art. 1 Rz. 457 f.; LocHERr, Rechtsfindung, 88.

382 EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 376-450.

83 EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 376-450.

8 Vel. § 7 Ziff. 2.3 Bst. a. f.

85 LocHER, Rechtsfindung, 88.

58 Vgl. HANNI, Gefiihl, 60, in Bezug auf die teleologische Reduktion.

587 EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB, Art. 1 Rz. 451, m.H. auf Einschrédnkungen in
Rz. 452 f.; LocHER, Rechtsfindung, 88.
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geschlossen werden.*® Eine Liicke im Sinne einer «planwidrigen Unvollstandig-
keit» ist sodann vom rechtspolitischen Mangel*®® abzugrenzen,® der grundsitz-
lich nur von der Gesetzgeberin behoben werden kann.**! Im Ausnahmefall und
unter strengen Voraussetzungen ldsst sich ein rechtspolitischer Mangel auch mit
einer Gesetzeskorrektur beheben.*

a. Voraussetzungen der Gesetzeskorrektur

Grundsitzlich diirfen die rechtsanwendenden Behdrden aufgrund des Legalitéts-
prinzips nicht von den rechtlichen Grundlagen abweichen.’* Eine besondere Vor-
rangstellung erhalten die Bundesgesetze und das Volkerrecht zusdtzlich durch
das Massgeblichkeitsgebot in der Bundesverfassung.®* Dieses besagt, dass alle
rechtsanwendenden Behdrden die Bundesgesetze und das Volkerrecht anzu-
wenden haben. Damit kann das Massgeblichkeitsgebot dazu fiihren, dass die
rechtsanwendenden Behorden Bundesgesetze anzuwenden haben, obschon diese
verfassungswidrig sind.>?

Von diesem Grundsatz gibt es jedoch Ausnahmen: In seltenen Fillen kann eine Ent-
scheidung abweichend von Bundesgesetzen zuléssig sein.®® Wann dies der Fall ist,
bleibt indes unklar.**” Die in der rechtswissenschaftlichen Literatur genannten Kri-
terien kniipfen an die Beurteilung jenes Resultats an, das sich aus der Anwendung

88 Vel. § 7 Ziff. 2.3.

% Frither «unechte Liicke». Ausfiihrlich bspw. EMMENEGGER/TSCHENTSCHER, BK ZGB,

348-365. Vgl. auch HAFELIN'HALLER/KELLER/ THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 108—

110. Vgl. § 7 Zift. 2.3.

HAreLIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 108 f.; HAFELIN/MULLER/

UnLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 207.

91 HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 207; EMMENEGGER/TSCHENTSCHER,

BK ZGB, Art. 1 Rz. 372.

HAFELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 207; EMMENEGGER/TSCHENTSCHER,

BK ZGB, Art. 1 Rz. 372.

3 Art. 5 Abs. 1 BV. Vgl. § 4 Ziff. 1.1.

9% Art. 190 BV. Vgl. Looser, SGK BV, Art. 190 Rz. 5. Bei Normkorrekturen steht meist
das Massgeblichkeitsgebot nach Art. 190 BV im Zentrum. Dieses ist aufgrund des
hohen Grades der bundesgerichtlichen Harmonisierung auch im Hinblick auf Norm-
korrekturen im Steuerrecht zentral. Vgl. dazu Caverti/BenniscH, SGK BV, Art. 129
Rz. 23-32.

%5 BGE 138 11440 E. 4. Looser, SGK BV, Art. 190 Rz. 5.

% A.M. allenfalls HAFELIN/HALLER/KELLER/ THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 130.
597

590

592

HArELIN/MULLER/UHLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 207.
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des Auslegungsergebnisses auf den Sachverhalt ergibt.’”® Diesen Auffassungen
nach ist eine Gesetzeskorrektur zuldssig, wenn die Anwendung einer Rechtsnorm
zu einem «krass stossenden»,’® zumindest «sachlich unbefriedigenden»* Resul-
tat fithren oder eine «grobe Verletzung des Gerechtigkeitsgedankens»®' oder «vol-
lig stossende Steuerfolgen»®? bewirken wiirde.®® Betroffen sind mithin extreme
Félle. Deutlich wird zudem, dass diese Umschreibungen vage gehalten sind und
damit einen grossen Entscheidungsspielraum offen lassen.

b. Rechtsgrundlage der Gesetzeskorrektur

Eine Gesetzeskorrektur ist demnach in Ausnahmeféllen zuldssig. Mit Blick auf
das Legalitatsprinzip und das Massgeblichkeitsgebot ist zu erdrtern, auf welche
Rechtsgrundlage sich eine solche Gesetzeskorrektur stiitzen kann. Die neuere
Lehre verweist darauf, dass andere Verfassungsartikel als das Massgeblichkeits-
gebot eine Grundlage fiir eine Gesetzeskorrektur bieten konnen. Beabsichtigt
wird damit, praktische Konkordanz zwischen mehreren Verfassungsartikeln
herzustellen.®® Nach dieser Ansicht gilt die Massgeblichkeit der Bundesgesetze
aus Art. 190 BV nicht absolut. Vielmehr steht sie neben anderen Verfassungs-
bestimmungen.®” Von Bedeutung ist vor allem die Notwendigkeit einer «klaren
Argumentationsstruktur in der Rechtsgewinnung, welche die Mdglichkeit einer
Normkorrektur erst subsididr beriicksichtigt».* Dies bedeutet, dass erst nach der
Auslegung eine Gesetzeskorrektur in Erwdgung gezogen werden kann.®” Aller-
dings sind die Voraussetzungen fiir die Abweichung von Art. 190 BV hoch an-

8 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 392.

3 So GACHTER, Rechtsmissbrauch, 401.

60 So HAFELIN/HALLER/KELLER/ THURNHERR, Bundesstaatsrecht, Rz. 109; HAFELIN/MULLER/

UnLMANN, Verwaltungsrecht, Rz. 206.
1 Tn Bezug auf die Anwendung des Rechtsmissbrauchsverbots HAUSHEER/AEBI-MULLER,
BK ZGB, Art. 2 Rz. 202.
%2 T ocHER, Abschied, 169.
603 Ausfithrlich zum Ausloser von Gesetzeskorrekturen GAcHTER, Rechtsmissbrauch,
392-399.
€4 Bragaini, Richterrecht, 429; GACHTER, Rechtsmissbrauch, 368.
5 Bracaing, Richterrecht, 429, 439-442; GACHTER, Rechtsmissbrauch, 368.

06 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 374.

607 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 374.
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gesetzt. So miisste dafiir den «gegenléufigen Verfassungsgehalten direkt die Ent-
leerung ihres Gehaltes droheny.5%®

Mogliche Ansatzpunkte fiir eine Gesetzeskorrektur sind das Willkiirverbot,*® die
Rechtsgleichheit und das Diskriminierungsverbot,®'® der Vertrauensschutz und
der Grundsatz von Treu und Glauben,*"! der Kerngehalt der Grundrechte®'?
das Volkerrecht®®. Diese Ankniipfungspunkte miissen gegen die «Schranken
der Gesetzeskorrektur» abgewogen werden, um festzustellen, ob eine Gesetzes-
korrektur zuldssig ist. Dazu zéhlen der Gesetzesvorrang und -vorbehalt sowie die
Rechtssicherheit.®

sowie

Dieser Ansatz der Gesetzeskorrektur ist im Steuerrecht auf Zustimmung gestossen.
Wiahrend frither beziiglich Gesetzeskorrekturen oft auf das Rechtsmissbrauchs-
verbot nach Art. 2 Abs. 2 ZGB verwiesen wurde,®" betrachtet die neuere Lehre
den Kerngehalt der Grundrechte sowie das Willkiirverbot als zulédssige Grund-
lage fiir eine Gesetzeskorrektur.'® Das Bundesgericht hélt hingegen nach wie vor
an der Steuerumgehungslehre fest. Nach heute vorherrschender Meinung umfasst
diese Fille, die noch zur teleologischen Auslegung gehoren, wie auch Fille, bei
denen bereits eine Gesetzeskorrektur vorgenommen wird.®!’

c. Wertungsbedarf bei der Gesetzeskorrektur

Sowohl bei der Auslegung und der Liickenfiillung als auch bei der Gesetzes-
korrektur ist eine Wertung erforderlich. In hohem Masse wertend ist sogar die Ent-
scheidung selbst, ob die Anwendung eines Gesetzes zu einem «krass stossenden»
Resultat fithren wiirde. Aufgrund des ausserordentlichen Charakters der Gesetzes-
korrektur sind die Anforderungen hoch, die an diese Wertung gestellt werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung nicht nach subjektiven Ge-

68 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 375.

609 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 378-385, m.w. H.

610 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 386388, m.w. H.

1 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 388 f., m.w. H.

12 BiaGaing, Richterrecht, 441, m. w. H.; GACHTER, Rechtsmissbrauch, 389-391, m.w. H.

613 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 391 f.

614 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 399410, m.w. H.

615 Dazu LocHER, Rechtsmissbrauchsiiberlegungen, 686, 690, m. w. H.

616 MartTeOTTI, Steuergerechtigkeit, 243 f.; LocHEr, Rechtsmissbrauchsiiberlegungen,
690.

o7 Vgl. § 7 Ziff. 2.5.
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rechtigkeitsvorstellungen gefillt werden darf, sondern auf gesamtgesellschaftlich
geteilten, grundlegenden Gerechtigkeitsvorstellungen basieren muss.®'®

2,5 Steuerumgehung

Neben den genannten Ansdtzen der allgemeinen juristischen Methodenlehre kennt
das Schweizer Steuerrecht die sogenannte Steuerumgehung. Eine Steuerumgehung
liegt vor, wenn erstens die Rechtsgestaltung ungewohnlich, absonderlich oder den
wirtschaftlichen Gegebenheiten unangemessen erscheint. Zweitens muss die ge-
wihlte Rechtsgestaltung nur getroffen worden sein, um Steuern zu sparen. Drit-
tens hat das gewahlte Vorgehen tatsdchlich zu einer erheblichen Steuerersparnis
zu fithren. Liegen diese Voraussetzungen vor, wird die rechtliche Sachverhalts-
gestaltung nicht beachtet und stattdessen von einem fiktiven wirtschaftlichen Ge-
halt ausgegangen, welcher der Besteuerung zugrunde gelegt wird.*"

Anhand der Steuerumgehung lésst sich veranschaulichen, welches zentrale Pro-
blem die Rechtsanwendung im Steuerrecht zu 16sen hat. Im Kern geht es darum,
dass die steuerrelevanten Tatsachen teilweise nur schwierig in einem Rechtssatz
zu beschreiben sind. Dadurch kann sich die Moglichkeit ergeben, dank einer ab-
weichenden Sachverhaltsgestaltung einer Besteuerung zu entgehen. Dies steht
jedoch im Widerspruch zum Leistungsféhigkeitsprinzip. Notwendig ist ein Instru-
ment, das den rechtsanwendenden Behorden im Einzelfall die Moglichkeit bietet,
eine solche Steuereinsparung zu verhindern, die dem Leistungsféhigkeitsprinzip
widerspricht.

Die Idee, unerwiinschte Steuereinsparungen mit dem Konzept der Steuerumgehung
zu verhindern, stammt aus Deutschland.®* Mit mehreren Aufsitzen in den 1930er-
Jahren iiberfiihrte ERNsT BLUMENSTEIN die Steuerumgehung ins Schweizer Steuer-
recht.®! Bereits im Jahr 1933 wendete das Bundesgericht dieses Konzept zum

618 Mit Bezug zur Gesetzeskorrektur aufgrund des Willkiirverbots GACHTER, Rechtsmiss-
brauch, 383.

619 Zum Ganzen jiingst BGer 9C 41/2024 vom 26. Mirz 2025, E. 8.2. Bereits BGE 59 1
284 ft.

620 Vgl. BLUMENSTEIN, Beziehungen, 228a. Vgl. mit einer rechtsvergleichenden und rechts-
theoretischen Untersuchung der Steuerumgehung in Deutschland OSTERLOH-KONRAD,
Steuerumgehung, passim.

2l BLUMENSTEIN, Beziehungen, passim; BLUMENSTEIN, Auslegung, passim.
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ersten Mal an.®?? Seitdem ist die Steuerumgehung fester Bestandteil der Schweizer
Rechtsanwendung.®?

a. Ernst Blumensteins Theorie der Steuerumgehung

Die Theorie der Steuerumgehung in der Schweiz geht wie gezeigt auf Ernst
BLUMENSTEIN zuriick.®** Dies machen die zahlreichen Verweise auf und Kritiken
seiner Schriften besonders deutlich.®”® Eine «Steuerumgehung» beschreibt ERNsT
BLUMENSTEIN als «willkiirliche Anderung der steuerrechtlichen Verpflichtungen».526
Eine solche «willkiirliche Anderung» wird durch eine bestimmte zivilrechtliche
Ausgestaltung eines Tatbestands moglich. Der Wortlaut einer Bestimmung erfasst
diesen also nicht mehr.?’ Spéter fiigte BLUMENSTEIN seinen Ausfithrungen hinzu,
dass sich Steuerumgehungen nicht nur durch zivilrechtliche Gestaltungsformen
erreichen lassen, sondern auch durch jegliche Formen tatséchlicher Ausgestaltung
wirtschaftlicher Begebenheiten.52

(1 Zivilrechtliche Ankniipfungspunkte im Steuerrecht

ErnsT BLUMENSTEIN unterscheidet grundsétzlich zwischen zwei Typen von Steuer-
normen: einerseits solchen, in denen der Steuergesetzgeber explizit die Anwend-
barkeit zivilrechtlicher Institute vorsieht,®” andererseits solchen, in denen zivil-
rechtliche Begriffe verwendet werden, ohne dass der Gesetzgeber diesen explizit
die gleiche Bedeutung wie im Zivilrecht zugeschrieben hat.*° Im ersten Fall sol-
len die zivilrechtlichen Begriffe im Steuergesetz ausschliesslich nach ihrer zivil-

622 BGE 59 1 284 ff. So HEGGLIN, Steuerumgehung, 22 ff.; WACKERNAGEL, Steuerumge-
hung, 62 ff.; MEILI, Steuerumgehung, 5; TORRIONE, Abus, 169.

623 Statt vieler BGer 9C_349/2024 vom 21. Februar 2025, E. 7-8; BGE 131 11 627 E. 5.2.

624 Statt vieler vgl. LocHER, Abschied, 161.

625 Statt vieler vgl. LocHer, Abschied, 161; Rearpon-KormeL, Tax avoidance, 3 f;

GACHTER, Rechtsmissbrauch, 337 f., je m.w. H.

626 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 207a.

627 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 224a f.

628 BLUMENSTEIN, Auslegung, 273. Als typischer Fall wird die «Zollumgehung durch Ver-

wendung bestimmter Warenumschliefung» genannt. Dabei kdnnen beispiclsweise

Metallzylinder mit einer Fliissigkeit gefiillt werden, die zu einem tieferen Ansatz ver-

zollt wird. Da die Verpackung dem gleichen Zollansatz unterliegt wie der Inhalt, be-

steht so die Mdglichkeit, Steuern zu sparen (HEGGLIN, Steuerumgehung, 39 f.).

BLUMENSTEN, Beziehungen, 211a. So auch BLUMENSTEIN, Auslegung, 277.

BLuMmENSTEIN, Beziehungen, 212a.

629

630
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rechtlichen Bedeutung ausgelegt werden.®*! Im zweiten Fall liegt laut BLUMEN-
STEIN bloss eine Tatsachenvermutung zugunsten der zivilrechtlichen Bedeutung
vor.? Diese Tatsachenvermutung ergebe sich aus der Erfahrung, sei also eine
Erfahrungstatsache.* Wichtig seien «klare Auslegungsregeln», wobei eine zivil-
rechtliche Tatbestandsumschreibung dies befordern konne.®** Eine einheitliche
Begriffsdefinition erh6he zudem die Rechtssicherheit und trage «zur Férderung
einer rechtsstaatlichen Ausgestaltung der Steuergesetzgebung» bei.®** Dadurch
werde insbesondere eine «willkiirliche Auslegung» verhindert.*® BLUMENSTEIN
vertritt also die Meinung, dass die Auslegung grundsétzlich auf den Wortlaut be-
schrénkt sei.®*’

2) Notwendigkeit einer Korrekturmaglichkeit

BLUMENSTEIN vertritt jedoch auch die Meinung, dass die zivilrechtlichen Begriffe
nicht in jedem Einzelfall anwendbar seien. Vielmehr sei stets zu priifen, ob sie
sich auf die steuerrechtlichen Vorschriften iibertragen liessen.®*® Dies sei auf
der Grundlage des Prinzips der Rechtsgleichheit als «juristischer Ausdruck der
Steuergerechtigkeit» geboten.®® Eine strikte Auslegung nach dem Wortlaut kénnte
nach BLuMENSTEIN dazu fiihren, dass eine wirtschaftliche Gegebenheit, die einer
Steuer unterliegen wiirde, nur aufgrund ihrer zivilrechtlichen Ausgestaltung nicht
besteuert wird. Dies wiirde die Rechtsgleichheit verletzen, die eine «Gleich-
behandlung der namlichen wirtschaftlichen Zustinde und Vorgénge» voraus-
setzt.®!

Da die zivilrechtliche Ausgestaltung frei gewahlt werden kann, ist im Einzelfall
zu priifen, «ob die [...] getroffene zivilrechtliche Gestaltung ihre Veranlassung in
bestimmten zivilrechtlichen oder wirtschaftlichen Notwendigkeiten findet, oder

6! BLUMENSTEIN, Beziehungen, 211a.

62 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 212a; BLUMENSTEIN, Auslegung, 233.

633 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 212a.

634 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 222a.

635 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 222a.

636 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 222a.

67 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 225a; BLUMENSTEIN, Auslegung, 179. Dazu auch LocHER,

Abschied, 161.

638 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 223a.

69 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 226a.

640 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 226a.

¢! BLUMENSTEIN, Beziehungen, 226a.
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ob damit lediglich steuerrechtliche Zwecke verfolgt werden». Stellt sich her-
aus, dass tatsichlich eine nicht steuerlich motivierte Notwendigkeit bestand, so
«hat sich die entscheidende Behorde an die zivilrechtliche Umschreibung des Tat-
bestandes zu halten und auf den normalerweise daraus resultierenden wirtschaft-
lichen Effekt abzustellen».® Ist keine Notwendigkeit ersichtlich, so ist zu priifen,
ob die Kriterien fiir eine Steuerumgehung erfiillt sind.®*

Bei der Bedeutung zivilrechtlicher Begriffe fiir das Steuerrecht geht es nach
BLUMENSTEIN also grundsitzlich um die Abwégung zwischen dem Legalitétsprinzip,
das eine abschliessende Umschreibung der steuerbegriindenden Tatbesténde for-
dert,* und der Rechtsgleichheit, die eine Gleichbehandlung wirtschaftlich glei-
cher Tatbesténde voraussetzt.®

(3) «Ungeschriebene Generalklausel» als Notlésung

Um dieser Herausforderung zu begegnen, empfiehlt BLUMENSTEIN, eine gesetzliche
Generalklausel zu schaffen.®” Diesbeziiglich verweist er auf § 10 der deutschen
Reichsabgabenordnung (RAO).5® Der Kern einer solchen Generalklausel liegt ge-
miss BLUMENSTEIN darin, dass «an Stelle einer festen gesetzlichen Umschreibung
des steuerrechtlichen Tatbestands eine ermessensméssige gesetzt wird».%* Dieses
Ermessen kommt den rechtsanwendenden Behorden zu.5%° Wichtig sei dabei, dass
der Gesetzgeber genau umschreibe, wann eine Steuerumgehung vorliege bzw.
wann den rechtsanwendenden Behorden dieses Ermessen zukomme.®' Andern-
falls bestiinde ein unbegrenztes Ermessen.®? Er weist weiter darauf hin, dass eine
gesetzliche Regelung der Steuerumgehung den Schutz der Steuerpflichtigen er-
hoéhen wiirde, indem sie besondere Umstédnde geltend machen kénnen, welche die
ungewoOhnliche rechtliche Ausgestaltung rechtfertigen.s

642 BLUMENSTEIN, Auslegung, 234.

643 BLUMENSTEIN, Auslegung, 234.
64 BLUMENSTEIN, Auslegung, 234.

45 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 225a.

64 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 225a f.

647 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 278a; BLUMENSTEIN, Auslegung, 291.
648 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 228a.

649 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 220a.

650 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 229a.

65! BLUMENSTEIN, Beziehungen, 229a.
652 BLUMENSTEIN, Beziechungen, 229a.

653 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 272a.
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§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben

Aufgrund der fehlenden gesetzlichen Generalklausel stellt sich die Frage, ob sich
Steuerumgehungen auch iiber die Auslegung verhindern lassen. BLUMENSTEIN be-
jaht dies unter bestimmten Umsténden, worauf folgend naher eingegangen wird.5*

(4) Definition einer Steuerumgehung

Die Voraussetzungen fiir eine Steuerumgehung entnimmt BLUMENSTEIN zunéchst
§ 10 RAO.% Er stellt jedoch fest, dass sich diese Kriterien auch «aus rein logi-
schen Uberlegungen»®* herleiten lassen. Die Steuerbehdrden hitten zu priifen, ob
die zivilrechtliche Form eines Sachverhalts tatsdchlich mit dem steuerrechtlichen
Tatbestand iibereinstimme.*’

Erstens sei die Frage zentral, ob das wirtschaftliche Resultat mit einer anderen
zivilrechtlichen Ausgestaltung hétte erreicht werden konnen.®® Habe die zivil-
rechtliche Ausgestaltung nicht nur einen steuerrechtlichen Zweck, so sei auch die
steuerrechtliche Beurteilung darauf abzustellen.®® Die Gestaltungsform bei einer
Steuerumgehung sei also als «eine ungewo6hnliche» zu bezeichnen.®® Hierbei han-
delt es sich demnach um das objektive Kriterium.

Zweitens sei diese ungewdhnliche Gestaltungsform ein Indiz dafiir, dass eine Ab-
sicht vorliege, Steuern zu sparen.® Dieses subjektiv geprigte Indiz konne da-
durch entkriftet werden, dass die Steuerpflichtigen durch die gewihlte zivilrecht-
liche Gestaltungsform «wesentliche Rechtsnachteile» in Kauf ndhmen.6

Drittens liege die Rechtfertigung des effektmissigen Kriteriums einer «erheb-
lichen» Steuereinsparung darin, dass in diesem Fall auf eine «Steuerersparnis-
absicht» geschlossen werden konne.%* Ausserdem miisste die Erheblichkeit der
Steuereinsparung im Verhiltnis mit den in Kauf genommenen wirtschaftlichen
Nachteilen beurteilt werden.* Sind die genannten Steuerumgehungsmerkmale

654 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 23 1a-244a.
655 BLUMENSTEIN, Auslegung, 273.

65 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 240a.

67 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 238a f.
658 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 239a.
65 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 239a. Vgl. auch BLUMENSTEIN, Auslegung, 282 f.

60 BLUMENSTEIN, Beziehungen, 239a.

! BLUMENSTEIN, Beziehungen, 240a.

2 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 240a.
663 BLUMENSTEIN, Auslegung, 284.

66+ BLUMENSTEIN, Auslegung, 285.
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III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

erfiillt, so wird der Tatbestand nicht nach der Gestaltung beurteilt, welche die
Steuerpflichtigen gewihlt haben, sondern «nach demjenigen, welcher ohne diesen
bestehen wiirde».®%

b. Rezeption durch das Bundesgericht

Das Bundesgericht hat sich bei der Ubernahme der Steuerumgehung nicht vertieft
mit den rechtlichen Grundlagen dazu auseinandergesetzt. In einem Teil seiner
Entscheide weist es darauf hin, dass das Vorgehen rechtsmissbrauchlich sei und
daher eine Steuerumgehung sei.®’ Somit ist davon auszugehen, dass das Bundes-
gericht das Rechtsmissbrauchsverbot als verfassungsrechtliche Grundlage der
Steuerumgehungsdoktrin sieht. Einem Autor zufolge erblickt das Bundesgericht
in der Steuerumgehung «vereinzelt die steuerliche Ausformung des Rechtsmiss-
brauchsverbots und des Grundsatzes von Treu und Glaubeny .56

C. Kritik aus der Lehre und Ausblick

In der Lehre stosst diese Rechtsprechung des Bundesgerichts seit vielen Jahren auf
Kritik.*® Eine Mehrheit vertritt die Meinung, dass in der Steuerumgehungslehre
die Auslegung und die Gesetzeskorrektur miteinander vermengt wiirden.®’® Dabei
geniige das Konstrukt der Steuerumgehung weder den heutigen Anforderungen
an die Auslegung noch jenen an die Gesetzeskorrektur.”! Weiter wird die «Sach-
verhaltsfiktion» kritisiert.®”> Eine Umdeutung oder Auslegung des Tatbestands sei
nicht zuléssig.®”®* Durch die Subsumtion einer Sachverhaltsfiktion werde «die Bri-
sanz des Vorgehens» nicht ersichtlich.®™

665 BLUMENSTEIN, Auslegung, 285.

666 MEIL1, Steuerumgehung, 11 f.; HonN, Steuerumgehung, 156; MarteotTi, Durchgriff,
175; GAcHTER, Rechtsmissbrauch, 338, m.w.H.; Reicn, Damoklesschwerter, 138;
GLAUSER, Evasion fiscal, 11.

67 Vgl. dazu bspw. BGer 2C_171/2019 vom 11. Oktober 2019, E. 5.2.2.

668 MarTeEOTTI, Durchgriff, 175 f.

66 Vgl. mit einer Ubersicht LocHEr, Abschied, 162-171.

670 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 341; LocHER, Abschied, 163—-166, m.w. H.

671 GACHTER, Rechtsmissbrauch, 341.

672 Siehe NoserTi, Steuerumgehung, 198-200; TorrIONE, Abus, 196.

73 Houn, Wirtschaftliche Betrachtungsweise, 396.

67 LocHER, Rechtsmissbrauchsiiberlegungen, 681 f. In anderen Léndern, die gesetzlich

die «Sachverhaltsfiktion» vorsehen, habe ausserdem ein Umdenken stattgefunden und
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Vereinzelt wird vorgeschlagen, in der Auslegung die bewéhrten Argumentations-
strukturen der Steuerumgehung beizubehalten. Allerdings sei zu unterscheiden
zwischen einer «unechten Steuerumgehung» und einer «echten Steuerumgehungy.
Bei einer «unechten Steuerumgehungy kniipfe eine Norm nicht an zivilrechtliche
Begriffe an und ein Sachverhalt konne auch mittels teleologischer Auslegung da-
runter subsumiert werden. In diesem Fall sei es nicht zwingend notwendig, dass
alle drei Voraussetzungen fiir eine Steuerumgehung erfiillt seien. Bei einer «ech-
ten Steuerumgehungy, wenn also eine Norm an einen zivilrechtlichen Begriff an-
knlipft, seien zusitzlich die allgemeinen, verfassungsrechtlichen Voraussetzungen
fiir eine Gesetzeskorrektur einzuhalten.’”

d. Wertungsbedarf bei der Steuerumgehung

Die Notwendigkeit von Wertungen in der Rechtsanwendung zeigt sich nicht zu-
letzt bei der Steuerumgehung. Dabei ist erstens die Qualifikation als «ungewdhn-
liche» Rechtsgestaltung und zweitens die Einordnung als «erhebliche» Steuer-
ersparnis notwendig. Beide Begriffe erweisen sich als unbestimmt und miissen fiir
die Rechtsanwendung von der rechtsanwendenden Person konkretisiert werden.
Abgesehen von der fehlenden Positivierung der Anforderungen an die Steuer-
umgehung liegen keine weiteren Vorgaben oder Anhaltspunkte dafiir vor, wie
diese Begriffe konkret zu verstehen sind.¢’

2.6 Zwischenergebnis

Ausgehend von der logischen Struktur der juristischen Argumentation in Form
eines Syllogismus®”’ erscheint das Vorgehen in der Rechtsanwendung als sche-
matisch und eindeutig. Werden die einzelnen Schritte jedoch im Detail dargelegt,
zeigt sich ein anderes Bild: In vielen Fallen existiert keine eindeutige Losung.
Vielmehr ist die konkrete Rechtsanwendung oft das Resultat von Wertungen, die

die Steuerumgehung werde als «Auslegungsproblem» anerkannt. In der Schweiz hin-
gegen werde die «Sachverhaltsfiktion» noch immer von «prominenter Seite vertreten»
(LocHER, Rechtsmissbrauchsiiberlegungen, 680).

675 Zum Ganzen GACHTER, Rechtsmissbrauch, 340 f.

7 Im Gegensatz zur Einkommens- und Gewinnsteuer ist die Steuerumgehung im VStG

fiir die Verrechnungssteuer explizit in Art. 21 Abs. 2 VStG festgehalten. Dies dndert
jedoch nichts an der grossen Unbestimmtheit des Tatbestands. Dazu BAUER-BALMELLI/
FisLer, Komm. VStG, Art. 21 Rz. 38.

7 Vegl. § 7 Ziff. 1.
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von der rechtsanwendenden Person vorgenommen werden.®”® Unklar bleibt auf
der Grundlage der vorangehenden Ausfiihrungen, worauf diese Wertungen be-
ruhen bzw. wie diese Wertungen vorgenommen werden. Darauf wird in den fol-
genden Kapiteln vertieft eingegangen.

3. Diskrepanz zwischen Herstellung und
Darstellung von Entscheidungen

Abgesehen von der Rolle von Wertungen in der Rechtsanwendung stellt sich die
grundlegende Frage nach der Rolle der juristischen Methodenlehre im Rechts-
anwendungsprozess. Bisweilen wird vorgebracht, die juristische Methode diene
nur dazu, bereits vorgefasste Entscheidungen zu begriinden,’”” und somit seien
Herstellung und Darstellung von Entscheidungen «in der Realitét teilweise ent-
koppelt».®* Dem Grunde nach zielt diese Kritik auf den Umstand, dass die inneren
Vorgénge, welche die Entscheidung der rechtsanwendenden Person massgeblich
beeinflussen, von aussen nicht ohne Weiteres nachvollziehbar sind.

Besondere Brisanz gewinnt diese Problematik, wenn die rechtlichen Grundlagen
mehrere divergierende Entscheidungen zulassen.®®! Brisant ist dies, weil hierbei
der analytischen Auseinandersetzung mit der Rechtsfrage in zahlreichen Féllen
ein «Bauchgefiihl» vorausgeht, das heisst ein nicht analytisch herleitbarer Teil
der Entscheidungsfindung.®®* Gemeint ist damit jener Vorgang, dem eine Wertung
vorangeht — woraus das Problem entsteht, dass eine nicht durchweg logisch ge-
féllte Entscheidung im Nachhinein mit reiner Logik begriindet wird.*** Dies fiihrt
dazu, dass in der grundsétzlich logischen Herleitung Schwachstellen deutlich wer-

8 Vgl. § 7 Ziff. 2.2 Bst. c., § 7 Ziff. 2.3 Bst. c., § 7 Ziff. 2.4 Bst. c., § 7 Ziff. 2.5 Bst. d.

67 Esser, Vorversténdnis, 7; WALTER, Gesetz. An gleicher Stelle beschreibt Ersterer dies
folgendermassen: «Die Praxis — und das gilt fiir die Tatsacheninstanzen noch deut-
licher — geht nicht von doktrindren (Methoden> der Rechtsfindung aus, sondern sie
benutzt sie nur, um die nach ihrem Rechts- und Sachverstindnis angemessenste Ent-
scheidung lege artis zu begriinden.» Siehe zur Kritik auch TruTE, Herstellung und Dar-
stellung, einfithrend 294-296. Die Unterscheidung von Herstellung und Darstellung
von Entscheidungen geht unter anderem auf die Arbeit NikLAs Lunmanns zuriick (dazu
Trute, Herstellung und Darstellung, 298-302).

680 HorrmanN-RiEm, Methoden, 23. Siehe WaLTER, Gesetz, 146.

881 Vgl. WaLTER, Gesetz, 140.

82 WALTER, Gesetz, 146.

83 WALTER, Gesetz, 146.
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den.®®* Kaschiert werden diese Schwachstellen, indem jene Argumente nicht er-
wihnt werden, die fiir eine andere Interpretation oder fiir mehrere mogliche Inter-
pretationen sprechen.

In diesem Zusammenhang wird auch die Grundsatzfrage gestellt, inwiefern
«Methodenehrlichkeit» herrscht. Gefordert wird dabei, dass alle entscheidungs-
relevanten Faktoren aufgedeckt werden.®® Hierbei ist zu kléren, ob alle relevan-
ten Faktoren tatsdchlich offengelegt werden konnen.®®” Dagegen spricht, dass
die Rechtmadssigkeit von Entscheidungen allein von der argumentativen Richtig-
keit der rechtlichen Begriindungen abhéngt.®®® Demnach miissen nicht alle ent-
scheidungsrelevanten Faktoren genannt werden, wenn sie fiir die Rechtmaéssigkeit
i.e.S. nicht relevant sind.®®* Gleichzeitig besteht teilweise die Moglichkeit, ver-
schiedene Entscheidungsergebnisse gleich zu begriinden. In diesen Fallen bleibt
offen, wie eine Entscheidung rechtlich gesteuert wird.®® Ohne diese Frage hier
abschliessend zu beantworten, ldsst sich festhalten: Fiir die Offenlegung aller
entscheidungsrelevanten Faktoren spricht, dass sie die Transparenz erhohen. Im
Hinblick auf das Verwaltungsverfahren verbessert dies die verwaltungsinterne
Aufsicht und die Kontrolle durch die Offentlichkeit.®! Wichtig ist deshalb, sich
mit dem «Vorverstandnis»®? bzw. den «préskriptiven Pramissen»®”, worauf die
Entscheidungen (zumindest teilweise) basieren, wissenschaftlich auseinanderzu-
setzen.®*

Die Divergenz zwischen Herstellung und Darstellung von Entscheidungen ver-
deutlicht die Relevanz der Untersuchung von Wertungen in der Rechtsanwendung.
Wenn Wertungen bereits eine Rolle spielen, bevor die Auslegung der bestehenden
Rechtssitze ergeben hat, dass sie einen Entscheidungsspielraum fiir die rechts-
anwendende Behorde lassen, dann gewinnen sie zusitzlich an Bedeutung.

084 WALTER, Gesetz, 146.
5 WALTER, Gesetz, 147.
%86 EsseRr, Vorverstindnis, 15 f.

%7 HorrMANN-RIEM, Methoden, 51.

8 HorrMANN-RIEM, Methoden, 21. Wohl auch WALTER, Gesetz, 247 f.
%9 HorrMANN-RIEM, Methoden, 51.

00 HorrMaANN-RIEM, Methoden, 23.

1 HorrMANN-RIEM, Methoden, 51.

92 So Esser, Vorverstindnis, 10.

03 So HorrMANN-RiEM, Methoden, 46.

04 Esser, Vorverstindnis, 10; HorrMANN-RIEM, Methoden, 46.
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4.  Zusammenfassung und Schlussfolgerung

Um den Entscheidungsspielraum bei der Rechtsanwendung zu ergriinden, wurde
im vorgehenden Kapitel die juristische Methodenlehre dargestellt. Diese schafft
die normativen Bedingungen fiir die Entscheidungsfindung bei der Anwendung
von Rechtsnormen. Den logischen Rahmen der Rechtsanwendung bildet der
Justizsyllogismus,®* der dazu dient, den Sinn einer konkreten Norm mithilfe
der verschiedenen Auslegungselemente unter Beriicksichtigung des «Methoden-
pluralismus» zu ermitteln.®® Fehlt hingegen eine anwendbare Norm, findet eine
Liickenfiillung statt.®” In Ausnahmeféllen ist zudem eine Gesetzeskorrektur
moglich, und zwar wenn die Anwendung eines Auslegungsergebnisses zu einem
«krass stossenden Ergebnis» fithren wiirde.®®

Aus der Untersuchung dieser Bestandteile der juristischen Methodenlehre zeigt
sich, dass trotz der bestehenden Vorgaben ein Entscheidungsspielraum besteht.
Damit entsteht ein Einfallstor fiir Wertungen durch die rechtsanwendende Per-
son.®” Die juristische Methodenlehre erfasst diese Wertungen nur unzureichend.
Innerhalb des Entscheidungsspielraums im Einzelfall fehlt es demnach an einem
normativen Konzept, das Wertungen vorgibt. Zudem wiirde es ein solches Kon-
zept idealerweise ermoglichen, die Ausfiillung des Entscheidungsspielraums
durch Wertungen zu kontrollieren. Abgesehen von dieser Liicke in Bezug auf die
normativen Vorgaben fiir Entscheidungen stellt sich die Frage, inwiefern die juris-
tische Methodenlehre iiberhaupt den tatsdchlichen Entscheidungsprozess steuert
und spiegelt.”®

Die Diskussion um die Steuerumgehung zeigt exemplarisch die zentralen
Schwierigkeiten der Steuergesetzgebung und der Anwendung des Steuerrechts.”
Diese Schwierigkeiten sind Folge eines Spannungsfelds: Einerseits miissen
Rechtsnormen moglichst klar und spezifisch ausformuliert sein, damit die Steuer-
pflichtigen die Konsequenzen ihres Handelns ableiten konnen. Andererseits setzt

©s Vgl § 7 Ziff. 1.

9 Vgl. § 7 Ziff. 2.2.
“7 Vgl. § 7 Ziff. 2.3.
“8 Vgl § 7 Ziff. 2.4.

6 Einschrénkend ldsst sich hinzufiigen, dass im Einzelfall die vorzunehmende Wertung

oft bereits im Vornherein feststeht. Dies kann sich aus verschiedenen Faktoren erge-
ben, beispielsweise aus Prajudizien (HANNI, Gefiihl, 61, m. w. H.).

0 Vgl § 7 Ziff. 3.
Vgl § 7 Ziff. 2.5.
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das Rechtsgleichheitsgebot voraus, dass wirtschaftlich gleich geartete Sachver-
halte gleich besteuert werden. Um dieses Spannungsfeld im Einzelfall aufzulosen,
ist ein vergrosserter Entscheidungsspielraum der Rechtsanwendungen fiir die Be-
horde notwendig. BLUMENSTEIN wies im Einklang mit dieser Feststellung darauf
hin, dass das Konzept der Steuerumgehung darauf abzielt, der rechtsanwendenden
Behorde mehr Ermessen einzurdumen. Die Tatbestandsmerkmale der Steuer-
umgehung sollten dazu dienen, diesem Ermessen eine klare Form zu geben.” In
der praktischen Umsetzung bleiben diese Tatbestandsmerkmale jedoch vage und
unbestimmt. Den rechtsanwendenden Behdrden verbleibt somit ein beachtlicher
Entscheidungsspielraum.”

Ausgehend von diesen Erkenntnissen befasst sich das nachstehende Kapitel 9 mit
einem alternativen Ansatz, der es ermdglicht, den Entscheidungsspielraum der
Verwaltung — der trotz der Regeln der juristischen Methodenlehre bestehen
bleibt — deskriptiv zu erfassen. Dieser Ansatz stellt die juristische Methodenlehre
nicht grundsitzlich infrage. Vielmehr ermoglicht der Perspektivenwechsel neue
Erkenntnisse fiir die Entscheidungsfindung in der Rechtsanwendung. Um die
Basis fiir diesen frischen Blick auf das Thema zu schaffen, sind zunichst jedoch
die Grundlagen der sozialwissenschaftlichen Verwaltungsforschung zu erértern.”™
Das folgende Kapitel 8 ist somit als Hinleitung und Heranfiihrung an interdiszip-
lindre Ansétze zur Untersuchung der Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung
zu verstehen.

702 BLUMENSTEIN, Bezichungen, 229a.
5 Vgl. § 7 Ziff. 2.5 Bst. d.
™ Vgl § 8.
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§ 8 Verwaltungswissenschaftlicher
Zugang zur Entscheidungsfindung
der Steuerverwaltung

Vorstehend wurde der rechtliche Rahmen fiir Entscheidungen der Steuerver-
waltung dargelegt und untersucht, wie dieser das Handeln der Verwaltung ein-
schriankt und leitet.”” Die Entscheidungen der Verwaltung werden durch die
rechtlichen Grundlagen normativ geleitet. Gleichzeitig bieten die rechtlichen
Rahmenbedingungen fiir sich allein keine eindeutigen normativen Vorgaben fiir
Entscheidungen der Verwaltung. Ergdnzend wurde auf die juristische Methoden-
lehre zuriickgegriffen, welche die Rechtsanwendung strukturiert. Wertungsfragen
lasst sie jedoch unberiicksichtigt.”

Davon ausgehend ist zu untersuchen, welche Faktoren die Wertungen bei der
Entscheidungsfindung beeinflussen. Um diese Einflussfaktoren deskriptiv zu er-
fassen, eignen sich verwaltungswissenschaftliche Ansitze.””” Diese schaffen einen
Mehrwert, indem sie sich der Verwaltung und ihren Entscheidungen nicht auf
einer normativen, sondern auf einer deskriptiven Ebene ndhern. Dadurch lassen
sich die verschiedenen Faktoren, die eine Entscheidung beeinflussen, sachgemaiss
beschreiben.

Grundsitzlich bieten sich in deskriptiver Hinsicht zwei Untersuchungsschwer-
punkte an: Einerseits kann die Entscheidungsfindung ausgehend vom ent-
scheidenden Individuum untersucht werden. Dies ist vor allem Gegenstand der
Psychologie™® und der Wirtschaftswissenschaften.”® Andererseits kann die Ent-
scheidungsfindung einer Verwaltungseinheit oder der 6ffentlichen Verwaltung
insgesamt untersucht werden, um zu erheben, wie sich die Verwaltung in der
Gesellschaft positioniert und welche Einflussfaktoren aus der Gesellschaft
die Entscheidungen der Verwaltung prigen. Diese Perspektive findet sich in
der Verwaltungsforschung mit politikwissenschaftlichem und soziologischem
Hintergrund.”'

5 Vel § 4.
% Vgl § 7.
7 Vgl. eingehender zur Verwaltungswissenschaft § 8 Ziff. 1.

8 Dazu bspw. Horer/BEARTH, Entscheidungsfindung, 1 ff.

7 Dazu bspw. TowriGH/PETERSEN, Okonomische Methoden, Rz. 69-86, 493544,

M0 Vgl § 8 Ziff. 1.

91

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

Vorliegend wurde die letztgenannte Perspektive gewihlt. Sie ermoglicht es, den
Gesamtkontext der Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung zu erfassen,
das heisst die Einflussfaktoren auf Verwaltungsentscheidungen zu erheben, zu
systematisieren und so sichtbar zu machen. Dafiir wird in einem ersten Schritt
dargelegt, wodurch sich der sozialwissenschaftliche Blick auf die Verwaltung
auszeichnet und wie sozialwissenschaftliche Forschung sich eignet, um die rechts-
dogmatische und rechtstheoretische Forschung zu erginzen. In einem zweiten
Schritt werden grundlegende und fiir den Untersuchungsgegenstand relevante
sozialwissenschaftliche Theorieansétze der Verwaltung dargestellt. Dieses Kapitel
dient juristisch geschulten Personen als Einfithrung in das Thema Verwaltungs-
wissenschaften. Entsprechend werden Grundlagen dargestellt und in den Fuss-
noten weiterfithrende Literaturhinweise gegeben.

1. Verwaltungswissenschaftliche
Herangehensweisen

Die 6ffentliche Verwaltung wird durch verschiedene Disziplinen erforscht. Neben
der Staats- und Verwaltungsrechtswissenschaft”!! beschiftigen sich auch die Ver-
waltungssoziologie,”? die Politikwissenschaft,”’* die Betriebs-"** und Volkswirt-
schaftslehre” oder die Sozialpsychologie mit diesem Forschungsfeld.”® Wahrend
sich der Forschungsgegenstand jeweils gleicht, unterscheiden sich die Disziplinen
in ihren Schwerpunkten und ihren Methoden. Dennoch wird die Forschung zur
offentlichen Verwaltung teilweise unter dem Oberbegriff der Verwaltungswissen-
schaft zusammengefasst.”’

I Vegl. dazu die Ausfithrungen in § 4 und § 6.

712 So etwa BonNE, Verwaltungswissenschaft, 27; APELT/MANNLE, Verwaltung, passim.

13 So etwa BoGUMIL/JANN, Verwaltung, 7-58.

4 So etwa ScHAUER, Offentliche Betriebswirtschaftslehre, 23.

15 So etwa STIGLITZ/ROSENGARD, Public Sector, 1-25.

716 WiMMER, Dynamische Verwaltungslehre, 129. Vgl. Boung, Verwaltungswissenschaft,
27; BoGuMIL/JaNN, Verwaltung, passim.

17 Umstritten ist jedoch, ob es sich bei der Verwaltungswissenschaft um eine eigene Dis-

ziplin handelt. Dazu bspw. SiEDENTOPF, Verwaltungswissenschaft, 4-7; Boune, Verwal-

tungswissenschaft, 28-30, m. w. H.
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§ 8 Verwaltungswissenschaftlicher Zugang zur Entscheidfindung der Steuerverwaltung

1.1 Normative und empirisch-analytische Theorieansatze

In der Verwaltungswissenschaft lasst sich grundsétzlich unterscheiden zwischen
normativen und empirisch-analytischen Ansétzen.”’® Normative Theorien sehen
normative Regeln vor, welchen die Verwaltung entsprechen soll. Dazu zihlt die
klassische staatsrechtliche Perspektive auf die Verwaltung.””® Der sozialwissen-
schaftliche Ansatz’ zeichnet sich demgegentiber dadurch aus, dass er «ein theore-
tisches Erkenntnisinteresse»’! verfolgt. Dabei wird versucht, «empirisch gestiitzte
Aussagen liber Kausalzusammenhénge zu machen».”” Der Fokus liegt somit nicht
auf der «Sollstruktur offizieller Regeln»,””® sondern auf den «abweichenden tat-
sdchlichen sozialen Vorgéngen».”* Formale Regeln sollen aber nicht ausser Acht
gelassen werden.’ Sie werden als ein Bereich von mehreren betrachtet, die es zu
beachten gilt, wenn soziale Vorgénge untersucht werden.’?® Konkret machen diese

718 BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 68.

"9 Fiir empirische Forschung in der Rechtswissenschaft wird auch der Begriff «Rechts-
tatsachenforschung» verwendet. Je nach Auslegung dieses Begriffs konnte die vorlie-
gende Arbeit auch als Rechtstatsachenforschung bezeichnet werden, worauf aufgrund
der Unbestimmtheit des Begriffs aber verzichtet wird (vgl. dazu BoHng, Verwaltungs-
wissenschaft, 37; BAER, Rechtssoziologie, § 2 Rz. 61-71).

720 Umstritten ist, ob es einen massgeblichen Unterschied gibt in der politikwissenschaft-
lichen und der soziologischen Herangehensweise an die Verwaltungswissenschaft.
Einige vertreten die Meinung, dass sich die Politikwissenschaft und die Soziologie
in ihrem Herangehen bzw. ihrem Fokus unterscheiden wiirden (so im Wesentlichen
Bonng, Verwaltungswissenschaft, 27). Die Politikwissenschaft untersuche demnach
«die 6ffentliche Verwaltung als Teil des politischen Prozesses und politischer Institu-
tionen sowie Fragen der politischen Macht und der demokratischen Legitimation der
offentlichen Verwaltung» (BouNE, Verwaltungswissenschaft, 27). Die Soziologie be-
fasse sich mit «Organisation und Entscheidungsprozessen der 6ffentlichen Verwaltung
und ihren Beziehungen zum gesellschaftlichen System» (BoHNE, Verwaltungswissen-
schaft, 27). Dagegen wenden einige ein, dass es keinen systematischen Unterschied
zwischen Soziologie, Verwaltungswissenschaft und Politikwissenschaft gebe. Daher
biete es sich an, von einem sozialwissenschaftlichen Ansatz zu sprechen (MayNTZ,
Verwaltung, 2). Aufgrund der unklaren Unterscheidung sowie der fehlenden Relevanz
einer Unterscheidung fiir diese Arbeit wird vorliegend von einer sozialwissenschaft-
lichen Herangehensweise gesprochen.

21 MAayNTZ, Verwaltung, 2. So auch BoGgumiL/JANN, Verwaltung, 5, 21.

22 Mavyntz, Verwaltung, 2 f. So auch BoGgumiL/Jann, Verwaltung, 5, 21.

2 Mavntz, Verwaltung, 2 f. So auch BocumiL/JanN, Verwaltung, 5, 21.

24 MAYNTZ, Verwaltung, 2 f. So auch BogumiL/JANN, Verwaltung, 5, 21.

25 MAyNTZ, Verwaltung, 3.

26 MayNtz, Verwaltung, 3.
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sozialwissenschaftlichen Ansétze Vorgénge sichtbar, die von den formalen Regeln
nicht erfasst werden. Dies gelingt einerseits, indem sie diese Vorgiange theoretisch
erfassen und damit zugénglich machen. Andererseits stellen sie methodische Ins-
trumente zur Verfiigung, die sich in theoretischer wie empirischer Hinsicht dafiir
eignen, auch informale Handlungsstrukturen zu untersuchen.’’

1.2  Perspektiverweiterung durch Interdisziplinaritat

In der vorliegenden Untersuchung zeigt sich diese dualistische Herangehensweise
wie folgt: Die rechtliche Perspektive auf die 6ffentliche Verwaltung zeichnet sich
durch ihren normativen Ansatz aus. Demnach ist die 6ffentliche Verwaltung Teil
der Exekutive und unterliegt dem Legalititsprinzip.”® Die klassische Staatslehre
trennt zwischen Legislative, Judikative und Exekutive. Die Verwaltung ist der Re-
gierung als Teil der Exekutive untergeordnet.”” Gesetze und Verordnungen geben
vor, wie sie zu handeln hat. Der Verwaltung kommt demnach eine vollziechende
Perspektive zu.”® Politische Entscheidungen werden wiederum in den politisch
verantwortlichen Organen gefdllt, also in den Parlamenten, Regierungen, Ge-
meinderiten und von den Biirgermeisterinnen.”!

Dem angesprochenen Perspektivwechsel entsprechend liegt der Fokus folgend auf
einer sozialwissenschaftlichen Betrachtung der Beziehung zwischen Politik und
Verwaltung. Hinterfragt wird etwa, ob die durch die demokratische Verfassung
normativ festgelegte Trennung der Tétigkeit von Politik und Verwaltung immer
stattfindet, also ob die Willensbildung vom Willensvollzug immer getrennt ist.”?
Zu hinterfragen ist ferner die Annahme, dass die 6ffentliche Verwaltung politisch
neutral ist.”** Beide Fille deuten darauf hin, dass in der Verwaltung bedeutende

7 Vel. § 8 Ziff. 2.

™ Vgl § 4 Ziff. 1.

2 BocgumiL/JaNN, Verwaltung, 253. Vgl. bereits kritisch BiaGGini, Staatsrecht, § 19
Rz. 1f,§20Rz. 1 1.

730 Vgl. beschreibend fiir Deutschland BogumIL/JanN, Verwaltung, 226.

31 BoGUMIL/JANN, Verwaltung, 11.

32 Mavntz, Verwaltung, 60. So deuten Studien darauf hin, dass die Verwaltung nicht nur

«von oben» gesteuert wird, sondern auch «von der Seite» und «von unteny, beispiels-

weise durch Biirgerinnen, Kunden und Interessengruppen. Dementsprechend ist davon

auszugehen, dass die Unterordnung der Verwaltung unter die Regierung und das Parla-

ment nicht immer zutrifft. Zum Ganzen BoGumiL/JaNN, Verwaltung, 228, 253, m. w. H.

Im Grunde miisste die Verwaltung im demokratischen Staat eine neutrale Rolle ein-

nehmen und jeder politischen Ausrichtung bzw. Willensbekundung folgen. Empirische

733
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Wertungsentscheidungen geféllt werden konnen. Ein Mehrwert des Perspektiv-
wechsels liegt somit darin, dass sonst unsichtbare Vorgidnge an die Oberfliche
geholt werden. Dies ermoglicht ein tieferes Verstdndnis der Rechtsanwendung an
sich.

2.  Stellung der Verwaltung in der Gesellschaft

Zunéchst ist ein Riickgriff auf Theorien erforderlich, die Erklarungsansétze fiir die
Funktionsweise der Verwaltung bieten. Hierzu existieren zahlreiche Ansitze,’*
welche die 6ffentliche Verwaltung unterschiedlich verstehen: als geschlossenes
und formales System, als geschlossenes und faktisches System, als offenes und
formales System oder als offenes und faktisches System.”

Bei der Unterscheidung zwischen formalen oder faktischen Systemen geht es
um die Frage, anhand welcher Regeln die Verwaltung handelt und entscheidet.
Formale Systeme basieren auf der Annahme, dass die Verwaltung ein Ziel er-
reichen mochte, das eine dazu legitimierte Stelle gesetzt hat, und sich dabei auf
vorgegebenen Wegen bewegt. Geht man von faktischen Systemen aus, so interes-
sieren auch Handlungen, die nicht formalisiert sind.”¢

In Theorien, die von der 6ffentlichen Verwaltung als geschlossenem System aus-
gehen, liegt der Fokus auf den Beziehungen innerhalb des Systems. Angenommen
wird, dass sie keinen Einfllissen von aussen unterliegen.”” Im Gegensatz dazu
zeichnen sich offene Systeme dadurch aus, dass sie in einem Austausch mit der
Umwelt stehen, insbesondere mit externen Akteuren.”*® Mehrheitlich wird davon
ausgegangen, dass es sich bei der 6ffentlichen Verwaltung um ein offenes Hand-
lungssystem handelt.”*

Bereits dieser Aufriss iiber die grundlegenden Theorien zur Verwaltung zeigt, dass
grosse Unterschiede bestehen. Trotz zahlreicher empirisch-analytischer und nor-

Untersuchungen zeigen jedoch, dass Verwaltungen selten vollstdndig neutral agieren.
Zum Ganzen MaynTz, Verwaltung, 64.

34 Zur Geschichte der Verwaltungswissenschaft in Deutschland vgl. BoGuMIL/JANN, Ver-
waltung, 15-52.

35 BomNE, Verwaltungswissenschaft, 72 f., m. w. H.

6 Zum Ganzen BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 72. Vgl. MaynTz, Verwaltung, 2 f.

37 BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 73.
8 BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 72 f.

3 BomuNE, Verwaltungswissenschaft, 72.
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mativer Ansétze fehlt es indes an einer umfassenden Theorie der Verwaltung, die
diese ganzheitlich erfasst.’* Ein Grund dafiir ist, dass komplexe soziale Gebilde
wie die Verwaltung von Menschen nicht vollstindig erfasst werden konnen.™! Um
bestimmte Bereiche der Verwaltung besser zu verstehen, sind jedoch einzelne An-
sétze aus der Theorie hilfreich.”*

Generell gilt: Der Mehrwert von Theorien und Ansétzen fiir die verwaltungswissen-
schaftliche Forschung liegt darin, «dass Theorieansitze vielfach erst dic Wahr-
nehmung bestimmter Verwaltungsprobleme ermdglichen und zur Entwicklung von
Losungsansitzen beitragen».”** Ausserdem koénnen Theorien «Ordnungsschemata
und Analyseraster fiir die relevanten beobachtbaren Tatsachen bereitstellen und
Strukturen im «Chaos»> an sich unendlich vieler Fakten erkennen lassen».”* Sie
ermoglichen es zudem, soziale Sachverhalte zu erkldren.”* Nicht zuletzt dienen
Theorien dazu, Aussagen intersubjektiv iiberpriifen zu kénnen.”® Um flir die vor-
liegende Untersuchung eine passende Theorie zu identifizieren, erfolgt im Folgen-
den eine summarische Darstellung verschiedener Ansitze.

21  Trennungvon Verwaltung und Politik, Konzentration
auf formale Strukturen

Die moderne Verwaltungswissenschaft ging zunéchst von einer strikten Tren-
nung von Verwaltung und Politik aus.”’ Als Begriinder dieser Ansétze gelten ins-
besondere Woobrow WiLsoN in den USA™ und Max WEBER in Deutschland.™
WiLsoN betonte die Wichtigkeit der Trennung von Politik und Verwaltung.”® Er

0 BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 68.

4l BomuNE, Verwaltungswissenschaft, 68.

%2 BoHuNE, Verwaltungswissenschaft, 69.

3 BOHNE, Verwaltungswissenschaft, 69.

4 BOHNE, Verwaltungswissenschaft, 68.

45 BomNE, Verwaltungswissenschaft, 68.

% BomuNE, Verwaltungswissenschaft, 68.

1 Vgl. zu den Vorldufern der Verwaltungswissenschaft bspw. SiEDENTOPF, Verwaltungs-
wissenschaft, 9-12; Boung, Verwaltungswissenschaft, 73—78.

Insb. WiLson, Verwaltung, 65 f., 72. Siche BocumiL/JanN, Verwaltung, 28; BoHNE, Ver-
waltungswissenschaft, 75.

% Insb. WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, 459-468. Siehe BonnE, Verwaltungswissen-
schaft, 79; BocumiL/JANN, Verwaltung, 28.

WiLson, Verwaltung, 65 f., 72. Vgl. Bonng, Verwaltungswissenschaft, 75 f., m.w.H.;
BocumiL/Jann, Verwaltung, 28.
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betrachtete die Verwaltung als ein «geschlossenes System» mit «formalen, recht-
lichen Strukturen», das durch die «rechtliche Vollzugsverwaltung geprégt» ist.”!
Das administrative Handeln wird durch andere Rationalitatskriterien als die Politik
bestimmt. Die Verwaltung muss entsprechend vor «<sachfremden> politischen Ein-
fliissen» geschiitzt werden.”? Einige Jahre spéter entwickelte WEBER sein Modell
der Biirokratie.”® Thm zufolge ist die Biirokratie durch ihre Regelgebundenheit,
Amtsdisziplin und Unpersonlichkeit der Amtsfithrung gekennzeichnet.”* WEBER
geht zumindest implizit von einer Trennung von Verwaltung und Politik aus.”
Bei der Verwaltung handelt es sich ihm zufolge nicht um einen eigensténdigen Ak-
teur. Thr kommt lediglich eine ausfithrende Rolle zu.”® Im Gegensatz zur Theorie
WiLsons, welche die Verwaltung vor politischen Einfliissen schiitzen wollte, ging
es WEBER umgekehrt darum, die Politik vor der «iibermédchtigen» Biirokratie zu
schiitzen.”™’

Beiden Theorien ist somit gemein, dass ein Schwerpunkt auf der Betrachtung der
formalen Strukturen liegt. Daraus resultiert eine rein vollziehende Rolle der Ver-
waltung, die wenig Spielraum fiir Entscheidungen ldsst, die nicht durch die Politik
vorgegeben wurden. Diese Modelle eignen sich folglich nur bedingt, eigene Wer-
tungen der Verwaltung sowie mogliche Einflussfaktoren zu erfassen.

2.2 Vereinigung von Politik und Verwaltung im politisch-
administrativen System

Der strikten Trennung von Verwaltung und Politik stehen Theorien entgegen, die
von einer Vereinigung dieser zwei Bereiche ausgehen. Die wissenschaftliche Be-
obachtung dieser engen Verflechtung hatte in der Politikwissenschaft zur Folge,

5! BomuNE, Verwaltungswissenschaft, 75 f., m. w. H.

52 BoGUMIL/JANN, Verwaltung, 28.

33 WeBER, Wirtschaft und Gesellschaft, 459—468. Siche BonNE, Verwaltungswissen-
schaft, 79.

5% WEBER, Wirtschaft und Gesellschaft, 459 f. Siche BounE, Verwaltungswissenschatft,

80; BocumIL/JANN, Verwaltung, 31.

BocgumiL/Jann, Verwaltung, 31.

56 'WEeBER, Wirtschaft und Gesellschaft, 459 f.; BogumiL/JaNN, Verwaltung, 31.

57 BoguMiL/JanN, Verwaltung, 28. Bei der Theorie der Biirokratie von WEBER handelt es
sich weder um eine Beschreibung der damaligen Verhéltnisse noch um eine erstrebens-
werte Organisationsform (Boung, Verwaltungswissenschaft, 80 f.). Vielmehr ist es ein
Idealtypus, der dazu dient, wesentliche Merkmale fassbar zu machen (Boung, Verwal-
tungswissenschaft, 81). Vgl. dazu auch BocumiL/Jann, Verwaltung, 31.
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dass Theorien zum politisch-administrativen System entstanden.’*® Diesem Ansatz
zufolge sind Politik und Verwaltung nicht zu unterscheiden, sondern Teil eines
zusammenhdngenden Systems. Demnach ist die Verwaltung stets in den politi-
schen Prozess involviert, indem sie beispielsweise Informationen sammelt oder
Konflikte regelt.”

So wie die These einer strikten Trennung erweist sich auch jene der konsequenten
Vereinigung von Verwaltung und Politik als realititsfern.”® Vielmehr ist davon
auszugehen, dass das Verhiltnis vielschichtiger ist.”! Wéhrend sich in einigen Fél-
len beispielsweise Bereiche von Politik und Verwaltung iiberlagern, existieren in
anderen Fillen Bereiche, in denen die Verwaltung frei von jeder politischen Ein-
flussnahme agiert.”®> Geht man von einer Vereinigung von Verwaltung und Politik
aus, bleibt indes unklar, wie die Beziehung im Einzelfall ausgestaltet ist.”®®

Weiter bietet der Ansatz keinen Mehrwert fiir die vorliegende Untersuchung, weil
damit eine Strukturierung von Wertungen, welche die Verwaltung vornimmt, nicht
moglich ist. Gleichwohl deutet der Ansatz des politisch-administrativen Systems
darauf hin, dass die Verwaltung politisch tétig werden kann. Sie kann demnach
Entscheidungen féllen, die nicht von der Politik vorgegeben sind und trotzdem
die entscheidungsempfangenden Personen und allenfalls die Gesellschaft beein-
flussen.

2.3 Verflechtung von Verwaltung und Politik, Erforschung
informaler Strukturen

Im Rahmen der Kritik an der strikten Trennung von Verwaltung und Politik”%
entstanden in den 1960er-Jahren in Deutschland’® und den USA noch weite-
re Ansitze, welche die Funktionsweise der Verwaltung lebensnaher beschreiben

58 BoGuMIL/JANN, Verwaltung, 32 f. Vgl. Boung, Verwaltungswissenschaft, 35. Einer
der ersten Vertreter dieser neuen Betrachtungsweise war Fritz ScHarpF. Siehe dazu

BocumiL/Jann, Verwaltung, 32 f. Vgl. bspw. ScHARPF, Planung.
5 BoguMiL/JanN, Verwaltung, 34.
60 BounE, Verwaltungswissenschaft, 35.
%1 Vgl. BoguMiL/JANN, Verwaltung, 237.

62 BouNE, Verwaltungswissenschaft, 35.

763

Vgl. BoGgumIL/JANN, Verwaltung, 238.
764 BogumiL/JanN, Verwaltung, 32.
65 Dazu BoGumiL/JANN, Verwaltung, 32.

% Dazu BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 86-98.
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wollten. Hinterfragt wurde dabei nicht nur die strikte Trennung, sondern auch die
normative Annahme, dass die Verwaltung ausschliesslich demokratisch gesteuert
wird.”®’

In den USA ging die Kritik an der bisherigen Verwaltungswissenschaft sowie
der These der Trennung von Politik und Verwaltung unter anderem von HERBERT
A. SiMoN"® aus. SiMoN kritisierte die Trennung von Politik und Verwaltung als
nicht sachgemaiss.”® Ausgehend von CHESTER 1. BARNARDs Theorien zur Organi-
sation als faktischem Handlungssystem legte StMonN seinen Forschungsfokus auf
die informale Organisation der 6ffentlichen Verwaltung.”” Darunter verstand er
zwischenmenschliche Beziehungen, die einen Einfluss auf Entscheidungen haben,
aber nicht in den formalen Organisationsregeln vorgesehen sind bzw. davon unter-
driickt werden sollen.””" Der Fokus seiner Forschung lag somit auf dem «fakti-
schen Entscheidungshandeln» der Verwaltung.””

Auf der Grundlage von Smvons Thesen zum faktischen Entscheidungshandeln
entwickelte Nikras LuaMann in Deutschland die funktional-strukturelle (sozio-
logische)’” Systemtheorie.””* Diese begreift die offentliche Verwaltung als of-
fenes, formales Handlungssystem.”” Der Schwerpunkt der Theorie liegt auf der
funktionalen Aquivalenz «formaler und informaler Verwaltungsstrukturen und
-verfahren».””® Gemeint ist damit, dass die Verwaltung ihre Aufgaben erfiillen

67 BoguMmiL/JanN, Verwaltung, 32, m.w.H., u.a. m.H. auf Graunan, Verwaltungsfiih-

rung, passim.

768 HerBERT A. SIMON ist heute besonders durch seine Kritik am Homo oeconomicus und

sein Modell der «begrenzten Rationalitiit» bekannt. Vgl. dazu TowriGH/PETERSEN, Oko-
nomische Methoden, Rz. 479-483.

6 SimMoN, Administrative Behavior, 53—58. Vgl. BouNE, Verwaltungswissenschaft, 92.

70 BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 89-92.

71 SiMoN, Administrative Behavior, 148 f. Vgl. BounE, Verwaltungswissenschaft, 93.

72 BouNE, Verwaltungswissenschaft, 93. Siche bspw. SmmoN, Administrative Behavior,
4-11.

Auch die politikwissenschaftliche Systemtheorie versteht die 6ffentliche Verwaltung
als offenes, formales Handlungssystem. Aufgrund ihrer Abstraktheit hat sie sich je-
doch nicht durchgesetzt (Boung, Verwaltungswissenschaft, 102).

773

7 Ausfiihrlich dazu und zum Einfluss von TALcotT PARSONs Systemtheorie auf LUHMANNS

Werk § 9 Ziff. 1.
BonnE, Verwaltungswissenschaft, 98—125.
BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 107.
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III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven

kann, indem sie formalen und informalen Regeln folgt, die sich nicht wider-
sprechen, sondern ergénzen.””’

Abweichend von den einleitend dargestellten Ansdtzen, die von einer strikten
Trennung oder einer vollstindigen Vereinigung von Politik und Verwaltung aus-
gehen, lassen sich eigene Wertungen der Verwaltung mithilfe der Theorien SiMoNs
und LunMANNS genauer erfassen. Die differenzierte Betrachtung des Verhéltnisses
von Politik und Verwaltung sowie der Fokus Lunmanns auf dem Zusammenspiel
von formalen und informalen Entscheidungsstrukturen ermdglichen eine alter-
native Sicht auf die Wertungen der Verwaltung. Diese gilt es im folgenden Kapitel
auszuarbeiten.

3. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

Zusammenfassend bieten sozialwissenschaftliche Ansétze im Gegensatz zu recht-
lich geprdgten Untersuchungen die Moglichkeit, weitere Einflussfaktoren auf
Verwaltungsentscheidungen darzustellen. Sie sind damit geeignet, Wertungen der
Verwaltung umfassender zu betrachten und zu analysieren. Da keine einheitliche
Theorie der Verwaltung existiert, ist eine Theorie auszuwiéhlen, die fiir den vor-
liegenden Untersuchungsgegenstand passt.””® Nicht zielfithrend sind Theorien, die
eine strikte Trennung oder eine totale Vereinigung von Politik und Verwaltung
annehmen. Die urspriinglich als Ideal dargestellte Trennung von Politik und Ver-
waltung sowie die Vorstellung einer Verwaltung als rein vollzichendes Organ
haben sich als {iberholt herausgestellt.” Dem Ansatz des politisch-administrativen
Systems liegt hingegen eine zu starke Vereinfachung zugrunde.”®® Damit schaffen
beide Theorien keinen zielfiihrenden Analyserahmen. Fiir eine differenzierte Be-
trachtung von Wertungen der Verwaltung erweist sich fiir diese Untersuchung aber
die funktional-strukturelle Systemtheorie LunMANNS als geeignet.”!

71 Ausfiihrlich zur funktional-strukturellen Systemtheorie § 9 Ziff. 1.

BouNE, Verwaltungswissenschaft, 68.
™ Vel. § 8 Ziff. 2.1.

™0 Vgl. § 8 Ziff. 2.2.

8L Vgl. eingehend dazu § 9.
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§ 9 Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung
aus einer System-Umwelt-Perspektive

Die vorangehenden Kapitel haben gezeigt, dass der Steuerverwaltung bei der An-
wendung des Steuerrechts in normativer Hinsicht ein Entscheidungsspielraum
zukommt. Innerhalb dieses Spielraums sind Wertungen notwendig, um zwischen
mehreren Entscheidungsmoglichkeiten zu wéhlen. Dabei stellt sich die Frage, wie
diese Wertungen erfolgen. Eine Moglichkeit, sich dieser Frage aus deskriptiver
Perspektive anzundhern, bieten sozialwissenschaftliche Ansitze der Verwaltungs-
wissenschaft. Diese beschreiben in verschiedenen Theorien, welche Stellung der
offentlichen Verwaltung in der Gesellschaft zukommt. Eine allgemeine Theorie
der offentlichen Verwaltung existiert jedoch nicht. Deshalb muss fiir die Frage-
stellung dieser Arbeit ein passender Ansatz ausgewahlt werden.”

Fir die Untersuchung von Wertungen der Steuerverwaltung in der Rechts-
anwendung bietet sich wie gezeigt NikLAs Lunmanns funktional-strukturelle
Systemtheorie’™® an. Thr Vorteil ist, dass sie formale und informale Strukturen
innerhalb von Organisationen allgemein und konkret innerhalb der 6ffentlichen
Verwaltung beschreibt.”®* Damit eignet sie sich, um neben den formalen Ent-
scheidungsstrukturen’ auch informale Entscheidungsstrukturen darzustellen,
wozu Wertungen zahlen.”®

Im Folgenden wird jeweils der theoretische Ansatz dargestellt und den beobacht-
baren Strukturen der Steuerverwaltung gegeniibergestellt. Zum einen werden
Wertungen mithilfe der funktional-strukturellen Systemtheorie der Verwaltung er-
fasst und beschrieben. Zum anderen werden Faktoren herausgearbeitet, die diese
Wertungen aus Sicht der Theorie LunMaNNs beeinflussen.

82 BouNE, Verwaltungswissenschaft, 68.

8 Ananderer Stelle verwendet NikLas LunmanN auch den Begriff System-Umwelttheorie
(LunmaNN, Grenzen, 146). Dieser Begriff wird teilweise als passender fiir LUHMANNS
Systemtheorie beschrieben (sieche MULLER, Rezension, Abschn. 6).

Vgl. BonnE, Verwaltungswissenschaft, 107-109.

784

85 Gemeint sind damit die rechtlichen Grundlagen und die rechtsmethodischen Regeln.

Vgl. dazu insb. § 4, § 6 und § 7.

8 Vgl. dazu ausfiihrlich § 9 Ziff. 2.5. Vgl. zu den Herausforderungen der interdiszip-
lindren Forschung im Steuerrecht VAscoNcELOs VILACA, Interdisciplinarity, 490—491.
Dem Autor zufolge sind ein tiefes Verstédndnis der Theorie und deren sorgfiltige An-
wendung essenziell flir nutzbringende interdisziplindre Forschung.
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IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung

1. Grundlagen der funktional-strukturellen
Systemtheorie

In einem ersten Schritt ist die funktional-strukturelle Systemtheorie in das Gesamt-
werk von NikrLas LuHMANN einzuordnen und von der autopoietischen System-
theorie’™ abzugrenzen.

1.1 Abgrenzung zur autopoietischen Systemtheorie

NikLas LUHMANN, der in der Rechtswissenschaft breit rezipiert wird,’®® ist fiir seine
soziologischen Arbeiten zur Systemtheorie und die Entwicklung einer Theorie der
Gesellschaft bekannt.”® Gemeinhin wird bei Lunmanns Systemtheorie zwischen
zwei Phasen unterschieden: In der frithen Phase hat er die allgemeine bzw. funk-
tional-strukturelle Systemtheorie entworfen; in der spiteren Phase ab den 1980er-
Jahren stellte er eine Theorie autopoietischer Systeme auf.”® Letztere stdsst in
der Rechtswissenschaft auf breiten Anklang.”! Erstere, von LUHMANN selbst als
«Nullserie der Theoriebildung»’? bezeichnete Schaffensphase wird bisher wenig
rezipiert.

Mit der funktional-strukturellen Systemtheorie strebte LunMaNN an, die von
TaLcotT Parsons geprégte strukturell-funktionale Systemtheorie mit der Ent-
scheidungstheorie HERBERT A. SiMoNs zu verbinden.”® Sein Ziel war, eine «Theo-

87 Siehe dazu bspw. LunmanN, Einflihrung in die Systemtheorie, passim.

88 Vgl. Literaturhinweise in Fn. 790.

78 Vgl. LunManN, Einfiihrung in die Systemtheorie, 334 («Uber den Autor»).

70 WaLTER-BuscH, Organisationstheorien, 236; Bonng, Verwaltungswissenschaft, 68.
Vgl. BaxTER, Luhmann’s Theory, 168—174.

Vgl. mit einer systemtheoretischen Analyse des Verhéltnisses von Recht und Tech-
nikwissen STREIFF, Rechtsproduktion, bspw. 71-78. Mit einer systemtheoretischen
und empirischen Analyse zur Steuerumgehung mit Fokus auf Irland und Apple Hunt/
DovtE, Tax avoidance, insb. 310-312. Mit einer systemtheoretischen Analyse von
general anti-avoidance rules HIKAKA/PREBBLE, Autopoiesis, insb. 552-553. Kritisch zu
letzterem Beitrag VAascoNCELOS VILACA, Interdisciplinarity, 484—490.

2 So zitiert bei WOHRLE, Literaturessay, Abschn. 1. Vgl. zur heutigen Bedeutung der
Theorie u.a. Fn. 799.

BonnE, Verwaltungswissenschaft, 102. Siehe bspw. Lunmann, Funktionen und Folgen,
24 Fn. 2.
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rie formaler’™ und informaler Organisationen» zu schaffen.”® Diese funktio-
nal-strukturelle Systemtheorie zeichnet sich im Gegensatz zum spéteren Werk
Lunmanns dadurch aus, dass sie von offenen Systemen ausgeht.”® Das bedeutet:
Die verschiedenen Systeme konnen sich gegenseitig beeinflussen und einander
so in begrenztem Masse steuern.””’ Bei der Annahme autopoietischer Systeme ist
dies nicht mehr moglich.”™® Die funktional-strukturelle Systemtheorie wird ent-
sprechend als die «gegenstandliche» Phase von LuHMANNS Arbeiten bezeichnet.™”
Dies folgt daraus, dass sie praktischer ausgerichtet ist und entsprechend als prakti-
kabler fiir die Erforschung von Organisationen gilt.** Die autopoietische System-
theorie ist dagegen abstrakter gefasst.®!

1.2  Systemtheoretische Betrachtung der 6ffentlichen
Verwaltung

Neben der grundsétzlichen Auseinandersetzung mit der funktional-strukturellen
Systemtheorie untersuchte LUuHMANN in seinen frithen Arbeiten die 6ffentliche Ver-
waltung und deren Beziechung zur Umwelt.**> Im Wesentlichen ging er der Frage
nach, in welchem Verhiltnis die Verwaltung zu ihrer Umwelt steht und wie die

" Lunmann zufolge ist die Verwendung des Begriffs «formal» statt «formell» auf die

Ubersetzung aus der englischsprachigen Wissenschaftsliteratur zuriickzufiihren
(Lunmann, Funktionen und Folgen, 29 Fn. 1).
5 BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 102.
" Dazu bspw. BaAxTER, Luhmann’s Theory, 168; BoHnE, Verwaltungswissenschaft, 103.
Vgl. auch zur Theorie geschlossener Systeme zu einem spéteren Zeitpunkt LUHMANN,
Einflihrung in die Systemtheorie, 40—63.

797

Dazu bspw. BaxTer, Luhmann’s Theory, 168.
8 Dazu bspw. BAXTER, Luhmann’s Theory, 168.

7 So Lukas/Tacke, Editorische Notiz, 432.

800 WarTER-BuscH, Organisationstheorien, 238; BounE, Verwaltungswissenschaft, 68,

107. So hat bspw. STEFANIE BUCHNER im Jahr 2018 ebenfalls auf der Grundlage der
funktional-strukturellen Systemtheorie eine Untersuchung zur Fallbearbeitung im
Kinderschutz in Deutschland durchgefiihrt (vgl. BUCHNER, Strukturierung, insb. 22 f.).
Vgl. zum «neuen Friihling» von Werken aus Lunmanns erster Schaffensphase WOHRLE,
Literaturessay, Abschn. 1-3. Vgl. fiir eine von autopoietischen Systemen ausgehende
Betrachtung der Komplexitéit im Steuerrecht ImsTepF, Komplexitit, insb. 9-13.

801 WarTER-BUscH, Organisationstheorien, 238; BounE, Verwaltungswissenschaft, 68,

107.

Vgl. Luamann, Theorie der Verwaltungswissenschaft; Luamann, Opportunismus und

Programmatik; LuamanN, Grenzen; LunManN, Recht und Automation, ANDRE KIESERLING
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Beziehungen zu den verschiedenen Umweltsystemen strukturiert sind.’* Seine
Tatigkeit als Verwaltungsjurist ermoglichte ihm einen direkten Einblick in die
Funktionsweise und die Strukturen innerhalb der Verwaltung.®* Diese interne Per-
spektive bleibt aussenstehenden Beobachterinnen oft verwehrt.3

Die wesentlichen Aspekte fiir die vorliegende Arbeit ergeben sich hauptséichlich
aus einer 2021 erschienenen Publikation mit dem Titel «Die Grenzen der Ver-
waltung». In diesem editierten Band finden sich verschiedene Texte aus dem
Nachlass LuaManns. Dieser hatte die Texte unter dem Titel «Allgemeine Theo-
rie der Verwaltung» gesammelt.?% In dieser Publikation zur Verwaltung und zu
ihren Umweltsystemen beschreibt er nicht nur die formale bzw. ideale Beziehung
der Verwaltung zu ihrer Umwelt, sondern auch «eine Reihe von Phénomenen,
die im Lichte jener Selbstbeschreibung nur als unbefriedigend, als anriichig, als
illegitim aufgefasst werden konnen».’” Gemeint sind damit jene Strukturen der
Verwaltung, die nicht dem Ideal der neutralen, ausfithrenden und im Dienste der
Allgemeinheit handelnden Verwaltung entsprechen.®® Im Unterschied zu anderen
Herangehensweisen beschrankt sich Lunmanns Blick nicht auf ein Umweltsystem
der Verwaltung, beispielsweise die Politik, die durch Gesetzgebung und Kontrolle
die Verwaltung lenkt.?” Vielmehr betrachtet er die verschiedenen Umweltsysteme,
die fiir die Verwaltung relevant sind.?"® Vor dem Hintergrund der Untersuchung
von teilweise negativ bewerteten, informalen, allenfalls auch «illegitimen» Prakti-
ken sind die Texte nicht normativ zu verstehen, sondern lediglich beschreibend.®!!

Zu beriicksichtigen ist ausserdem, dass LuaManN keine allgemeine Theorie der
Verwaltung verfasst hat. Seine frithen Schriften zur Verwaltung miissen daher

und Jonannes F. K. ScampT sprechen von einer Anwendung seiner Systemtheorie auf
die 6ffentliche Verwaltung (KiESERLING/ScumIDT, Nachwort, 223).
803 KIESERLING/ScHMIDT, Nachwort, 223.
804 Vgl. KIESERLING/ScHMIDT, Nachwort, 223 f.
805 Vgl. KieserLING/ScumipT, Nachwort, 223 f. Dies gilt im Ubrigen auch fiir seine Schrif-
ten zur funktional-strukturellen Systemtheorie. Diese werden teilweise aufgrund ihrer
Basis in Beobachtungen auch als «Ethnographie des Organisationsalltags» bezeichnet
(sieche MULLER, Rezension, Abschn. 4). Zur Vermutung der induktiven Bildung der
Theorie auch WOHRLE, Literaturessay, Abschn. 3.
Editorische Notiz in LunMANN, Grenzen, 214 f.
807 KIESERLING/ScHMIDT, Nachwort, 224 f.
88 Vgl. dazu § 8 Ziff. 2.1.

809 KIESERLING/ScHMIDT, Nachwort, 227 f.
810

806

KIESERLING/ScHMIDT, Nachwort, 228.
811 Vel. KigserLING/ScumiDT, Nachwort, 232.
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mit Blick auf seine spéteren Schriften betrachtet werden.?'? Vorliegend werden
Lunmanns Schriften zur Verwaltung in seine funktional-strukturelle Systemtheorie
eingebettet. Dies ist geboten, da Lunmanns Untersuchungen der Verwaltung in der
gleichen Zeit entstanden wie die Schriften zur funktional-strukturellen System-
theorie,®"® mithin vor der Entstehung seiner autopoietischen Systemtheorie.’'
Weiter erweist sich die funktional-strukturelle Systemtheorie aus den oben be-
schriebenen Griinden auch im Hinblick auf diese Untersuchung als zielfithrender.3!3

Hervorzuheben ist abschliessend, dass sich Lunmanns Untersuchungen zur Ver-
waltung an der offentlichen Verwaltung der 1960er-Jahre in Deutschland orien-
tieren.®!® Wie im Folgenden gezeigt wird, lassen sich seine Annahmen somit nicht
eins zu eins auf die Schweizer Steuerverwaltung iibertragen. Dies ldsst sich da-
rauf zuriickfiihren, dass die o6ffentliche Verwaltung der Schweiz und diejenige
Deutschlands Unterschiede aufweisen. Ausserdem ist die Steuerverwaltung mit
spezifischen Herausforderungen konfrontiert, die sich von anderen Verwaltungs-
behorden unterscheiden.

1.3  Annahmen und Begriffe

In einem ersten Schritt werden die grundlegenden Annahmen und Begriffe der
funktional-strukturellen Systemtheorie eingefiihrt.’'” Dazu zdhlen «Reduktion
von Komplexitit»®'®, «soziales System»®!®, «Funktion»,®° «Mitgliedschaft» in
einem sozialen System®?!, «Erwartungen», «Struktur» und «Prozess»®?, «Selbst-

812 Vgl. KiesERLING/ScHMIDT, Nachwort, 248.
813 Vgl. MULLER, Rezension, Abschn. 5.

814 Vgl. § 9 Ziff. 1.1.

815 Vgl. § 9, insb. § 9 Ziff. 1.1.

816 Vgl. dazu auch WOHRLE, Literaturessay, Abschn. 23.

817 Die Grundlagen dieser Theorie ergeben sich nicht in zusammengefasster Weise aus
einer einzigen Publikation, sondern ergeben sich aus verschiedenen Texten (siche
Scumip, Funktional-strukturelle Systemtheorie, 186).

818 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. a.

819 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst.
820 Vel. § 9 Ziff. 1.3 Bst.
821 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst.

82 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst.
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erhaltung und Systemrationalitit»®?® sowie «Differenzierung»®?*. Diese Begriffe
werden erldutert, um eine Basis fiir die folgenden Ausfithrungen mit Bezug auf
die Steuerverwaltung zu schaffen. Der anschliessend dargestellte Theorieansatz
der Verwaltung bedingt ein grundlegendes Verstindnis von Lunmanns Begriffs-
einordnung. Im Rahmen der Begriffsbeschreibung findet eine erste direkte An-
wendung auf die Steuerverwaltung zur Veranschaulichung statt, was die an-
schliessende Ankniipfung und Fortfiihrung erleichtert.

a. Reduktion von Komplexitéat durch Systembildung

Die Systemtheorie baut auf der Annahme auf, dass Systeme notwendig sind, um
die Komplexitit der Welt fiir den Menschen handhabbar zu machen. Der Sinn der
Systembildung ist demnach, die Komplexitit zu reduzieren.!” Darunter ist die
«Ausscheidung anderer Moglichkeiten» zu verstehen.®?® Bei der Reduktion von
Umweltkomplexitit geht es folglich darum, dass ein System «die Vielzahl der
Umwelteinwirkungen erfassen und verarbeiten» muss.®?’

Die Systemgrenzen sind also eine Art Filter, der die verschiedenen Einfliisse aus
der Umwelt kanalisiert und transformiert. Bezogen auf die Steuerverwaltung be-
deutet dies beispiclsweise: Falls ein Baugesuch eingereicht wird, muss nicht tiber
dieses entschieden werden. Erst durch diese Systembildung wird die Komplexitét
der Welt fiir den Menschen verarbeitbar.®?

b. Soziales System

Als «System» bezeichnet LunmanN ein «Handlungssystem»®® oder «eine Ord-
nung des Handelns, die gegeniiber der Umwelt relativ einfach und konstant ge-
halten wird».*3° Dies ermdglicht eine Unterscheidung von innen, dem System, und

83 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. e.
24 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. f.

825 Lunmann, Politische Planung, 282; Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft,

65.

826 LunMANN, Politische Planung, 282.

827 RonL, Rechtssoziologie, 392.

828 Lunmann, Politische Planung, 282; Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft,

65.
Lunmann, Funktionen und Folgen, 24.

Scumip, Funktional-strukturelle Systemtheorie, 190, m.H. auf Lunmann, Politische
Planung, 282.

829

830
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von aussen, der Umwelt des Systems.®*! Die Systemgrenze zeigt sich somit da-
durch, dass die Komplexitét ausserhalb der Grenze hoher ist als innerhalb.

Bei Systemen unterscheidet LunmMaNN zwischen sozialen, organischen und mecha-
nischen Systemen.®3? Soziale Systeme zeichnen sich dadurch aus, dass bestimmte
soziale Handlungen einen Sinnzusammenhang haben.*** Im Rahmen dieses Sinn-
zusammenhangs verweisen diese sozialen Handlungen aufeinander und lassen
sich von den Handlungen abgrenzen, die zur Umwelt gehoren.®* Zu beachten
ist, dass eine «konkrete Handlung [...] mehreren Systemen zugleich zugehdren»
kann.®** Dies bedeutet, dass die Steuerverwaltung ein soziales System ist, das den
Sinn®3¢ hat, die Steuerschuld der Steuerpflichtigen festzusetzen.®3” Der Sinn be-
schreibt hierbei «die Ordnungsform sozialen Handelns».®* Entsprechend erfolgen
die sozialen Handlungen eines Systems im Hinblick auf diesen Sinn. Im Gegen-
satz zur Umwelt bleibt der Sinnzusammenhang eines Systems konstant.?**

c. Funktion und funktionale Aquivalenz

Der Sinn eines sozialen Systems ist zugleich als dessen Funktion zu verstehen,
die LunmanN definiert als «regulatives Sinnschema, das einen Vergleichsbereich
dquivalenter Leistungen organisiert».**® Die Funktion eines Systems beschreibt
demnach die abstrakte Losung fiir das Problem, das sich einem System stellt.?*!
Abstrakt ist die Problemlosung, weil verschiedene Losungsmoglichkeiten existie-
ren. LUHMANN spricht hier von funktional dquivalenten Leistungsmoglichkeiten.®*
Ein System kann eine Funktion folglich auf verschiedene Arten erfiillen. Die

81 Lunmann, Funktionen und Folgen, 24.

82 RonL, Rechtssoziologie, 391.

83 LunumanN, Funktionen und Folgen, 24. Vgl. Scumip, Funktional-strukturelle System-

theorie, 190.

Lunmann, Funktionen und Folgen, 24. Vgl. Scamip, Funktional-strukturelle System-
theorie, 190.

Lunmann, Funktionen und Folgen, 59.

86 Vgl. zur Funktion § 9 Ziff. 1.3 Bst. c.

87 Ausfiihrlich dazu § 4 Ziff. 2.

838

834

835

WILKE, Systemtheorie, 44.
839 LunMANN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 65.

840 LunmanN, Funktion und Kausalitit, 623. So bereits zitiert bei Scamip, Funktional-
strukturelle Systemtheorie, 188.

Scumip, Funktional-strukturelle Systemtheorie, 188.

LunmANN, Grenzen, 77 f.

841

842

109

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung

Steuerverwaltung hat beispielsweise die Funktion, Entscheidungen iiber die Fest-
setzung der Steuerschuld der Steuerpflichtigen zu féllen.®** Aktuell erfiillt sie diese
im Veranlagungsverfahren basierend auf den Steuergesetzen.*** Vorstellbar sind
auch alternative Wege. So liesse sich die Steuerschuld auch ausgehend von der
Korpergrosse der Steuerpflichtigen berechnen.

Aus funktionaler Perspektive zeichnet sich ein System dadurch aus, dass es funk-
tional dquivalente Leistungsmdglichkeiten findet und dadurch invariant gegen-
iiber Einfliissen aus der Umwelt bleibt.*** Wenn sich die Einfliisse der Umwelt
verdndern, kann sich das System also aufgrund der funktional dquivalenten
Maoglichkeiten so anpassen, dass es weiterhin bestehen bleibt.34

d. Erwartungen und Systemstruktur

Die Bildung von Systemen setzt voraus, dass «die Handlungen wechselseitig er-
wartbar sind».3*7 So lassen sich Handlungen anderer antizipieren und das eigene
Handeln kann sinngemiss darauf ausgerichtet werden.**® Die Bildung von Er-
wartungen ist in Bezug auf die Umwelt eine Grundlage der Theorie offener Sys-
teme, da andernfalls das Uberleben eines Systems angesichts der Komplexitit der
Umwelt nicht moglich wire.3* Die Umwelt existiert innerhalb des Systems ent-
sprechend nicht als Handlung, sondern als «Erwartungssystemy.®%

83 Vgl. ausfiihrlich dazu § 9 Ziff. 2.1.
84 Vgl. differenzierter § 9 Ziff. 2.3.

85 Lunmann, Grenzen, 77 f.

846 Lunmann, Grenzen, 77 f. «Durch Abstraktion von spezifischen Systeminteressen und
-bediirfnissen 146t sich ein Bereich von funktional dquivalenten Leistungsmoglichkei-
ten bilden, welcher das System befahigt, sich durch Selektions- und Substitutionsvor-
génge invariant zu halten. Dabei sind Kausalprozesse natiirlich vorausgesetzt. Aber
die Invarianz des Systems beruht nicht darauf, dass immer dieselben bestindigen Um-
weltursachen immer dieselben Systemzustinde bewirken, sondern darauf, daf eine
Vielzahl von funktional dquivalenten Moglichkeiten verfiigbar ist, die es dem System
erlauben, gegeniiber zahlreichen Verdnderungen in der Umwelt indifferent zu bleiben
beziehungsweise sie durch gleichartige Ersatzleistungen auszugleichen» (LUHMANN,
Grenzen, 77 f., Hervorh. i. O.).

87 LunmanN, Grenzen, 68.

88 LunmanN, Grenzen, 68.
849 LunmanN, Grenzen, 73.

80 Lunmann, Grenzen, 73.
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Generalisierte Verhaltenserwartungen®! bilden die Systemstruktur. Diese System-
struktur ist dafiir verantwortlich, die Systemgrenzen zu erhalten.®>? Struktur dient
nach LunmanN dazu, Komplexitit zu reduzieren.®> Er beschreibt Systeme daher
auch als «Entscheidungsvereinfachungen durch entlastende Strukturbildungy.®3
Diese Strukturen eines sozialen Systems setzen sich nicht nur aus formalen Struk-
turen zusammen, sondern auch aus informalen.®*® Unter formalen Strukturen sind
Verhaltenserwartungen zu verstehen, die formalisiert sind.®*® Formalisiert werden
Erwartungen dadurch, dass ihre Anerkennung die Bedingung fiir die Mitglied-
schaft in einem System ist.*’ Als informale Strukturen sind entsprechend alle
anderen Strukturen zu verstehen. An einen Steuerkommissér bestehen beispiels-
weise die formalen Verhaltenserwartungen, dass er bei der Festsetzung der Steuer-
schuld nicht willkiirlich entscheidet und die im Arbeitsvertrag festgelegte Arbeits-
zeit erfiillt. Eine informale Verhaltenserwartung wére hingegen, dass er an der
gemeinsamen Kaffeepause teilnimmt.

e. Selbsterhaltung und Systemrationalitat

Angesichts der hohen Umweltkomplexitdt und verschiedener Verhaltens-
erwartungen stehen Systeme vor der Herausforderung, so zu handeln, dass das
System weiterhin besteht. Das System muss somit stets seinen Bestand sichern.®*
Die Art und Weise, wie das System handelt oder Entscheidungen fallt, bezeichnet
LunmanN als Systemrationalitét.® Rational bedeutet hier, dass Entscheidungen so
gefillt werden, dass das System erhalten bleibt. Dies geschieht, indem Komplexi-

81 Die Generalisierung von Verhaltenserwartungen hat drei Dimensionen: eine zeitliche,

eine sachliche und eine soziale. «Zeitlich bindet die Mitgliedschaftsrolle Verhaltens-
erwartungen an den Fortbestand des Systems und verleiht ihnen dadurch formale Dau-
ergeltung» (Lunmann, Funktionen und Folgen, 61).

Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 66. In struktureller Hinsicht 1dsst sich
unterscheiden zwischen sozialen, sachlichen und zeitlichen Umwelthorizonten. Aus-
fiihrlich dazu Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 67.

83 LunmanN, Theorie, 624. Siche Scumip, Funktional-strukturelle Systemtheorie, 189.

84 Vgl. zur Struktur § 9 Ziff. 1.3 Bst. d.

855

852

Lunmann, Funktionen und Folgen, 27 f.
85 LunumanN, Funktionen und Folgen, 38.
87 LunmaNN, Funktionen und Folgen, 60.
88 Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 65.

859 LunMANN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 91-102.
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tit absorbiert wird und die internen Probleme geldst werden, die durch diese Ab-
sorption entstehen.3%

f. Differenzierung gegen innen

Um die Umweltkomplexitdt zu reduzieren, kann sich ein soziales System zu-
sdtzlich gegen innen differenzieren.®®! Dabei wird das System intern in weitere
Untersysteme®®
eines sozialen Systems zu verstehen. Bei der Steuerverwaltung handelt es sich
beispielsweise um ein Untersystem der 6ffentlichen Verwaltung. Es bestehen zwei
Maoglichkeiten der Differenzierung: eine funktionale oder eine segmentire Diffe-
renzierung.’%* Bei der funktionalen Differenzierung bilden sich die Untersysteme
nach ihren Funktionen.®®® Die segmentére Differenzierung fiithrt zur Bildung wei-
terer Systeme, die mit dem urspriinglichen System identisch sind.* Sowohl die
funktionale als auch die segmentére Differenzierung leistet damit einen Beitrag
zur Stabilitdt.*” Bei der segmentdren Differenzierung koénnen die verschiedenen
Untersysteme im Grunde unabhingig voneinander bestehen.’® Eine funktionale
Differenzierung zeigt sich beispielsweise darin, dass die Mehrwertsteuer von der
ESTV und die direkten Steuern von den kantonalen Steuerverwaltungen veranlagt
werden.®® Segmentér differenziert ist hingegen die Veranlagung der direkten
Steuern unter den Kantonen, indem die jeweiligen Steuerverwaltungen je fiir die
Festsetzung der Steuerschuld der steuerpflichtigen Personen in ihrem Kanton zu-
stindig sind.

aufgeteilt.*® Unter Untersystem ist ein soziales System innerhalb

860 LunmanN, Politische Planung, 283.

81 Lunmann, Funktionen und Folgen, 76. Vgl. RoHL, Rechtssoziologie, 391.

Kraus F. RoHL nennt diese Untersysteme Subsysteme (siche RoHL, Rechtssoziologie,
393).

83 LunmanN, Funktionen und Folgen, 76.

84 Vgl. RoHL, Rechtssoziologie, 393. Siehe Lunmann, Funktionen und Folgen, 77.
Lunmann, Funktionen und Folgen, 84 f. Siche RonL, Rechtssoziologie, 393.

862

865

86 RonL, Rechtssoziologie, 393.

87 ROHL, Rechtssoziologie, 393. Siehe LunmanN, Funktionen und Folgen, 79.
88 ROHL, Rechtssoziologie, 393.
89 Vgl. dazu Art. 65 Abs. 1 MWSTG sowie § 4 Ziff. 2.1.
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§ 9 Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung aus einer System-Umwelt-Perspektive

g. Mitgliedschaft in einem sozialen System

Der Mensch an sich kommt in LunmanNs Theorie nur am Rande vor. Grundsétz-
lich gilt ndmlich, dass sich soziale Systeme nicht aus Menschen zusammensetzen,
sondern aus den einzelnen Handlungen.®”° Menschen erfiillen innerhalb eines Sys-
tems vielmehr Rollen.?”! Unter Rollen sind «Komplexe erwarteter Handlungen»®’
innerhalb von mehreren sozialen Systemen zu verstehen.!”? Einem Menschen
kommen demnach innerhalb von sozialen Systemen verschiedene Rollen zu. Der
Eintritt in ein System erfolgt {iber die Mitgliedsrolle. Diese setzt voraus, dass alle
Motive ausser das Mitgliedschaftsbekenntnis aufgegeben werden.?* Die formalen
Verhaltenserwartungen, die im Rahmen eines sozialen Systems gestellt werden,
miissen also akzeptiert werden.®”

Ein Mensch erfiillt zugleich Rollen in einem System und in seiner Umwelt.?’¢
Er muss daher unterscheiden zwischen «personlich» und «dienstlich» und den
verschiedenen Verhaltenserwartungen, die an ihn gestellt werden.”’” Gemeint
ist damit, dass Mitarbeitende der Verwaltung in dieser Rolle unpersonlich auf-
treten miissen. Beispielsweise diirfen sie Freunde oder Verwandte nicht bevorzugt

870 LunmanN, Funktionen und Folgen, 25.

871 Vgl. LunmaNN, Funktionen und Folgen, 39.

872 So Scumip, Funktional-strukturelle Systemtheorie, 190.
873 LunmanN, Funktionen und Folgen, 25. Vgl. Scumip, Funktional-strukturelle System-
theorie, 190.

Lunmann, Funktionen und Folgen, 41 f. Der Begriff der Rolle wird in der Literatur
teilweise kritisiert als realitdtsfremd, da eine solche Trennung der Rollen offensicht-
lich nicht mdglich sei und «private» und «dienstliche» Motive stets zusammenspielen
wiirden. Fiir die vorliegende Arbeit dient der Begriff dazu, die verschiedenen Faktoren,
welche die Entscheidung beeinflussen, zu benennen und damit sichtbar zu machen
(Scumip, Funktional-strukturelle Systemtheorie, 208). LuaMaNN selbst scheint einen
Einfluss oder eine Vermischung der verschiedenen Rollen nicht auszuschliessen: «Die
zuteilenden Entscheidungen eines Richters oder eines Verwaltungsbeamten gelten als
rechtlich motiviert, mogen sie Zustimmung oder Ablehnung finden; sie kdnnen nicht —
zumindest nicht 6ffentlich — durch Motive eigenmichtiger Bevorzugung oder Benach-
teiligung erklart werden. Solche Effekte treten zwar ein, aber sie bleiben im Schatten
der prominenten Situationsdefinition und werden nicht weiter ausgeleuchtet, expliziert
oder gar institutionalisiert. Der Begiinstigte schuldet keinen Dank; der Benachteiligte
darf sich nicht raichen» (Lunmann, Funktionen und Folgen, 51).

875 LunmaNN, Funktionen und Folgen, 39.

876 LunmanN, Funktionen und Folgen, 25.

Lunmann, Funktionen und Folgen, 42.

874

877
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behandeln.®” Ist eine Frau bei der Steuerverwaltung als Steuerkommissérin an-
gestellt und in ihrer Freizeit als Trainerin eines Volleyballteams tétig, darf sie in
ihrer amtlichen Tétigkeit fiir die Steuerverwaltung nicht als Trainerin des Volley-
ballteams auftreten. Sie muss stets die Rolle der Steuerkommissérin einnehmen.

1.4  Zwischenergebnis

Zusammengefasst ldsst sich festhalten: Die funktional-strukturelle Systemtheorie
— hier auch als System-Umwelt-Theorie bezeichnet —”° ermdoglicht es, im Zu-
sammenspiel mit Lunmanns weiteren Texten zur Verwaltung, die Wertungen der
Steuerverwaltung zu untersuchen. Die funktional-strukturelle Systemtheorie ba-
siert auf der Annahme, dass die Welt komplex ist und sich Systeme bilden, um
diese Komplexitit zu reduzieren.®’ LunmanN zufolge existieren soziale, organi-
sche und mechanische Systeme, wobei die Steuerverwaltung ein soziales System
bildet. Ein solches soziales System besteht aus einem Sinnzusammenhang von
sozialen Handlungen und grenzt sich dadurch von seiner Umwelt ab.®®! Sozia-
le Systeme haben jeweils eine Funktion, die dem Sinn eines Systems entspricht.
Diese Funktion kann ein System mit verschiedenen Leistungsmdéglichkeiten er-
fiillen, sogenannten funktionalen Aquivalenten.®*> Dadurch kann sich ein System
an sich verdndernde Umwelteinfliisse anpassen. Die Systemstruktur wird durch
generalisierte Verhaltenserwartungen gebildet und bildet die Basis fiir die sozia-
len Handlungen.®* Systeme konnen sich zur weiteren Reduktion von Komplexitét
gegen innen differenzieren.® Gleichzeitig sind sie stets bestrebt, ihren eigenen
Bestand zu erhalten. Sie handeln und entscheiden entsprechend nach der System-
rationalitdt.®® Was Systemrationalitdt bedeutet, variiert von System zu System.
Menschen erfiillen innerhalb dieser Systeme bestimmte Rollen. Dies setzt voraus,
dass sie eine Mitgliedschaftsrolle innehaben, was wiederum die Anerkennung von
bestimmten Mitgliedschaftsbedingungen voraussetzt.?%

878 Siehe KauBE, Entscheider, Abschn. 9.
87 Vgl. dazu Fn. 782.

880§ 9 Ziff. 1.3 Bst. a.

81 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. b.

82 Vel. § 9 Ziff. 1.3 Bst. c.

85 Vel. § 9 Ziff. 1.3 Bst. d.

84 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. f.

85 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. e.

86 Vel. § 9 Ziff. 1.3 Bst. g.

114

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

§ 9 Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung aus einer System-Umwelt-Perspektive

2. Die Steuerverwaltung als soziales System

Ausgehend von den genannten Begriffen und den Grundlagen der funktional-
strukturellen Systemtheorie stellt sich die Frage, wie sie sich auf die Wertungen
der Steuerverwaltung anwenden lassen. Dies setzt in einem ersten Schritt voraus,
dass die Steuerverwaltung als soziales System erfasst werden kann. Dies ist der
Fall, wenn ein gemeinsamer Sinnzusammenhang, eine Funktion, vorliegt.

21  Verbindliche Festsetzung der Steuerschuld
als Funktion

Zu untersuchen ist also, welche Funktion der Steuerverwaltung zukommit.
Nach LunmanN besteht die Funktion des sozialen Systems «offentliche Ver-
waltung»®’ darin, bindende Entscheidungen herzustellen.®®® Als bindend gelten
Entscheidungen, «wenn sie in der gesellschaftlichen Umwelt des Verwaltungs-
systems im groBen und ganzen [sic!] als verbindlich akzeptiert werden».3% Die
Entscheidungen der o6ffentlichen Verwaltung binden entsprechend ihre Umwelt
und sie selbst.?°

Davon ausgehend stellt sich die Frage, ob die Steuerverwaltung als Teil der 6f-
fentlichen Verwaltung im Sinne der funktional-strukturellen Systemtheorie zu
verstehen ist. Die Steuerverwaltung hat die Aufgabe, die Steuerschuld der Steuer-
pflichtigen verbindlich festzulegen.®' Dafiir erldsst sie Entscheide in der Form
von Veranlagungsverfiigungen, die definitionsgemass fiir die Empfangerinnen der
Verfligung verbindlich sind.*? Diese Entscheidungen betreffen Personen ausser-
halb der Verwaltung. Die Steuerverwaltung lédsst sich aufgrund ihrer Funktion

87 Der Begriff der offentlichen Verwaltung, wie er hier verwendet wird, geht weniger
weit, als er gemeinhin verstanden wird. Gemeint ist jener Teil der Verwaltung, der
rechtliche Entscheidungen fillt, die Personen ausserhalb der Verwaltung betreffen
(LunmanN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 71; Lunmann, Grenzen, 123-125,
insb. 123). Beispielsweise Dienstleistungen wie die Postbeforderung oder die Schule
gehdren diesem sozialen System nicht an (LunmaNN, Theorie der Verwaltungswissen-
schaft, 71; LunmanN, Grenzen, 123).

Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 71. Vgl. Scamip, Funktional-struktu-
relle Systemtheorie, 192.

888
889 Lunmann, Politische Planung, 271.

80 LunmanN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 70.

1 Vgl. § 4 Ziff. 2.

82 Vgl. zur Veranlagungsverfiigung § 4 Ziff. 2.2 Bst. c., § 5 Ziff. 3.
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somit als Teil der 6ffentlichen Verwaltung im Sinne der funktional-strukturellen
Systemtheorie betrachten.

2.2  Verstetigung der Macht durch die Politik i.e.S.

Offen bleibt, was die Umwelt der Verwaltung dazu bringt, sich an die Ent-
scheidungen zu halten, also woraus sich die Verbindlichkeiten der Verwaltungs-
entscheidungen ergeben. Nach Lunmann gewiahrleistet dies die «Politik i.e. S.», im
Folgenden nur noch Politik genannt.®* Thr kommt die «Verstetigung der Macht»
7u.%* Diese Funktion erfiillt die Politik, indem sie Anliegen der Offentlichkeit auf-
nimmt und mit konsensfahigen politischen Zielen generalisiert. Dabei stellt die
Politik sicher, dass ihre Forderungen geniigend unterstiitzt werden. Zudem sorgt
sie fir die notwendige demokratische Legitimation.¥> Damit gewihrleistet die
Politik, dass Entscheidungen der dffentlichen Verwaltung als bindend akzeptiert

werden.%°

Fiir die Steuerverwaltung bedeutet dies: Ihre Veranlagungsverfiigungen werden
akzeptiert, da die Politik zuvor die Anliegen der Bevdlkerung aufgenommen hat.
Damit erhalten Entscheidungen der Steuerverwaltung eine demokratisch legiti-
mierte Grundlage. Dies gilt im Steuerrecht einerseits fiir rechtliche Bestimmungen,
beispielsweise Bundesverfassung oder Steuergesetze. Andererseits besteht bei
den Steuern die Besonderheit, dass damit der allgemeine Staatshaushalt gedeckt
wird.¥’ Die Akzeptanz von Entscheidungen der Steuerverwaltung hingt also auch
davon ab, wie die Steuereinnahmen ausgegeben werden.®®

2.3 Formen verbindlicher Entscheidungen

Die Funktion der Steuerverwaltung ist also, verbindliche Entscheidungen her-
zustellen.®” Die Politik i.e.S. stellt sicher, dass diese Entscheidungen bei ihren

83 Vgl. zum Begriff der Politik i.e. S. § 9 Ziff. 3.2.

84 Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 73. Vgl. eingehend zum Verhéltnis
von Politik und Verwaltung § 9 Ziff. 3.2.

85 LunmanN, Grenzen, 151.

86 Lunmann, Politische Planung, 271.

87 Vgl. zur Definition von Steuern bspw. REicH, Steuerrecht, § 2 Rz. 1.
88 In diese Richtung bspw. auch HormaNN, Steuerhinterzichung, 45.
99 Vgl § 9 Ziff. 2.1.
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Empfingern als verbindlich akzeptiert werden.’® In einem néchsten Schritt sind
auf dieser Basis die Entscheidungen der Steuerverwaltung néher zu betrachten.

a. Programmierende und programmierte Entscheidungen

Gemass LunmanN ldsst sich bei Entscheidungen der offentlichen Verwaltung
grundsitzlich unterscheiden zwischen programmierendem und programmiertem
Entscheiden. Programmierendes Entscheiden setzt die Entscheidungspramissen in
allgemeiner Weise, wihrend programmiertes Entscheiden sich nach bereits ge-
setzten Entscheidungspramissen richtet.””! Ein fiir die Steuerverwaltung relevantes
Entscheidungsprogramm ist beispielsweise ein Steuergesetz oder eine Rechtsver-
ordnung. Entscheidungsprogramme sind nach diesem Verstindnis Befehle einer
hierarchisch iibergeordneten an eine untergeordnete Stelle.”? Damit absorbieren
die Programme Ungewissheit und reduzieren die Entscheidungsmoéglichkeiten.®

Die tégliche Arbeit der 6ffentlichen Verwaltung besteht weitgehend aus program-
miertem Entscheiden. Dies ergibt sich daraus, dass eine Verwaltung beispiels-
weise mehr Verfligungen als Rechts- oder Verwaltungsverordnungen erldsst. Die
Entscheidungsprogramme bieten fiir die Entscheidungen in den Worten LUHMANNS
lediglich «eine Vorsortierung derjenigen Relevanzgesichtspunkte [...], bei deren
Beachtung eine Entscheidung Aussicht hat, abgenommen zu werden».”* Auf diese
Weise wird nachvollziehbar, dass auch programmierte Entscheidungen nicht voll-
stindig vorbestimmt sind.

Fiir die Festsetzung der Steuerschuld werden Entscheidungen iiblicherweise auf
drei Ebenen gefillt: als Entscheidungsprogramme in Form von Gesetzen und
Rechtsverordnungen,® konkretisierend als Verwaltungsverordnungen®® und als
individuell-konkrete Veranlagungsverfiigung, welche die Steuerpflichtigen direkt
an Entscheidungen bindet.*”’

M Vgl § 9 Ziff. 2.2.
1 LunMANN, Opportunismus und Programmatik, 177.
%2 LuHMANN, Politische Planung, 277. Vgl. Lunmann, Lob der Routine, 118.

%3 LunMANN, Opportunismus und Programmatik, 177.

%% LunMANN, Opportunismus und Programmatik, 177.

05 Vgl. § 5 Ziff. 1.
0 Vgl. § 5 Ziff. 2.
0 Vgl. § 5 Ziff. 3.
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b. Programmierende Entscheidungen als Rechts-und
Verwaltungsverordnungen

Zunichst treten Entscheidungsprogramme der Steuerverwaltung als Rechtssdtze
in Form von Steuergesetzen und Rechtsverordnungen auf. Steuergesetze werden
von den Parlamenten erlassen,’® Rechtsverordnungen im Steuerrecht in der Regel
von der Exekutive.”” Diese Entscheidungsprogramme werden bei Bedarf durch
Verwaltungsverordnungen wie Kreisschreiben, Merkblétter oder Wegleitungen
konkretisiert. Diese sind im Vergleich zu den Steuergesetzen als Entscheidungs-
programme detaillierter und weniger abstrakt. Verwaltungsverordnungen werden
in der Regel von der Spitze der Verwaltung erlassen.’'® Dies lasst sich am Beispiel
der Besteuerung von Stipendien veranschaulichen: Gemiss den Steuergesetzen
sind Unterstiitzungen aus 6ffentlichen oder privaten Mitteln steuerfrei. Die Steuer-
gesetze beschreiben indes nicht, was unter den Begriff «Unterstiitzungen» fillt.
Deshalb hat die ESTV fiir die direkte Bundessteuer ein Kreisschreiben®! publi-
ziert, das die Anforderungen fiir die Steuerfreiheit von Leistungen der 6ffentlichen
Hand konkretisieren soll.”!?

c. Programmiertes Entscheiden als Veranlagungsverfiigung

Auf Basis der Entscheidungsprogramme fallt die Steuerverwaltung die individu-
ell-konkreten Entscheidungen, das heisst, sie setzt die Steuerschuld einer indi-
viduellen Person in einer Veranlagungsverfiigung konkret fest.”'*> Grundsétzlich
sind die Entscheidungspramissen durch die Steuergesetze, die Rechts- und Ver-
waltungsverordnungen vorgegeben. Trotzdem bleiben Entscheidungsspielrdume
bei der individuell-konkreten Entscheidung bestehen. Illustrieren lésst sich dies
abermals anhand des oben genannten Beispiels:*'* Aufgrund der Unbestimmtheit
des Begriffs «Unterstiitzungen» im DBG hat die ESTV ein Kreisschreiben®'> pu-
bliziert. Gemaéss diesem Kreisschreiben gelten Stipendien nur dann als steuerfreie
Unterstiitzungen, wenn die Empféangerin erstens bediirftig ist, zweitens eine Unter-

98 Vgl. fiir das Bundesparlament Art. 163 Abs. 1 BV.

"yl § 5 Ziff. 1.

10 Vel. § 5 Ziff. 2.

9l KS Nr. 43.

%12 Ausfiihrlich zu diesem Beispiel § 5 Ziff. 2.

M vel. § 5 Ziff. 3.

914 Vgl. § 9 Ziff. 2.3 Bst. b. Ausfiihrlich zu diesem Beispiel § 5 Ziff. 2.
915 KS Nr. 43.
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stiitzungsabsicht vorliegt und die Leistung drittens unentgeltlich erfolgt. Das erste
und das zweite Kriterium sind klar umschrieben. Bediirftig ist demnach jemand,
der unter dem Existenzminimum lebt, das fiir die Ergdnzungsleistungen relevant
ist. Die Unterstiitzungsabsicht liegt nach Ansicht der ESTV vor, «wenn die priva-
te oder offentliche Institution die Unterstiitzung ausrichtet, um einer bediirftigen
Person dabei zu helfen, ihren (minimalen) Lebensunterhalt zu bestreiten». Beim
dritten Punkt fehlt es dem Kreisschreiben aber an Klarheit. Unentgeltlich ist eine
Unterstiitzung demnach, «wenn die empfangende Person dafiir keine Gegen-
leistung erbringen muss». Wann eine Gegenleistung vorliegt, ist im Einzelfall zu
priifen. So fiihrt die ESTV selbst aus, dass beispielsweise eine Forschungsarbeit
«fallweise» eine Gegenleistung sein kann.’'¢

d. Entscheidungsspielraume trotz Konditionalprogrammen

Beim programmierenden Entscheiden ist weiter zu unterscheiden zwischen Kon-
ditional- und Zweckprogrammen.’’” Konditionalprogramme geben ein klares
«Immer-wenn-dann-Programm» vor.”’® Sie werden entsprechend in vielen Féllen
als Rechtsnormen ausgestaltet.’’ Mithilfe von Zweckprogrammen sollen hin-
gegen festgelegte Ziel unter bestimmten Regeln oder Beschriankungen erreicht
werden.”? Ein Beispiel fiir ein Zweckprogramm ist der Bau einer Schule®® oder
eines Autobahnabschnitts.””> Trotz dieser scheinbar eindeutigen Differenzierung
lasst sich die Grenze zwischen Konditional- und Zweckprogrammen nicht immer
scharf ziehen.””® Bemerkenswert ist des Weiteren Lunmanns Qualifikation von
unbestimmten Rechtsbegriffen und Ermessensnormen: Wihrend er unbestimmte

916 Zum Ganzen KS Nr. 43, Ziff. 3.

917 LunMANN, Lob der Routine, 118; Lunmann, Politische Planung, 292. Vgl. MaynTz,
Verwaltung, 56; BoGumiL/JanN, Verwaltung, 226. Von Luamann werden die Kondi-
tionalprogramme zundchst Routineprogramme genannt (Lunmann, Lob der Routine,
118).

Lunmann, Lob der Routine, 119; LunmanN, Opportunismus und Programmatik, 189.
Vgl. BoGguMIL/JaNN, Verwaltung, 226.

Siehe MavNTz, Verwaltung, 57.

918

919

20 LunMANN, Lob der Routine, 118 f.; LunMaNN, Opportunismus und Programmatik, 191.

Vgl. MayNTZ, Verwaltung, 56.
%21 LunMANN, Opportunismus und Programmatik, 191.
922 MAvNTZ, Verwaltung, 56.

23 LunMANN, Opportunismus und Programmatik, 192. Vgl. Mayntz, Verwaltung, 56.
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IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung

Rechtsbegriffe den Konditionalprogrammen zuordnet, betrachtet er Ermessens-
normen als Teil von Zweckprogrammen.®?*

Sowohl bei den Steuergesetzen®® als auch bei den konkretisierenden Rechts- und
Verwaltungsverordnungen handelt es sich um Konditionalprogramme, das heisst:
Sie sind in einer «Wenn-dann»-Form gefasst. Trotz dieser scheinbar eindeutigen
Formulierung bestehen im konkreten Fall bisweilen Unklarheiten beim Tatbestand
oder bei der Rechtsfolge. Dies liegt etwa an unbestimmten Rechtsbegriffen oder
Ermessensklauseln, die verschiedene Entscheidungsmoglichkeiten zulassen.??

Diese Einschitzung deckt sich mit den Beobachtungen von NikLAas LunMaNN. Thm
zufolge geben Konditionalprogramme die Entscheidung nur scheinbar klar und
eindeutig vor.”?’ Oft sei es aber so, dass die Konditionalprogramme «mehr oder
weniger groe Auslegungsspielraume» beim «wenn» oder «danny» liessen,’?® also
bei Tatbestand und Rechtsfolge. In diesen Féllen stehe der Verwaltung ein eigener
Entscheidungsspielraum zu.*”

2.4 Umweltdifferenzierung

Anschliessend an die Darlegung der Funktion der Steuerverwaltung als soziales
System wird der Blick nun auf deren Umwelt gerichtet. Angedeutet wurde bereits,
dass ein System stets in Beziehung zu seiner Umwelt steht. Gleichzeitig wird die
Umwelt der sozialen Systeme geprigt durch andere soziale Systeme.*® Die Be-
ziehung eines sozialen Systems zu seiner Umwelt ist zwar kausal, «systeminterne
Selektionsvorginge» fithren jedoch dazu, dass Systeme zu einem gewissen Grad
autonom sind und nicht nur durch ihre Umwelt gesteuert werden.”*! Soziale Sys-
teme haben also die Moglichkeit, Reize aus der Umwelt aufzunehmen und zu
verarbeiten, ohne dem Reiz direkt zu entsprechen.

924 LUHMANN, Recht und Automation, 39. Vgl. zu den unbestimmten Rechtsbegriffen und
den Ermessensnormen § 6 Ziff. 2.

93 So fiir deutsche Steuergesetze Mayntz, Verwaltung, 57.
26 Vgl § 6.
927 LUHMANN, Opportunismus und Programmatik, 189.

928 LunMmaNN, Opportunismus und Programmatik, 189. Vgl. dazu auch BogumiL/Jann, Ver-
waltung, 226 f.

92 LUHMANN, Opportunismus und Programmatik, 189.
930 Vgl. dazu § 9 Ziff. 2.4.
%1 LunmanN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 65.
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Die Umwelt eines sozialen Systems ist hochgradig komplex und nicht «rational
geordnet, bestdndig, harmonisch und widerspruchsfrei».®*? Entsprechend ist ein
soziales System mit einer sich stetig verdndernden, riicksichtslosen und wider-
spriichlichen Umwelt konfrontiert.”** Aus dieser Sicht kann eine Handlung somit
eine positive oder eine negative Anpassung an die Umwelt darstellen.”** Damit ein
System umweltangepasst ist, muss es also in der Lage sein, auf die verschiedenen
Erwartungen in generalisierter Form zu reagieren und sich gleichzeitig «mit einer
relativ invarianten Struktur identisch und bestandsféhig zu erhalten».’*

a. Umweltdifferenzierung fiir Bestandeserhalt und Autonomie

Die Verwaltung als System wird von ihrer Umwelt mit zahlreichen Verhaltens-
erwartungen konfrontiert.”*® Von der Steuerverwaltung wird beispielsweise er-
wartet, dass sie gleichzeitig politische Anliegen aufnimmt, Steuerpflichtige
veranlagt und ihren Arbeitnehmerinnen Lohn auszahlt. Bei den einzelnen Ent-
scheidungen bestehen ebenfalls verschiedene Verhaltenserwartungen. Um ihren
Bestand zu erhalten, muss die Verwaltung einen Weg finden, mit diesen Verhaltens-
erwartungen umzugehen und sich ihrer Umwelt bestmoglich anzupassen.®’ Dies
gelingt ihr, indem sie ihre Umwelt in verschiedene Umweltsysteme einteilt und
sich intern entsprechend differenziert.**® Dabei beziehen sich die interne Diffe-
renzierung und die Differenzierung der Umwelt in verschiedene Umweltsysteme
gegenseitig aufeinander. Diese beiden Differenzierungen fiihren dazu, dass das
System auf verschiedene Umwelten anders reagieren kann, beispielsweise mit
Bitten oder mit Drohen.”® Da die Umwelt sowohl gegen aussen als auch gegen
innen differenziert ist und diese Differenzierung akzeptiert wird, werden die
unterschiedlichen Verhaltensweisen der Verwaltung gegeniiber den verschiedenen
Umweltsystemen nicht als widerspriichlich wahrgenommen.**® So ist beispiels-

92 LunMmANN, Grenzen, 105.

93 LunMmANN, Grenzen, 105 f.

94 LunmanN, Grenzen, 105 f.

935 LunMmANN, Grenzen, 106.

%3¢ LUHMANN, Grenzen, 106.

%7 LunmANN, Grenzen, 106.

3% LunmanN, Grenzen, 106 f. Zur internen Differenzierung vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. f.

9% LunMmANN, Grenzen, 108.
%0 LunmanN, Grenzen, 108-110. Damit dieses «Prinzip der Systemerhaltung durch Um-
weltdifferenzierung» funktioniert, sind nach Ansicht Lunmanns bestimmte Mindest-

bedingungen der Biirokratisierung erforderlich, bspw. dass Einzelpersonen zwischen
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IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung

weise unumstritten, dass die Steuerverwaltung gegeniiber den Steuerpflichtigen
verbindliche Entscheidungen féllt und gleichzeitig einvernehmliche Arbeits-
vertrdge mit dem Personal abschliesst.

b. Publikum, Politik und Personal als wichtigste Umweltsysteme

Die offentliche Verwaltung steht an ihren Grenzen in Kontakt mit zahlreichen
Umweltsystemen. Die wichtigsten Systeme umfassen das Publikum, die Politik
und das Personal.**' Ubertragen auf die Steuerverwaltung zeigen sich diese drei
Umweltsysteme folgendermassen: Das Publikum der Steuerverwaltung besteht
aus allen potenziellen Adressatinnen von Entscheidungen der Steuerverwaltung,’*
mithin den Steuerpflichtigen. Demgegentiber gehort zur Politik alles, was mit der
Austibung und Erhaltung von Macht und Sicherung des Einflusses verbunden ist.
Bezogen auf den Funktionsbereich der Steuerverwaltung umfasst dies alle Pro-
zesse, die mit Blick auf die Wéhlerinnen und Stimmbiirger darauf hinarbeiten,
die Steuerschuld so zu verteilen, dass der eigene Einfluss erhalten bleibt und Ent-
scheidungen weiterhin akzeptiert werden.’** Von Bedeutung sind hierbei der Wille
der Wihlerinnen, der gesellschaftliche Konsens sowie die spezifischen Interes-
sen einflussreicher Vertreter aus der Gesellschaft. Zu den politischen Prozessen
gehoren beispielsweise Verhandlungen im Parlament oder im Bundesrat sowie
Vernehmlassungen im Vorfeld zu einem Gesetzgebungsvorhaben. Das Personal
der Steuerverwaltung reprisentiert schliesslich die Verwaltung gegen aussen und
fallt verbindliche Entscheidungen. Dies kann ausgehend vom Begriff der 6ffent-
lichen Verwaltung im Sinne der funktional-strukturellen Systemtheorie von den
Mitgliedern des Parlaments bis zu den Sachbearbeitern zahlreiche Personen be-
treffen.”** Im Hinblick auf die vorliegende Untersuchung fallen darunter alle Per-
sonen, die der Steuerverwaltung im verwaltungsrechtlichen Sinn angehoren.

verschiedenen Rollen unterscheiden kénnen, die sie in verschiedenen Systemen ein-
nehmen (mit weiteren Ausfiihrungen Lunmann, Grenzen, 110-114). Mit der Kritik am
Rollenbegriff im Hinterkopf (siehe Fn. 873) werden diese Voraussetzungen fiir die
Gesellschaft in der Schweiz als erfiillt betrachtet.

Lunmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 76. Vgl. dazu eingehend § 9 Ziff. 3.
Selbstverstandlich sind diese sozialen Systeme stark differenziert, wobei LUHMANN
Ausfiihrungen zu dieser weiteren Differenzierung konkreten Einzeluntersuchungen
iiberlédsst (LunmaNN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 76 f., Fn. 131).

% Vel. § 9 Ziff. 3.1.

9 Vgl. § 9 Ziff. 3.2 Bst. a.

o4 Vgl. § 9 Ziff. 3.3.

941
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Ublicherweise werden die Beziehungen zu den verschiedenen Umweltsystemen
innerhalb der Verwaltung separat gefiihrt.”** Das heisst nicht nur, dass die Ver-
waltung unterschiedlich auf die Umweltsysteme einwirkt, sondern auch, dass ein
Umweltsystem nicht ohne Weiteres auf das Verwaltungssystem einwirken kann.
Beispielsweise verhindern «Dienstethos, kollegiale Kontrolle, Darstellungsregeln
und Rechtsvorschriften», dass das Personal Entscheidungen nur nach subjekti-
ven Entscheidungsmassstiben fillt.** Die angrenzenden Umweltsysteme werden
jeweils separat behandelt und kdnnen damit die Beziehung zu anderen Umwelt-
systemen nicht direkt beeinflussen.””’ Dies verhindert eine Beherrschung des Ver-
waltungssystems von einer Umwelt-System-Grenze aus.**® Die Autonomie der
Verwaltung als System ist also nur moglich wegen der «Differenzierung von Um-
welten durch Separatbehandlung von Grenzeny.**

c. Gleichwertigkeit der Grenzbeziehungen

In Bezug auf die Umwelt ist die 6ffentliche Verwaltung demnach «ein Handlungs-
system, das sich in einer nach Politik, Publikum und Personal differenzierten Um-
welt erhalten muf}, und zwar durch Herstellung von Entscheidungen durch das
Personal fiir das Publikum aufgrund von Informationen aus allen Umwelten mit
einer besonderen Empfindlichkeit fiir politische Informationen».”>® Die binden-
den Entscheidungen der 6ffentlichen Verwaltung werden folglich nicht nur durch
politische Informationen wie Gesetze beeinflusst, sondern auch durch die anderen
Umwelten, also durch die Steuerpflichtigen und das Personal. Die Bezichungen
zu den verschiedenen Umweltsystemen sind zunédchst gleichberechtigt, wobei es
eine Frage der Macht ist, welches Umweltsystem seine Erwartungen «im System
[...] normieren» kann.**!

%5 LunMANN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 77.
%6 LunmaNN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 77.

47 LuHMANN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 78.

4% LuHMANN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 78.

%9 LunMANN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 78.
950 LunMmaNN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 84.

%1 LunHMANN, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 81.
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2.5 Opportunismus als Systemrationalitat

Unklar bleibt nach diesen Ausfiihrungen, wie die Steuerverwaltung unter dem Ein-
fluss der Umweltsysteme entscheidet. Grundsétzlich folgen soziale Systeme nach
LunMaNN der Systemrationalitdt; sie entscheiden stets so, dass ihr eigener Bestand
erhalten wird.*>? Dies kann fiir jedes System etwas anderes bedeuten. Die System-
rationalitit der offentlichen Verwaltung konkretisiert Lunmann als Opportunis-
mus.*3 Opportunistisch sind die Entscheidungen, weil sich die Verwaltung bei
der Abwiégung nicht an einer starren Hierarchie der Werte orientiert, sondern
situationsbezogen handelt.”** Dies illustriert LUHMANN am stark vereinfachten Ver-
gleich der offentlichen Verwaltung mit einem wirtschaftlich orientierten Unter-
nehmen:**® Letzterem geht es in erster Linie um den Gewinn, weshalb der Wert der
Gewinnmaximierung an erster Stelle steht.”*® Die 6ffentliche Verwaltung hingegen
muss bei Entscheidungen die Werte ihrer Umwelten mitberiicksichtigen, obschon
diese verschiedene Werte vertreten.”>” Die offentliche Verwaltung muss folg-
lich zahlreiche Werte bei einer Entscheidung beriicksichtigen, wobei keine feste
Wertehierarchie besteht.”® Sie greift deshalb auf opportunistische Entscheidungs-
strategien zuriick.”® Diesen Opportunismus definiert LunmMaNN folgendermassen:
«Opportunismus ist eine sehr voraussetzungsvolle Form von Rationalitét, eine Art
von Systemrationalitét, die alle Vereinfachungen blofer Zweckrationalitdt oder
der Wertrationalitét hinter sich 1a6t.»*°

%2 Vgl. § 9 Ziff. 1.3 Bst. e.

93 LUHMANN, Opportunismus und Programmatik, 181.

9% LUHMANN, Opportunismus und Programmatik, 179.

935 Vgl. LuamanN, Opportunismus und Programmatik, 179 f.

9% Vgl. LuHMANN, Opportunismus und Programmatik, 179 f.

957 LUHMANN, Opportunismus und Programmatik, 180.

9% LUHMANN, Opportunismus und Programmatik, 180.

9% LunaMmaNN, Opportunismus und Programmatik, 180. Zu den Autoren, die eine solche
opportunistische Entscheidungsstrategie «aufwerten», zahlt LUHMANN u.a. CHARLES E.
LinpBLom. LinpBLOM ist bekannt fiir die Begriindung des Inkrementalismus, wonach
sich die 6ffentliche Verwaltung bei Entscheidungen stets am Status quo orientiert. Eine
modifizierte Form des Inkrementalismus besagt, dass sich die 6ffentliche Verwaltung
zwar am Status quo orientiert, bei hohem Druck von aussen jedoch davon abweicht.
Diese modifizierte Form des Inkrementalismus gilt heute als eine treffende Beschrei-
bung der tatsidchlichen Entscheidungsmethode der 6ffentlichen Verwaltung. Zum Gan-
zen BounEg, Verwaltungswissenschaft, 205-212.

%0 LuHMANN, Opportunismus und Programmatik, 181.
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Der Entscheidungsspielraum und damit der Raum fiir Opportunismus wird nach
Ansicht Lunmanns jedoch durch bestimmte Faktoren eingeschrinkt, beispiels-
weise das Gleichheitsprinzip, das die entscheidende Person an «einmal gewéhlte
Auslegungen» bindet.”®' Wie viel Opportunismus moglich ist, hdngt daher von
den Entscheidungsprogrammen der Verwaltung sowie von deren Selbstbindung an
diese Entscheidungsprogramme ab.’®? Zur Erinnerung: Entscheidungsprogramme
der Verwaltung sind beispielsweise Gesetze oder Verordnungen.”®® Da die Ver-
waltung in ihrer Entscheidungsfreiheit durch die Entscheidungsprogramme ein-
geschriankt wird, spricht LUHMANN von einem «politisch gehemmten Opportunis-

musy.’%

Davon ausgehend, dass Opportunismus auch die Systemrationalitit der Steuer-
verwaltung ausmacht, ist ihre Entscheidungsrationalitdt wie folgt zu beschreiben:
Zunéchst ist die Steuerverwaltung in ihren Entscheidungen durch die Ent-
scheidungsprogramme in Form von rechtlichen Grundlagen eingeschriankt. Dazu
zéhlen insbesondere die Bundesverfassung und die Steuergesetze.”® Wo diese
rechtlichen Grundlagen ihr einen Entscheidungsspielraum lassen, entscheidet sich
die Steuerverwaltung hingegen opportunistisch. Dies bedeutet, dass sie bei Ent-
scheidungen innerhalb des Entscheidungsspielraums — in dieser Arbeit als Wer-
tungen bezeichnet — keinen eindeutigen Regeln folgt. Vielmehr orientiert sie sich
an den Werten ihrer Umwelt. Diese besteht aus den Steuerpflichtigen, der Politik
und dem eigenen Personal.”® Die Werte aus der Umwelt werden im Einzelfall auf
eine Art abgewogen, dass das Weiterbestehen der Steuerverwaltung gesichert ist.
Die Steuerverwaltung wird beispielsweise darauf bedacht sein, weder die Steuer-
pflichtigen noch die Politik mit ihren Entscheidungen zu verédrgern. Ferner ist sie
darauf angewiesen, dass auch das Personal die Entscheidungen vertreten kann.

%! LunMmANN, Opportunismus und Programmatik, 190. Zur Bedeutung des Gleichheits-

gebots fiir die Schweizer Steuerverwaltung vgl. § 4 Ziff. 1.3.
Lunmann, Opportunismus und Programmatik, 190, 192.
%3 Vgl. § 9 Ziff. 2.3.

964

962

Lunmann, Opportunismus und Programmatik, 186.
%5 Vgl. zu den rechtlichen Grundlagen der Steuerverwaltung § 4 Ziff. 1.1 Bst. c.

%6 Vgl. § 9 Ziff. 2.4 Bst. b. Eingehend zu den Einfliissen aus der Umwelt im Folgenden
unter § 9 Ziff. 3.
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2.6 Wertungsentscheidungen als informale
Handlungsstrukturen

Angesichts dieser konstanten Notwendigkeit einer Evaluation und eines Aus-
gleichs der Umwelteinfliisse stellt sich die Frage, wie sich Wertungen einordnen
lassen. Wie sind die Wertungen, mit welchen die Steuerverwaltung ihren Ent-
scheidungsspielraum bei der Rechtsanwendung ausfiillt, anhand des vorliegenden
theoretischen Rahmens zu beschreiben?

Aus der Perspektive der funktionalen-strukturellen Systemtheorie®®” geht es bei
der Qualifikation von beobachteten Handlungen um die Frage, welches Problem
diese losen. Fiir Wertungen ergibt sich daraus folgende Ausgangslage: In den vor-
hergehenden Kapiteln wurde dargestellt, inwieweit die rechtlichen Grundlagen
und die juristische Methodenlehre der Steuerverwaltung bei der Rechtsanwendung
normative Vorgaben machen.’® Dabei hat sich gezeigt, dass trotz normativer Vor-
gaben ein Entscheidungsspielraum bestehen bleibt.’® Mangels formaler Ent-
scheidungsstrukturen werden deshalb Wertungen notwendig. Diese erfolgen
nach informalen Entscheidungsstrukturen, die es der Verwaltung ermdglichen,
ihre Funktion zu erfiillen, ndmlich bindende Entscheidungen herzustellen. Wei-
ter erweisen sich Entscheidungsspielrdume der Verwaltung als hilfreich, um ver-
schiedene Erwartungen aus der Umwelt auszugleichen. Indem sie eine Abwégung
der Interessen der verschiedenen Umweltsysteme im Einzelfall zulassen, konnen
diese Interessen auf eine fiir die Verwaltung bessere Weise in Entscheidungen be-
riicksichtigt werden.

2.7 Zwischenergebnis

Nach dieser Gesamtschau iiber die Steuerverwaltung als soziales System ldsst sich
zunidchst festhalten, dass ihre Funktion darin liegt, verbindlich {iber die Steuer-
schuld der Steuerpflichtigen zu entscheiden.””® Die Politik stellt sicher, dass die
Verbindlichkeit der Entscheidungen von den Empféngerinnen akzeptiert wird.’”!
Die Entscheidungen der Steuerverwaltung konnen die Form von Entscheidungs-

%7 Vgl. zur funktionalen Methode § 9 Ziff. 1.3 Bst. c.
%% Vgl §4-§7.

% Vel. § 4 Ziff. 1.6, § 6 Ziff. 5, § 7 Ziff. 2.6.

0 Vel § 9 Ziff. 2.1.

Vgl § 9 Ziff. 2.2.
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programmen oder von konkreten Entscheidungen haben.””” Entscheidungs-
programme sind beispielsweise Steuergesetze oder Verwaltungsverordnungen.
Mit den Entscheidungsprogrammen werden die Entscheidungsmdglichkeiten fiir
die konkreten Entscheidungen eingeschrinkt.®”® Demgegeniiber werden konkrete
Entscheidungen als Veranlagungsverfiigungen gefillt.””* In beiden Fillen unter-
liegt die Steuerverwaltung den Einfliissen ihrer Umwelt. °”* Welche Einfliisse den
starksten Effekt auf die Entscheidung haben, bleibt aus dieser theoretischen Per-
spektive jedoch offen, zumal die Einfliisse im Einzelfall auch variieren. Die Ab-
wagung der verschiedenen Einfliisse ldsst sich jedoch mit der Systemrationalitét
beschreiben. Diese besteht im Fall der Verwaltung aus Opportunismus.®’® Fiir die
Frage der Beschreibung von Wertungen lassen sich aus der Theorie LUuHMANNS
zwei Punkte ableiten: Erstens handelt es sich bei Wertungen um informale Hand-
lungsstrukturen, die aufgrund fehlender formaler Vorgaben notwendig werden,
damit die Funktion erfiillt werden kann, bindende Entscheidungen herzustellen.
Zweitens bietet der Entscheidungsspielraum der Steuerverwaltung die Moglich-
keiten, Erwartungen der verschiedenen Umweltsysteme flexibel aufzunehmen und
bei den Entscheidungen zu beriicksichtigen.””

3. Formale und informale Strukturen
der Einflussnahme

Die bisherigen Erlduterungen haben verdeutlicht, dass alle drei Umweltsysteme
auf die Entscheidungsfindung der 6ffentlichen Verwaltung oder spezifisch auf die
Steuerverwaltung einwirken konnen. Offen bleibt, wie diese Einwirkung konkret
ausgestaltet ist. Um zu verstehen, wie Entscheidungen gefillt werden und welche
rechtlichen und ausserrechtlichen Faktoren diese Entscheidungen beeinflussen, ist
der Blick auf die Beziehung zwischen der Steuerverwaltung und ihren Umwelt-
systemen zu richten.

92 Vgl. § 9 Ziff. 2.3 Bst. a.
7 Vgl § 9 Ziff. 2.3 Bst. b.
74 Vgl. § 9 Ziff. 2.3 Bst. c.
75 Vgl. § 9 Ziff. 2.4.
76 Vel. § 9 Ziff. 2.5.
7 Vgl. § 9 Ziff. 2.6.
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IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung

3.1  Steuerpflichtige

Die Beziehung zwischen Verwaltung und Publikum ist nach LunMaNNs Ansatz
grundsitzlich dadurch gekennzeichnet, dass die Verwaltung dem Publikum «die-
nen» soll.””® Dafiir fallt die Verwaltung verbindliche Entscheidungen aufgrund von
Informationen, die ihr das Publikum liefert.””® Die Verwaltung ist hochgradig dif-
ferenziert und die einzelnen Verwaltungseinheiten sind spezialisiert auf bestimmte
Publikumsgruppen, die von ihren Entscheidungen betroffen sind.’®® So entschei-
det die Steuerverwaltung nur iiber die Steuerschuld von Steuerpflichtigen und das
Migrationsamt iiber den Aufenthaltsstatus von Ausldnderinnen. Diese Umwelt-
differenzierung «strukturiert und vereinfacht die Entscheidungssituationen und
ermoglicht so eine rationalere Durcharbeitung der Einzelentscheidungen».”' Die
Aufgabenumwelt des Entscheidenden ist damit begrenzt.”® Dies fiihrt dazu, dass
es einfacher ist, einen Konsens mit den verschiedenen Umweltsystemen zu fin-
den.®® Im Rahmen dieser grundlegenden Strukturierung der Beziehung von 6f-
fentlicher Verwaltung und Publikum ist ihr Verhéltnis durch formale und informa-
le Einflussnahmen gepragt.

a. Distanzierung durch die Kompetenz zum verbindlichen
Entscheiden

Die Beziehung zwischen Verwaltung und Publikum ist laut Lunmann distan-
ziert.”® Das heisst, die Verwaltung ist nicht auf die Kooperation des Publikums
angewiesen,’® da die Verwaltung auch Entscheidungen féllen kann, welchen die
Entscheidungsempfingerin nicht zustimmt.®®® Der Kontakt mit dem Publikum ist

bei Verwaltungen oft auf den Austausch von Informationen beschriankt.?®” Diese

Informationen gelangen meist formalisiert als Akteneingaben zur Verwaltung.”®

978 Vgl. LuamanN, Grenzen, 122.
9 Vgl. LunMANN, Grenzen, 125, 127.

%0 Lunmann, Grenzen, 122.

%81 Lunmann, Grenzen, 123.

%82 LunMmANN, Grenzen, 123.

%3 LunmanN, Grenzen, 123.

%4 LunmanNn, Grenzen, 127 f.

%5 LunmaNN, Grenzen, 127 f.

%86 L uHMANN, Grenzen, 127.
%7 LunMANN, Grenzen, 125 f.

%8 LunmanN, Grenzen, 126.
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In den meisten Féllen kommt es zu keinem personlichen Kontakt.*® Oft tritt die
Verwaltung somit erst selbst in Erscheinung, wenn sie ihre Entscheidung kom-
muniziert. In LunmanNs Worten findet sich die «Selbstdarstellung der Verwaltung
[...] erst in ihren Entscheidungen».”® Die Verwaltung hat hierbei das Privileg,
«verbindlich entscheiden zu konnen»,”! wodurch sie nicht zusétzlich Informatio-
nen zur Akzeptanz der Entscheidung bei den Entscheidungsempfangern sammeln
muss.””? Weiter kommt ihr durch diese Kompetenz bereits eine Autoritit zu, die
nicht durch einen héheren Rang der Verwaltungsmitglieder hergestellt werden

muss.””

Diese Beschreibung trifft teilweise auch auf die Beziehung der Steuerverwaltung
zu den Steuerpflichtigen zu. Die Steuerpflichtigen sind die Empfangerinnen
der Entscheidungen der Steuerverwaltung. Mit diesen Entscheidungen setzt die
Steuerverwaltung die Steuerschuld der Steuerpflichtigen verbindlich fest.”* Die
Festsetzung der Steuerschuld eines Steuerpflichtigen durch die Steuerverwaltung
erfordert jedoch kein Einverstindnis des Steuerpflichtigen.”® Die Kompetenz der
Steuerverwaltung, verbindlich zu entscheiden, fiihrt also dazu, dass sie grund-
sdtzlich keine «Informationen zur Akzeptanz der Entscheidung» bei den Steuer-
pflichtigen einholen muss. Sie muss weiter die Akzeptanz der Entscheidung nicht
durch einen hoheren Rang der entscheidenden Personen sicherstellen. In diesem
Sinne ist die Beziehung zwischen der Steuerverwaltung und den Steuerpflichtigen
einseitig. Die Steuerverwaltung entscheidet und die Steuerpflichtigen sind an
diese Entscheidung gebunden — selbst wenn sie damit nicht einverstanden sind.*¢
Im Gegensatz zu Lunmanns Theorieansatz sieht das Schweizer Steuerverfahrens-
recht jedoch eine Kooperation zwischen Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen

%% LUHMANN, Grenzen, 126.

90 LunmanN, Grenzen, 127.

1 LunuMmanN, Grenzen, 127. Vgl. zur Funktion der Verwaltung § 9 Ziff. 2.1.

92 LunMANN, Grenzen, 128.

93 LunMmANN, Grenzen, 128.

9 Vgl. § 4 Ziff. 2.2 Bst. c., § 5 Ziff. 3.

95 Vgl. § 4 Ziff. 2.2 Bst. c.

9% Rechtsmittel sind hier bereits mitgedacht. Rechtsmittel konnen in erster Instanz an
die Verwaltungsstelle und in zweiter Instanz an eine richterliche Behorde gerichtet
werden, meist eine Steuerrekurskommission oder ein Steuerrekursgericht. Gemaiss der
weiten Definition der «Verwaltung» nach Lunmann gehoren diese Instanzen ebenfalls
zur Verwaltung. Vgl. zum Ganzen § 9 Ziff. 3.1 Bst. a.
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explizit vor.”’ Somit stellt sich die Frage, inwiefern sich dies auf den Theorie-
ansatz LUHMANNs auswirkt.

b. Notwendigkeit der Kooperation von Steuerpflichtigen bei
der Festsetzung der Steuerschuld

Um die Kooperation zwischen Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen ins Ver-
héltnis zu Lunmanns Theorie zu setzen, muss in einem ersten Schritt festgestellt
werden, worauf sich diese Kooperation bezieht. Wie dargelegt, geht es bei der
Kooperation zwischen Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen darum, den Sach-
verhalt festzustellen.””® Die formalen Strukturen im Steuerrecht setzen zundchst
voraus, dass die Steuerpflichtigen jene Informationen kooperativ bereitstellen,
die notwendig sind, um ihre Steuerschuld zu bestimmen. Obschon Unterschiede
zur Situation in Deutschland bestehen, erwdhnt auch Lunmann diese Moglich-
keit: So fiihrt er aus, dass teilweise Informationen aus dem Publikum notwendig
sind, damit die Verwaltung Entscheidungen treffen kann.”® Thm ist also bewusst,
dass die Verwaltung auf die Mitarbeit des Publikums angewiesen ist. Dies triftt
auch auf die Veranlagungsentscheidung der Steuerverwaltung zu. So ist das Ver-
anlagungsverfahren grundsitzlich gekennzeichnet durch ein Informationsgefalle
zugunsten der Steuerpflichtigen. Der Grund fiir dieses Informationsgefille liegt
darin, dass die Steuerpflichtigen umfassender iiber ihre Einkommensverhiltnisse
informiert sind als die Steuerverwaltung. Um die notwendigen Informationen fiir
die Veranlagung zu erhalten, miissen die Steuerpflichtigen also grundsitzlich mit
der Steuerverwaltung kooperieren.!°®

Allerdings ldsst sich die Frage aufwerfen, ob die Steuerverwaltung auf die Ko-
operation der Steuerpflichtigen tatsichlich angewiesen ist. Falls die Steuer-
pflichtigen das Steuererkldrungsformular nicht richtig oder nicht wahrheitsgemaéss
ausfiillen oder gar nicht einreichen, hat die Steuerverwaltung verschiedene
Moglichkeiten. Zunichst sind die Steuerpflichtigen dazu verpflichtet, die Infor-
mationen bereitzustellen.'®! Weiter stehen der Steuerverwaltung diverse Unter-
suchungsmittel zur Verfligung oder sie kann eine Ermessensveranlagung vor-

%7 Siehe Art. 123 Abs. 1 DBG. Vgl. zum Kooperationsgrundsatz § 4 Ziff. 2.3 Bst. c.
98 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. c.
9 LunMmANN, Grenzen, 125.

1000 Vgl. zum Kooperationsgrundsatz und zum Informationsgefdlle im Steuerrecht § 4

Ziff. 2.3 Bst. b. f.
1001 Vgl § 4 Ziff. 2.2 Bst. a.
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nehmen. Ermessensveranlagungen diirfen nicht zugunsten der Steuerpflichtigen
ausfallen.'®? Die Steuerverwaltung verfligt entsprechend tiber Moglichkeiten, die
eine Entscheidung zulassen, auch wenn die Steuerpflichtigen ihrer Kooperations-
pflicht nicht nachkommen. Sie sitzt sozusagen «am ldngeren Hebel».

Gleichwohl ist die Steuerverwaltung aufgrund der Natur des Steuerverfahrens als
Verfahren der Massenverwaltung auf die Kooperation der Steuerpflichtigen und
deren Information angewiesen.!®® Wiirden samtliche Steuerpflichtige sich ver-
weigern und der Steuerverwaltung keine Informationen mehr liefern, so wére die
Steuerveranlagung in dieser Form nicht durchfiihrbar. Zu beachten ist zudem, dass
die Steuerverwaltung durch den Untersuchungsgrundsatz dazu verpflichtet ist, den

1004

Sachverhalt wahrheitsgeméss zu ermitteln.'® Dies ist aufgrund ihrer begrenzten

Untersuchungsmittel ohne die Kooperation der Steuerpflichtigen nicht moglich.

Vor diesem Hintergrund ist die Distanzierung zwischen der Steuerverwaltung und
den Steuerpflichtigen in der Schweiz wohl weniger gross, als dies aus LUHMANNS
Theorieansatz hervorgeht. Um die Steuerschuld verbindlich festzusetzen, bedarf
es in der Schweiz einer Mitwirkung der Steuerpflichtigen. Ungeachtet dessen
bleibt das Verhéltnis von Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen distanziert, da
die Steuerverwaltung die Kompetenz hat, die Steuerschuld festzusetzen, auch
wenn die Steuerpflichtigen nicht damit einverstanden sind.

c. Einfluss des Rangs der Steuerpflichtigen

Die Beziehung von Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen ist auch durch in-
formale Strukturen geprigt. Eine davon betrifft nach LunMANN den Rang!®® der
Steuerpflichtigen. Obwohl der Rang fiir die Entscheidungen der Verwaltung un-
beachtlich ist, wenn man die formalen Strukturen betrachtet, so kann er nach
LunmMann im Bereich der informalen Strukturen eine Rolle spielen. Dies ist ihm
zufolge beispielsweise der Fall, wenn eine hochrangige Person mit der Verwaltung
in Kontakt tritt.!® Dann ist die Verwaltung gezwungen, die Rangunterschiede zu

1002 Vgl. § 4 Ziff. 2.2 Bst. b.
1003 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. b. f.
104 Vgl § 4 Ziff. 2.3 Bst. b.

1005 Mit Rang umschreibt LunmaNN den Vorrang eines Menschen in einer Begegnung ba-

sierend auf der Selbstdarstellung und Situationsauffassung (Lunmann, Funktionen und
Formen, 157). Gemeint ist also die von beiden Menschen empfundene Vorrangstellung

einer der beiden Personen.

1006 T uaMANN, Grenzen, 133.
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beachten, wenn sie auch Machtunterschiede beinhalten.!’ Dies kann dadurch ge-
schehen, dass je nach Rang des Antragstellers auch die Entscheidungsinstanz in
der Verwaltung in einer hohen Hierarchiestufe ist.'"®® Ausserdem kann sich der
Rang des Antragstellers zeigen in der «Dauer und der Struktur einer Unterredung
[...], in der Beschleunigung des Entscheidungsvorgangs oder an der Erteilung
freundlicher Zwischenbescheid[e] [...] und nicht zuletzt am Entgegenkommen in
der Sache selbst».!®” Diese Ungleichbehandlung und das dadurch ausgedriickte
Entgegenkommen kdnnen aber nicht «offen zum Ausdruck gebracht werden», da
dies nicht mit den formalen Strukturen iibereinstimmt.'*!°

Unklar ist, ob die von LuHMANN beschriebenen informalen Strukturen bezogen
auf den Rang auch im Verhéltnis zur Steuerverwaltung bestehen. Konkret wiirde
dies bedeuten, dass bestimmte Steuerpflichtige privilegiert behandelt wiirden, sei
es durch eine Beschleunigung des Verfahrens oder durch eine vorteilhafte Ent-
scheidung. Aufgrund der informalen Natur der vorteilhaften Behandlung lasst
sich dies anhand der bestehenden offiziellen Regeln nicht beurteilen. Formal ent-
scheidet in jedem Fall stets eine Steuerkommissirin. Die Beschleunigung eines
Verfahrens oder dergleichen ist ebenfalls nicht vorgesehen. Inwiefern in be-
stimmten Konstellationen hoherrangige Verwaltungsmitglieder miteinbezogen
oder Vorteile gewdhrt werden, miisste in einer empirischen Studie untersucht wer-
den.!®"! Nicht auszuschliessen ist, dass es auch umgekehrte Tendenzen gibt. Denk-
bar ist beispielsweise, dass ranghohe Steuerpflichtige komplizierter zu veranlagen
sind und das Verfahren deshalb langer dauert.

d. Gegenstrukturelle Einrichtungen

Weitere informale Strukturen sieht LunaMANN bei den sogenannten gegen-
strukturellen Einrichtungen. Generell zeichnet sich der Kontakt von Verwaltung
und Publikum laut LunmaANN dadurch aus, dass er «rein sachlich, unpersénlich»
und «an allgemeinen Gesichtspunkten orientierty ist.'’’? Andere «motivierende
Komponenten des natiirlichen Zusammenlebens» haben keinen Platz.'’* Diese

1007 Lunmann, Grenzen, 133.
1008 - T_uaMANN, Grenzen, 133.

1009 T_uaMANN, Grenzen, 133.

1010 T uamANN, Grenzen, 133.

1011 Ein erster solcher Ansatz findet sich in § 10.
1012 T unmANN, Grenzen, 133.

103 TLuaMaNN, Grenzen, 133.
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Distanzierung und die sachliche, unpersénliche Kommunikation diirften auch
auf das Verhiltnis zwischen der Steuerverwaltung und den Steuerpflichtigen zu-
treffen. Beispielsweise ist davon auszugehen, dass die Steuerkommissérin zu Be-
ginn eines Telefonats den Steuerpflichtigen nicht fragt, wie es ihm geht.

Diese unpersonliche Form des Kontakts ist nach LunMANN «unnatiirlich» und
verletzt «die normalen Formen elementarer zwischenmenschlicher Kontakt-
fithrung.'%"* Das fiihrt dazu, dass andere Ventile als der direkte, formale Kontakt
einen «Ausgleich und Entspannung» erzielen miissen.!’> LuHMANN nennt diese
Ventile «gegenstrukturelle Einrichtungen».!”'¢ Diese tragen dazu bei, Spannun-
gen abzubauen und Proteste frithzeitig zu absorbieren.!”” Sie bieten ausserdem
«tolerierte Gelegenheiten zu kleinen Illegalititen», die zu strenge formale Re-
geln abmildern sollen.'® Deutlich wird in jedem Fall, dass gegenstrukturelle
Einrichtungen vielfaltige Gestalten annehmen konnen, wobei LunmanN speziell
auf die negativen Allgemeinurteile tiber die Verwaltung sowie die alternativen
Kontaktsysteme eingeht.

(1) Negative Allgemeinurteile

Negative Allgemeinurteile beschreiben das negative Bild der Verwaltung beim
Publikum. Als Beispiel fiir ein negatives Allgemeinurteil iiber die Verwaltung
nennt LunmanN die Vorstellung, dass diese sich leicht politisch vereinnahmen
lasst.'”” Ob diese Einschétzung tatsdchlich zutrifft, ist vorliegend nicht relevant.
Vielmehr erfiillt das negative Bild der Verwaltung nach LunmaNN eine Funktion:
Es fiihrt dazu, dass das Publikum keine allzu hohen Erwartungen in Verwaltungs-
entscheidungen hat und somit auch nicht oder weniger enttduscht ist, wenn die
Entscheidung nicht wie erhofft ausfallt.!*?° Weiter kann das negative Bild Proteste
absorbieren, indem es Aggressivitét absorbiert.'?! Inwieweit diese Beobachtungen
Lunmanns auch auf die Schweiz zutreffen, also die Steuerpflichtigen ein negatives
Bild der Steuerverwaltung haben, ldsst sich an dieser Stelle nicht feststellen.!*?

1014 T_uaMANN, Grenzen, 133.

1015 T_unMANN, Grenzen, 133.

1016 T unmaNN, Grenzen, 133.

1017 T_uaMANN, Grenzen, 133.

1018 T_uaMANN, Grenzen, 133.

1019 T unMANN, Grenzen, 137.

120 T unmanN, Grenzen, 135.
1021 T yuMANN, Grenzen, 135.

192" Hierzu bedarf es weiterer Forschung. Fiir einen ersten empirischen Ansatz siehe § 10.
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2 Alternative Kontaktsysteme

Das zweite Beispiel fiir gegenstrukturelle Einrichtungen nach Lunmann sind
«alternative Kontaktsysteme» von Verwaltung und Publikum. Ublicherweise tref-
fen sich einzelne Mitglieder der Verwaltung und des Publikums nur einmal.'*®
Dies fiihrt dazu, dass jede Person versucht, alles maximal zu ihren Gunsten zu
regeln. Riicksicht wird keine genommen, vielmehr werden die «Rechtschancen
und EinfluBmoglichkeiten» maximal ausgeschopft.'®* Anders sicht es aus, wenn
die Partner davon ausgehen miissen, dass sie einander «unter noch unbekannten
Bedingungen» und in «nicht genau vorhersehbarer Konstellation» wieder gegen-
iiberstehen werden. In diesem Fall gehen sie generell riicksichtsvoller vor.'%

Betrachtet man die Beziehung von Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen, so zeigt
sich, dass die Strukturierung des formalen Kontakts zwischen Steuerkommisséren
und Steuerpflichtigen stark nach Kanton variiert. In einigen Kantonen ist es iib-
lich, dass eine Steuerkommissérin iiber mehrere Jahre dieselben Steuerpflichtigen
veranlagt. In anderen Kantonen hingegen entscheidet das Zufallsverfahren jedes
Jahr neu iiber die Zuteilung im Veranlagungsverfahren.'*? Aber auch wenn diesel-
be Steuerkommissérin einen Steuerpflichtigen iiber mehrere Jahre veranlagt, ist
der Kontakt iiblicherweise nur sporadisch und stark formalisiert; ein personlicher
Kontakt ist nicht notwendig.

Besteht nur ein sporadischer Kontakt zwischen Verwaltung und Publikum, so
begiinstigt dies nach LuaMann alternative Kontaktsysteme. Ein solches liegt
beispielsweise vor, wenn einzelne Mitglieder der Verwaltung und des Publi-
kums Bekanntschaften pflegen und sie eine «wechselseitige Verpflichtung ver-
bindet».'?” Sie werden in diesem Fall versuchen, einen Nutzen aus dieser Be-
ziehung zu ziehen, wobei die Basis dafiir nicht in einer stabilen Beziehung liegt,
sondern in einem «guten personlichen Einvernehmen».'® Damit bilden sie ein
eigenes soziales System, das die «Grenzen zwischen Verwaltung und Publikum zu
verwischen drohty.!0?

1023 T unmaNN, Grenzen, 137.
1024 LuaMANN, Grenzen, 138.
Lunmann, Grenzen, 138.
1026 Vgl. zur Fallzuteilung § 10 Ziff. 3.1 Bst. b.

127" LuaMANN, Grenzen, 139.
1028

1025

Lunmann, Grenzen, 140.

129 LuaMANN, Grenzen, 140.
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Ublicherweise ist es laut Lunmann fiir einzelne Publikumsmitglieder jedoch
schwierig, eine derartige Beziehung zu Verwaltungsangehérigen aufzubauen. !
Deshalb schliessen sie sich zu Interessenverbidnden zusammen und lassen sich
im informalen Verhiltnis zur Verwaltung durch Vertreter représentieren.'®! Diese
Interessenverbénde haben die Funktion, «Kontaktsysteme zu ermdglichen oder
gar zu erzwingen, indem sie die Verwaltung mit Situationen konfrontieren, in wel-
chen sie mit dem Wiedererscheinen desselben Kunden in anderen Fillen zu rech-
nen hat, und zwar eines Kunden, der die vorangegangenen Fille in seinem Ge-
déchtnis wieder mitbringt und sich, je nach den Umsténden offen oder versteckt,
daran ausrichtet».'®? Demnach ergibt sich der Mehrwert von Interessenverbanden
daraus, dass sie einen bestidndigeren und néheren Kontakt mit der Verwaltung er-
moglichen. Die Interessenverbénde haben ausserdem einen Vorteil, wenn die Ver-
treter aufgrund ihrer organisationsinternen Funktion direkt mit einer hierarchisch
hoheren Stelle in der Verwaltung in Kontakt treten kénnen.!** Die Interessenver-
bénde gewinnen dadurch an Gewicht.'®*

Neben diesen Vorteilen bergen solche Kontaktsysteme nach Lunmann auch Risi-
ken. Eines davon ist, dass die Verwaltung ihre Distanz zum Publikum verliert.!%
Ausserdem werden spezifische Verwaltungsmitglieder, die Teil eines Kontakt-
systems sind, besonders wichtig, teilweise unentbehrlich und werden dadurch
méchtig.'®Auf der anderen Seite hat ein zu enges Kontaktsystem auch negative
Konsequenzen fiir das Publikum.!®” So kénnen Mitglieder des Kontaktsystems im
formalen Kontakt mit der Verwaltung nicht mehr gleich durchsetzungsstark auf-
treten.!®® So wird beispielsweise ein Rechtsmittel nicht ergriffen, weil befiirchtet
wird, dies verschlechtere die Beziehung zur Verwaltung.'%*

Solche informalen Strukturen bewertet LUuHMANN explizit nicht negativ.!*° Viel-
mehr bezeichnet er sie — gleich wie die formalen Vorschriften — als sozial be-

1030 TLunmanN, Grenzen, 140.
1031 T_uaMANN, Grenzen, 140.
1032 LuaMANN, Grenzen, 141.
1033 LunMANN, Grenzen, 141.
1034 T unmaNN, Grenzen, 142.
1035 TLuaMANN, Grenzen, 142.
1036 TuaMANN, Grenzen, 142.

1037 LunMANN, Grenzen, 142 f.
1038 T unmaNN, Grenzen, 142 f.
1039 T yuMANN, Grenzen, 143.

1040 T_uaMANN, Grenzen, 143.
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dingt.!®! Demnach handelt es sich um «implizit zugewiesene Rollen», die eine
Funktion erfiillen, die durch die offiziellen Verhaltensanweisungen nicht erfiillt
wird.'*? Die Verwaltung sucht den Kontakt zum Publikum, weil sie auf ein gutes
Verhéltnis zum Publikum angewiesen ist.'® Der Grund dafiir ist die Rechen-
schaftspflicht, welche die Verwaltung gegeniiber der Politik hat.!**

(3) Alternative Kontaktsysteme zwischen Mitgliedern
der Steuerverwaltung und Steuervertretern

Wie von LuaMmANN beschrieben, ist es fiir einzelne Publikumsmitglieder schwie-
rig, in ein Kontaktsystem mit Mitgliedern der Verwaltung zu gelangen.!®” Es
ist kein Grund ersichtlich, weshalb dies nicht auch fiir die Steuerverwaltung
und die Steuerpflichtigen der Schweiz zutrifft. Als Alternative fiir eine direk-
te Beteiligung an einem solchen Kontaktsystem besteht die Moglichkeit, dass
Steuervertreterinnen implizit die Steuerpflichtigen in solchen Kontaktsystemen
vertreten. Zu den Steuervertreterinnen zéhlen nach diesem Versténdnis beispiels-
weise Steuerberaterinnen oder Steueranwiéltinnen. Im Gegensatz zu offiziellen
Vertretern, die beispielsweise im Rahmen von Interessenverbénden agieren,!%4
repriasentieren Steuervertreterinnen viele verschiedene Steuerpflichtige einzeln.
Gleichwohl ist davon auszugehen, dass es Steuervertreterinnen leichterfallt, di-
rekten Kontakt zu Mitgliedern der Steuerverwaltung aufzubauen, weil sie bereits
aufgrund ihrer Tétigkeit vermehrt in Kontakt mit der Steuerverwaltung und deren
Mitgliedern stehen. !

Informale Kontakte zwischen Mitgliedern der Steuerverwaltung und Ver-
treterinnen von Steuerpflichtigen sind in der Schweiz an verschiedenen Stellen
und in verschiedenen Formen zu beobachten. So zdhlen unter anderem Verbédnde
im Bereich der Steuern sowohl Personen aus der Steuerverwaltung als auch
Steuervertreterinnen zu ihren Mitgliedern. Auch im Rahmen von Aus- und Weiter-
bildungsanldssen setzen sich die Dozierenden oft aus Mitgliedern der Steuerver-

1041 LunaMANN, Grenzen, 144.

1042 LunmanN, Grenzen, 144.

1043 LunMANN, Grenzen, 145.

1044 LunMANN, Grenzen, 144.

1045 LunaMANN, Grenzen, 140.

1046 Vgl. dazu gleich im Folgenden § 9 Ziff. 3.1 Bst. d. Ziff. (4).
1047 Einschriankend ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass Steuervertreter
in Kontaktsystemen mit der Steuerverwaltung nicht uneingeschréankt die Interessen der

Steuerpflichtigen vertreten, sondern allenfalls auch Eigeninteressen.
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waltung sowie Steuervertretern zusammen. Mitglieder der Steuerverwaltung und
Steuervertreterinnen publizieren zudem teilweise zusammen wissenschaftliche
Aufsitze oder Kommentare.'® Die genannten Formate dienen in erster Linie
dazu, gegen aussen sichtbar Wissen auszutauschen und zu vermitteln.

Solche alternativen Kontaktsysteme erfiillen eine Funktion, die durch die for-
male Struktur des Kontakts von Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen nicht
abgedeckt wird.'*® Sowohl die Steuerverwaltung als auch die Steuerpflichtigen
konnen von solchen Kontaktsystemen profitieren. Die Steuerpflichtigen profitie-
ren, indem sie ihre Anliegen iiber die Steuervertreter gebiindelt bei der Steuer-
verwaltung platzieren konnen. Die Steuerverwaltung profitiert, da sie ihre Posi-
tion erkléren kann, sich mit den Steuerpflichtigen gut stellt und dadurch von der
Politik weniger Druck zu befiirchten hat. Fiir beide Seiten bietet der Austausch
ausserdem einen Einblick in die Perspektive des anderen. Negativ wirken sich
solche Kontaktsysteme LunmanN zufolge aus, wenn der Kontakt zu eng ist.!*° Bei
Steuervertretern konnte dies dazu fithren, dass sie die rechtlichen Moglichkeiten
nicht mehr ausschopfen und darauf verzichten, ein Rechtsmittel zu ergreifen. Bei
Mitgliedern der Steuerverwaltung besteht die Gefahr, dass sie aufgrund der spezi-
fischen Kontakte, die sie pflegen, fiir das Verwaltungssystem wichtig und poten-
ziell nicht leicht zu ersetzen sind.

(4) Alternative Kontaktsysteme durch Interessengruppen
von Steuerpflichtigen

Im Gegensatz zur individuellen Vertretung durch Steuervertreterinnen scheint es
in der Schweiz keinen allgemeinen Interessenverband der Steuerpflichtigen zu
geben.!®! Dies liegt moglicherweise daran, dass Steuerpflichtige verschiedene

1048 An dieser Stelle wird auf die Nennung einzelner Formate oder Publikationen verzich-

tet, um nicht einzelne Organisationen oder Personen hervorzuheben.
10499 Lunmann, Grenzen, 144.
1050 T uHMANN, Grenzen, 142 f.
151 Tn Deutschland beispielsweise beansprucht der «Bund Deutscher Steuerzahler» fiir
sich, die Steuerpflichtigen zu vertreten. Der BdSt hat zum Zweck, die «Ausgaben des
Staates [im] Blick» zu halten und «auf eine effiziente Verwendung des Steuergelds und
eine solide Staatsfinanzierungy» zu achten (steuerzahler.de > Uber uns > Der BdSt stellt
sich vor, abrufbar auch unter perma.cc/25FS-QFLM). Um dieses Ziel zu erreichen,
stellt er den Steuerpflichtigen beispielsweise Musterklagen zur Verfiigung und unter-
stiitzt sie bei Verfahren, die ein Prdjudiz zugunsten der Steuerpflichtigen herbeifiihren
sollen (abrufbar unter perma.cc/C9TH-VWF).
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Interessen haben,!? die von spezifischen Interessenverbanden vertreten werden.
Beispielsweise setzt sich der Hauseigentiimerverband dafiir ein, dass die Steu-
ern moglichst tief ausfallen, die aufgrund von Immobilieneigentum geschuldet
sind.'®?* Soweit 6ffentlich ersichtlich tut er dies jedoch vor allem iiber die Politik
und weniger durch direkten Kontakt mit der Steuerverwaltung.

(5) Steuervorbescheid als gegenstrukturelle Einrichtung

Ergénzend sind Steuervorbescheide («Rulingsy) als eine gegenstrukturelle Mass-
nahme zu erwihnen, die fiir das Verhaltnis der Steuerverwaltung und der Steuer-
pflichtigen in der Schweiz besonders ist.!%* Diese Rulings befinden sich an der
Grenze zwischen formalem und informalem Handeln der Steuerverwaltung und
beziehen sich auf eine bestimmte steuerrechtliche Qualifikation eines Sachver-
halts.'% Sie sind aber keine Entscheidung in formaler Hinsicht, also keine Ver-
anlagungsverfiigung, sondern eine Zusicherung einer entsprechenden zukiinftigen
Entscheidung. In den Steuergesetzen sind Steuervorbescheide allerdings nicht
vorgesehen, !¢ das heisst: Die formalen Verhaltensanweisungen sehen keine
Steuervorbescheide vor, weshalb sich diese als gegenstrukturelle Einrichtungen
betrachten lassen. Sie kompensieren die fehlende Vorhersehbarkeit von Ent-
scheidungen der Steuerverwaltung. Damit erhalten die Steuerpflichtigen die
Moglichkeit, ihr Verhalten anzupassen, wenn sie mit den Steuerfolgen einer be-
stimmten Sachverhaltsgestaltung nicht einverstanden sind. Steuervorbescheide
dienen also vor einer verbindlichen Entscheidung dazu, Spannungen im Verhiltnis
von Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen auszugleichen. Gleichzeitig nehmen
sie eine spitere formale Entscheidung vorweg. %%

1052 Andere Ursachen fiir den fehlenden Interessenverband sind an dieser Stelle aber nicht

auszuschliessen.

1053 Siehe bspw. hev-schweiz.ch > Eigentum > Steuern und Abgaben > Eigenmietwert-
besteuerung, abrufbar auch unter perma.cc/SQM7-MEAW.

1054 Vgl. ausfithrlich zu den Steuervorbescheiden § 5 Ziff. 4.

1055 Vel. § 5 Ziff. 4.

105 Vel. § 5 Ziff. 4.

1057 Eine zusitzliche komplexititsreduzierende Wirkung attestiert den Steuervorbeschei-

den ImsTEPF, Konfliktvermeidung und Komplexititsreduktion, 328-330.
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e. Zwischenergebnis

Die formalen und informalen Strukturen, welche die 6ffentliche Verwaltung und
das Publikum verbinden, sind vielfaltig. Formal betrachtet sind sie geprigt durch
den sachlichen, unpersonlichen Kontakt sowie die Moglichkeit der Verwaltung,
ohne Zustimmung des Publikums {iber dieses zu entscheiden. Um dieses Ungleich-
gewicht zugunsten der 6ffentlichen Verwaltung auszugleichen und Platz zu schaffen
fir weitere zwischenmenschliche Kommunikationsformen, bilden sich verschiedene
informale Strukturen heraus. So kann laut LunmanN der Rang eine Rolle spielen. Vor
allem aber geschieht ein Ausgleich iiber gegenstrukturelle Einrichtungen, zum Bei-
spiel negative Allgemeinurteile und alternative Kontaktsysteme.

Mit Blick auf die Steuerverwaltung fallen verschiedene Punkte auf. Erstens rdumen
die formalen Strukturen des Steuerverfahrensrechts der Information der Steuer-
pflichtigen bzw. ihrer Kooperation einen hohen Stellenwert ein. Dies bewirkt, dass
die Steuerverwaltung ohne die Zustimmung der Steuerpflichtigen entscheiden
kann, gleichzeitig aber auf deren Kooperation angewiesen ist. Dies liegt nicht zu-
letzt am Untersuchungsgrundsatz, der die Steuerverwaltung dazu verpflichtet, den
Sachverhalt wahrheitsgemaéss festzustellen. Aufgrund des Informationsungleich-
gewichts ist dazu jedoch eine Mitwirkung der Steuerpflichtigen nétig. Zweitens
fallt auf, dass sich Fragen zu den informalen Strukturen ohne weitere empirische
Untersuchungen nicht beantworten lassen. Informale Strukturen haben es an sich,
dass sie fiir Aussenstehende teilweise nicht sichtbar sind. Drittens sind im Verhalt-
nis zwischen Steuerverwaltung und Steuervertretern alternative Kontaktsysteme
erkennbar. Ein weiteres Beispiel fiir gegenstrukturelle Einrichtungen findet sich in
Steuervorbescheiden. Sie sollen die mangelnde Voraussehbarkeit rechtlicher Ent-
scheidungen der Steuerverwaltung ausgleichen.

3.2 Politik

Nachdem nun das Umweltsystem des Publikums dargestellt wurde, ist in einem
zweiten Schritt der Blick auf das Umweltsystem der Politik zu richten. Die Grenze
zwischen Politik und Verwaltung ist dabei weniger scharf als die Grenze zwischen
Verwaltung und Publikum. Das Verhiltnis von Politik und Verwaltung ist viel-
schichtig und besteht nicht nur aus Befehl!®® und Gehorsam oder aus Zweck-

1058 Wie bereits weiter oben geschrieben, finden Befehle eher in einer hierarchischen Uber-
ordnung Anwendung, wenn eine hierarchisch {ibergeordnete Verwaltungsstelle invol-
viert ist (vgl. § 9 Ziff. 2.3).
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setzung und Mittel zur Durchfithrung.!®® Zwecksetzung und Befehl konnen zwar
Teil der Kommunikation sein, das Verhéltnis von Politik und Verwaltung ist je-
doch gekennzeichnet durch Informationen.'® Mdochte eine Politikerin mit ihrem
Anliegen Erfolg haben, so muss sie sich danach richten, wie das Verwaltungs-
system diese Informationen verarbeitet.'%!

a. Grenze zwischen Politik und Verwaltung

Wo die politische Grenze konkret verlduft, 1dsst sich im Rahmen von LunmANNS
Theorie nicht allgemein darlegen. Vielmehr hingt sie von der Art der Kommu-
nikation ab.!%? Unter Politik fillt in diesem Zusammenhang alles, was passiert,
bevor verbindliche Entscheidungen gefallt werden. LunmanN erwéhnt beispiels-
weise die «Festlegung der Parteilinie vor der Abstimmung im Parlament oder
wenn der Minister seinen Staatssekretdr kommen 1a6t, um mit ihm zu beraten,
ob er an jener heiklen Verbandstagung teilnehmen soll oder besser nicht».'%® Die
Grenze verlduft somit nicht zwischen «Parlament und Regierung oder zwischen
Minister und Staatssekretar.!6

Deutlich wird dadurch, dass unter den Politikbegriff nicht die politischen Institu-
tionen fallen, die aus der Staatslehre oder der Gewaltenteilungslehre bekannt sind.
So sind Parlament und Regierung ebenfalls Teil des Verwaltungssystems, sofern
sie verbindliche Entscheidungen fillen,!% also beispielsweise Gesetze erlassen.
Dies ist auch Ausdruck von Lunmanns Ansicht, dass Gesetze, Verordnungen und
Verwaltungsakte alle verbindliche Entscheidungen sind und damit «unleugbare
Ahnlichkeiten» haben.'%66

Die politischen Prozesse hingegen betreffen die «Generalisierung des offentli-
chen Einflusses durch die Formulierung konsensfahiger politischer Ziele, die Be-
schaffung politischer Unterstiitzung und demokratischer Legitimation».'” Das

1059 T unMANN, Grenzen, 146, 149.

Lunmann, Grenzen, 151.
1061 T _uaMANN, Grenzen, 150.

1062 T_uaMANN, Grenzen, 152.
1063

1060

Lunmann, Grenzen, 153.

1064 LuaMANN, Grenzen, 152.

1065 LunmanN, Grenzen, 153. LunMANN bezieht sich hier explizit auf die Innenpolitik, da

Entscheide in der Aussenpolitik fiir die Empfanger nicht verbindlich seien (Fn. 61).
1066 T unMANN, Grenzen, 153 Fn. 62.

1067 LuaMANN, Grenzen, 151.
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heisst, die politischen Prozesse sind den verbindlichen Entscheidungen vorgelagert
und haben die Funktion, Akzeptanz fiir deren Verbindlichkeit durch politisches
Vertrauen zu schaffen.'®® Die verbindlichen Entscheidungen von Verwaltungs-
stellen im herkommlichen Sinne, beispielsweise der Steuerverwaltung, unter-
scheiden sich hierbei von jenen der Parlamente durch ihren Abstraktionsgrad: Bei
vom Parlament entschiedenen Rechtssédtzen handelt es sich um sogenannte pro-
grammierende Entscheidungen, wobei Entscheidungspramissen gesetzt werden;
Entscheidungen von Verwaltungsstellen beziehen sich hingegen auf Einzelfille,
betreffen das Publikum also unmittelbar.'%®

b. Zugang zur politischen Grenze der Steuerverwaltung

Wie erfolgreich die Politik dabei ist, ihre Ziele in der Verwaltung durchzusetzen,
hiangt LunmManN zufolge davon ab, wie und an welche Stelle ein Absender von
Kommunikation politische Informationen richtet.'””® Die politische Information
hat in Lunmanns Theorie keine legale Bedeutung, fiihrt also nicht unmittelbar zu
einer verbindlichen Entscheidung.!®”! Die Sicherung des Zugangs zur Grenze zur
Verwaltung bzw. «zu den Stellen, in denen diese Informationen fiir die Verwaltung
formuliert werdeny, ist das Ziel der politischen Parteien.!”> Konkret kann die In-
formation, womit die Politik die Verwaltung beeinflusst, verschiedene Formen an-
nehmen. Die zwei «Schliisselinformationen» sind Menschen und Empfehlungen
von Entscheidungen oder Entscheidungsprogrammen.

(1) Einfluss auf Personalentscheidungen

Die erste Moglichkeit ist die Information in der Form von Menschen, das heisst:
Bestimmte Verwaltungsposten mit Entscheidungskompetenz werden mit be-
stimmten Menschen besetzt.!”* Diese Menschen zeichnen sich durch ihre Person-
lichkeit sowie ein bestimmtes, fest verankertes Vorzugsprogramm von Werten
aus. Sie sind also fiir politische Information besonders zugénglich.!'* Aus der
Perspektive der Politik ergibt dies Sinn, da so eingesetzte Personen — ob aus

1068 T unmaNN, Grenzen, 151.
1069 gl § 9 Ziff. 2.3.

1070 TuaMANN, Grenzen, 152.

1071 LunMANN, Grenzen, 156.
1072 T unmANN, Grenzen, 152.
1073 T uuMANN, Grenzen, 151 f.

1074 LunMANN, Grenzen, 151 f.
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«Dankbarkeit oder Erwartung, Uberzeugung oder Kalkiil» — «politisch informier-
bar bleiben».!”” Kennzeichnend fiir diese Form der politischen Grenze bzw. der
politischen Information ist, dass nicht nur die leitenden Verwaltungsstellen dafiir
empfinglich sind, sondern auch «Untergebene».!?”® Solche Stellen kénnen Posi-
tionen mit Regierungsverantwortung, aber auch leitende oder ausfithrende Ver-
waltungsstellen sein.

Auf die Steuerverwaltung angewendet bedeutet dies beispielsweise: In einem kan-
tonalen Regierungsrat wird das Finanzdepartement einer Person zugewiesen, die
einen bestimmten Fiihrungsstil hat oder bestimmte politische Ansichten vertritt.
Denkbar ist aber auch, dass eine Regierungsrétin weitere, ihr hierarchisch unter-
stellte Positionen mit bestimmten Personen besetzt. So erhélt die Politik einen ein-
facheren Zugang zur Verwaltung und kann ihre politischen Informationen besser
platzieren. Damit erhoht sich die Wahrscheinlichkeit, dass diese in verbindliche
Entscheidungen umgesetzt werden.

(2 Einfluss durch Empfehlung von Entscheidungsprogrammen

Die Empfehlung von Entscheidungsprogrammen ist die zweite Moglichkeit, mit
der die Politik iiber politische Informationen einen Einfluss auf die Verwaltung
nehmen kann.'””” Die Empfehlung von Entscheidungsprogrammen betrifft zum
einen die parlamentarische Ebene, das heisst den Gesetzgebungsprozess, an dessen
Ende ein neues Entscheidungsprogramm bzw. ein neues Gesetz steht. Der Erfolg
solcher Empfehlungen héngt unter anderem davon ab, dass bestimmte Mitglieder
der Verwaltung dafiir empfanglich sind. Zum anderen kann die Empfehlung von
Entscheidungsprogrammen auf der Ebene von Rechts- oder Verwaltungsver-
ordnungen angesiedelt sein.

(3 Einfluss durch Empfehlung von Entscheidungen

Weiter siecht LunManN eine dritte Moglichkeit politischer Information: die Emp-
fehlung von Entscheidungen, also den Versuch, konkrete Entscheidungen zu be-
einflussen.’”® Fiir die Steuerverwaltung sind hierbei insbesondere die individuell-
konkreten Entscheidungen in Form der Veranlagungsverfiigungen zu verstehen.
Die Empfehlung von konkreten Entscheidungen lésst sich einerseits betrachten als

1975 LunMANN, Grenzen, 156.

1076 TuaMANN, Grenzen, 156.
1077 T unMANN, Grenzen, 152.

1078 LuaMANN, Grenzen, 152.
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«unrechtmissige» Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung. Davon ist aus-
zugehen, wenn in einem bestimmten Fall abweichend von den bestehenden Ent-
scheidungsprogrammen, also beispielsweise von Gesetzen, entschieden werden
soll. Eine Entscheidungsempfehlung kann andererseits auch verstanden werden
als Einflussnahme in einem Bereich, in dem tatséchlich ein Entscheidungsspiel-
raum besteht. In beiden Féllen steht die politische Information neben den Informa-
tionen der Steuerpflichtigen und des Personals, welche die Entscheidungsfindung
ebenfalls beeinflussen.

c. Méglichkeiten der Verwaltung zur Einflussnahme
auf die Politik

Nicht nur die Politik versucht, mit politischen Informationen Einfluss auf die Ver-
waltung zu nehmen. Andersrum beeinflusst auch die Verwaltung die Politik. Der
Einfluss der Verwaltung auf die Politik ergibt sich vor allem aus ihren Kontakt-
systemen'’” sowie deren immanenter Ndhe zu den Umweltsystemen des Pub-
likums und des Personals. Durch ihren engen Kontakt zum Publikum und zum
Personal weiss die Verwaltung, wie bestimmte Massnahmen bei diesen zwei
Umweltsystemen aufgefasst wiirden. So kann sie einschétzen, ob beispielsweise
ein Gesetzesentwurf politisch gut oder schlecht ankommen wiirde und welche
Massnahmen die Angestellten mit mehr oder weniger Elan umsetzen wiirden.'*
Die Verwaltung kann aus diesem Grund in beratender Funktion Einfluss auf die
Politik nehmen.

Aus dieser Perspektive wird davon ausgegangen, dass die Steuerverwaltung besser
als die Politik einschétzen kann, welche Schwierigkeiten bei Gesetzgebungsvor-
haben auftreten konnten, beispielsweise welche Aspekte der Einkommenssteuer
bei den Steuerpflichtigen auf Unverstdndnis stossen. Dies ist eine Konsequenz
aus dem direkten Kontakt zwischen Steuerverwaltung und Steuerpflichtigen. Auf-
grund des tdglichen Austauschs mit den Steuerpflichtigen verfiigt die Steuerver-
waltung jedenfalls iiber Informationen, die auf der politischen Ebene nur unter
grossen Anstrengungen erlangt werden konnen.

9 Vgl. § 9 Ziff. 3.1 Bst. d. Ziff. (3) f.

1080 Dazu Lunmann, Grenzen, 192.
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d. Méglichkeiten der Kommunikation zwischen Politik
und Publikum

Der Blick auf das Verhéltnis von Verwaltung und Politik ist nun durch die Pers-
pektive des Publikums zu ergénzen. Das Publikum hat im Vergleich zur Politik
andere Erwartungen an die Verwaltung. Als «Systemleistung» der Verwaltung
ist damit die Aufgabe verkniipft, die divergierenden Anforderungen dieser zwei
Grenzen auszugleichen.'®! Diese verschiedenen Interdependenzen sind folgend
ndher zu betrachten.

(1) Informationsméglichkeiten von Politik und Publikum

Zunéchst unterscheiden sich die Informations- bzw. Einflussmoglichkeiten von
Politik und Publikum auf die Verwaltung. Das Publikum hat direkten, unein-
geschriankten Zugang zur Verwaltung und kann ihr die eigenen Interessen direkt
mitteilen.!®? LunMANN erwéhnt in diesem Zusammenhang als Beispiel, dass die
Steuerpflichtigen als Publikum sich dafiir einsetzen konnen, dass ihre abzugs-
fahigen Ausgaben auch wirklich steuerlich beriicksichtigt werden.!®® Eine steuer-
pflichtige Person kann etwa fordern, dass ihre Fahrtkosten fiir den Arbeitsweg
vollstidndig abgezogen werden. Entsprechend geht es darum, die eigenen Inter-
essen im konkreten Fall zu vertreten. Gleichzeitig muss das Publikum die ver-
bindlichen Entscheidungen der Verwaltung akzeptieren, «sofern sie den Voraus-
setzungen der Verbindlichkeit» geniigen, also weder fehlerhaft noch rechtswidrig
sind.!®* Das Publikum kann somit einerseits fiir die eigenen Interessen eintreten,
ist andererseits in gewissem Sinne gegeniiber der Verwaltung aber machtlos.'*
Im Gegensatz dazu muss die Politik ihre Interessen pauschalieren und generali-
sieren. Dadurch werden sie unpersonlich.!®¢ Im genannten Beispiel wire die all-
gemeine Erh6hung des Fahrtkostenabzugs eine politische Forderung. Diese Gene-
ralisierung ermdglicht es der Politik zugleich, die Interessen mit mehr Nachdruck
an die Verwaltung bringen.'®” Die beiden Einflussmoglichkeiten von Politik und

1081 T unmaNN, Grenzen, 157.
1082 LunMANN, Grenzen, 158.

1083 LuaMANN, Grenzen, 158.

1084 LunMANN, Grenzen, 158.

1085 T uaMaNN, Grenzen, 159.
1086 T unMANN, Grenzen, 158.

1987 LunMANN, Grenzen, 158.
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Publikum ergénzen sich auf diese Weise gegenseitig in ihrer Unvollkommenheit
und kompensieren einander gewissermassen.'%¢

(2) Einfluss des Publikums (iber die Politik durch Wahlen

Das Publikum kann die Verwaltung auch indirekt beeinflussen, wobei LuHMANN
auch hier voraussetzt, dass die Verwaltung weiterhin ohne Zustimmung des Pu-
blikums entscheiden kann.'”® Um diese «Machtlosigkeit» des Publikums zu
kompensieren, kann es iiber den Umweg der Politik auf die Verwaltung Einfluss
nehmen, ' beispielsweise liber Wahlen, Abstimmungen und Lobbying.!®! Diese
Kompensationsmoglichkeit steht in Luamanns Theorie neben den bereits aus-
gefiihrten gegenstrukturellen Massnahmen und den Interessenverbanden.!®? Wie
stark der jeweilige Einfluss von Publikum auf die Politik, von der Politik auf die
Verwaltung und von der Verwaltung auf das Publikum ist, bleibt variabel.'%*

Angewendet auf die Steuerverwaltung ist somit von einer indirekten Einfluss-
nahme der Steuerpflichtigen iiber die Politik auf die Steuerverwaltung auszu-
gehen. Gleichzeitig ist zu beriicksichtigen, dass die Interessen einzelner Steuer-
pflichtiger nicht direkt als politische Informationen an die Verwaltung gerichtet
werden. Sie miissen zuvor abstrahiert werden, damit die Politik sie anschliessend
als politische Information an die Verwaltung weiterleiten kann. Zusétzlich ist in
der Schweiz aufgrund der direktdemokratischen Instrumente {iber Abstimmungen
eine Einflussnahme mdglich, indem beispielsweise auf Bundesebene gegen eine
Anderung des DBG ein Referendum ergriffen wird.'”* Diese Méglichkeit ist je-
doch begrenzt: Nicht alle Steuerpflichtigen diirfen an Wahlen und Abstimmungen
teilnehmen, da dies — zumindest auf Bundesebene — an die Staatsbiirgerschaft ge-
kntipft ist.!® Immerhin sind nicht alle formalen demokratischen Instrumente vom
Wahl- und Stimmrecht abhingig; das Petitionsrecht ist beispielsweise unabhéngig

1088 TLuaMANN, Grenzen, 159.

1089 TunmANN, Grenzen, 159 f. Vgl. dazu § 9 Ziff. 3.1 Bst. a.
1% T unmanN, Grenzen, 160.

191 Vgl. LunMANN, Grenzen 161.

1092 LunmanN, Grenzen, 160. Vgl. § 9 Ziff. 3.1 Bst. d.
193 Lunmann, Grenzen, 161.

109 Zur Bedeutung des fakultativen Referendums fiir die Mitsprache vgl. EHRENZELLER/

Noges, SGK BV, Art. 141 Rz. 8-10.
109 Dazu HoNGLER, SGK BV, Art. 127 Rz. 11.
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von der Staatsbiirgerschaft.!®® Dariiber hinaus bringen sich Interessenverbénde oft
bei Vernehmlassungen zu Gesetzesinderungen mit einer Stellungnahme ein.!%’

e. Zwischenergebnis

Die Grenzen der 6ffentlichen Verwaltung zum Publikum und zur Politik sind nicht
allein durch formale Strukturen geprégt. Die Politik wirkt auch tiber Empfehlun-
gen von Personalentscheiden, Entscheidungsprogrammen und Entscheidungen
auf die Verwaltung ein. Die Verwaltung hat gegeniiber der Politik jedoch einen
Informationsvorsprung beziiglich der Interessen des Publikums und des Personals.
Das heisst, die Verwaltung kann mit diesen Informationen die Politik beeinflussen.
Das Publikum kann wiederum seine schwache Stellung gegeniiber der Verwaltung
verbessern, indem es die Verwaltung iiber die Politik beeinflusst.

Fiir die Steuerverwaltung ist ebenfalls davon auszugehen, dass die formalen Struk-
turen vorliegen, das heisst: Die Politik verfiigt iiber Wege, um die Verwaltung zu
beeinflussen. Fiir die vorliegende Untersuchung ist der Einfluss der Politik auf
Entscheidungsprogramme im Sinne von Rechts- und Verwaltungsverordnungen
sowie auf individuell-konkrete Entscheidungen besonders relevant. Dies ergibt
sich daraus, dass die Politik dadurch die Wertungen der Steuerverwaltung beein-
flussen kann. Bemerkenswert ist weiter, dass die Steuerpflichtigen tiber die direkt-
demokratischen Instrumente die Moglichkeit haben, den politischen Prozess stér-
ker zu beeinflussen, als dies in Lunmanns Theorie mit Bezug auf die deutsche
Verwaltung der Fall ist. Insbesondere dem Publikum bzw. den Steuerpflichtigen
stehen somit Wege offen, direkt auf die Verwaltung einzuwirken.

3.3 Personal

Nach dem Publikum und der Politik riickt nun das Personal in den Fokus. Das
Personal meint jene Personen, die in der Verwaltung arbeiten.'®® Diese Men-
schen haben eine Personlichkeit, womit sie gegen aussen auftreten und wahr-

109 Art. 33 BV.

197~ Art. 147 BV. Siehe LutH/BrUNNER, SGK BV, Art. 147 Rz. 11. Vgl. fiir eine Untersu-
chung des Einflusses von Interessenverbdnden auf die Gesetzgebung durch Stellung-
nahmen im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens in Finnland FinER, Loopholes,
insb. 20-23.

1098 Vgl § 9 Ziff. 2.4 Bst. b.
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genommen werden.!® Sie selbst sind gepréigt von Gefithlen, Vorzugsneigungen
und Werthaltungen.!'® Damit eine Organisation ihre Funktion erfiillen kann, miis-
sen diese personlichen Aspekte indes in den Hintergrund treten. An ihre Stelle
tritt eine «kiinstlich homogenisierte, den Organisationsinteressen entsprechende
Motivationsstruktur».'! Damit dies gelingt, muss ein Mensch bestimmte Be-
dingungen akzeptieren, um Mitglied einer Organisation zu sein''? bzw. eine Rolle
im System zu erfiillen."!® Im Gegenzug erhélt er von der Organisation Vorteile.!'*
Die personlichen Aspekte bleiben aber auch mit der Annahme einer Mitglied-
schaftsrolle bestehen und bilden daher eine konstante Umwelt der Verwaltung.''%

a. Vorteile der Mitgliedsrolle

Die Vorteile einer Mitgliedschaft in der Verwaltung bestehen nach LuHMANN vor
allem aus Geld und Prestige.'!* Die Mitarbeitenden der Steuerverwaltung erzielen
aus ihrer Tatigkeit etwa einen Lohn. Die Rahmenbedingungen fiir die Arbeit,
beispielsweise flexible Arbeitszeiten oder Homeoffice, lassen sich ebenfalls als
Vorteile sehen.!'”” Neben diesen objektiven Vorteilen kommen auch subjektive
in Betracht: Beispielsweise konnen Verwaltungsangestellte eine personliche Be-
friedigung aus ihrer Arbeit ziehen, weil sie diese gerne verrichten oder sie ihren
Interessen entspricht.

b. Bedingungen fiir die Mitgliedsrolle

Um von den Vorteilen einer Mitgliedschaft zu profitieren, miissen die Mitglieder
nach LunManN bestimmte Bedingungen erfiillen. Die Mitgliedsrolle in der Ver-
waltung ist an formale Erwartungen gekniipft.!'® Diese stellen jedoch nur einen

1% T unmaNN, Grenzen, 164.
1100 T yumANN, Grenzen, 164.
Lunmann, Grenzen, 164.
102 TLuaMANN, Grenzen, 165.

1103 T unmaNN, Grenzen, 166.
1104

1101

Lunmann, Grenzen, 165.
105 LuaMANN, Grenzen, 165.

11% L unmann, Grenzen, 171.

1197 Diese werden u. a. bei Stellenausschreibungen des kantonalen Steueramts Ziirich re-
gelmdissig hervorgehoben.

1108 LuaMANN, Grenzen, 166.
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Teil der sozialen Erwartungen dar, die insgesamt an eine Person gerichtet sind."'%®
Fiir eine Organisation im Allgemeinen, insbesondere fiir die Offentliche Ver-
waltung, ist zentral, dass diese externen Erwartungen an eine Person keine Gel-
tung haben.!""? Stellt man sich also zwei befreundete Personen vor, wovon eine in
der Steuerverwaltung arbeitet, so kann die andere Person nicht davon ausgehen,
dass ihre Freundin sie vorteilhaft behandelt — obschon sie dies in ihrer Rolle als
Freundin in der Freizeit tun wiirde.

Im Vergleich mit Produktionsbetrieben ist das Handeln von Verwaltungsmit-
gliedern durch ein stirkeres Mass an Selbstbeteiligung geprigt, da es vor allem
aus Kommunikation besteht.'"" Die Kommunikation muss zwar formal er-
scheinen, also «sachlich und unpersénlich» sein, enthélt jedoch stets «gewichtige
Komponenten personlicher Selbstdarstellungy».!''? Dies kann sich in der «bevor-
zugten Kontaktform (formal oder informal), der Kommunikationstechnik (schrift-
lich, telephonisch, miindlich) und der Kontaktgelegenheit, in der Ausdrucksweise,
in den mehr angedeuteten und zugewinkten Nebenmitteilungen, in dem zur Schau
gestellten Informationsbesitz, in der Kiihnheit der eigenen Schluflfolgerungen, in
der Neuheit von Ansichten oder in der Richtung ihres Konformismus und nicht
zuletzt in der Moglichkeit zu Initiativen» manifestieren.'!* Dieses Verhiltnis von
formalen Anforderungen und personlicher Selbstdarstellung ist «die charakteris-
tische Problematik des Verwaltungssystems an seiner Personalgrenze».!''* Die
Mitarbeitenden der Verwaltung verfiigen folglich t{iber besonders viele Moglich-
keiten, sich selbst in ihrer Kommunikation mit dem Publikum darzustellen.

Fiir die Mitglieder der Steuerverwaltung — vorliegend die Steuerkommissirinnen
— bedeutet dies: Sie miissen sich an die rechtsstaatlichen Grundlagen fiir die Ver-
waltungstétigkeit halten, folglich das Gleichbehandlungsgebot respektieren, sich
an Treu und Glauben halten und diirfen nicht willkiirlich entscheiden.!"> Vor allem
aber miissen sie sich an die Entscheidungsprogramme der vorgesetzten Stellen
halten, also an die Steuergesetze oder Verordnungen.'!® In Einzelféllen kénnen
diese Anforderungen mit der persdnlichen Sphére der Verwaltungsmitglieder kol-

1% LunmanN, Grenzen, 166 f.

10 T unmaNN, Grenzen, 169.
U LunMmanN, Grenzen, 172 f.
112 LunMaNN, Grenzen, 173.
113 LunMANN, Grenzen, 174.
114 T uaMaNN, Grenzen, 174.
15 Vgl. zu den verfassungsmaéssigen Anforderungen allgemein § 4 Ziff. 1.

Vgl. zum Legalitétsprinzip § 4 Ziff. 1.1.

1116
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lidieren: Empfindet eine Steuerkommissérin als Privatperson den Kinderdrittbe-
treuungsabzug etwa als zu niedrig,''!” darf sie den Abzug dennoch nur im gesetz-
lichen Rahmen gewéhren.

c. Verflechtung dienstlicher Kommunikation
mit dem Selbstdarstellungsinteresse

Die personliche Sphére der Verwaltungsmitglieder besteht nach Lunmanns Theo-
rie aus ihren Gefiihlen, eigenen Werteinstellungen und Personlichkeiten.!''® Zu
einer Kollision dieser personlichen Sphire und der formalen Anforderungen der
Organisation kommt es beispielsweise, wenn die personlichen Wertpréferenzen
einer entscheidenden Person zu einer anderen Entscheidung fithren wiirden als
die rechtlichen Grundlagen. Dieser Widerspruch zwischen den formalen An-
forderungen an die Mitglieder eines sozialen Systems und deren personlicher
Sphire fiihrt zu einem Rollenkonflikt. Dieser Rollenkonflikt zeichnet sich durch
verschiedene Aspekte aus, denen im Folgenden nachzugehen ist.

(1) Trennung von formalem und informalem Verhalten

Von Bedeutung ist zunéchst die «Trennung von formalem und informalem Ver-
halten».'""® Diese wird notwendig, wenn ein System mehrere Umwelten auf-
weist.!'? Bezogen auf die Verwaltung wird das Verhalten der Mitglieder nicht
nur durch das Personal gesteuert, also die persdnliche Sphire der entscheidenden
Personen. Vielmehr liegen zusétzlich Verhaltenserwartungen des Publikums und
der Politik vor.""*! Das Zusammenspiel von formalem und informalem Verhalten
ermdglicht es der Verwaltung, auf eine Art zu handeln, die den Erwartungen aus
den Umweltsystemen geniigt.!"? Fiir die Steuerverwaltung bedeutet dies: Eine
Steuerkommissdrin darf Veranlagungsentscheidungen nicht nach personlichen
Priaferenzen und Werteinstellungen fillen, sondern muss sich an formalen Re-
geln wie Gesetzen und Verwaltungsverordnungen orientieren. Ferner darf sie fiir
Wertungen ebenfalls nicht ausschliesslich nach eigenen Priaferenzen entscheiden,

M7 Vgl. zur Diskussion Cajacos, Kinderbetreuung, Rz. 24-37.

18 LuaMANN, Grenzen, 164.

19 LunMANN, Grenzen, 175.
1120 T unmaNN, Grenzen, 175.
1121 T yuMANN, Grenzen, 175.

122 LunMANN, Grenzen, 177.
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sondern muss Erwartungen der anderen beiden Umweltsysteme, also der Steuer-
pflichtigen und der Politik, miteinbeziehen.

2) Persdnliche Selbstdarstellungsstrategien

Hinzu treten zahlreiche persénliche Selbstdarstellungsstrategien.!' Zentral ist
insbesondere, wie ein Mitglied entscheidet und wie es sich verhélt, wenn die
Organisationsstruktur ihm eine Wahlmoglichkeit lasst.!'* Tritt ein Mensch in die
Verwaltung ein, entscheidet er eigenstindig dariiber, wie er diese neue Rolle als
Mitglied ausfiillen mochte.!'” Er kann sich seiner Personlichkeitsstruktur ent-
sprechend verhalten — oder grundlegend davon abweichen. Die Entscheidung da-
riiber steht ihm offen.

Fiir die Steuerverwaltung kann diese Entscheidung beispielsweise in der Kommu-
nikation mit Steuerpflichtigen bedeutsam sein. So kann eine Steuerkommissérin im
Austausch mit Steuerpflichtigen eher distanziert auftreten oder sich nahbar geben.
Sie kann in Zweifelsféllen eher zugunsten oder zuungunsten der Steuerpflichtigen
entscheiden. Personliche Selbstdarstellungsstrategien konnen zudem auch im in-
ternen, kollegialen Verhéltnis von Bedeutung sein. Eine Steuerkommissérin kann
beispielsweise hilfsbereit sein oder egoistisch handeln, mithin auf das eigene Fort-
kommen bedacht sein.

(3) Persadnliche Bedingtheit von Verhalten

Allgemein beobachtet Lunmann eine «Uberschitzung der personlichen Ver-
haltensbedingungen im taglichen Zusammenlebeny.!'?® Damit umschreibt er den
Umstand, dass problematisches, nicht regelkonformes Verhalten anderer Perso-
nen als personlich bedingt ausgelegt wird.'?” Grundsétzlich ist es demnach so,
dass Verhalten als unproblematisch betrachtet wird, solange es sich im Rahmen
einer «sozial vorgezeichneten» Rolle bewegt.!'?® Alles abweichende Verhalten
wird als grundsétzlich problematisch gesehen.!'? Dies tduscht dariiber hinweg,
dass personliche Faktoren in das Verhalten hineinspielen, selbst wenn eine Person

123 T unmaNN, Grenzen, 178.

1124 LunMaNN, Grenzen, 179.

125 LuaMANN, Grenzen, 180.

1126 LunaMANN, Grenzen, 180.

127 LuaMANN, Grenzen, 175.
128 T unMANN, Grenzen, 183.

129 LunMANN, Grenzen, 184.

150

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A


https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

§ 9 Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung aus einer System-Umwelt-Perspektive

rollenkonform handelt.!!* Verhalt sich eine Person jedoch nicht rollenkonform,
so muss dies nicht unbedingt aufgrund personlicher Faktoren sein. Oft liegen die
Ursachen des abweichenden Verhaltens, so LUHMANN, in systeminternen Proble-
men.'B! Das abweichende Verhalten tridgt dann dazu bei, dieses interne Problem

zu 16sen. 13

Im Zusammenhang mit dieser Beobachtung ist das «Uberwilzen organisatorisch
ungeldster Probleme auf die Einzelperson» zu sehen.!*? Umschrieben werden
hierbei die teilweise divergierenden Anforderungen an einzelne Personen. Diese
stehen dann vor der Schwierigkeit, ein Problem zu 16sen, ohne dabei «allzusehr
[sic!] anzueckeny.''*

Nur weil eine Steuerkommissérin sich nicht rollenkonform verhilt, ist dies aus
der Perspektive der Theorie somit nicht zwingend auf personliche Griinde zuriick-
zufiihren. Vielmehr kann es sein, dass mit dem abweichenden Verhalten system-
interne Probleme geldst werden. Tritt eine entscheidende Person ungeduldig auf,
kann dies an deren Personlichkeit liegen. Es kann jedoch auch systembedingt not-
wendig sein, Druck auf die Steuerpflichtigen auszuiiben und diese damit zu einem
bestimmten Verhalten zu bringen.

d. Zwischenergebnis

Die Mitgliedschaft in einem sozialen System wie der 6ffentlichen Verwaltung
ist an bestimmte Bedingungen gebunden, die voraussetzungslos erfiillt wer-
den missen.!®> Im Gegenzug dafiir erhalten die Mitglieder bestimmte Vorteile.
Dazu zéhlt etwa ein Lohn oder die Moglichkeit, im Homeoffice zu arbeiten.!!3
Die Bedeutung dieser Vorteile unterscheidet sich je nach Personlichkeit. Diese
Personlichkeit der Mitglieder zeigt sich allgemein an der Grenze zwischen
Verwaltung und Personal. Daraus ergibt sich die Schwierigkeit, dass die Ver-
waltungsangestellten ihre Personlichkeit auch dann nicht vollstdndig ignorieren
konnen, wenn sie eine bestimmte Rolle einnehmen. Diese Schwierigkeit tritt an

1130 T unmanN, Grenzen, 183.
131 LuaMANN, Grenzen, 184 f.
1132 LunMANN, Grenzen, 184 f.
1133 LunMANN, Grenzen, 186.
1134 T unmaNN, Grenzen, 187.
135 Vgl. § 9 Ziff. 3.3 Bst. b.

1136 Vgl. § 9 Ziff. 3.3 Bst. a.
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verschiedenen Stellen zutage, vor allem im direkten Kontakt mit dem Publikum
oder Kollegen.'¥’

In der Steuerverwaltung scheint die personliche Sphére der Steuerkommissérinnen
auf Ebene der Kommunikation durch. Sie beeinflusst, wie sie gegeniiber den
Steuerpflichtigen und gegeniiber Kollegen auftreten.!'*® Jedoch lésst sich nicht
ausschliessen, dass die personliche Sphére auch bei Entscheidungsprogrammen
oder individuell-konkreten Entscheidungen einfliesst.''* Das bedeutet: Neben
Einfliissen aus der Politik, von den Steuerpflichtigen und den Steuervertretern sind
auch personliche Einfliisse auf Entscheidungen moglich.

4.  Einordnung der Auslegung von Rechtssatzen

Wihrend die Theorie die formale Programmierung von Entscheidungen unter-
sucht, geht sie nicht darauf ein, wie die Entscheidungsprogramme verstanden
werden. Damit bleibt ein Aspekt unbeleuchtet, der fiir diese Arbeit wichtig ist,
namlich die Frage, wie die Auslegung eines Rechtssatzes zu qualifizieren ist.
Grundsitzlich kommen diesbeziiglich zwei Moglichkeiten in Betracht:

Erstens kann die Auslegung den politischen Prozessen zugeordnet werden. Be-
griinden lasst sich dies mit dem Argument, die Auslegung in der Theorie stehe
vor dem verbindlichen Entscheiden.!*° Fiir diese Annahme spricht, dass die Aus-
legung allein noch keine verbindliche Entscheidung begriindet. Die Auslegung
geht zwar von einem Entscheidungsprogramm aus, ist davon jedoch nicht voll-
stindig bestimmt. Was bei der Auslegung passiert, ist vergleichbar mit dem, was
die Politik macht: Verschiedene Interessen werden betrachtet, es wird abgewogen
und die Auslegung mit der grossten Akzeptanz wird gewéhlt. 4!

Zweitens ldsst sich die Auslegung als ein verwaltungsinterner Prozess zur Konso-
lidierung der Informationen aus den verschiedenen Umwelten verstehen. Bei der
Auslegung spielen Informationen aus der politischen Sphére eine Rolle, beispiels-

1137 Vgl. § 9 Ziff. 3.3 Bst. c.

1% Vel. § 9 Ziff, 3.3 Bst. c. Ziff. (2).
1% Vgl. § 9 Ziff. 3.3 Bst. c. Ziff. (1).
140 Vel. § 9 Ziff. 2.2.

1141 Akzeptanz muss nicht unbedingt «moralisch» konnotiert sein, sondern kann bspw.

auch Akzeptanz durch Gerichte aufgrund der Beachtung des Legalitétsprinzips be-
deuten.
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weise die Diskussionen im Parlament vor der Abstimmung iiber eine Vorlage.
Weiter sind Informationen aus dem Publikum zentral. Die Auslegung findet zu-
dem im Rahmen der Subsumtion statt. Dabei wandert das Auge stets vom Rechts-
satz zum tatséchlichen Sachverhalt und wieder zuriick.'** Der Sachverhalt beruht
bei der Festsetzung der Steuerschuld weitgehend auf Informationen der Steuer-
pflichtigen. Nicht zuletzt ist ausgehend von Lunmanns Theorie anzunehmen, dass
Personlichkeit sowie personliche Motive oder Einstellung der Sachbearbeiterin
das Auslegungsresultat beeinflussen. Dieser Einordnung folgend ist die Auslegung
ein zentraler Prozess bei der Konsolidierung der Informationen aus der Umwelt.

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

Zunéchst hat sich gezeigt, dass die Steuerverwaltung ein soziales System ist mit der
Funktion, verbindlich {iber die Steuerschuld der Steuerpflichtigen zu entscheiden.!'*3
Hierfiir hat sich die Verwaltung funktional und segmentir differenziert. Da dadurch
die Zusténdigkeiten innerhalb der Verwaltung aufgeteilt werden, schrankt dies die

Entscheidungsméglichkeiten der Steuerverwaltung im Einzelfall ein.!'#

Die Steuerverwaltung féllt Entscheidungen mit Entscheidungsprogrammen oder
konkreten Entscheidungen.!'* Bei ersteren handelt es sich beispielsweise um
Steuergesetze oder Verwaltungsverordnungen. Diese Entscheidungsprogramme
schrinken die Moglichkeiten von konkreten Entscheidungen ein,'“ bilden somit
die Entscheidungspramissen fiir die konkreten Entscheidungen. Entscheidungen
der Steuerverwaltung erfolgen sodann als Veranlagungsverfiigungen.!''4’

Sowohl bei der Entscheidung iiber Entscheidungsprogramme als auch bei kon-
kreten Entscheidungen unterliegt die Steuerverwaltung den Einfliissen der Um-
welt. Diese Umwelt besteht aus verschiedenen Umweltsystemen. Die wichtigs-
ten Umweltsysteme sind die Steuerpflichtigen, die Politik und das Personal der
Steuerverwaltung.''*® Dieses Verhéltnis konstituiert sich durch formale und infor-

eyl § 7 Ziff, 1.
18yl § 9 Ziff, 2.1.

1144 Vegl. § 9 Ziff. 1.3 Bst.
1145 Vgl. § 9 Ziff. 2.3 Bst.
1146 Vgl. § 9 Ziff. 2.3 Bst.
147 Vegl. § 9 Ziff. 2.3 Bst.
145 Vgl. § 9 Ziff. 2.4 Bst.
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male Strukturen, welche wiederum die Einfliisse bestimmen, welche die Umwelt-
systeme auf die Entscheidungen der Steuerverwaltung haben.!'*

Die Theorie von Lunmann erméglicht es, diese Einfliisse zu systematisieren. Wie
stark der Einfluss der Umweltsysteme auf Entscheidungen der Steuerverwaltung
im Einzelfall tatsdchlich ausfallt, ist aber situationsbezogen festzustellen. Darii-
ber hinaus ergibt sich bei der Anwendung der Theorie auf die Steuerverwaltung
die Schwierigkeit, dass nicht alle Handlungs- und Entscheidungsstrukturen von
aussen erkennbar sind. Ausgehend von der Theorie ldsst sich grundsitzlich an-
nehmen, dass Strukturen vorhanden sind. Jedoch kann nicht abschliessend be-
urteilt werden, wie diese konkret ausgestaltet sind.

Die bisherigen Ausfithrungen haben von aussen erkennbare Handlungsstrukturen
der Steuerverwaltung identifiziert und anhand der Theorie beschrieben und sys-
tematisiert. Die formalen Handlungsstrukturen zeigen sich hauptsichlich in den
rechtlichen Rahmenbedingungen gemaéss Kapitel 4. Die informalen Handlungs-
strukturen umfassen nicht formalisierte Abldufe, etwa den nicht rein unperson-
lichen Kontakt zwischen Steuerpflichtigen und Mitarbeitenden der Steuerver-
waltung."*° Einige dieser Strukturen wurden in den vorstehenden Ausfiihrungen
—ausgehend von LunMANNs Ansétzen zur 6ffentlichen Verwaltung — fiir die Steuer-
verwaltung in der Schweiz beschrieben. Ergéinzt wurde dies beispielhaft durch
informale Strukturen, die spezifisch in der Steuerverwaltung zu finden sind, unter
anderem Steuervorbescheide'’! sowie Kontaktsysteme zwischen Steuervertretern
und Mitarbeitenden der Steuerverwaltung.''s?

Die Theorie eignet sich somit fiir eine Systematisierung der Einflussfaktoren auf
die Entscheidungen der Steuerverwaltung. Sie ermdglicht es, zu beschreiben,
wann, wie und unter welchen Bedingungen die Steuerverwaltung bei der Rechts-
anwendung Wertungen vornimmt. Dabei zeigte sich, dass diese Wertungen durch
die Politik, die Steuerpflichtigen und das Personal der Steuerverwaltung selbst
beeinflusst werden. Gleichzeitig machte dies die Limitationen einer theoretischen
Annéherung sichtbar, da vor allem bestimmte informale Strukturen verdeckt blei-
ben. Um die formalen und informalen Handlungsstrukturen der Steuerverwaltung
ganzheitlich zu erfassen, bietet sich daher eine empirische Untersuchung an. Dies
ist der Schwerpunkt des folgenden, abschliessenden Kapitels.

14yl § 9 Ziff, 3.

1S ygl. § 9 Ziff. 3.3 Bst. c.

st ygl. § 9 Ziff. 3.1 Bst. d. Ziff. (5).
12 ygl. § 9 Ziff. 3.1 Bst. d. Ziff. (3).
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Nixras Lunmann unterscheidet in seiner funktional-strukturellen Systemtheorie
zwischen formalen und informalen Strukturen. Wahrend sich formale Strukturen
etwa in Rechtssédtzen finden lassen und daher von aussen erkennbar sind, ist die
Identifikation informaler Strukturen eine Herausforderung. Aufgrund ihres infor-
malen Charakters sind sie von aussen nicht ohne Weiteres erkennbar. Zwar lésst
sich unter Anwendung von LunManns Theorie ihre Existenz vermuten, um sie
jedoch nachweisen zu kdnnen, bedarf es empirischer Untersuchungen.

1. Entscheidungsfindung in der Rechtsanwendung
als Gegenstand empirischer Forschung

In der Schweiz und den iibrigen deutschsprachigen Landern fehlen, soweit er-
sichtlich, empirische Untersuchungen zur Entscheidungsfindung bei der Rechts-
anwendung in der Steuerverwaltung.!'>® Gleichzeitig existieren jedoch empirische
Ansitze, welche die Entscheidungsfindung in der Rechtsanwendung im All-
gemeinen —das heisst ausserhalb der Steuerverwaltung — in den Blickpunkt riicken.
Diese Studien lassen sich wie folgt unterteilen. In einem ersten Teil der Studien
wird die Entscheidungsfindung in Gerichten und von Richterinnen untersucht.!!>*
Ein zweiter Teil der Studien konzentriert sich auf die Entscheidungsfindung in

1153 Vgl. aber bspw. mit einer Studie zum Umgang von Mitarbeitenden der niederlandi-
schen Steuerverwaltung mit Unsicherheiten RaapHorst, Uncertainty experiences,
insb. 498-499. Zum Einfluss stereotypischer Annahmen auf die Entscheidungen von
Mitarbeitenden der niederldndischen Steuerverwaltung RAAPHORST/GROENEVELD/VAN
DE WALLE, Double Standards, insb. 141-147. Siehe fiir Deutschland indes Fn. 1154.
Fiir Deutschland u.a. die folgenden qualitativen Studien: LAautmANN, Richterliche
Strategien, insb. 47 f.; LAUTMANN, Justiz, insb. 181-224; KraNENPOHL, Schleier, zu-
sammenfassend 495-505; STEGMAIER, Wissen, 391-409. Bemerkenswert ist eine aktu-
elle quantitative Untersuchung zur richterlichen Entscheidungsfindung in der Schweiz
im Zusammenhang mit der Strafzumessung von Ranzoni, Gerechte Strafen, insb.
Rz. 412-563. Vgl. mit einer Untersuchung des Lobbyings gegeniiber Richterinnen
BinDER, Unabhéngige Justiz, 167-354. Vgl. auch m.w. H. LAut™MANN, Justiz, 14-17;
KRAMER/ARNET, Juristische Methodenlehre, 54, Fn. 35 f. Vgl. mit einer theoretischen
Untersuchung richterlicher Entscheidungsfindung aus konstruktivistischer Perspektive
LEk, Struktur, 198-201, 284287, 427-429.

1154
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der Verwaltung.!!> Sodann existieren drittens Untersuchungen der schriftlichen
Urteilsbegriindung.!*¢ Im Folgenden werden zwei fiir die vorliegende Arbeit be-
sonders aufschlussreiche Studien zu richterlichen Entscheidungen und zu Ver-
waltungsentscheidungen dargestellt.

1.1 Richterliche Entscheidungen basierend auf formellen
und informellen Sachprogrammen

RupiGER LAUTMANN untersuchte mithilfe einer teilnehmenden Beobachtung, wie
richterliche Entscheidungen geféllt werden. Er stellte fest, dass ein formelles Pro-
gramm fiir die Darstellung von Entscheiden sowie ein formelles Sachprogramm
vorliegen, also inhaltliche Vorgaben fiir Entscheide.!”” Neben dem formellen
Sachprogramm existiert ihm zufolge auch ein informelles Sachprogramm, das er
in den Wertvorstellungen der Richterinnen verortet.!>® Der Autor kommt in seiner
Studie zum Schluss, dass fiir Entscheidungen sowohl das formelle als auch das
informelle Sachprogramm ausschlaggebend sind. Gleichzeitig halt er fest, dass
im Zweifel die «Argumente des informellen Programms haufiger siegen».!'* Das
formelle Programm sei hingegen fiir die Darstellung einer Entscheidung von Be-
deutung.!'® In seiner Studie ldsst LAUTMANN offen, woraus sich das informelle
Programm zusammensetzt und welche Wertvorstellungen der Richterinnen von
besonderer Bedeutung sind.

Die Relevanz dieser Studie fiir die vorliegende Untersuchung ergibt sich daraus,
dass der Autor — wie oben LunMANN — zwischen einem formellen (bzw. forma-
len) und einem informellen (bzw. informalen) Programm bzw. einer formellen
(formalen) und informellen (informalen) Struktur unterscheidet.!®" Im Einklang

1155 Bspw. mit Fokus auf die Deliberation in Interaktionen zwischen Mitarbeitenden der

Verwaltung (u.a. auch des Finanzamts) und Biirgerinnen in Deutschland SCHMIDTKE,
Deliberation, zusammenfassend 324-349.
1156 Bspw. mit einer quantitativen Untersuchung der Argumentationsstruktur in Urteilen
des EGMR ALTwicKER/GEERING/GERBER/TAUSHANOV, Winning Arguments, insb. 215—
226.
LauTtMmann, Richterliche Strategien, 47 f. Vgl. zur Studie auch BAEr, Rechtssoziologie,
§ 8 Rz. 15-18.
Lautmann, Richterliche Strategien, 48. Vgl. ausfiihrlicher LAuTMANN, Justiz.
1159 LAUuTMANN, Richterliche Strategien, 48.
1160 T sutMANN, Richterliche Strategien, 48.

Vgl. zu LunMANNS Ansatz § 9.

1157

1158

1161
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

mit den Erkenntnissen zur Steuerverwaltung kommt er zum Schluss, dass bei der
Rechtsanwendung neben den formellen Entscheidungsgrundlagen informelle fiir
die Entscheidungsfindung eine Rolle spielen.

1.2  Verwaltungsentscheidungen als Resultat deliberativer
Interaktionen

OLIVER ScHMIDTKE analysierte die Entscheidungsfindung der offentlichen Ver-
waltung. Ausgehend vom Konzept der deliberativen Demokratie untersuchte er,
wie Deliberation''®? in Interaktionen zwischen Mitarbeitenden der offentlichen
Verwaltung und Biirgern stattfindet. Dafiir wertete er leitfadengestiitzte Interviews
mit Mitarbeitenden der offentlichen Verwaltung und mit Biirgern sowie auf-
gezeichnete Face-to-Face-Interaktionen aus.!!'®> Diese Datenauswertung erfolgte
anhand einer Konversationsanalyse."'** ScHMIDTKE kommt zum Schluss, dass in
Interaktionen zwischen Mitarbeitenden der 6ffentlichen Verwaltung, unter ande-
rem des Finanzamts, Deliberation stattfindet, das heisst: Kleine Aushandlungs-
prozesse finden statt, auch wenn statusbedingte Machtasymmetrien bestehen
bleiben.!'®> Nichtsdestotrotz kommt er zum Schluss, dass die Mitarbeitenden des
Finanzamts in keinem untersuchten Fall von ihrer «praktischen Entscheidungy
abwichen.''% Raum fiir Deliberation sieht er insbesondere bei administrativen Er-
messensspielrdumen sowie «offene[n] Fragen der korrekten Zuordnung der fest-
gelegten Regelungen zu lebensweltlichen Realitdteny, also beispielsweise bei der
Frage, ob die «Ausgaben fiir die schulische Nachhilfe» steuerlich abzugsfahig
sind.!'¢’ ScHMIDTKE beobachtete eine Orientierung der interagierenden Personen an
bereits getroffenen Entscheidungen. Weiter sieht er die Rolle der Mitarbeitenden
der Verwaltung darin, den Betroffenen aufzuzeigen, welche Moglichkeiten
gesetzeskonformen Handelns bestehen.!'%

162 «Deliberation» definiert ScumiDTKE hierbei als «eine Phase der Abwégung von Hand-

lungsoptionen vor dem Vollzug einer Entscheidung [...], die sich vielfach auch auf
Amtern wiederfindet» (ScHMIDTKE, Deliberation, 16).

1163 ScHMIDTKE, Deliberation, 153 f.

1164 ScuMIpTKE, Deliberation, 155.

1165 ScHMIDTKE, Deliberation, 335. Vgl. auch Buchbesprechung in JUNGMANN, Sammel-
besprechung, 430 f.
1166 ScumIDTKE, Deliberation, 339.

167 ScaMIDTKE, Deliberation, 334.

168 ScuMIDTKE, Deliberation, 336.
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ScumipTKES Untersuchung ist fiir die vorliegende Arbeit aufschlussreich, da sie
mit den «Aushandlungsprozessen» ebenfalls «informelle» Handlungen der Ver-
waltung untersucht. Sie unterscheidet sich vom vorliegend gewahlten Ansatz in-
des, indem sich der Autor auf den Einfluss im Rahmen von Gespriachen zwischen
den Mitarbeitenden der Verwaltung und den Biirgern beschrankt. Von Bedeutung
ist jedoch die Erkenntnis ScHMIDTKES, dass ein Spielraum fiir Aushandlungen zu
existieren scheint.!®

Die Studien von LautMaNN und von ScHMIDTKE zeigen Moglichkeiten auf, wie
die Entscheidungsfindung in der Rechtsanwendung untersucht werden kann. Thre
Herangehensweise und die Ergebnisse machen deutlich, dass empirische Unter-
suchungen vermeintlich «versteckte» informale Handlungsstrukturen an die
Oberfléche holen kdnnen. Ausgehend von diesem Befund gilt es in einem néchs-
ten Schritt, eine geeignete empirische Methode fiir die Untersuchung der Ent-
scheidungsfindung der Steuerverwaltung zu finden.

2. Methodische Grundlagen der Untersuchung

Grundsitzlich gelten fiir die Verwaltungswissenschaft wie flir die anderen
empirisch-analytischen Sozialwissenschaften die Grundséitze des kritischen
Rationalismus.!"”” Wissenschaftliche Aussagen miissen also intersubjektiv {iber-
priifbar und werturteilsfrei sein. Weiter miissen sich die Erkldrungen aus den
Handlungen von Individuen ableiten lassen.!'”! Von Bedeutung ist zudem, dass der
Zweck einer Studie klar ist sowie der Forschungsgegenstand und die angewendete
Methode kohérent sind."'”? Diesen Vorgaben soll im Folgenden Rechnung ge-
tragen werden.

21 Forschungsgegenstand

Zunichst ist der Forschungsgegenstand darzulegen. Die Betrachtung der Ent-
scheidungsfindung bzw. der Ausfiillung des Entscheidungsspielraums durch die
Steuerverwaltung aus einer System-Umwelt-Perspektive legt nahe, dass die Ent-
scheidungen der Steuerverwaltung auf der Basis von formalen und informalen

16 Vgl § 9 Ziff. 3.1.
1170 BouNE, Verwaltungswissenschaft, 41.
71 «Methodologischer Individualismus». Dazu BoHNE, Verwaltungswissenschaft, 42.

172 Lewis/MACNAUGHTON NicHOLLS, Design Issues, 48.
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Strukturen gefillt werden.!'” Da sich diese jedoch wie gezeigt theoretisch nur
bedingt nachvollziehen lassen,''’™ bedarf es einer weitergehenden empirischen
Untersuchung. Untersucht werden demnach formale und informale Einfliisse auf
Wertungen der Steuerverwaltung, die bisher verdeckt blieben.

Dieser Einblick kann erstens dabei helfen, die Plausibilitdt der Anwendung der
System-Umwelt-Theorie auf die Steuerverwaltung aufzuzeigen. Damit soll ein
erster Abgleich der Resultate mit der Anwendung der Theorie auf die Steuerver-
waltung ermoglicht werden. Zweitens besteht die Moglichkeit, weitere formale
und informale Strukturen herauszuarbeiten, welche die Entscheidungsfindung der
Steuerverwaltung beeinflussen. Nicht zuletzt soll ein direkter Bezug zur Praxis der
Steuerverwaltung hergestellt werden. Die Interviews sollen demnach dazu dienen,
Probleme in der Praxis zu identifizieren.

Auf Basis des umrissenen Forschungsgegenstandes wurden die Interviews aus-
gehend von den folgenden Fragen strukturiert:

1. Wie gehen Steuerkommissire bei der Entscheidungsfindung vor?
2. Worauf basieren die Entscheidungen von Steuerkommissdren?

3. Wie beurteilen Steuerkommissére ihre Rolle im Verhéltnis zur Politik und zu
den Steuerpflichtigen?

2.2 Forschungsmethode

Bei sozialwissenschaftlichen empirischen Untersuchungen lassen sich qualitati-
ve und quantitative Methoden unterscheiden.!'” Quantitative Methoden erheben
Daten als Zahlen''”® und sind somit stark standardisiert.'”” Thre Resultate werden
anhand ihrer Reprisentativitit gemessen.''”® Im Gegensatz dazu sind qualitative
Daten vielfaltiger.!"” Dazu zéhlen etwa Texte, Audioaufzeichnungen oder Vi-
deos."® Quantitative und qualitative Methoden unterscheiden sich ferner im Vor-

1B gl § 9.
1M Vgl § 9 Ziff. 5.

1175 Statt vieler BAER, Rechtssoziologie, 10 Rz. 14.

1176 KuckARTZ/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 16; BAER, Rechtssoziologie, 10 Rz. 14.

177 Vgl. Frick, Qualitative Sozialforschung, 53, m.w. H.

178 Vgl. zu den unterschiedlichen Forschungsbewertungen und zur Verallgemeinerung

FLick, Qualitative Sozialforschung, 50.

117 KuckARTZ/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 16.

180 KuckArTz/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 16.
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gang der Datenerhebung und -auswertung. Generell eignen sich quantitative Me-
thoden besser, um stark formalisierbare und standardisierbare Fragestellungen zu
untersuchen.'®! Qualitative Methoden sind besser geeignet, um komplexe Lebens-
sachverhalte zu erforschen.'"® Die Resultate qualitativer Forschung sind nie re-
prisentativ.''®® Teilweise wird die Meinung vertreten, dass quantitative Methoden
tendenziell dazu dienen, Theorien zu iiberpriifen, qualitative Methoden hingegen
dazu eingesetzt werden, Theorien zu finden, zu bilden oder zu erweitern.!'® Die
Beschriankung auf dieses Unterscheidungskriterium wiirde jedoch zu kurz grei-
fen. So lassen sich auch mit qualitativen Methoden Theorien testen.''®* Eine klare
Trennung ist demnach nicht mdglich und es hiangt im Einzelfall von Forschungs-
gegenstand und Forschungsziel ab, welche Methode sinnvoller ist.

Der vorliegende Ansatz folgt einem dualen Vorgehen: Einerseits wird unter-
sucht, ob die Anwendung der System-Umwelt-Theorie auf die Steuerverwaltung
zu plausiblen Erkenntnissen fiihrt. Hierbei sollen weitere formale und informa-
le Strukturen innerhalb der Steuerverwaltung identifiziert werden. Andererseits
soll Raum geschaffen werden, um weitere Aspekte nachvollziehen zu konnen, die
ausserhalb des Rahmens formaler und informaler Einflussfaktoren stehen. Neben
der Plausibilisierung der Theorie enthélt das Vorgehen demnach explorative Ele-
mente. Deshalb erweist sich vorliegend ein qualitativer Ansatz als zielfiihrend.''%
Vor allem die explorativen Elemente des Forschungsgegenstands kdnnen nicht
mit standardisierten Fragen erhoben werden, sondern erfordern Flexibilitdt. Dies
deckt sich mit dem dynamischen Charakter des qualitativen Vorgehens, das es er-
moglicht, neue Informationen aus den erhobenen Daten in das Forschungsdesign
und die Theorie aufzunehmen.''®

181 Vg, FLick, Qualitative Sozialforschung, 53, m.w.H. Vgl. mit einer Ubersicht iiber

neuere rechtswissenschaftliche Forschung mit quantitativen Methoden Hamann,
Taxonomie, 44-61.

1182 ReH, Soziologische Erkenntnisse, 110.

Vgl. zu den Einschriankungen qualitativer Methoden ReH, Soziologische Erkenntnisse,
110 f.

SEDLMEIER/RENKEWITZ, Forschungsmethoden, 992.

185 Lewris/MAcNauGHTON NicHoLLs, Design Issues, 52, m.w. H.
1186

1183

1184

Ebenso in Bezug auf die Implementationsforschung allgemein HuckE/WOLLMANN,
Methodenprobleme, 222.

187 Lewis/MACNAUGHTON NicHOLLS, Design Issues, 52, m. w. H.
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2.3 Durchfiihrung semi-strukturierter Interviews

In der qualitativen Forschung lassen sich verschiedene qualitative Daten nutzen.
Zur Auswertung stehen ebenfalls mehrere Moglichkeiten zur Verfligung.!'®® Das
vorliegende methodische Vorgehen mit semi-strukturierten Interviews wird nach-
folgend nédher beschrieben.

a. Datenerhebung

Betreffend die Datenerhebung ist zunichst festzustellen, dass fiir die vorliegende
Untersuchung geeignete Daten fehlen. Abgesehen von den normativen Vorgaben
des Rechts liegen keine schriftlichen Quellen vor, welche die Entscheidungs-
findung der Steuerverwaltung bzw. die Einflussfaktoren darstellen. Auch weitere
schriftliche Erzeugnisse der Steuerverwaltung sind nicht 6ffentlich zugénglich.
Selbst wenn Veranlagungsverfiigungen oder Einspracheentscheide 6ffentlich zu-
géinglich wiren, wiirde die Entscheidungsfindung daraus nicht vollstindig hervor-
gehen.!"® Um diese Daten zu erheben, bietet es sich somit an, die entscheidenden
Personen direkt zu befragen.

Eine solche Befragung geschieht im Rahmen von Interviews. Diese lassen sich
anhand ihres Strukturierungsgrads unterscheiden. Wahrend offene Interviews mi-
nimal strukturiert sind, also beispielsweise nur eine Einstiegsfrage vorsehen, be-
stehen standardisierte Interviews aus einem strikten Fragenkatalog. Neben offenen
und standardisierten Interviews finden semi-strukturierte Interviews Anwendung.
Hierbei orientiert sich die fragende Person an einem Leitfaden, der nur allgemeine
Themenbereiche vordefiniert. In diesem Rahmen bieten semi-strukturierte Inter-
views jedoch Raum fiir flexibles Nachfragen."'®

Um die Entscheidungsfindung in der Steuerverwaltung zu untersuchen, sind semi-
strukturierte Interviews besonders geeignet. Sie erméglichen eine offene Ge-
staltung der Gespréchssituation, in der aber dennoch eine spezifische Praxis be-
leuchtet werden kann.'"! Ein Leitfaden dient im Rahmen dieser Interviews dazu,
das Gesprich zu strukturieren.!'? Hierbei ist darauf zu achten, dass die Inter-

1188 Vgl. KuckARTZ/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 17.

1189

Vgl. zur Problematik der Herstellung und Darstellung von Entscheidungen § 7 Ziff. 3.

1% Zum Ganzen bspw. PrRzyBorskl/WOHLRAB-SAHR, Qualitative Sozialforschung, 106—

118, 164-193.
PrzyBORSKI/WOHLRAB-SAHR, Qualitative Sozialforschung, 165.
Vgl. PrzyBorSKI/WOHLRAB-SAHR, Qualitative Sozialforschung, 171.

1191

1192
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viewerin offene Fragen stellt und der interviewten Person Raum fiir unerwartete
Aussagen lasst.!!

b. Leitfaden

Ein Leitfaden ist ein Dokument, das die zentralen Themen und Unterpunkte fiir
Interviews zusammenfasst."** Ublicherweise teilt er das Gesprich in thematische
Blocke auf. Bei der Erstellung des Leitfadens ist essenziell, die zu besprechenden
Themen zu biindeln. Zudem sollten nicht zu viele Themen angesprochen werden,
damit sich ausgewdhlte Fragen vertiefen lassen.'"” Ein guter Leitfaden ist somit
iibersichtlich und erméglicht eine flexible Gestaltung des Gespriichs.!'*

Der vorliegend erstellte Leitfaden wurde zunéchst in fiinf Blocke unterteilt. Den
Einstieg bildeten Fragen zum personlichen Hintergrund der Interviewten. Diese
betrafen einerseits sozioGkonomische Angaben, also Alter, Geschlecht und Aus-
bildung. Andererseits wurde nach dem beruflichen Werdegang gefragt. Die Wahl
des Einstiegs sollte zugleich eine entspannte Atmosphére schaffen, welche die
interviewten Personen zum Erzdhlen animiert. Der weitere Gesprachsverlauf war
wie folgt unterteilt: Ein erster Block umfasste Fragen zu Arbeitsabldufen, ein
zweiter Block Fragen zu den Details der Fallbearbeitung. Der dritte Frageblock
thematisierte die Steuerumgehung und der vierte die Einfliisse aus den Umwelten
der Steuerverwaltung. Der erste Block startete mit niederschwelligen Fragen, um
herauszufinden, wie die alltdgliche Fallbearbeitung strukturiert ist. Mithilfe des
zweiten Blocks sollte herausgefunden werden, welchen Entscheidungsstrategien
die befragte Person folgt und wie sie ihre Entscheidungsfindung selbst beschreibt.
Der dritte Block mit Fragen zur Steuerumgehung sollte einerseits dazu dienen,
festzustellen, inwiefern das Konzept der Steuerumgehung noch eine Rolle spielt.
Andererseits sollten sich anhand der Antworten konkrete Entscheidungsstrategien
nachvollziehen lassen. Im vierten Block wurde sodann nach Einflussversuchen
durch die Umwelt gefragt. Die Interviewten wurden also gefragt, wie eng der
Kontakt zu Politikerinnen, zu Regierungsriten, zu Lobbyvertretern oder vielleicht
zu Anwiltinnen ist. Ausgehend von diesem Rahmenkonzept wurde der Leitfaden
nach jedem Interview kritisch gepriift. Allgemein lésst sich jedoch sagen, dass

19 Vgl. PrzyBorRsKI/ WOHLRAB-SAHR, Qualitative Sozialforschung, 168 f.

1194 ARTHUR/MITCHELL/LEWIS/MCNAUGHTON NicHOLLS, Designing Fieldwork, 149.
1195 ARTHUR/MITCHELL/LEWIS/MCNAUGHTON NicHoLLs, Designing Fieldwork, 149.

11%  ScHAFER, Interviews, 3. Vgl. ARTHUR/MITCHELL/LEWIS/MCNAUGHTON NICHOLLS, Desig-

ning Fieldwork, 149.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

sich im Verlaufe der Befragungen daran keine substanziellen Anderungen ergeben
haben.

c. Stichprobe

Neben der Auswahl von Methode und Interviewform ist die Stichprobe fiir die
Qualitdt der Daten besonders relevant. In qualitativen Untersuchungen gilt es
grundsitzlich, auf eine grosstmogliche Heterogenitit bzw. Diversitit der Stich-
probe zu achten."”” Dies ermdglicht erstens eine breite Perspektive auf das The-
ma.'"”® Zweitens lassen sich so Interdependenzen identifizieren und betrachten.'*
Ferner ist eine angemessene Stichprobengrosse zu wihlen.?® Diese fillt bei
qualitativen Untersuchungen naturgemass kleiner aus als bei quantitativen Unter-
suchungen.'?! Welche Anzahl im konkreten Fall sinnvoll ist, hingt von ver-
schiedenen Faktoren ab: der Heterogenitit der potenziellen Interviewpartner, der
Anzahl der relevanten Selektionskriterien sowie von finanziellen und personellen
Mitteln, die fiir das Forschungsprojekt zur Verfiigung stehen.'* Bei individuel-
len Interviews liegt die Stichprobe iiblicherweise unter 50 Personen.!?” Bei einer
kleineren Stichprobe ist entsprechend eine sorgfiltige Auswahl der Interview-
partnerinnen erforderlich. Allgemein ist die Stichprobe so zu ziehen, dass sich die
relevantesten und umfassendsten Informationen fiir den Forschungsgegenstand
damit erheben lassen.'*

Mit Blick auf den explorativen Charakter sowie die begrenzten Ressourcen die-
ser Arbeit wurde eine Stichprobe mit sechs Personen gebildet, um ein moglichst
breites Bild aus verschiedenen Perspektiven zu erhalten. Hierbei wurde darauf
geachtet, die Interviews mit Steuerkommissédrinnen aus kleinen, mittleren und
grossen Kantonen der Schweiz zu fiithren. Diese Auswahl erfolgte unter der An-
nahme, dass die Grosse der Organisation einen Einfluss auf die einzelne ent-
scheidungsfindende Person hat. Um trotz dieser bestehenden Unterschiede in der

197 RircHie/LEwis/ELaAM/TENNANT/RAHIM, Designing and Selecting Samples, 116.

1198 RircHiE/LEwis/ELaAM/TENNANT/RAHIM, Designing and Selecting Samples, 116.
1199 Rircuie/LEwis/ELaM/TENNANT/RaHIM, Designing and Selecting Samples, 116 f.
1200 RircHie/LEwis/ELaM/TENNANT/RAHIM, Designing and Selecting Samples, 117.

1200 Ritchie/LEwis/ELAM/TENNANT/RAHIM, Designing and Selecting Samples, 117.

1202 RircHie/LEwis/ELaM/TENNANT/RAHIM, Designing and Selecting Samples, 117 f.

1203 RitcHie/LEwiS/ELAM/TENNANT/R AHIM, Designing and Selecting Samples, 118.

1204 LEwis/MACNAUGHTON NicHOLLS, Design Issues, 64 f., m. w. H. Ausfiihrlich zu den ver-
schiedenen Formen der Stichprobenauswahl RitcHie/LEwis/ELAM/TENNANT/RAHIM,
Designing and Selecting Samples, 112-116.
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Grosse und Organisation eine Vergleichbarkeit sicherzustellen bzw. anzustreben,
wurden jeweils zwei Personen pro Kanton befragt. Die Auswahl der Kantone ist
auf die Deutschschweiz beschriankt. Ausschlaggebend fiir den Fokus auf Deutsch-
schweizer Kantone sind zwei Punkte: Erstens ist die Sprache bei semi-strukturier-
ten Interviews zentral. Solche Interviews kdnnen nur von Personen durchgefiihrt
werden, welche die gesprochene Sprache wie eine Erstsprache beherrschen.!2%
Zweitens gebietet der geringe Umfang der Stichprobe einen engeren Fokus der
Untersuchung.

Diesen Vorgaben entsprechend wurden die Steuerverwaltungen eines kleinen,
eines mittleren und eines grossen Kantons zunéchst telefonisch kontaktiert.
Danach wurden den am Telefon genannten Ansprechpersonen in einer E-Mail
weitere Informationen zur Verfiigung gestellt. Diese E-Mail enthielt eine kurze
Vorstellung der untersuchenden Person («Doktorandin im Steuerrecht an der
Universitdt Basel») sowie eine grobe Beschreibung des Dissertationsprojekts
(«Rechtsanwendung und Entscheidungsmethode im Steuerrecht mit Fokus Steuer-
verwaltungy). Dariiber hinaus wurde in der E-Mail skizziert, in welche Richtung
die Fragen im Interview gehen wiirden («tdgliche Arbeit der befragten Personen,
Abléufe bei der Entscheidungsfindung und ihre Perspektive darauf»).

Diese E-Mail sollte das Interesse der angefragten Personen wecken. Zudem wurde
darauf geachtet — im Sinne des erforderlichen informed consent —, eine aus-
reichende Entscheidungsgrundlage zur Teilnahme an der Untersuchung zur Ver-
fligung zu stellen. Zu guter Letzt wurde den angefragten Personen die Moglichkeit
eingerdumt, Riickfragen zu stellen. Die Steuerverwaltungen der drei angefragten
Kantone reagierten positiv.

Auf der Basis der Informationen aus der E-Mail suchten sie intern nach Frei-
willigen. Dem Aufruf folgten je zwei Personen pro Kanton. Vergleicht man dieses
Vorgehen mit den dargelegten Vorgaben an Stichproben, so wurden die Interview-
partner mit Bezug auf den Kanton gezielt, hinsichtlich der weiteren Faktoren wie
Geschlecht oder Ausbildung jedoch zufillig ausgewahlt. Zu beriicksichtigen ist,
dass alle interviewten Personen sich freiwillig gemeldet haben. Denkbar ist, dass
die Bereitschaft zur Teilnahme mit bestimmten Personlichkeitsmerkmalen einher-
geht. Die personlichen Angaben der Interviewten lassen sich in einer Matrix!2%
wie folgt darstellen:

1205 Vg, dazu ENzennorer/REscH, Ubersetzungsprozesse, insb. Rz. 6.
1206 Ausfiihrlich zu einer solchen Matrix RitcHIE/LEwiS/ELAM/TENNANT/RAHIM, Designing
and Selecting Samples, 142 f.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

Tabelle: Matrix interviewte Personen

Weiblich Mannlich Divers
Geschlecht
2 4 0
20-30 Jahre  31-40 Jahre  41-50 Jahre  51-60 Jahre  61-65 Jahre
Alter*
_ 3 _ 1 _
Kaufmdnnische Betriebswirtschaft- Andere
Ausbildung Ausbildung liches Studium
2 2%% 2
Ausschliesslich Zeitweise Andere
Berufslaufbahn Verwaltung Steuerberatung
2 3 1
Jahre bei der 0-3 Jahre 3—-10 Jahre 11-20 Jahre >20 Jahre
Steuerverwaltung 0 3 1 2

*  Das Alter von zwei interviewten Personen ist unbekannt.
**  Eine Person absolvierte vor dem betriebswirtschaftlichen Studium eine kaufméannische Aus-

bildung.

d. Durchfiihren der Interviews

Nach dem Erstellen des Leitfadens,'?®” der Kontaktaufnahme mit den Steuerver-

waltungen der ausgewéhlten Kantone!2%®

und der Terminfindung mit den einzelnen
Personen wurde das Interview vorbereitet. Dies beinhaltete eine personliche Er-
innerung an den Termin wenige Tage vor dem Treffen per E-Mail. Diese umfasste
zudem eine Einverstindniserklarung, die geméss dem géngigen Standard® er-
stellt wurde. Sie umfasste unter anderem das Einversténdnis in die Aufnahme des

Gesprichs. 210

Lag diese Einverstidndniserkldrung vor, konnten die Interviews durchgefiihrt wer-
den. Sie fanden in den Biirordumlichkeiten der betreffenden Kantone statt. Die

207 ygl. § 10 Ziff. 2.3 Bst. b.
208 gl § 10 Ziff. 2.3 Bst. c.

1209 Siehe GEBEL/GRENZER/KREUSCH/LIEBIG/SCHUSTER/TSCHERWINKA/WATTELER/WITZEL,

Datenschutz in qualitativen Interviews, Ziff. 2.2.

Eine interviewte Person lehnte die Aufnahme kurzfristig ab. Das Interview wurde den-
noch durchgefiihrt, jedoch unter Zuhilfenahme eines nicht wortgetreuen Protokolls. In
der Auswertung wurde dieses Interview aufgrund der beschrankten Aussagekraft nur
punktuell beriicksichtigt.

1210
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Aufnahme erfolgte mit Laptop und Smartphone. Um die Interviews analysieren zu
konnen, wurden die Aufhahmen transkribiert.’?!! Da die Interviews auf Schweizer-
deutsch stattfanden, war eine KI-gestiitzte Transkription nicht moglich. Zusétzlich
wurden Interviewprotokolle angefertigt, in denen Gedanken und Eindriicke direkt
nach dem Interview festgehalten wurden.

e. Datenauswertung

Fiir die Auswertung und Analyse von Daten kommen verschiedene qualitative
Analysemethoden infrage.'?'> Die Interviews in der vorliegenden Studie wurden
nach der inhaltlich-strukturierenden Inhaltsanalyse von Upo KuckarTz und STEFAN
RADIKER analysiert.!!* Diese Auswertungsmethode folgt einem besonders klar
strukturierten, codierenden Verfahren, bei dem Textstellen verschiedenen Kate-
gorien zugeordnet werden. Diese Kategorien lassen sich deduktiv bilden, also von
einer Theorie ausgehend, oder induktiv, also von den Daten und Beobachtungen
ausgehend.'”' In der Regel wird eine Kombination von deduktiv und induktiv
hergeleiteten Kategorien verwendet.'?!* Den bestehenden Kategorien werden beim
Codieren bestimmte Textausschnitte zugeordnet oder die Textausschnitte konnen
dazu dienen, neue Kategorien zu bilden.!?!® Die Codierung erfolgt in zwei Schrit-
ten. In einem ersten Schritt werden die Félle grob codiert. In einem zweiten Schritt
werden die nach den Hauptkategorien codierten Materialien nach neuen Unter-
kategorien codiert.'?!”

Fiir diese Analyse wurden die Codes deduktiv-induktiv gebildet. Zu Beginn wur-
den demnach ausgehend von den theoretischen Erkenntnissen Kategorien ge-
bildet. Diese Kategorien wurden anschliessend durch neue Erkenntnisse erginzt.
Die eigentliche inhaltlich-strukturierende Inhaltsanalyse erfolgte mithilfe der
dafiir verbreiteten Software MAXQDA .28

121l Die Transkription erfolgte nach den Transkriptionsregeln aus der Vorlesung «Einfiih-

rung in die qualitativen Methoden» im Herbstsemester 2022 von ROBERT SCHAFER. Sie
werden, soweit erforderlich, direkt erlautert.
1212 Vgl. mit vielen Beispielen RAbIKER/KuckarTz, MAXQDA, 6 f.
1213 KuckarTZ/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, passim.
KuckarTtz/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 39.

KuckarTtz/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 39.

1214
1215
1216 KuckArTZ/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 67.

1217 KuckArRTZ/RADIKER, Qualitative Inhaltsanalyse, 129 f.

1218 Unter Zuhilfenahme von Ripiker/KuckarTz, MAXQDA, passim.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

3. Auswertung der Interviews

Auf der Grundlage der methodischen Ausfiihrungen werden die Resultate der
Interviewauswertung nachfolgend dargestellt und kontextualisiert. Die Struktur
folgt den Kategorien aus dem Codierungsprozess. Illustriert werden die Resultate
der Auswertung mithilfe von direkten Zitaten aus den Interviews. Zur besseren
Leserlichkeit werden bei diesen Zitaten Bemerkungen der interviewenden Person
mit [...] ausgeschnitten, sofern es sich lediglich um Bekundungen der Aufmerk-
samkeit, wie beispielsweise «mhm» oder «ja» handelt. Bilden die Zitate einen
Wortwechsel zwischen der Fragestellerin und der befragten Person ab, so ist die
Fragestellerin mit «I» und die befragte Person mit «B» gekennzeichnet. Die Zi-
tate wurden zur besseren Lesbarkeit auf Rechtschreibung iiberpriift und sprach-
lich leicht geglittet, ohne dabei aber mundartnahe Formulierungen oder Rede-
wendungen in die Standardsprache zu iibersetzen.

Als allgemeine Beobachtung lésst sich vorab festhalten: Trotz des Leitfadens sind
alle Gesprache unterschiedlich und mit verschiedenen Schwerpunkten verlaufen.
Dies deutet darauf hin, dass es gelungen ist, durch die Personenauswahl und die
offene Gesprachsfithrung ein moglichst heterogenes Bild zu erhalten und auf die
einzelnen Interviewpartnerinnen und Interviewpartner einzugehen. Gleichzeitig
hat der Leitfaden eine Struktur fiir die Gesprache sichergestellt und dafiir gesorgt,
dass die relevanten Fragen besprochen werden konnten.

3.1 Rahmenbedingungen der Veranlagung

Nach der Feststellung der personlichen Angaben wurde das Gesprach auf all-
gemeine Fragen zur Arbeitsweise und zu den Verfahren gelenkt. Besprochen
wurden also die Aufgaben,'?" die Zuteilung der Félle'*? sowie die Anzahl und
Dauer der bearbeiteten Fille.'”?! Abschliessend wurden die individuellen Arbeits-
schritte'??? beschrieben.

1219 Vgl. § 10 Ziff. 3.1 Bst. a.
1220 Vgl. § 10 Ziff. 3.1 Bst. b.
121 Vgl. § 10 Ziff. 3.1 Bst. c.
122 Vgl § 10 Ziff. 3.1 Bst. d.
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a. Aufgaben

Die Aufgaben der interviewten Personen gleichen sich in allen Féllen: Sie ver-
anlagen primir die steuerpflichtigen Personen. Diese Aufgabe umfasst die Fest-
stellung des Sachverhalts sowie dessen rechtliche Qualifikation. Dariiber hinaus
behandeln die Befragten auch Einsprachen. Eine interviewte Person erwéhnte
zudem, dass sie oft E-Mails und Telefonate beantworten muss. Die alltdgliche
Bearbeitung von Fillen wird somit teilweise durch administrative Tatigkeiten er-
ganzt.

b. Zuteilung der Fille

Die Bearbeitung der Félle setzt voraus, dass sie den einzelnen Sachbearbeiterinnen
individuell zugeteilt werden. Aus den Interviews ergibt sich, dass bei dieser Zu-
teilung in allen untersuchten Kantonen zwischen unselbststéindig und selbststéindig
Erwerbenden sowie juristischen Personen unterschieden wird. Weiter findet eine
Unterteilung selbststdndig Erwerbender in solche mit tieferem und mit héherem
Umsatz statt.

Wie die Fille den einzelnen Sachbearbeiterinnen zugeteilt werden, unterscheidet
sich zwischen den befragten Kantonen indes. In einem Teil der befragten Kanto-
ne werden die Félle nach Gemeinden zugeteilt. Die Sachbearbeiter sind also fiir
spezifische Gemeinden zustindig. In anderen Kantonen erfolgt die Fallzuteilung
zufdllig. Daraus ergibt sich, dass Mitarbeitende der Steuerverwaltung jedes Jahr
dieselben Steuerpflichtigen veranlagen oder aber immer andere. Allen Kantonen
ist demgegeniiber gemein, dass die Gemeinden einen Teil der Veranlagungen
iibernehmen. Bei selbststindig Erwerbenden und juristischen Personen findet teil-
weise eine Zuteilung anhand der Branche statt.

c. Anzahl Félle und Dauer der Fallbearbeitung

Die Anzahl der Fille, die eine Person pro Jahr bearbeiten muss, unterscheidet
sich von Kanton zu Kanton. Sie hingt weiter davon ab, ob es sich um die Ver-
anlagung von unselbststindig oder selbststindig Erwerbenden oder juristischen
Personen handelt. Aus den Interviews ergibt sich, dass die Arbeitslast im Rahmen
der Arbeitszeit bewiltigt werden kann. Allerdings ist die Zahl so hoch angesetzt,
dass eine kontinuierliche Arbeitstatigkeit erforderlich ist. Um das Jahresziel zu
erreichen, sind geméss den Befragten auch Falle wichtig, die innert weniger Mi-
nuten abgeschlossen werden kdnnen.
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Beschrieben wurden der Umfang und die Dauer der Fallbearbeitung von einer
interviewten Person wie folgt:

«lch glaube, das Ding ist einfach, du musst immer etwas dranbleiben. Du hast immer
die Produktion im Hinterkopf.»'**

Eine andere Person meinte:

«Es ist meines Erachtens aber machbar, oder, und es hat natiirlich auch sehr viel Fdlle
drin, wo nicht gross, also-'***

[...]

die schnell gehen, die dementsprechend kurz abgehandelt werden, oder. Und dann
haben wir auch entsprechend Zeit fiir andere Fille, fiir grossere Fille. Und das muss
Jeder Steuerkommissdr, die Erfahrung wird jeder mit der Zeit mitbringen, was man
anschauen muss und was nicht. Und deshalb ist es ganz individuell, wie lange ein Fall
gehen kann. Und eine grosse Masse wird einfach schnell gehen.»'**

Eine dritte Person ergénzte:

«Aber wenn man dann noch sagt, zwischendurch habe ich noch eine Besprechung oder
eben so eine Rulinganfrage, oder eben ich muss einen Einspracheentscheid schrei-
ben oder eine Stellungnahme vor dem Steuerrekursgericht, bis dorthin sind wir voll
dabei, reduziert sich das weiter. Also, ich brauche Fdlle, bei denen ich sehr schnell
entscheiden kann und vorwdrtsmachen, sonst lande ich im Elend, wie wir so schon
sagen, oder.»'?*

Die Bearbeitungsdauer pro Fall variiert demnach stark. Einige lassen sich innert
weniger Minuten abschliessen, andere beanspruchen einen ganzen Arbeitstag.
Die Dauer der Fallbearbeitung hdngt geméss den Interviews massgeblich davon

ab,

ob es sich um einen unselbststidndig oder selbststindig Erwerbenden handelt.

Dies folgt daraus, dass bereits die Erfassung eines Falles linger dauert und sich
mehr Fragen stellen. Bei unselbststindig Erwerbenden ist der Bereich Abziige bei
Liegenschaften zeitintensiv:

1223

1224

1225

1226

1227

«Aber sobald einer, also bei Liegenschaftsunterhaltskosten, da kann es je nachdem
um viel Geld gehen. Neue Heizung reingemacht oder Kiiche oder Energiesparmass-
nahmen. Wenn man jetzt die Fassade neu macht oder das Dach, eine PV-Anlage drauf

macht, das muss er einfach nachweisen. Aber das geht schon ldnger fiir uns, das an-

zuschauen.»'*?’

A, Pos. 143-150.

Der Bindestrich signalisiert, dass ein Satz/Wort abgebrochen wurde.
B, Pos. 19-21.

C, Pos. 84.

D, Pos. 101-107.
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Daraus lésst sich ableiten, dass komplexere Fille mehr Bearbeitungszeit erfordern.

d. Arbeitsschritte

Neben von aussen vorgegebenen Strukturen und Einfliissen dhnelt sich bei den
Befragten auch das individuelle Vorgehen bei der Fallbearbeitung. Den Ausgangs-
punkt bildet der Vermogensvorschlag, das heisst der Unterschied zwischen dem
aktuellen Vermo6gen und jenem des Vorjahrs:

«Ja, der erste, es ist eigentlich der erste Blick, wenn man [...] sieht, dass der [...]
Vermégensvorschlag nicht sein kann, oder. Dort wiirde man, das sieht man ja noch
schnell, ob man da etwas vertieft anschauen muss.»'**

Sodann werden Notizen aus dem Vorjahr angeschaut und gepriift, ob diese einen
Hinweis auf Positionen geben, die in diesem Jahr einer genaueren Begutachtung
unterzogen werden miissen. Ergeben sich hieraus keine Auffilligkeiten, werden
die verschiedenen Positionen abgearbeitet. Dies beinhaltet insbesondere einen
Vergleich zu den Betrdgen in den Vorjahren. Je nach Kanton iibernimmt eine
Software einen Teil dieser Aufgabe. Die Software weist je nach Fall die Sach-
bearbeiterin an, eine Position genauer zu priifen. Kommt es bei dieser Priifung
zu Unklarheiten, hat die Steuerkommissirin verschiedene Mdglichkeiten: Sie
kann Auflagen erteilen, einen Veranlagungsvorschlag versenden oder direkt eine
Veranlagungsverfiigung erstellen. Diese Ausfiihrungen der Befragten lassen den
Schluss zu, dass die Auswahl des passenden Instruments der Steuerkommissérin
zusteht. Hervorgehoben wurde ausserdem von mehreren befragten Personen, dass
sie iiber die Veranlagung eigenstindig entscheiden konnen.

Den Interviews ist ferner zu entnehmen, dass die Reihenfolge der Fallbearbeitung
nicht vorgegeben ist. Gebietet es der Fall, kann die Bearbeitung pausiert und zu
einem spiteren Zeitpunkt wieder aufgenommen werden. Dies kann beispielsweise
bei einer «unterjéhrige[n] Akontorechnung iiber Liegenschaftsunterhalt»'** ge-
boten sein. Eine befragte Person achtet zudem darauf, an einem Tag komplexe und
einfache Fille zu behandeln. An manchen Tagen, so eine weitere Person, sei sie
entscheidungsfreudiger. An anderen falle es ihr schwer. Sie versuche dann, andere
Dinge zu erledigen, etwa relevante Gerichtsurteile zu lesen.

1228 B, Pos. 23.
1229 E, Pos. 44.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

e. Einordnung der Erkenntnisse

Eine Auswertung der Antworten zu den Rahmenbedingungen der Veranlagung
macht deutlich, dass sowohl formale als auch informale Handlungsstrukturen die
Fallbearbeitung priagen. Zu Ersterem lésst sich beispielhaft auf die Zuteilung der
Félle verweisen, die nach standardisierten Regeln abléduft. Innerhalb der forma-
len Strukturen 6ffnen sich Rédume, in denen das konkrete Vorgehen der Steuer-
kommissére nicht eindeutig vorgegeben ist. Beispielsweise entscheiden sie selbst-
standig, welchen Fall sie als Néchstes bearbeiten oder wie sie bei der individuellen
Fallbearbeitung vorgehen. Entscheidungsspielrdume lassen sich auch bei der Aus-
wahl der Instrumente zur Sachverhaltsfeststellung erkennen, wie das folgende Ka-
pitel verdeutlicht.

3.2 Sachverhaltsfeststellung als Schwerpunkt
des persdnlichen Entscheidungsspielraums

Die Aussagen der befragten Personen zeigen, dass ihnen bei der Feststellung des
Sachverhalts im Rahmen der Veranlagung ein umfassender Entscheidungsspiel-
raum zukommt. Im Wesentlichen betrifft dies die Frage, inwiefern den Angaben
der Steuerpflichtigen gefolgt wird, in welchen Féllen eine Nachfrage erfolgt oder
wann direkt abweichend von der Steuererklarung verfiigt wird.

a. Guter Glaube, Plausibilisierung und Effizienz
Der Kern der Feststellung des Sachverhalts liegt darin, zu wissen, in welchen Fal-
len eine tiefere Betrachtung oder eine Nachfrage erforderlich ist:

«Und in diesem Sinne ist Entscheidungsfindung auch, man muss wissen, wo muss man
die richtigen Fragen stellen.»'**

Die interviewten Personen glauben grundsitzlich den Angaben der Steuer-
pflichtigen:

«Man sucht nicht das Problem, sondern, was ich gesagt habe, man glaubt an das
Gute.»'?!

Ob dieser gute Glaube immer gerechtfertigt ist, wird in den Interviews unter-
schiedlich beurteilt. So erklirte eine befragte Person, dass sie frither oft Auflagen

1230 C, Pos. 138.
1231 C, Pos. 108.
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erteilt habe. Diese hétten sich im Nachhinein jedoch in vielen Féllen als iiber-
fliissig erwiesen, da die betreffenden Angaben korrekt gewesen seien. Diesem Be-
fund kann die Aussage einer anderen Person gegeniibergestellt werden, die darauf
hinwies, dass vor allem bei selbststdndig Erwerbenden oft kleinere oder grossere
Ungenauigkeiten zu finden seien, sobald man ihre Angaben genauer in den Blick
nehme.

Eine tragende Rolle bei der Feststellung des Sachverhalts spielt die Plausibi-
lisierung der Angaben der Steuerpflichtigen. Dies bedeutet, dass die Steuer-
kommissérin in der Lage sein muss, die geltend gemachten Positionen nachzu-
vollziehen.!#?

Erginzt wird diese «Plausibilitdtspriifung» durch Effizienzerwidgungen bzw.
Kosten-Nutzen-Uberlegungen. So fiihrte eine befragte Person aus, dass sie
wegen freiwilliger Zuwendungen von 200 oder 140 Franken niemandem «nach-
springt»'*** und «Belege verlange»'?*, da dies nicht effizient sei. Wenn es hin-
gegen um mehrere Tausend Franken gehe, sei mehr Aufmerksamkeit erforderlich.

b. Zentrale Rolle von Auflagen

Fehlen Belege fiir geltend gemachte Umstinde, kann die Steuerkommissérin Auf-
lagen erteilen. Bei der Sachverhaltsfeststellung kommt diesen Auflagen gemaéss
den Interviews eine bedeutende Rolle zu. Ob eine Auflage erteilt wird, liegt in
vielen Fillen in der alleinigen Entscheidungskompetenz des Steuerkommissérs.
Neben der Frage des «Oby liegt eine zentrale Herausforderung im «Wie». So be-
tonten einige der befragten Personen, dass es wichtig sei, die Auflagen adressaten-
gerecht auszuformulieren:

«Man lernt das. Ich habe auch, als ich angefangen habe, oder, habe ich einmal eine
Auflage im Bereich Liegenschaftsunterhalt ungeschickt geschrieben

[...]

und dann habe ich so vier oder fiinf Bundesordner gekriegt. Und dann habe ich zuerst
gedacht, was ist das fiir ein frecher Steuervertreter, der mich verscheissern mochte.
Und dann habe mein Schreiben noch einmal angeschaut und dann musste ich sagen,
oh, das habe ich nicht schlau gemacht, das wollte ich nicht so schreiben, aber wenn ich
das jetzt lese, dann muss ich sagen, kénnte man auf die Idee kommen, fiinf Ordner zu

1232 Vgl. ausfiihrlich zur Plausibilisierung § 10 Ziff. 3.2 Bst. c. Ziff. (1).
1233 D, Pos. 71-85.
1234 D, Pos. 71-85.
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schicken. Und dann musste ich natiirlich sagen, Pech gehabt, machst du es das néchste
Mal etwas schlauer, oder. Und ja, das ist halt schon so, man lernt draus.»'?3

«[...] und die Auflage so stellen, dass der Steuerpflichtige auch das liefert, was du
brauchst. Das ist am Anfang noch schwierig, wenn du anfingst mit dieser Tdtigkeit,
dass du vielleicht mal eher noch eine Auflage zu viel verschickst und dann so merkst,
eigentlich war das voll unnétig.»'>3

Anhand der Auflagen ldsst sich folglich darstellen, welche Entscheidungsspiel-
rdume der Steuerkommissérin zukommen und welche Bedeutung die Kommuni-
kation'?’ bei Auflagen und im Verhéltnis zu den Steuerpflichtigen hat.

c. Grundlagen fiir die Entscheidung

Wie bereits ausgefiihrt, liegt es unter Beriicksichtigung des Untersuchungsgrund-

1238 in der eigenen Verantwortung der Steuerkommissire, ob eine Nachfrage

erfolgt oder nicht.

satzes

Die Beschreibungen der Befragten zu den Entscheidungsgrundlagen lassen sich
zweiteilen: Einerseits werden die Entscheidungen aufgrund von Erfahrung und
des erlangten Wissens getroffen. Andererseits entscheiden einige der interviewten
Personen aufgrund eines «Bauchgefiihls». Dieses ist ebenfalls teilweise auf die
Erfahrung zuriickzufiihren:

«I: Wie haben Sie das gelernt, wo man genauer hinschauen muss?

B: Dreissig Jahre Erfahrung, da kennt man die Pappenheimer dann, oder.»'**°

(1) Erfahrung als Wissen

Eine zentrale Rolle bei der Frage, wann nachgefragt bzw. eine Auflage erteilt wird,
spielt zunichst das angesammelte Wissen dazu, wie hoch die Zahlen normaler-
weise sind. Damit bestehen eine Vergleichsmdglichkeit und eine Grundlage fiir
die Plausibilisierung:

«Zum Beispiel beim Liegenschaftenunterhalt ist interessant, wann musst du Auflagen

machen und wann nicht. Das ist auch ein bisschen ein, ich sage, viele Sachen sind Er-
fahrungswerte irgendwann. Wenn du schon ein paar Tausend Fille angeschaut hast,

1235 C, Pos. 148-150.

1236 A, Pos. 130-142.

1237 Zur Rolle der Kommunikation im Allgemeinen § 10 Ziff. 3.4 Bst. a.
128 Vgl. dazu § 4 Ziff. 2.3 Bst. b.

1239 D, Pos. 93.
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hast du wie ein Gespiir dafiir, wo brauchst du jetzt wirklich etwas, wo glaube ich es
bzw. wo macht es Sinn und wo, ich glaube eigentlich, im Grundsatz sind die Steuer-
pflichtigen [ ...] sehr ehrlich.»'%

Dieses Wissen beschrieb eine Person als das «StK-Auge»'?*!:

«Ich glaube, das StK-Auge ist auch ein bisschen, du weisst zum Beispiel, ah, der arbei-
tet da, das sind etwa 3 Zonen 6V. Ich glaube, das sind 500 Franken. Ich weiss es nicht,
aber du weisst so plus minus, stimmt das von den 6V-Kosten? Er braucht nicht alle
Zonen, dann hat er sicher nicht 3000 o6V. Er hat vielleicht eine Zone, dann weisst du
auch, es kann gar nicht sein. Und so, das ist das StK-Auge, irgendwann weisst du auch
ein bisschen, was was kostet, auffillige Positionen sicher anschauen, dhm, ja, so ein
bisschen das.»'**

Beim Abgleich der Angaben der Steuerpflichtigen mit dem vorhandenen Wissen
erfolgt eine Plausibilisierung. Entsprechen die Angaben den Erfahrungswerten,
so werden sie als wahrscheinlich zutreffend betrachtet. Die Plausibilisierung wird
von einigen Befragten explizit als Strategie genannt. Eine Person kritisierte diese
Strategie des Plausibilisierens im Interview. Sie hinterfragte, warum Zahlen bei-
spielsweise im Bereich der Einkdufe in die berufliche Vorsorge oft vorschnell hin-
genommen werden, wenn der Betrag sich innerhalb eines bestimmten Rahmens
bewegt.

Vorsicht lassen die interviewten Personen walten, wenn der Vermdgensvorschlag
auftillig ist, grossere Unterschiede in den Aufwandpositionen oder eine Brutto-
gewinnmarge vorliegt, die nicht brancheniiblich ist. Dieses Wissen um die Brutto-
gewinnmarge ergibt sich offenbar aus dem Erfahrungsschatz:

«Wenn man feststellt, dass eine Bruttogewinnmarge, mit der Zeit hat man die Branchen
Jja auch im Griff; sieht, die weicht jetzt doch stark ab oder weicht sogar gegeniiber dem
Vorjahr wesentlich ab, dass man in diesem Zusammenhang eine Priifung vornimmt.
Ja, das sind so ein bisschen, das ist auch ein Gespiir, das man entwickeln muss, ja. »1243

Dieser Erfahrungsschatz kann sich nicht nur auf den Sachverhalt beziehen, son-
dern auch auf die Steuervertreter. So erwdhnte eine befragte Person, dass sie bei
bestimmten Steuervertretern genauer hinschaut:

1240 A, Pos. 130-142.

1241 Kurz fiir Steuerkommisséren-Auge.
1242 A, Pos. 250.

124 B, Pos. 23.
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«Je nachdem auch Treuhdnder, bei denen man mit der Zeit weiss, das ist gut, da kann
man hdkeln, der ist wirklich serios. Oder einer, bei dem man, bei dem, der hat schon
viel Quatsch ausgefiillt, zugunsten oder zuungunsten vom Pflichtigen.»'**

2) Erfahrung als Bauchgefiihl

Die Erfahrung findet jedoch nicht nur als kognitives Wissen Eingang in die Ent-
scheidungen, sondern auch iiber das angesprochene «Bauchgefiihl», das sich an
keinen expliziten Merkmalen der Steuererklarung festmachen lésst:

«Wenn du schon ein paar Tausend Fille angeschaut hast, hast du wie ein Gespiir
dafiir »'*®

Auf die Frage, ob das Bauchgefiihl bei Entscheidungen eine Rolle spiele, antwor-
tete eine der befragten Personen:

«I: Wiirden Sie sagen, dass das nur intellektuelles Wissen ist oder auch eine Art Bauch-
gefiihl oder auch etwas anderes?

B: Extrem viel Bauchgefiihl auch. Weil- also vor allem auch bei den natiirlichen Per-
sonen und den juristischen Personen, bei denen die Jahresrechnung immer so ein
bisschen standardmdssig daherkommt, ist es wirklich nur ein Grundgefiihl, mache ich
Jetzt- der kann véllig gut aussehen, und ich sage einfach beim einen, ich mache etwas.

[.]

B: Weil irgendetwas stort mich, ich kann nicht einmal genau sagen, was. Oder es gibt
so ein bisschen, und das ist so eine Ableitung, bei der man manchmal einfach sagt, jetzt
habe ich diese Firma hier, seit 10 Jahren hat diese nie etwas von uns gehdrt, ausser
bitte schicke uns die Steuererkldrung und dann die Steuerrechnung, bitte zahle. Das
kann ja nicht sein, bei einem Umsatz von 10 oder 20 Millionen und einem Gewinn von
2 Millionen, also, das gibt es ja nicht, also, der muss ja mal etwas von uns horen, dass
es uns wirklich gibt. Und dann macht man nicht einmal zwingend eine Auflage, weil
man etwas rausfinden mochte, sondern einfach mal, um zu zeigen, es gibt uns noch und
wir schauen das an. Ahm, und denkt eigentlich, es kommt alles super. Und manchmal
ist es dann tatsdchlich so, dass man genau das Jahr tiipft, in dem sie einen Seich ge-
macht haben.

[...]
B: Oder, wo etwas falsch verbucht war oder was auch immer, und dhm, wirklich vieles
ist Bauchgefiihl, oder, [...] ich habe eigentlich immer das Grundding, ich lasse es auf

mich wirken und dann ist es tatsdchlich- darum sagen wir bei Auszubildenden und
auch bei neuen Leuten, du bist so- wenn du so drei vier Jahre in dem Bereich warst,

124D, Pos. 255.
1245 A, Pos. 134.
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dann bist du wirklich gut. Also, wirst gut im Sinn von, dann tiipfst du die meisten Fille,
die komisch sind, dort machst du etwas.»'2*®

Eine andere Person beschrieb das Bauchgefiihl dhnlich:

«Ja, also, auf der einen Seite ist es sehr individuell. Jeder Steuerkommissdr entwickelt
das anders und je nachdem woher er kommt, entwickelt er das Bauchgefiihl etwas an-
ders. Das ist wirklich schwierig, auch zu greifen. Teilweise muss man ein Dossier die
erste Seite aufmachen und man weiss von Anfang an, da ist nichts gut. Und teilweise
kann man von vorne bis hinten durchbldttern und von Anfang an das Gefiihl haben, ja
stimmt alles, ist alles ok, ist alles richtig.»'**

Das Bauchgefiihl hat entsprechend neben dem kognitiven Wissen einen ent-
scheidenden Einfluss, ob und wie Nachfragen erfolgen. Bauchgefiihl und Wissen
entstehen mutmasslich durch Arbeitserfahrung.

3) Spezifische Griinde

Neben der Erfahrung in der Form von Wissen und Bauchgefiihl spielt die Auf-
machung der Steuererkldrung eine wichtige Rolle. Wie sich aus einigen Interviews
ergibt, ist es von Bedeutung, ob die Steuererklarung den formalen Erwartungen
der veranlagenden Person entspricht:

«Aber, eben, wegen, das wie infrage stellen, stimmt es, was er deklariert, ja, ich glau-
be, solche Sachen, kann man mal, auch dort kommt es halt darauf an, wie kommt die
Steuererkldrung daher. Wenn sie megaschén daherkommt, also megaschon, versteh
mich nicht falsch, es ist mehr, gewisse machen sich eine extreme Miihe und machen
alles so richtig und so sauber, dass du so etwas eher weniger anzweifelst. Ich glaube,
der hat sich etwas iiberlegt dabei.

[-.]

Und dann kannst du vielleicht einmal weniger Auflagen machen, dhm, ja, es ist so
wirklich, ein Finden, ein Spiiren.»"**

Ahnlich fiihrte eine andere Person aus, dass die Art, wie die Steuererkldrung aus-
gefiillt ist, einen Hinweis darauf geben kann, ob nachgefragt werden muss. Kon-
kret machte sie dies am Beispiel fest, dass bestimmte Betrdge bereits in der Steuer-
erklarung auf- oder abgerundet werden:

«B: [...] und dann haben wir eigentlich tatsdchlich einen extrem schnellen Blick, dann

schauen wir nur mal so drauf und schauen, fdllt uns irgendetwas auf. Ist irgendetwas
atypisch? [rduspert sich]

1246 C, Pos. 159-164.
1247 E, Pos. 102.
1248 A Pos. 130-142.
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1: Wie merken Sie denn, dass etwas atypisch ist?

B: Atypisch ist es mal im Sinn, die, die ganz komisch ausfiillen, im Sinn von sie runden.
Es gibt so Spezialisten, da abrunden und da aufrunden.»'**

d. Einordnung der Erkenntnisse

Die bisherigen Erléduterungen zu den Interviews haben aufgezeigt, dass die Sach-
verhaltsfeststellung kaum von formalen Regeln geprégt ist. Vielmehr spielen
informale Entscheidungsstrukturen eine pragende Rolle.'”* Hierzu zéhlt das Er-
fahrungswissen ebenso wie ein nur schwer fassbares Bauchgefiihl. Dieses ist je-
doch ebenfalls auf die Arbeitserfahrung zuriickzufithren. Zu guter Letzt ist nicht
zu unterschitzen, welche Bedeutung der formalen Struktur der Steuererklidrung
zukommt. Bezogen auf die Frage des Entscheidungsspielraums und der Wertun-
gen der Steuerkommissére zeigt sich hierbei anschaulich, wie das Fehlen formaler
Entscheidungsstrukturen dazu fiihrt, dass sich informale Strukturen bilden, nach
denen die zustdndigen Personen entscheiden.

3.3  Konkretisierung des rechtlichen
Entscheidungsspielraums

Neben der Feststellung des Sachverhalts ist es die Aufgabe der Steuer-
kommissérinnen, diesen rechtlich zu qualifizieren. In den Gespréichen zeigten sich
verschiedene Leitlinien, an welchen sich diese bei der rechtlichen Einordnung des
Sachverhalts orientieren.

a. Zentrale Rolle von internen Weisungen

Eine zentrale Rolle spielen bei der rechtlichen Qualifikation interne Weisungen,
das heisst Kreisschreiben oder Merkblatter. In den Interviews wurde zudem die
grosse Bedeutung interner Sitzungsprotokolle und interner Konferenzen betont.
Bei diesen Zusammenkiinften werden aktuelle Falle und deren Handhabung be-
sprochen. Diese Protokolle dienen den Steuerkommissdrinnen dann bei der tég-
lichen Arbeit:

1249 C, Pos. 86-88.

1250 Vgl. zur Rolle des Grundsatzes der freien Beweiswiirdigung bei der Sachverhaltsfest-
stellung ImsTEPF, Beweiswiirdigung, insb. 334-338, 343-347.
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«Wir haben Teamsitzungen und das wird dann beschlossen und das kommt dann in
das Protokoll. Da steht dann, das und das war, wir haben beschlossen, dass wir diese
Lésung machen.

[...]
Das ist fiir uns ein Nachschlagewerk.
[...]

Man kann natiirlich Stichworte suchen, weil es ein PDF ist, kann man nach Stich-
worten, und dann weiss ich auch, das hatten wir doch dann, das war etwa vor zwei
Jahren, ja.»'®!

Die internen Weisungen werden demnach von den vorgesetzten Stellen aufgestellt,
insbesondere von Teamleitern oder Vorstehern. Erwéhnt wurde hierbei auch eine
Zusammenarbeit mit der Rechtsabteilung.

Trotz der grossen Bedeutung von internen Weisungen relativierte eine befragte
Person deren Wirkung. Sie erwéhnte als Beispiel den Liegenschaftenunterhalt,
bei welchem zwischen werterhaltenden und wertvermehrenden Einkiinften unter-
schieden wird:
«Es kann helfen, aber es ist auch, ich finde, es ist manchmal etwas Einzelfall-
betrachtung, also, was bringt es, wenn du siehst, er hat jetzt das Bad saniert und am
Ende muss es ja wie dem heutigen Standard entsprechen. Wenn er es jetzt nicht brutal

modernisiert hat, sondern einfach alle sanitiren Anlagen eins zu eins ersetzt hat, dann
ist es eins zu eins Unterhalt.»'*>?

Diese Aussage ldsst darauf schliessen, dass die internen Weisungen nicht absolut
gelten. Im Einzelfall kann davon abgewichen werden.

b. Gesetze, Gerichtsurteile und rechtswissenschaftliche
Literatur

Weiter nannten fast alle befragten Personen Gerichtsurteile als entscheidenden
Faktor bei der rechtlichen Qualifikation eines Sachverhalts. Die Steuerkommissére
konsultieren die Gerichtsurteile direkt oder sehen deren Einfluss auf die Aus-
gestaltung der internen Weisungen. Weiter erwdhnte eine befragte Person, bei
Unklarheiten juristische Kommentare zurate zu ziehen. Nur eine Person sagte,
dass sie teilweise die Gesetze interpretieren muss, besonders wenn es sich um
Sonderfille handle. Hierbei ist zu beriicksichtigen, dass sich diese Person auf eine
Branche bezog, in der nicht nur Steuergesetze relevant sind. Eine weitere Person

1251 D, Pos. 161-165.
1252 A, Pos. 214.
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zieht in bestimmten Fillen fiir eine Auslegung neuer Gesetze die Rechtsabteilung
hinzu, die bei der Praxisfestlegung mitwirkt. Demnach zeigt sich, dass die direkte
Konsultation von Gesetzen und Gerichtsurteilen im Alltag der Steuerkommisséire
nicht von iibergeordneter Bedeutung ist.

c. Rechts- oder Bauchgefiihl sowie Gerechtigkeitsiiberlegungen

Inwiefern bei der rechtlichen Qualifikation des Sachverhalts ein Rechts- oder
Bauchgefiihl eine Rolle spielt, ldsst sich den Interviews nicht ohne Weiteres ent-
nehmen, wie der folgende Wortwechsel beispielhaft illustriert:
«l: [...] aber es gibt auch eine Theorie des Rechtsgefiihls, dass man wie, das haben
viele Personen, die in der Rechtsanwendung sind, dass sie wie mit der Zeit, das ist ja,
was Sie beschrieben haben, ein Gefiihl dafiir entwickeln, wie etwas zu behandeln ist,

das auch auf der Rechts- dem Gesetz beruht, weil das hat man ja gelernt, dass man es
wie langsam ins Gefiihl kriegt. Das ist wie so Intuition vielleicht.

B: Also ob etwas dem Gesetz entspricht?

I: Ja genau, also wie etwas zu behandeln ist, ohne dass man jetzt-
B: nachschauen geht

I: sich von Anfang tiberlegt, ah, das ist jetzt das, das, das.

B: Ja also, wir haben schon gewisse Schemata, in die man Sachen einordnen kann,
das auf jeden Fall.

1: Was fiir Schemata?

B: Ja, wenn (..)'*> ja, also, (..) nicht dass ich Sie jetzt falsch verstehe, einfach dass (..)
also, einfach gesagt, was ist eine (..) oder, geht etwas, Beispiel indirekte Teilliquidation,
dass man, dh, dass man im Kopf, dass man die Konstellationen im Hinterkopf hat und
dass man weiss, was kann eine auslosen und was nicht.»'%>*

Um beim Gefiihl, «was richtig ist», eine abschliessende Entscheidung zu treffen,
nimmt die befragte Person mithin Riickgriff auf explizites Wissen, das sie in ihrer
Berufslaufbahn gesammelt hat. Dieses Wissen umfasst die Kenntnis sowohl zur
Gesetzeslage als auch zur Verwaltungs- und Gerichtspraxis.

Den Einfluss von Gerechtigkeitsiiberlegungen verneinen die Personen, in deren
Interviews dieses Thema zur Sprache kam. Zentral sei stets die Gesetzmassigkeit:

1253 Eine runde Klammer mit einem Punkt bedeutet, dass die Person etwa eine Sekunde
geschwiegen hat. Sind es zwei Punkte, hat die Person zwei Sekunden geschwiegen.
1254 B, Pos. 130-137.
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«Also, da bin ich relativ emotionslos, dh, ich meine in meinem Stellenbeschrieb steht,
dass ich eine gesetzeskonforme Veranlagung machen muss, und dementsprechend ver-
anlage ich das, oder.

[.]

Und (..) solange etwas gesetzesmdssig ist, oder, ja, dann ist es so, also, es gibt dann
wie nicht, dhm, ich kann ja nicht willkiirlich nach Gefiihl korrigieren, [lacht], weil wir,
Gh, ja, da wird man sicher auch, so, ja, so, es ist einfach so, wie es im Gesetz ist und
so macht man es [...].»'%>

Wie folgend gezeigt wird, bringen die befragten Personen dennoch ein eigenes
Gefiihl dafiir mit, was ihrer Auffassung nach gerecht ist und was nicht. Gleich-
zeitig betonen sie, dass sich dieses Gefiihl nicht auf ihre Veranlagungstatigkeit
auswirkt.

d. Rolle des Teams und der Vorgesetzten

Wihrend die Entscheidung iiber die Veranlagung grundsitzlich eigenstindig ge-
troffen wird, halten die befragten Personen gleichzeitig in bestimmten Féllen
Riicksprache mit Kollegen oder Vorgesetzten. Die Riicksprache mit weiteren Per-
sonen ist eher die Ausnahme:

«Aber im Grossen und Ganzen gehen die meisten Veranlagungen ohne Riicksprache
raus. Ist ja auch eine Massenveranlagung.»'*°

Wird Riicksprache gehalten, lassen sich drei Konstellationen unterscheiden:
(1) Die Kollegen werden im informalen Rahmen direkt gefragt; (2) die Steuer-
kommissére wenden sich an die Teamleiterin oder die Abteilungsleiterin; (3) der
Rechtsdienst oder Fachspezialisten der ESTV werden involviert. Vorgesetzte Stel-
len werden beispielsweise bei Sonderfillen miteinbezogen:

«Wenn es dann noch so ein Sonderfall ist, dann ist es nicht nur an mir als Steuer-
kommissdr, zu sagen, das ist jetzt der Weg und so sehe ich es und so mache ich es.
Sondern da geht man dann auch mal in der Kaffeepause, um mit den anderen zu dis-
kutieren, kann man da die Fakten hinlegen und wird das auch mal diskutiert in einem
losen Gespréch im Kaffee und allenfalls wird dann noch einmal mit der Abteilungs-
leitung zusammen ein Weg entschieden und vielleicht holt man auch noch irgendwo ein
Feedback vom Rechtsdienst rein, damit man dann den Fall soweit bereit hat, um sagen
zu kénnen, auch wenn eine Einsprache kommen wiirde, im Haus drin haben wir die-
selbe Meinung, vor allem bei solchen Themen, die noch nie gekldrt worden sind. »'%7

1255 B, Pos. 125-127.
1256 B, Pos. 13.
1257 E, Pos. 74.
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Sind sich verschiedene Stellen oder Personen iiber die rechtliche Qualifikation
eines Sachverhalts uneinig, so zeigt sich das folgende Bild:

«Aber irgendwann muss man auch sehen, dass die eigene Argumentation irgendwo
nicht hundert Prozent verhebet. Und das ist ja meistens in einem Bereich, in welchem
es eben nicht klar im Gesetz geschrieben ist, wie man es machen muss. Dann ist es halt
ein Ermessensspielraum und dann niitzt es nichts, das eigene Ermessen durchzusetzen,
wenn die Abteilungsleiterin es anders sieht, der Rechtsdienst sieht es anders und der
Treuhdinder sieht es anders, dann ist es dann schwierig.»'**®

Daraus ldsst sich schliessen, dass verschiedene Ansichten dariiber bestehen, was
rechtlich geboten ist. In diesem Fall steht demnach der Steuerkommissér vor der
Herausforderung, dennoch eine Entscheidung treffen zu miissen.

Einige interviewte Personen wiesen zudem darauf hin, dass innerhalb der Steuer-
verwaltung der Austausch mit Branchen- oder Fachspezialisten hilfreich sein kann.
Hierbei handelt es sich um Personen, die sich in einem bestimmten Bereich durch
besonderes Fachwissen auszeichnen. Diese konnen zurate gezogen werden, wenn
in einem Fall Unsicherheiten beziiglich der rechtlichen Qualifikation auftreten.

Neben dieser Konsultation bei inhaltlichen Fragen werden vorgesetzte Stellen
oder der Rechtsdienst im Rechtsmittelverfahren nach der Einsprache involviert.
Eine interviewte Person erwihnte, dass im Einspracheverfahren bzw. beim Ver-
fassen eines Einspracheentscheids «Muster» vorhanden sind, die sich aus bereits
entschiedenen Fillen ergeben. Stellen sich neue Rechtsfragen, so konnen diese
wiederum mit dem Rechtsdienst besprochen werden:

«Das kann ja bei uns ein Fehler sein, aber bei dem Einspracheentscheid muss man
wirklich der Sache auf den Grund gehen, meistens hat man Muster, und wenn etwas
wirklich einmal neu ist, ja dann machen wir einen Einspracheentscheid und konnen
uns dann immer noch absichern beim Rechtsdienst von uns, was meint ihr, kann ich.
Aber meistens sind es schon Fille, die dhnlich schon einmal gewesen sind, da haben
wir eine Mustersammlung.

[.]

Ah, der hat das und das, dann entscheiden wir wieder gleich. Da haben wir das vor
Gericht gehabt und Recht gekriegt, also kénnen wir das wieder so- es muss immer das
Ziel sein, ja, vor Gericht will man ja nicht.»'*>°

Dieser Ausschnitt zeigt zunéchst die Bedeutung einer Schematisierung in der Ent-
scheidungsfindung. Ferner verdeutlicht er die Rolle interner Muster. Stellen sich

1258 E Pos. 80.
1259 D, Pos. 123-125.
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neue Rechtsfragen und fehlen entsprechende interne Vorgaben, wird der Rechts-
dienst hinzugezogen.

e. Untergeordnete Rolle der Steuerumgehung in der Steuerpraxis

Ausgehend von den Aussagen in den Interviews kommt der Steuerumgehung in
der téglichen Praxis der befragten Personen keine grosse Rolle zu. Eine Person
wies darauf hin, dass sie Konstellationen, die zu einer Steuerumgehung fiihren
konnten, primér bei Anfragen beziiglich Steuervorbescheiden sehe.

f. Einordnung der Erkenntnisse

Anhand der vorstehenden Ausfithrungen wird zweierlei deutlich: Einerseits zeigt
sich die herausragende Bedeutung interner Weisungen fiir die rechtliche Quali-
fikation der Sachverhalte. Diese internen Weisungen dienen dazu, den Ent-
scheidungsspielraum der Steuerkommissérinnen einzuschranken und damit den
Raum fiir eigene Wertungen zu verkleinern. Entsprechend umfassend sind die
formalen Entscheidungsstrukturen, welchen diese bei der rechtlichen Einordnung
folgen miissen. Andererseits zeigt sich, dass Riicksprachen mit Kollegen und Vor-
gesetzten in bestimmten Féllen dazugehoren. Diese sind den informalen Struktu-
ren zuzuordnen. Ferner spielt ein Bauch- oder Rechtsgefiihl — anders als bei der
Feststellung des Sachverhalts'?® — nach Ansicht der Befragten keine Rolle.

3.4 Personliche Rolle der Steuerkommissarinnen

Neben dem institutionellen Rahmen und dessen Auswirkungen spielt die Person-
lichkeit der Steuerkommissdrinnen in die alltidgliche Arbeit hinein. Angesprochen
wurden in den Interviews auf dieser Ebene ihr Auftreten und ihre Kommunika-
tion,'?! der Umgang mit Kolleginnen'?? und erlebten inneren Widerspriichen'?%?
sowie Emotionen. !¢

1260 Vgl § 10 Ziff. 3.2.

1261 Vgl. § 10 Ziff. 3.4 Bst. a.
1262 Vgl. § 10 Ziff. 3.4 Bst. b.
1263 Vgl. § 10 Ziff. 3.4 Bst. c.
1264 Vgl § 10 Ziff. 3.4 Bst. d.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

a. Auftreten und Kommunikation

Zunéchst unterstrichen mehrere der befragten Personen, wie wichtig das Auftreten
und die Kommunikation gegeniiber den Steuerpflichtigen sind. Sie wiesen darauf
hin, dass es von Vorteil ist, freundlich zu sein. Die Sprache sei ausserdem so zu
wihlen, dass die Steuerpflichtigen den Inhalt nachvollziehen kénnen. So fiihrte
eine befragte Person aus:
«Kurziibersetzung ist eigentlich eine ganz einfache: Wie hat man es gerne selber, dass
mit einem umgegangen wird? Und wenn man das etwas lebt, den normalen Umgang,
dann hat man es eigentlich auch mit den Steuervertretern extrem gut. Also, man kann

mit den Steuervertretern véllig nicht einig sein, aber wenn man eine klare Linie fihrt,
hat man nie ein Problem.»'*%

Eine andere Person ergénzte, dass man nichts befiirchten miisse und auch keinem
Druck ausgesetzt sei, sofern man sich gegeniiber den Steuerpflichtigen und den
Steuervertretern korrekt verhalte.

Eine weitere Komponente guter Kommunikation liegt den interviewten Personen
zufolge in der Art der Kommunikation. Diese sollte so gewahlt werden, dass die
Steuerpflichtigen sie verstehen. Mehrere befragte Personen achten somit darauf,
eine einfache Sprache zu wéhlen. Genannt wurde in diesem Zusammenhang das
Beispiel von Abweichungsnotizen bei einer Veranlagung, die von der Steuer-
erklarung abweicht:

«[...] weil wir ja auch Abweichungsnotizen machen, bei den Pflichtigen, méglichst so,

dass er auch weiss, worum es geht. Und nicht einen Haufen Fachbegriffe, mit welchen
er nichts anfangen kann.»'*%

Diese Person ergénzte, dass eine sorgfiltig gewihlte Kommunikation nicht nur fiir
die Steuerpflichtigen wichtig ist, sondern der veranlagenden Person auch Arbeit
ersparen kann:
«Ja, das gibt es recht viel, vor allem jetzt, da die Leute am Ausfiillen sind. Da kriegt
man schon viele Telefone. Oder aufgrund der Verfiigung. Deshalb ist es ja wichtig, die

Abweichungsnotizen, wenn die schon klar sind, dann kann man sich viel sparen. Und
[wenn] man da nichts reinschreibt oder die unklar sind, dann rufen sie an.»"**’

Spezifisch zu grosseren juristischen Personen fiihrte eine interviewte Person aus,
dass diese jeweils liber mehrere Jahre hinweg von einer Person bearbeitet wer-
den. Dies liege unter anderem daran, dass sich oft «Spezialprobleme» wie «Um-

1265 C, Pos. 204-208.
1266 D, Pos. 193.
1267 D, Pos. 313.
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strukturierungsfragen» stellten. Einen weiteren Vorteil sieht diese Person im
personlichen Kontakt zwischen der Steuerkommissérin und der Steuerpflichtigen:

«Und wenn man eine Abmachung macht, das hilft einem wirklich extrem gut, auch mit
Steuervertreter[n] oder Steuerpflichtigen, wenn man sich mal in die Augen geschaut
hat und etwas abgemacht hat. In einem halben Jahr kommt der nicht und erzdhlt eine
andere Geschichte, weil er weiss ja, das ist der, mit dem ich etwas abgemacht habe.
Hingegen wenn [er] einen neuen kriegt, oder eine neue Steuerkommissdrin, dann pro-
bieren es manchmal gewisse Leute.»'?%

Eine gute Kommunikation ist folglich wichtig fiir die Steuerpflichtigen, um das
Handeln und Entscheiden der Steuerverwaltung besser zu verstehen. Dariiber hin-
aus enthélt die Kommunikation Elemente, die das Einhalten von Vereinbarungen
begiinstigen, sofern sie zwischen den gleichen Akteuren stattfindet.

b. Teamarbeit

Die Personlichkeit der Steuerkommisséarinnen zeigt sich des Weiteren darin, ob sie
sich gerne mit Teamkollegen austauscht oder nicht. Laut einer befragten Person
fokussieren sich einige Kollegen lieber auf die eigene Arbeit, wahrend andere, in-
klusive ihrer selbst, bestimmte Fille gerne mit Kolleginnen besprechen.

c. Innere Widerspriiche

Eine Person erwihnte auch innere Konflikte, wenn die eigene Einstellung oder
Wertvorstellung den gesetzlichen Vorgaben oder der Rechtsprechung wider-
sprachen; oder wenn die Rechtslage nicht im Einklang mit der eigenen Interessen-
verfolgung steht. Beispielhaft beschrieb diese Person einen Fall, in dem das Er-
gebnis aus ihrer Perspektive nicht zufriedenstellend sei:

«Nein, also schwerfallen, nein, weil wenn es mir schwerfallen wiirde, also, es gibt
schon gewisse Punkte bzw. ich sage jetzt Klientelen, bei denen man sagen kann, das
ist jetzt schon bléd, dass wir das jetzt so machen miissen, aber wir konnen das nicht
dndern, am Schluss ist es halt so, wie er sich in die Situation reingebracht hat. Wir
konnen am Schluss nicht so viel machen. Es tut dann natiirlich schon weh, wenn man
sieht, wie ein achtzigjihriger Rentner, der noch irgendwo immer noch weitergenusch-
let hat und eigentlich nichts auf der Seite hat und dann kommen noch wir und miissen
ihm noch ganz viel Geld abkniipfen, weil man irgendwann verpasst hat, das sauber
zu losen. Es tut dann schon weh, es ist auch blod in dieser Situation, weil das bose
Telefon kriegen dann wir, oder. Und dann muss man halt, neben dem, dass man der
Steuerkommissdr ist, der es fachlich richtig macht, muss man dann auch das Verstind-

1268 C, Pos. 54.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

nis irgendwo aufbringen und so gut wie moglich dann auch die fachliche sich dann
erkldren. Aber ja, da kommen wir nicht drum rum.

[.]

Das ist immer so, ich sage jetzt das Interessante an unserem Job. Wir sehen, wo sich
die Leute hinmanovrieren, wissen teilweise auch, wie man es besser machen konnte
und wo andere Méglichkeiten wéren. Aber am Schluss muss man sich dann doch immer
abgrenzen kénnen. Wir sind nicht der Steuerberater, sondern der Steuerpflichtige hat
sich irgendwann entschieden zu diesem Steuerberater, zu diesem Treuhdnder zu gehen.
Und dann muss er halt damit leben, dann muss er die Konsequenzen von seinen Ent-
scheiden am Schluss auch tragen und da kénnen wir nicht so viel machen.»">%

Obschon diese Person das konkrete Ergebnis also nicht iiberzeugt, sieht sie die
Verantwortung fiir die Steuerplanung in diesem konkreten Fall bei den individu-
ellen Steuerpflichtigen.

Mehrere der befragten Personen wiesen zudem auf ihre «doppelte Rolle» als
Steuerkommissére und Steuerpflichtige hin. Dies wirkt sich ihren Angaben zu-
folge auf die Tatigkeit aus. So kann es zum Beispiel den Umgang mit den Steuer-
pflichtigen beeinflussen:

«Wenn ich den Beleg sehe, dann mache ich einen Entscheid, bei dem ich das einfiige.
Und das hat fiir mich mehr mit Fairness zu tun.

[.]

Ja, oder. Und dhm, das sehen Gewisse jeweils nicht so. Aber denen teilen wir das dann
mit. He, hdttest du das gerne, wenn man das bei dir machen wiirde?

[...]

Das ist iibrigens auch noch etwas wegen [dem] Entscheid vielleicht. Das ist wirklich
noch gdbig, weil der Vorteil ist eigentlich: Jeder Steuerkommissdr ist eigentlich auch
noch Steuerpflichtiger.

[...]

Da merkt man dann enorm, also da auch. Wir haben immer das Gefiihl, also die Steuer-
pflichtigen, die tun jetzt so heikel, wenn wir jetzt hier mit dem [ ...] etwas verschicken,
und ich mochte jetzt von ihnen etwas wissen und [sie] sind etwas pikiert, bis sie selber
mal so eine Auflage kriegen. Und dann kommen sie, oh, das ist ja unglaublich. Und das
finde ich schon noch gut, wenn ihm, man erlebt das selber»'?™

Da die Steuerkommissére zugleich auch Steuerpflichtige sind, kann dies zudem
das Versténdnis fiir inhaltliche Anliegen steigern. Eine Person erwdhnte zum Bei-
spiel, dass sich ihre Herangehensweise an bestimmte Félle und Fragen verdndert
hat, seit sie selbst Hauseigentiimerin ist:

1260 E Pos. 112-114.
1270 C, Pos. 214-220.
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«Und vom Entscheiden her vielleicht auch noch ein Aspekt, das personliche Erleben
oder was man schon erlebt hat, hat schon einen rechten Einfluss auf das Einschdtzen.
Also, mir haben viele Leute gesagt, also ehemalige Chefs auch, die dann spdter auch in
die Beratung sind, ich habe da bei diesem Thema hier, Liegenschaftsunterhaltskosten,
habe man bei mir einen ziemlichen Wechsel bemerkt, vom Leben als Mieter zum Leben
als Eigentiimer. »'*"!

In eine dhnliche Richtung geht die Aussage einer weiteren interviewten Person.
Sie weist darauf hin, dass sie selbst von der Abschaffung des Eigenmietwerts pro-
fitieren wiirde:

«Das war ein politischer Entscheid [...] was soll das? Die Liegenschaft hat man?

Den Eigenmietwert, da diskutieren sie auch immer in Bern, ob sie den abschaffen. Ich
wiirde noch profitieren. [...J»'*"

Obschon die befragten Personen nach eigenen Angaben sachbezogen und den
gesetzlichen Vorgaben entsprechend entscheiden, ist ihnen bewusst, dass ihre
personliche Haltung und Situation einen Bezug zu ihrer Tatigkeit hat.

d. Emotionen im Kontakt zu den Steuerpflichtigen

Die Personlichkeit der befragten Personen tritt dariiber hinaus in Erscheinung,
wenn Emotionen bei Veranlagungsverfahren zur Sprache kommen. Konkret er-
zdhlte eine Person, dass sie in bestimmten Situationen genervt sei:

«[...] das schlimmste Beispiel: Einer, der sieben Jahre lang immer das Gleiche falsch
macht. Das fingt mich dann an zu nerven, oder. Ich habe es ihm jetzt doch schon
siebenmal gesagt, er soll es jetzt endlich umsetzen. Und das sind eigentlich, ich sage
Jjetzt die miihsameren Fiille.»'*”

Gleichzeitig betonte diese Person aber, dass es wichtig sei, sich selbst als Ver-
mittlerin zu verstehen:

«Wenn man einfach irgendwann sagt, da sind wir uns nicht einig, aber er setzt es dann
trotzdem um, dann eigentlich das Vermittlerverhdltnis eigentlich schon, dann sind wir
Vermittler, wie muss man es richtig machen, damit man kein Problem hat am Schluss.
Und eigentlich ist das eine schone Rollenbeschreibung. Wir miissen zwar schauen,
dass es richtig ist, gleichzeitig kénnen wir aber auch schauen, dass es richtig ist.»'*™*

1271 C, Pos. 222.
1272 D, Pos. 343.
1273 E, Pos. 137.
1274 E, Pos. 137.
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Eine andere Person erwidhnte Wut als Emotion im Kontakt mit Steuerpflichtigen.
In einigen Fillen beschrieben die befragten Personen aber auch die Emotionen der
Steuerpflichtigen und dusserten Mitgefiihl:
«Es ist wie einfach, ich probiere dann immer, du hast auch Leute, die am Telefon wei-
nen, das hatte ich auch schon. Und das tut mir dann auch leid, also es ist wie — also
leid in Anfiihrungs- und Schlusszeichen. Es ist halt — es gibt gewisse Sachen im Steuer-
recht, die man sicher politisch infrage stellen kann. Wir sind alle — ich bin auch eine
Biirgerin.
[...]

Da gibt es vielleicht Sachen, da denkt man voll, das konnte man jetzt politisch auch an-
ders losen. Ahm, aber das sind halt politische Entscheide. Und da sind wir genauso —
da konnen wir nichts machen.»'*™

Festhalten lasst sich somit, dass Emotionen bei der Veranlagungstatigkeit vor-
handen sind. Obschon diese keinen direkten Einfluss auf die Entscheidung haben,
sind sie als Element in der Kommunikation mit den Steuerpflichtigen von nicht zu
unterschétzender Bedeutung.

e. Einordnung der Erkenntnisse

Die Steuerkommissire bleiben laut den Interviews bei der Veranlagungstitig-
keit nicht immer in der distanzierten, also unpersonlichen und sachlichen Rolle
eines Verwaltungsmitglieds wie von LunManN beschrieben. Vielmehr zeigt sich
die personliche Sphire bei der Tatigkeit der Steuerkommissidre — sowohl in der
Kommunikation mit den Steuerpflichtigen und den Teamkollegen als auch in der
Reflexion iiber die eigene Tétigkeit. Bei Letzterer spielen etwa eigene Wertvor-
stellungen und Interessen eine besondere Rolle. Nicht zuletzt bedeuten Emotio-
nen im Rahmen der Tatigkeit eine Abweichung von der unpersonlichen Rolle.
Gesamthaft zeigt sich somit, dass die Grenze zwischen der Steuerverwaltung und
dem Personal durchaus von informalen Strukturen gepragt ist, dass also auch
die personliche Sphéire der Menschen, die in der Steuerverwaltung arbeiten, ihre
Arbeit beeinflusst.

1275 A, Pos. 300-302.
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3.5 Wahrgenommene Einflussversuche von Politik und
Steuerpflichtigen

In wenigen Féllen priagen Einflussversuche durch die Steuerpflichtigen oder die
Politik die Arbeit der Steuerkommissére.

a. Einflussversuche durch die Steuerpflichtigen

Den Interviews ist zu entnehmen, dass einige Steuerpflichtige versuchen, auf die
Steuerkommissire einzuwirken, um ein bestimmtes Resultat zu erhalten. Der dar-
aus resultierende Druck variiert von Fall zu Fall, wobei die interviewten Personen
diesen Druck subjektiv nicht als relevant empfinden. Konkrete Einflussversuche
durch Steuerpflichtige wurden dennoch mehrfach erwéhnt und beispielsweise wie
folgt beschrieben:

«[...] ist auch bei uns so, da ist man halt, gehts relativ ziigig, wenn [ ...] sich nicht ge-
recht behandelt fiihlt, dass das in einer Partei die Runde macht und dann halt irgendwo
gewisse semipolitische Wege einnimmt, dass man vielleicht iiber die Regierungsrdtin
geht, weil sie in der gleichen Partei ist oder dann geht es iiber den Dienststellenleiter
und dann, ja, das gibt es, solche Situationen.»'*7°

Die Person erginzte, dass in diesem Fall das Gesprach gesucht wird, um den Kon-
flikt zu 16sen:

«Sobald eine gewisse Lobby vorhanden ist, wird immer probiert werden, iiber diese
Lobby auch Einfluss zu nehmen. Und am Schluss sind wir jetzt relativ gut aufgestellt
und haben gute Riickendeckung. Zwar kommt es tiber den politischen Weg, sagen wir
die Finanzdirektorin, rein, aber dhm, es geht dann auch wirklich zum Abteilungsleiter,
zum Dienststellenleiter, und die sagen dann, versucht selber, das zu ldosen. Und nicht,
dass von Anfang an gesagt wird, ihr miisst das jetzt so und so machen. Das passiert
eigentlich nicht. Dementsprechend ist der Druck zwar im ersten Moment da, er wird
aber auch gleich aufgelost, dass mhm, ja es gibt das nur sehr selten, dass ein Steuer-
kommissdr abgezogen wird von einem Fall, weil der Steuerpflichtige das unbedingt
will »1277

Trotz der Einflussversuche betonten diese Person und andere Interviewpartner ein
Gefiihl der Unabhéangigkeit. Laut einer Person hiangt dies im Wesentlichen von der
politischen Fiihrung ab.

Hervorgehoben wurde zudem die Bedeutung des Wohnorts. So sei es von Vorteil,
nicht im selben Kanton zu wohnen und zu arbeiten. Vor allem in kleineren Kan-

1276 E, Pos. 126.
1277 E, Pos. 126.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

tonen konne dies zu Problemen fithren — besonders im Verhéltnis zwischen den
Mitarbeitenden der Steuerverwaltung und den Steuerpflichtigen:

«Jetzt ein Arbeitskollege von mir ist im Kanton D und sagt, ich wiirde nie in D arbei-
ten, weil iiber Sportclub, politisch, man kennt sich einfach zu fest oder in der Freizeit
oder so. Man hat nur Arger»'?’®

Eine befragte Person erwédhnte zudem Steuerpflichtige, die eine Kooperation ver-
weigern. Diese Verweigerung der Kooperation und das Ergreifen von Rechts-
mitteln bénden vor allem die Ressourcen der Steuerkommissére:

«Die sind wirklich schwierig, weil man kann sie fast nicht I6sen und man kann sie nicht
einmal l6sen manchmal, wenn man einfach sagt, hey, deine Steuererkldrung ist total
Seich ausgefiillt, oder aber dhm, bei dem steuerbaren Einkommen von 17’500 und
dem Vermogen von 50°000 mache ich nichts, dann macht der noch Einsprache, weil
er irgendwie noch findet, aber hier habt ihr noch etwas falsch oder so. Und dann kann
man die nicht iiberzeugen, man kann sie nicht tiberzeugen. Und dann gibt es meistens,
landen wir noch, miissen wir noch einen Einspracheentscheid schreiben, gibt es noch
einen Steuerrekursgerichtsfall, bei dem man eigentlich nichts, also eben, intellektuell
vollig nicht spannend, sondern nur miihsam und auf der emotionalen Schiene sehr
schwierig, weil die einem die grossten Vorwiirfe, von eben, sie schreiben seitenweise,
wir seien Teile von einer Banditengruppe, oder weiss nicht was. Das sind die wirklich
Miihsamen.»'?"

b. Einflussversuche durch die Politik

Von direkten Einflussversuchen aus der Politik berichtete keine der befragten Per-
sonen. Einzig Gesetzesdnderungen wiirden sich auf ihre alltégliche Arbeit aus-
wirken.

c. Einordnung der Erkenntnisse

Die konkreten Einflussversuche, von denen die befragten Personen berichteten,
deuten darauf hin, dass die Steuerpflichtigen sich informale Handlungsstrukturen
an der Grenze zur Politik und zur Steuerverwaltung zunutze machen wollen. Ver-
sucht wird demnach, iiber die Politik indirekt auf die Steuerverwaltung einzu-
wirken. Hierbei greifen Steuerpflichtige auf personliche Kontakte zu Politikern
zuriick. Da die befragten Personen sich nicht unter Druck gesetzt fithlen, ist davon
auszugehen, dass die informalen Handlungsstrukturen zwischen Politik und

1278 C, Pos. 248.
1279 C, Pos. 194.
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IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung

Steuerverwaltung nicht in einer Art und Weise ausgestaltet sind, die eine individu-
elle Einflussnahme der Politik aufgrund von Anliegen einzelner Steuerpflichtiger
begiinstigen.

3.6 Ausgewahlte Einzelfragen

Bei der Auswertung der Interviews kamen zudem verschiedene Einzelfragen zur
Sprache. Auf diese ist abschliessend einzugehen.

a. Unterstiitzung in der Entscheidungsfindung durch IT-Systeme

Zunichst wurde die Bedeutung von IT-Systemen fiir die Arbeit und die Ent-
scheidungsfindung in einigen Interviews besonders hervorgehoben. Diese unter-
stiitzen die Steuerkommissirinnen bei der Feststellung des Sachverhalts. Bei-
spielsweise weisen die Systeme darauf hin, wenn Belege fehlen oder bei einer
Position relevante Anderungen zum Vorjahr vorliegen. Die Systeme sind den
Steuerkommissdren weiter bei der rechtlichen Qualifikation behilflich. Sie melden
beispielsweise, wann es bei einer Kapitalleistung aus beruflicher Vorsorge zu einer
Sperrfristverletzung gekommen ist.

b. Einarbeitung von neuen Mitarbeitenden

In einem der vorstehenden Unterkapitel wurde die Bedeutung des kollegialen
Austauschs herausgearbeitet. Dies ist bereits bei der Einarbeitung neuer Mit-
arbeitender von Belang. Im Einarbeitungsprozess lernen die neuen Mitarbeitenden
die Abldufe und auch ihre Kompetenzen kennen. Dies erfolgt durch ein «Gottisys-
tem»: Dienstéltere Kollegen oder Vorgesetzte filhren die Berufsanfanger an die
Praxis heran. Beschrieben wurde dies von zwei Interviewpartnern:

«Ja, du kannst, ganz am Anfang hast du, dhm, also es gibt ein paar Dinge, zum Bei-

spiel Fallbesprechung, wenn du neu anfingst, dann besprichst du oft Fdlle mit den

Vorgesetzten, dhm, (..) das hast du sicher. Das hatte ich am Anfang auch noch. Und am

Anfang ist das noch viel mehr und irgendwann ist es wie, je ldnger du dabei bist, desto
weniger brauchst du das.»'**°

«Und dann durch die Fallbearbeitung, bei der ihnen jeweils jemand zugeteilt wird und
dann jeweils in einer Anfangsphase diese Fille anschaut und je nachdem, wie weit
Jjemand ist, kiirzer oder linger.»'*!

1280 A, Pos. 184.
1281 B, Pos. 99.
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

Neben dieser Einarbeitung durch Kolleginnen sind zu absolvierende Kurse, zum
Beispiel Kurse der Schweizerischen Steuerkonferenz, besonders wichtig bei der
Einarbeitung von Berufseinsteigern.

c. Wahrnehmung der Steuervertreter

Erwidhnenswert ist des Weiteren, dass die interviewten Personen wiederholt das
Verhéltnis zu den Steuervertreterinnen ansprachen. So betonten sie, dass es wich-
tig sei, einen guten Kontakt zu diesen zu pflegen. Man kenne sich mit der Zeit
und wisse somit, bei welchen Steuervertretern man genauer hinschauen miisse
und welche korrekt arbeiteten. Laut einer befragten Person liegt es jedoch nicht
im Aufgabenbereich der Steuerkommissdre, die Steuerpflichtigen auf unsauber
arbeitende Steuervertreterinnen aufmerksam zu machen. Vielmehr liege es in der
eigenen Verantwortung, wen man mit der Steuerberatung beauftrage.

In diesem Zusammenhang wies eine Interviewpartnerin darauf hin, dass Falle oft
herausfordernder sind, wenn Steuervertreter hinzugezogen werden:
«Ja, ein schwieriger Fall fiir mich ist auf der einen Seite dort, wo auch die fliissigen
Mittel vorhanden sind, um gewisse Steuerberatung in Anspruch zu nehmen. Sobald

Steuerberater dabei sind, die irgendwo gewisse Moglichkeiten aufzeigen, ist es fiir uns
auch immer interessant, zu schauen, haben sie da auch richtig beraten.»'*%?

Steuervertreter sind demnach im Arbeitsalltag eine relevante Gruppe fiir die
Steuerkommissirinnen, die deren Arbeit in verschiedener Weise pragt.

d. Einordnung der Erkenntnisse

Der Einfluss von IT-Systemen auf die Feststellung des Sachverhalts sowie des-
sen rechtliche Qualifikation ist gemiss den Interviews aktuell noch auf Unter-
stiitzungsfunktionen begrenzt. Algorithmische Systeme, also sogenannte KI-Sys-
teme, haben in den Steuerverwaltungen der untersuchten Kantone noch keine
Bedeutung. Jedoch ist anzunehmen, dass sich dies in abschbarer Zeit dndern
wird. In der aktuellen Ausgestaltung kommt den IT-Systemen ein formalisieren-
der Effekt zu,'?®® indem sie standardisiert bei gewissen Werten anschlagen und
die Steuerkommissérin zu einem bestimmten Handeln auffordern. Der Wechsel
zu selbstlernenden Systemen konnte jedoch dazu fiihren, dass diese Systeme in-

1282 E, Pos. 96-98.
1283 Vgl. bereits zu einer auf vorgegebenen Konditionalprogrammen basierenden Unter-
stiitzung der Verwaltung durch IT-Systeme LunMann, Recht und Automation, 49-74.
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IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung

formalen Handlungsstrukturen folgen und diese (mit)gestalten. Dies wird die Ent-
scheidungsfindung in der Steuerverwaltung fundamental verandern.!2%

Einen Kontrast zu dieser zunehmenden Automatisierung der Steuerveranlagung
bildet die Einarbeitung von neuen Mitarbeitenden durch Kollegen. Dies ist nach
wie vor relevant, da die neuen Mitarbeitenden hierbei in die formalen und informa-
len Handlungsstrukturen innerhalb der Verwaltung eingefiihrt werden. Besonders
bei den informalen Handlungsstrukturen ist davon auszugehen, dass Berufsein-
steigerinnen diese vor allem im Kontakt mit Kollegen erlernen.

Nicht zuletzt ist es nicht iiberraschend, dass Steuervertreterinnen in den Interviews
immer wieder zur Sprache kamen. Bemerkenswert ist indes, wie einzelne Steuer-
kommissére darauf hinwiesen, dass sie Steuervertreterinnen teilweise kennen und
wissen, wie diese arbeiten. Dies deutet darauf hin, dass sich Kontaktsysteme zwi-
schen Steuerkommisséiren und Steuervertreterinnen bilden. Im beschriebenen Fall
sind sich Steuervertreterinnen und Steuerkommissére wiederholt begegnet.

4. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

In den einzelnen Unterkapiteln erfolgte bereits eine Systematisierung und Ein-
ordnung der Aussagen in Bezug auf den Forschungsgegenstand. Dies wird im Fol-
genden in ausgewidhlten Themenbereichen vertieft.

Zunichst ist festzustellen, dass formale und informale Handlungsstrukturen tat-
sdchlich beobachtet werden konnen.!?®® Weiter gelingt die Identifikation ver-
schiedener Beziehungen zu den Umweltsystemen der Steuerpflichtigen, der
Politik sowie des Personals. Das Zusammenspiel der formalen und informalen
Handlungsstrukturen ist somit nachvollziehbar, wobei die Einfliisse aus den ver-
schiedenen Umweltsystemen nicht ohne Weiteres erkennbar sind, wie folgendes
Beispiel verdeutlicht: Bei der Feststellung des Sachverhalts lassen sich infor-
male Strukturen wie Entscheidungen basierend auf dem Bauchgefiihl nachvoll-
ziehen.'?%¢ Nicht aufzeigen lasst sich jedoch, wovon dieses Bauchgefiihl tatséch-
lich beeinflusst wird.

1284 Vgl. zur Bedeutung der Automatisierung des Verfahrens beziiglich Untersuchungs-

grundsatz BRauN BINDER, Untersuchungsgrundsatz, insb. Rz. 29-38; BrRauN BINDER/
OBRECHT, Steuererkldrung, Rz. 18-24; CaveLTi, Kiinstliche Intelligenz, passim.

1285 Vgl. dazu § 9.
2% Vgl § 10 Ziff. 3.2 Bst. c. Ziff. (2).
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§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung

Die Unterscheidung zwischen formalen und informalen Handlungsstrukturen ist
aus den Resultaten dieser empirischen Untersuchung indes moglich:

Erstens besteht der Grossteil der Arbeit der Steuerkommissarinnen geméss den
Interviews darin, den Sachverhalt festzustellen. Fiir diesen Prifungsschritt exis-
tieren wenige rechtliche Regeln, wie die Angaben der Steuerpflichtigen konkret
iiberpriift werden miissen.'”” Den Steuerkommissérinnen kommt hierbei demnach
ein grosser Entscheidungsspielraum zu. In den Worten der funktional-strukturel-
len Systemtheorie ist die Feststellung des Sachverhalts somit wenig formal struk-
turiert. Deshalb entwickeln die Steuerkommissérinnen eigene Strategien und ver-
lassen sich beispielsweise auf ihr Bauchgefiihl.

Zweitens sind interne Weisungen fiir die rechtliche Qualifikation des Sachver-
halts zentral.'?®® Daraus lésst sich ableiten, dass die rechtliche Qualifikation des
Sachverhalts stirker formalisiert ist. Dies deckt sich mit den iibrigen Resultaten
der Auswertung, die keinen Einfluss von nicht formalisierten Wertungen und
Entscheidungsstrukturen bei der rechtlichen Qualifikation zeigen. Einzig die Be-
merkung einer befragten Person, im Einzelfall entscheide sie auch abweichend
von den internen Weisungen, deutet darauf hin, dass die rechtliche Qualifikation
nicht durchgehend formalisiert ist.

Zusammengefasst ldsst sich sagen: Bei Entscheidungen, die auf formalen Hand-
lungsstrukturen basieren, existieren laut den Aussagen der Befragten keine Ein-
fliisse aus den anderen Umweltsystemen. Sie verneinen diesbeziiglich also einen
direkten Einfluss der Steuerpflichtigen, der Politik oder des Personals. Bei der
Feststellung des Sachverhalts jedoch, wo der Entscheidungsspielraum der Steuer-
kommissérinnen besonders gross ist, stellt sich die Frage, ob die Erfahrung — als
Wissen oder als Bauchgefiihl — von den Umweltsystemen beeinflusst wird.'?*
Nicht von der Hand zu weisen ist zumindest, dass die personliche Sphére der
Steuerkommissarinnen bei der Tatigkeit fiir die Steuerverwaltung durchscheint.
Wie gross dieser Einfluss im Einzelfall ausfillt, ist in weiteren Untersuchungen
zu priifen. Zum Verhéltnis von Politik und Steuerverwaltung &usserten sich die
befragten Personen nur am Rande. Zwar wird von Einflussversuchen der Steuer-
pflichtigen berichtet, vor allem iiber die Politik, jedoch scheinen diese nicht erfolg-
reich zu sein.!*°

1287 Vg, § 4 Ziff. 2.2 Bst. b.
85 Vgl. § 10 Ziff, 3.3 Bst. a.
29 ygl. § 10 Ziff. 3.5.

120 Vgl § 10 Ziff. 3.5 Bst. b.
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Vergleicht man diese Erkenntnisse mit den Ansédtzen von NIkKLAS LUHMANN, de-
cken sich einige Beschreibungen. Zum einen sind die Einfliisse an den Grenzen
der Verwaltung durch Steuerpflichtige, Personal und Politik vorhanden. Zum an-
deren zeigt sich, dass es die Unterteilung in formale und informale Strukturen er-
moglicht, neben rechtlichen Vorgaben andere Entscheidungsstrukturen zu identi-
fizieren.

Fiir eine tiefere Untersuchung der Entscheidungsfindung in der Steuerverwaltung
sind weitere empirische Studien wiinschenswert. Dabei sollte ein Schwerpunkt
auf der Befragung von Personen in hoheren Positionen und Personen aus dem
Rechtsdienst liegen. Dies lésst sich damit begriinden, dass diese Personen noch
umfassender in die Erstellung interner Weisungen involviert sind und in anderer
Art und Weise mit den Umweltsystemen in Beziehung stehen. Zudem bietet sich
an, Personen zu befragen, die im direkten Kontakt mit der Steuerverwaltung ste-
hen, etwa Steuerpflichtige oder Steuervertreter.
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§ 11 Zusammenfiihrung

Ausgangspunkt der vorliegenden Untersuchung war eine Darstellung der norma-
tiven Grundlagen fiir die Rechtsanwendung durch die Steuerverwaltung.'*' Diese
wurde durch die normativen Regeln der juristischen Methodenlehre vervoll-
standigt'?*?> und einem deskriptiven Bild der 6ffentlichen Verwaltung gegeniiber-
gestellt.'?*? Darauf aufbauend wurde mithilfe der funktional-strukturellen System-
theorie ein Analyserahmen fiir die Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung
entwickelt'® und durch eine empirische Untersuchung ergénzt.'”®> Dieses drei-
stufige Vorgehen und die zentralen Erkenntnisse daraus werden nachfolgend zu-
sammengefiihrt und zusammengefasst.

1. Zusammenfassung

In einem ersten Schritt (Kapitel 4—6) wurden die Grundlagen der Steuerver-
waltung in der Schweizer Rechtsordnung dargestellt. Zunachst wurde dafiir der
rechtliche Rahmen fiir die Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung auf-
gezeigt. Dieser setzt sich zusammen aus Bestimmungen der Bundesverfassung
und aus verfahrensrechtlichen Bestimmungen, welche die Umsetzung der ma-
teriellen Vorgaben sicherstellen. Die Bundesverfassung enthdlt Grundsétze, die
das Handeln der Verwaltung steuern und einschrianken. Die Untersuchung dieser
Grundsatze mitsamt ihrer Bedeutung fiir die Entscheidungsfindung der Steuerver-
waltung zeigt, dass es fiir die konkrete Entscheidung an konkreten Vorgaben fehlt.
Dies l4sst sich insbesondere darauf zuriickfiihren, dass die Grundsétze unbestimmt
sind. Ferner widersprechen sie sich bei der konkreten Entscheidungsfindung oft
und bediirfen daher einer Abwigung.'>

Fir die Umsetzung der Verfassungsgrundsidtze zum Verwaltungshandeln bietet
das Verfahrensrecht die Grundlage. Bezogen auf das Steuerrecht regelt das Ver-
fahrensrecht, wie die Festsetzung der Steuerschuld ablauft, und verteilt die Ver-

91 Vgl §4,§5,§6.
122 Vgl § 7.
1293 gl § 8.
29 Vgl § 9.
1295 g, § 10.
296 Vgl § 4 Ziff. 1.6.

197

https://doi.org/10. https:/i liby - Open A i@ e |



https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

Schlussbemerkungen

antwortlichkeiten fiir die einzelnen Verfahrensschritte. Zentral bei der Festsetzung
der Steuerschuld ist es, den Sachverhalt festzustellen. Dies ist die Voraussetzung
fiir die Rechtsanwendung. Die Feststellung des Sachverhalts ist gepragt vom Un-
tersuchungs- und vom Kooperationsgrundsatz.'”” Aus diesen geht hervor, dass
fiir die Steuerveranlagung eine Zusammenarbeit der Steuerverwaltung und der
Steuerpflichtigen notwendig ist. Diese Zusammenarbeit ermdglicht erst die ab-
schliessende rechtliche Qualifikation und damit die definitive Festsetzung der
Steuerschuld.!??

Um ihre Aufgabe — die Festsetzung der Steuerschuld — zu erfiillen, stehen der
Steuerverwaltung verschiedene Handlungsformen zur Verfiigung. Einerseits
zu erwahnen ist der Erlass generell-abstrakter Normen in Form von Rechts-
und Verwaltungsverordnungen.'”® Andererseits setzt die Steuerverwaltung die
individuell-konkrete Steuerschuld mit einer Veranlagungsverfiigung fest.!*® Die
verschiedenen Handlungsformen zeigen, dass der Weg vom Steuergesetz hin
zur individuell-konkreten Entscheidung nicht direkt erfolgen muss, sondern ein
Zwischenschritt mit einer Rechts- oder Verwaltungsverordnung mdglich ist. Ent-
sprechend wird auch der Entscheidungsspielraum schrittweise ausgefiillt.!*!

Nicht zuletzt gehort das Verwaltungsermessen zu den Grundlagen der Steuerver-
waltung in der Schweiz. Dieses entsteht aufgrund von offenen Normen, die sich
wiederum in unbestimmte Rechtsbegriffe und Ermessensnormen einteilen las-
sen.'’®? Das Steuerrecht in der Schweiz enthilt zahlreiche offene Normen, was
zu einem beachtlichen Entscheidungsspielraum in der Rechtsanwendung fiihrt.!3%

In einem zweiten Schritt (Kapitel 7 und 8) wurde in dieser Arbeit die Rechts-
anwendung der Steuerverwaltung aus rechtsmethodischer und deskriptiver Pers-
pektive betrachtet. In rechtsmethodischer Hinsicht zeigte sich, dass die juristische
Methodenlehre fiir die Rechtsanwendung konkrete Regeln vorsieht. Den Aus-
gangspunkt dafiir bildet der Justizsyllogismus.!3* Weiter bestehen Regeln fiir die

1297 Vgl. § 4 Ziff. 2.3 Bst. b. f.
2% Vgl § 4 Ziff, 2.4.

129 Vgl § 5 Ziff. 1 f.

B0 gl § 5 Ziff. 3.

B0 gl § 5 Ziff, 5.

B2yl § 6 Ziff, 2.

B0 Vgl § 6 Ziff. 4 f.

B gl § 7 Ziff. 1.
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§ 11 Zusammenfithrung

Auslegung, Liickenfiillung und Gesetzeskorrektur.'** Eine Analyse dieser Regeln
fiihrte zum Schluss, dass auch unter Anwendung der juristischen Methodenlehre
im Einzelfall Entscheidungsspielrdume in der Rechtsanwendung bestehen bleiben
und in diesen Fillen eine Wertung der rechtsanwendenden Personen notwendig
wird. 130

Der Wechsel in eine deskriptive Perspektive — vorliegend eine sozialwissenschaft-
liche Perspektive auf die Verwaltung — ergénzte den rechtlichen Blick. Dabei zeig-
te sich, dass mithilfe von sozialwissenschaftlichen Theorien zur Verwaltung eine
konkrete Betrachtung der Wertungen mdéglich wird. Da es indes an einer allgemein
gefassten Theorie der Verwaltung fehlt, musste fiir eine Untersuchung des spezi-

fischen Forschungsgegenstands eine geeignete Theorie ausgewahlt werden.'3"

In einem dritten Schritt wurde daher in den Kapiteln 9 und 10 die Entscheidungs-
findung der Steuerverwaltung vor einem theoretischen Hintergrund auf-
geschliisselt und empirisch untersucht. In theoretischer Hinsicht stellte sich die
funktional-strukturelle Systemtheorie von NikLas LUHMANN — ergénzt durch seine
Uberlegungen zur dffentlichen Verwaltung — als zielfiihrend heraus, um den Ent-
scheidungsspielraum der Verwaltung sowie deren Wertungen zu untersuchen. 3%
Dabei zeigte sich, dass innerhalb der Verwaltung formale und informale Struktu-
ren existieren, die sicherstellen, dass sie ihre Funktion, bindende Entscheidungen
herzustellen, erfiillen kann. Die Steuerverwaltung ist dieser Theorie zufolge von
drei Umweltsystemen umgeben: den Steuerpflichtigen, der Politik und dem Per-
sonal.*® Diese Umweltsysteme beeinflussen die Entscheidungen der Steuerver-
waltung.”? Dies gilt insbesondere fiir ihre Entscheidungsspielrdume, in denen
eine Wertung der rechtsanwendenden Person notwendig wird.!3!!

In der empirischen Untersuchung wurden Interviews mit Steuerkommisséren aus
drei verschiedenen Kantonen der Schweiz gefiihrt und analysiert.!*? Die Resultate
lassen einige Ansétze der Theorie NikLas LunManns erkennen und bieten Raum
fiir weitergehende Erkenntnisse. So zeigte sich, dass den Steuerkommissirinnen

1305 gl § 7 Ziff. 2.
1506 Vgl. § 7 Ziff, 2.6.
1307 ygl. § 8 Ziff. 3.
1308 Vgl § 9 Ziff, 1.
1B Vgl § 9 Ziff, 2.
B0 Vel § 9 Ziff, 3.
Bl Vgl § 9 Ziff. 5.
B2 Vgl § 10 Ziff. 2.3.
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der grosste Entscheidungsspielraum bei der Sachverhaltsfeststellung zufillt.
Dabei entscheiden sie nach eigenen Angaben nach Erfahrung, das heisst nach ge-
neriertem Wissen und Bauchgefiihl.'*'* Bei der rechtlichen Qualifikation orientie-
ren sie sich hingegen vor allem an internen Weisungen."*'* Betreffend den Kontakt
zu den Umweltsystemen deuten die Resultate aus den Interviews darauf hin, dass
Einflussversuche der Steuerpflichtigen zwar erfolgen, aufgrund der Strukturie-
rung der Politik jedoch nicht erfolgreich sind — zumindest in den vorliegend unter-
suchten Fillen."®

2. Perspektiven

Abschliessend ist nun noch zu erdrtern, was die Erkenntnisse fiir den Unter-
suchungsgegenstand und das eingangs erwahnte Beispiel bedeuten: Lasst sich nun
nachvollziehen, was zwischen dem Einreichen der Steuererklarung und dem Erlass
der Veranlagungsverfiigung passiert und wie Wertungen von der Steuerverwaltung
vorgenommen werden?

Deutlich wird zunédchst, dass die Steuerverwaltung in ihrem Handeln einen be-
deutenden Entscheidungsspielraum hat. Thr stehen verschiedene Entscheidungs-
moglichkeiten zur Verfiigung, um offene Normen zu konkretisieren. Dies gilt fiir
die Verwaltungsspitze und die Steuerkommissarinnen. Folglich l4sst sich festhalten,
dass zwar normative Vorgaben existieren, diese jedoch nicht abschliessend sind.

Mit dieser Liicke befasst sich diese Arbeit, indem sie einen alternativen Analyse-
rahmen bietet, um die Wertungen der Steuerverwaltung zu erfassen. Auf einer theo-
retischen Ebene erfolgt dies auf Grundlage von NikrAs Luamanns frithen Werken,
namentlich der funktional-strukturellen Systemtheorie und seinen Ansétzen fiir eine
Verwaltungstheorie. Die Anwendung dieser Ansitze auf die Wertungen der Steuer-
verwaltung ermoglicht es, die Wertungen und Entscheidungen der Steuerverwaltung
aus einer theoretischen Perspektive allgemein zu beschreiben und einzuordnen.
Betreffend die Wertungen wird deutlich, dass diese auf der Basis von informalen
Handlungsstrukturen gefallt werden, weil formale Regel fehlen. Demnach sind die
Wertungen massgeblich durch die Umwelt beeinflusst, namentlich durch die Steuer-
pflichtigen, die Politik und das Personal der Steuerverwaltung.

1313 Vgl. § 10 Ziff. 3.2 Bst. c.
1314 Vgl. § 10 Ziff. 3.3 Bst. a.
315 Vgl § 10 Ziff. 3.4 f.
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§ 11 Zusammenfithrung

Diese Beobachtung deckt sich mit den empirischen Erkenntnissen aus der vor-
liegenden Arbeit. Die Auswertung der Interviews mit Steuerkommisséren aus ver-
schiedenen Kantonen der Schweiz stiitzt die These, dass formale und informale
Handlungsstrukturen innerhalb der Steuerverwaltung existieren. Gesetze sowie
konkretisierende Rechts- und Verwaltungsverordnungen schaffen formale Struktu-
ren fur die Entscheidungsfindung. Ergénzt werden diese durch informale Strukturen.
Diese betreffen beispielsweise die Art und Weise, wie die Steuerkommissére bei
ihrer Arbeit vorgehen oder wie stark ihr Handeln durch ihre Personlichkeit geprégt
ist. Dieser Entscheidungsspielraum der Steuerkommissére spielt insbesondere bei
der Feststellung des Sachverhalts eine massgebende Rolle. Ausgehend vom Grund-
satz, dass den Angaben der Steuerpflichtigen Vertrauen geschenkt wird, liegt es
an der einzelnen Steuerkommissérin, davon abzuweichen und dennoch mit einer
Auflage weitere Belege anzufordern oder direkt abweichend von den Angaben des
Steuerpflichtigen zu entscheiden. Dieses Vorgehen erfolgt innerhalb eines wenig for-
malisierten Rahmens. Die Steuerkommissére handeln hier grosstenteils nach ihrer
Erfahrung, die sich als Wissen oder in einem Bauchgefiihl manifestiert. Um den
Sachverhalt festzustellen, sind somit informale Strukturen priagend. Sowohl bei der
Feststellung des Sachverhalts als auch bei der anschliessenden rechtlichen Quali-
fikation ist sodann der Kontakt zu Umweltsystemen beobachtbar. Am stérksten zei-
gen sich die Berithrungspunkte zum Personal. In den Interviews wurde wiederholt
die Bedeutung der personlichen Sphére deutlich, d. h. der eigenen Werte, der Person-
lichkeit sowie der eigenen Situation. Inwiefern diese Einfliisse aus den Umwelt-
systemen die Entscheidungsfindung tatséchlich pragen, lasst sich indes nicht sagen.

Uberraschend bei der empirischen Untersuchung war, dass der Entscheidungs-
spielraum der Steuerkommissérinnen bei der Feststellung des Sachverhalts relativ
gross ist. In diesem Zusammenhang bieten sich daher weitere Untersuchungen an.
Des Weiteren stellt sich die in dieser Arbeit ausgeklammerte Frage, wie das Zu-
sammenspiel von Gerichten und der Verwaltung bei der Ausfiillung von Ent-
scheidungsspielrdumen in der Rechtsanwendung aussieht. Die Interviews mit den
Steuerkommissérinnen deuten zumindest darauf hin, dass die Rechtsprechung der
Gerichte grossen Einfluss auf die Auslegung von Rechtsbegriffen und damit auf die
Entscheidungen der Verwaltung hat.

Abschliessend lasst sich somit festhalten: Es bedarf weiterer theoretischer und em-
pirischer Untersuchungen. Die vorliegende Arbeit leistet einen ersten Beitrag und
schafft idealerweise eine anregende Grundlage fiir verwaltungsorientierte Ansétze
in der Steuerrechtswissenschaft der Schweiz.
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Die Steuerverwaltung trifft taglich zahlreiche (Veranlagungs-)Ent-
scheidungen. Von aussen betrachtet lassen diese sich nicht immer
nachvollziehen, da neben Rechtsnormen auch ausserrechtliche
Faktoren darauf einwirken. Das vorliegende Werk untersucht diese
Faktoren,indem es in einem ersten Schritt die Entscheidungsspiel-
rdume herausarbeitet und in einem zweiten Schritt ein Modell fir
die Erfassung ausserrechtlicher Einflisse entwickelt. Dafir stellt

die Autorin derrechtsdogmatischen Perspektive einen rechtssozio-
logischen Ansatz gegentiber. Sie zeichnet so das Bild einer Steuer-
verwaltung, die um den steten Ausgleich der Interessen von Politik,
Steuerpflichtigen und Personal bemiht ist. Der Ansatz erméglicht
nicht nur einen gewinnbringenden Einblick in die tégliche Arbeit der
Steuerverwaltung, sondern zeigt auch den Mehrwert interdiszipli-
narer Arbeiten fiir die Rechtswissenschaft auf.

9”783038”919018H 9”?83756”026821H

https://doi.org/10. inlibr - Open A i@ o]



https://doi.org/10.577179783748974888 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/

	Titelei/Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	Inhaltsübersicht
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Literaturverzeichnis
	Materialienverzeichnis

	I. Teil: Einleitung
	§ 1 Einführung
	§ 2 Wertungsentscheidungen in der Rechtsanwendung
	§ 3 Aufbau der Arbeit

	II. Teil: Grundlagen der Verwaltung im Steuerrecht
	§ 4 Rechtliche Rahmenbedingungen
	1. Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Rechtsanwendung
	1.1 Legalitätsprinzip
	a. Zulässige rechtliche Grundlagen
	b. Qualifiziertes Legalitätsprinzip im Abgaberecht
	c. Rolle des Legalitätsprinzips für die Steuerverwaltung

	1.2 Öffentliches Interesse und Verhältnismässigkeit
	a. Definition des öffentlichen Interesses
	b. Definition der Verhältnismässigkeit
	c. Bedeutung der Grundsätze des öffentlichen Interesses und der Verhältnismässigkeit für die Steuerverwaltung

	1.3 Gleichbehandlungsgebot und Besteuerungsprinzipien
	a. Gleichbehandlungsgebot in der Rechtsanwendung
	b. Besteuerungsgrundsätze
	c. Anwendung des Steuerrechts zwischen Legalitätsprinzip und Besteuerungsgrundsätzen

	1.4 Willkürverbot
	1.5 Grundsatz von Treu und Glauben
	a. Rechtsgrundsatz und Grundrecht
	b. Vertrauensschutz
	c. Verbot des widersprüchlichen Verhaltens
	d. Rechtsmissbrauchsverbot
	e. Spannungsfelder zwischen dem Grundsatz von Treu und Glauben und dem Legalitätsprinzip

	1.6 Zwischenergebnis

	2. Verfahrensrechtlicher Rahmen der Festsetzung der Steuerschuld
	2.1 Zuständigkeit und Aufsicht
	2.2 Ablauf der Veranlagung
	a. Information durch Steuerpflichtige im Steuererklärungsverfahren
	b. Sachverhaltsfeststellung durch die Steuerverwaltung im Veranlagungsverfahren i. e. S.
	c. Abschluss des Verfahrens durch die Veranlagungsverfügung

	2.3 Verfahrensmaximen
	a. Offizialmaxime
	b. Untersuchungsgrundsatz
	c. Kooperationsgrundsatz

	2.4 Zwischenergebnis

	3. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

	§ 5 Handlungsformen der Steuerverwaltung
	1. Gesetzeskonkretisierung durch Rechtsverordnungen
	2. Gesetzeskonkretisierung durch Verwaltungsverordnung
	3. Individuell-konkrete Entscheidung als Veranlagungsverfügung
	4. Steuervorbescheide als Realakte
	5. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

	§ 6 Erweiterter Entscheidungsspielraum durch Verwaltungsermessen
	1. Offene Normen im Verwaltungsrecht
	2. Unterscheidung von unbestimmten Rechtsbegriffen und Ermessensnormen
	2.1 Unbestimmte Rechtsbegriffe
	2.2 Ermessen

	3. Lehre vom einheitlichen Verwaltungsermessen
	4. Offene Normen im Steuerrecht
	4.1 Weitreichende Überprüfung durch Gerichte
	4.2 Konkretisierung offener Normen durch Rechts- und Verwaltungsverordnungen

	5. Zusammenfassung und Schlussfolgerung


	III. Teil: Rechtsmethodische und deskriptive Perspektiven auf die Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung
	§ 7 Rechtsmethodische Vorgaben
	1. Struktur durch den Justizsyllogismus
	2. Juristische Methodenlehre i. e. S.
	2.1 Grundlegendes zur juristischen Methodenlehre
	2.2 Auslegung
	a. Auslegungselemente



	(1) Grammatikalisches Auslegungselement
	(2) Teleologisches Auslegungselement
	(3) Historisches Auslegungselement
	(4) Systematisches Auslegungselement
	b. Grundsatz der Gleichwertigkeit der Auslegungselemente
	c. Wertungsbedarf bei der Auslegung
	2.3 Lückenfüllung
	a. Feststellen einer Lücke
	b. Füllung einer Lücke
	c. Wertungsbedarf bei der Lückenfüllung

	2.4 Gesetzeskorrektur
	a. Voraussetzungen für eine Gesetzeskorrektur
	b. Rechtsgrundlage für die Gesetzeskorrektur
	c. Wertungsbedarf bei der Gesetzeskorrektur

	2.5 Steuerumgehung
	a. Ernst Blumensteins Theorie der Steuerumgehung


	(1) Zivilrechtliche Anknüpfungspunkte im Steuerrecht
	(2) Notwendigkeit einer Korrekturmöglichkeit
	(3) «Ungeschriebene Generalklausel» als Notlösung
	(4) Definition einer Steuerumgehung
	b. Rezeption durch das Bundesgericht
	c. Kritik aus der Lehre und Ausblick
	d. Wertungsbedarf bei der Steuerumgehung
	2.6 Zwischenergebnis
	3. Diskrepanz zwischen Herstellung und Darstellung von Entscheidungen
	4. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

	§ 8 Verwaltungswissenschaftlicher Zugang zur Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung
	1. Verwaltungswissenschaftliche Herangehensweisen
	1.1 Normative und empirisch-analytische Theorieansätze
	1.2 Perspektiverweiterung durch Interdisziplinarität

	2. Stellung der Verwaltung in der Gesellschaft
	2.1 Trennung von Verwaltung und Politik, Konzentration auf formale Strukturen
	2.2 Vereinigung von Politik und Verwaltung im politisch-administrativen System
	2.3 Verflechtung von Verwaltung und Politik, Erforschung informaler Strukturen

	3. Zusammenfassung und Schlussfolgerung


	IV. Teil: Neue Perspektiven auf Wertungsentscheidungen der Steuerverwaltung
	§ 9 Entscheidungsfindung der Steuerverwaltung aus einer System-Umwelt-Perspektive
	1. Grundlagen der funktional-strukturellen Systemtheorie
	1.1 Abgrenzung von der autopoietischen Systemtheorie
	1.2 Systemtheoretische Betrachtung der öffentlichen Verwaltung
	1.3 Annahmen und Begriffe
	a. Reduktion von Komplexität durch Systembildung
	b. Soziales System
	c. Funktion und funktionale Äquivalenz
	d. Erwartungen und Systemstruktur
	e. Selbsterhaltung und Systemrationalität
	f. Differenzierung gegen innen
	g. Mitgliedschaft in einem sozialen System

	1.4 Zwischenergebnis

	2. Die Steuerverwaltung als soziales System
	2.1 Verbindliche Festsetzung der Steuerschuld als Funktion
	2.2 Verstetigung der Macht durch die Politik i. e. S.
	2.3 Formen verbindlicher Entscheidungen
	a. Programmierende und programmierte Entscheidungen
	b. Programmierende Entscheidungen als Rechts- und Verwaltungsverordnungen
	c. Programmiertes Entscheiden als Veranlagungsverfügung
	d. Entscheidungsspielräume trotz Konditionalprogrammen

	2.4 Umweltdifferenzierung
	a. Umweltdifferenzierung für Bestandeserhalt und Autonomie
	b. Publikum, Politik und Personal als wichtigste Umweltsysteme
	c. Gleichwertigkeit der Grenzbeziehungen

	2.5 Opportunismus als Systemrationalität
	2.6 Wertungsentscheidungen als informale Handlungsstrukturen
	2.7 Zwischenergebnis

	3. Formale und informale Strukturen der Einflussnahme
	3.1 Steuerpflichtige
	a. Distanzierung durch die Kompetenz zum verbindlichen Entscheiden
	b. Notwendigkeit der Kooperation von Steuerpflichtigen bei der Festsetzung der Steuerschuld
	c. Einfluss des Rangs der Steuerpflichtigen
	d. Gegenstrukturelle Einrichtungen



	(1) Negative Allgemeinurteile
	(2) Alternative Kontaktsysteme
	(3) Alternative Kontaktsysteme zwischen Mitgliedern der Steuerverwaltung und Steuervertretern
	(4) Alternative Kontaktsysteme durch Interessengruppen von Steuerpflichtigen
	(5) Steuervorbescheid als gegenstrukturelle Einrichtung
	e. Zwischenergebnis
	3.2 Politik
	a. Grenze zwischen Politik und Verwaltung
	b. Zugang zur politischen Grenze der Steuerverwaltung


	(1) Einfluss auf Personalentscheidungen
	(2) Einfluss durch Empfehlung von Entscheidungsprogrammen
	(3) Einfluss durch Empfehlung von Entscheidungen
	c. Möglichkeiten der Verwaltung zur Einflussnahme auf die Politik
	d. Möglichkeiten der Kommunikation zwischen Politik und Publikum

	(1) Informationsmöglichkeiten von Politik und Publikum
	(2) Einfluss des Publikums über die Politik durch Wahlen
	e. Zwischenergebnis
	3.3 Personal
	a. Vorteile der Mitgliedsrolle
	b. Bedingungen für die Mitgliedsrolle
	c. Verflechtung dienstlicher Kommunikation mit dem Selbstdarstellungsinteresse


	(1) Trennung von formalem und informalem Verhalten
	(2) Persönliche Selbstdarstellungsstrategien
	(3) Persönliche Bedingtheit von Verhalten
	d. Zwischenergebnis
	4. Einordnung der Auslegung von Rechtssätzen
	5. Zusammenfassung und Schlussfolgerung

	§ 10 Erkenntnisse aus der Praxis der Steuerverwaltung
	1. Entscheidungsfindung in der Rechtsanwendung als Gegenstand empirischer Forschung
	1.1 Richterliche Entscheidungen basierend auf formellen und informellen Sachprogrammen
	1.2 Verwaltungsentscheidungen als Resultat deliberativer Interaktionen

	2. Methodische Grundlagen der Untersuchung
	2.1 Forschungsgegenstand
	2.2 Forschungsmethode
	2.3 Durchführung semi-strukturierter Interviews
	a. Datenerhebung
	b. Leitfaden
	c. Stichprobe
	d. Durchführen der Interviews
	e. Datenauswertung


	3. Auswertung der Interviews
	3.1 Rahmenbedingungen der Veranlagung
	a. Aufgaben
	b. Zuteilung der Fälle
	c. Anzahl Fälle und Dauer der Fallbearbeitung
	d. Arbeitsschritte
	e. Einordnung der Erkenntnisse

	3.2 Sachverhaltsfeststellung als Schwerpunkt des persönlichen Entscheidungsspielraums
	a. Guter Glaube, Plausibilisierung und Effizienz
	b. Zentrale Rolle von Auflagen
	c. Grundlagen für die Entscheidung



	(1) Erfahrung als Wissen
	(2) Erfahrung als Bauchgefühl
	(3) Spezifische Gründe
	d. Einordnung der Erkenntnisse
	3.3 Konkretisierung des rechtlichen Entscheidungsspielraums
	a. Zentrale Rolle von internen Weisungen
	b. Gesetze, Gerichtsurteile und rechtswissenschaftliche Literatur
	c. Rechts- oder Bauchgefühl sowie Gerechtigkeitsüberlegungen
	d. Rolle des Teams und der Vorgesetzten
	e. Untergeordnete Rolle der Steuerumgehung in der Steuerpraxis
	f. Einordnung der Erkenntnisse

	3.4 Persönliche Rolle der Steuerkommissärinnen
	a. Auftreten und Kommunikation
	b. Teamarbeit
	c. Innere Widersprüche
	d. Emotionen im Kontakt zu den Steuerpflichtigen
	e. Einordnung der Erkenntnisse

	3.5 Wahrgenommene Einflussversuche von Politik und Steuerpflichtigen
	a. Einflussversuche durch die Steuerpflichtigen
	b. Einflussversuche durch die Politik
	c. Einordnung der Erkenntnisse

	3.6 Ausgewählte Einzelfragen
	a. Unterstützung in der Entscheidungsfindung durch IT-Systeme
	b. Einarbeitung von neuen Mitarbeitenden
	c. Wahrnehmung der Steuervertreter
	d. Einordnung der Erkenntnisse

	4. Zusammenfassung und Schlussfolgerung


	Schlussbemerkungen
	§ 11 Zusammenführung
	1. Zusammenfassung
	2. Perspektiven





